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Der Planungsausschuß für Agrarstruktur und Küstenschutz, dem der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten als Vorsitzender, der Bun- 
desminister der Finanzen sowie die elf Minister und Senatoren für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten der Länder angehören, hat am 17, Dezember 1973 
in Ausführung des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" vom 3. September 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1573) in der Fassung vom 23. Dezember 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2140) 
folgenden gemeinsamen Rahmenplan beschlossen: 


TEIL I 

Einführung 

1 . Durdi Artikel 91 a GG wurde die Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes zur Ge- 
meinschaftsaufgabe erklärt. Bei der Erfüllung dieser 
Aufgabe, deren Durchführung den Ländern obliegt, 
wirkt der Bund mit, da sie für die Gesamtheit be- 
deutsam ist und zur Verbesserung der Lebensver- 
hältnisse beiträgt. Bund und Länder tragen bei der 
Gemeinschaftsaufgabe gleichermaßen Verantwor- 
tung. Diese Verantwortung dokumentiert sich in 
einer gemeinsamen Planung und Finanzierung der 
Maßnahmen. 

2 . In Ausführung von Artikel 91 a GG ist am 

3. September 1969 das Gesetz über eine Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" (GemAgrG; BGBl. I 
S. 1573) erlassen worden. Es ist am 1, Januar 1970 
in Kraft getreten und wird seit 1. Januar 1973 durch- 
geführt. 

Dieses Gesetz hat das Ziel, eine leistungsfähige, auf 
künftige Anforderungen ausgerichtete Land- und 
Forstwirtschaft zu gewährleisten und deren Einglie- 
derung in den Gemeinsamen Markt der Euro- 
päischen Gemeinschaften zu erleichtern sowie den 
Küstenschutz zu verbessern. Mit dieser sehr allge- 
meinen Zielsetzung in Verbindung mit dem Arti- 
kel 91 a GG hat der Planungsaus schuß die Einzel- 
maßnahmen ausgewählt, die unter den Anwen- 
dungsbereich des GemAgrG fallen sollen. 

3 . Für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgaben 
wird von Bund und Ländern ein gemeinsamer Rah- 
menplan aufgestellt. Der gemeinsame Rahmenplan 
ist für den Zeitraum der mehrjährigen Finanzpla- 
nung aufzustellen, jedes Jahr sachlich zu prüfen und 
der Entwicklung anzupassen. Der 1. Rahmenplan 
(1973 bis 1976) war am 1. Januar 1973 in Kraft ge- 
treten. 

Der Rahmenplan enthält die Maßnahmen, die in 
den einzelnen Haushaltsjahren durchgeführt wer- 
den, und gibt die Förderungsarten (Darlehen, Zu- 
schüsse, Zinszuschüsse) sowie die Zielvorstellungen 
der einzelnen Maßnahmen an. Außer den Mitteln 
und Maßnahmen muß der Rahmenplan auch allge- 


meine Grundsätze für die Vergabe der ausgewiese- 
nen Mittel enthalten, um eine einheitliche Förde- 
rung der Maßnahmen zu gewährleisten. 

Der Rahmenplan wird auf Grund von Anmeldungen 
der Länder und Vorschlägen des Bundes aufgestellt. 
Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten nimmt die Anmeldungen entgegen und 
legt sie mit seinen eigenen Vorschlägen dem Pla- 
nungsausschuß vor. Die Anmeldungen müssen Art 
und Umfang der Maßnahmen und die voraussicht- 
lichen Kosten enthalten. Außerdem sind die ange- 
meldeten Maßnahmen zu begründen. 

4 . Die Bundesregierung und die Landesregierun- 
gen haben zur Aufstellung des Rahmenplanes einen 
Planungsaus schuß gebildet, in dem der Bund durch 
den Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und den Bundesminister der Finanzen 
und die Länder durch je einen Minister (Senator) 
vertreten sind. Dem Bund stehen ebenso viele Stim- 
men zu wie den 1 1 Ländern zusammen. Es wird mit 
einer Mehrheit von drei Vierteln aller Stimmen 
Beschluß gefaßt, so daß zu einer Beschlußfassung 
17 Stimmen erforderlich sind. 

Der Planungsausschuß hat die Förderungsgrund- 
sätze, die Anmeldungen der Länder und die Vor- 
schläge des Bundes zu überprüfen und durch Be- 
schluß über deren Aufnahme in den Rahmenplan zu 
entscheiden. Bei dieser Aufgabe sollen räumliche 
und sachliche Schwerpunkte gebildet werden. 

5 . Für das Marktstrukturgesetz, das Gesetz über 
forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse und die struk- 
turrelevanten Bestimmungen der EG-Verordnungen 
1035/72, bisher 159/66 (Obst, Gemüse), 2142/70 
(Fische) und 1696/71 (Hopfen) sind — im Gegensatz 
zu den übrigen Maßnahmen — ■ keine besonderen 
Förderungsgrundsätze notwendig. Um ein sachlich 
gebotenes einheitliches Vorgehen bei der Durch- 
führung dieser Rechtsvorschriften zu erreichen, fin- 
det das Verfahren Anwendung, nach dem bisher 
schon die Anlage zum Bewilligungsbescheid für die 
Förderung nach dem Marktstrukturgesetz gemein- 
sam von Bund und Ländern aufgestellt wurde. 
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6 . Die Umstellungsprämie auf Grund der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1353/73 des Rates vom 15. Mai 
1973 wurde in die Gemeinschaftsaufgabe einbe- 
zogen. Diese Verordnung geht davon aus, daß diese 
Maßnahme neben der nationalen Mitleistung durch 
die Abteilung Ausrichtung des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
finanziert wird, d. h., sie wird seitens der Gemein- 
schaft als Strukturmaßnahme angesehen. 

Der Planungsausschuß hat hierzu folgende Erklä- 
rung beschlossen: 

„Angesichts der rechtlich noch ungeklärten Frage 
der Finanzierung von EG-Maßnahmen kommen 
Bund und Länder unter Aufrechterhaltung ihrer 
unterschiedlichen Auffassungen über die Finan- 
zierung der EG-Prämienregelung für die Umstel- 
lung von Milchkuhbeständen auf Bestände zur 
Fleischerzeugung überein, diese Maßnahme we- 
gen der zeitlichen Dringlichkeit {Beginn 1. Okto- 
ber 1973) vorläufig im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe zu finanzieren und durchzuführen. Der 
PLANAK wird die weitere Finanzierung dieser 
Maßnahme erneut prüfen, sobald die Frage der 
Finanzierung von EG-Maßnahmen einer recht- 
lichen Klärung zugeführt ist." 

7 _ Bei der Förderung sind die Bestimmungen des 
Gemeinsamen Agrarmarktes zu berücksichtigen. Die 
Ziele und Erfordernisse der Raumordnung und Lan- 
desplanung sind zu beachten. Zwischen allen Maß- 
nahmen, die im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
und „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" durchgeführt werden, erfolgt eine 
enge Koordinierung. 

8 . Der Planungsausschuß hat beschlossen, daß die 
von ihm verabschiedeten Förderungsgrundsätze ver- 
bindlich sind. 

9 _ Es besteht Einigkeit zwischen Bund und Ländern 
darüber, daß Aufgaben, die nicht überwiegend der 


Agrarstrukturverbesserung, sondern der Erhaltung 
der Kulturlandschaft, der Landschaftspflege und Er- 
holungsfunktion der Landschaft dienen, nicht als 
Gemeinschaftsaufgaben anzusehen sind und daher 
allein aus Landesmitteln finanziert werden können. 
Die Länder unterrichten den Planungsausschuß über 
die Abgrenzung derartiger Aufgaben gegenüber den 
Gemeinschaftsaufgaben. 


10 . Gehen die Anmeldungen der Länder erheblich 
über die Mitfinanzierung des Bundes hinaus, wie 
sich dies zur Zeit bei der Förderung von zentralen 
Wasserversorgungs- und Abwasserbeseitigungsan- 
lagen zeigt, bleibt die Anwendung der Förderungs- 
grundsätze auf die regionalen Schwerpunkte be- 
schränkt, die vom Planungsaussdiuß auf Vorschlag 
der Länder beschlossen werden. 


11 . Von den in diesem Rahmenplan beschlossenen 
Ansätzen kann innerhalb eines Landes dann abge- 
wichen werden, wenn die Abweichung vorher mit 
dem Bund abgestimmt worden ist. Dies gilt nur, 
wenn die Abweichung die im Rahmenplan für die 
einzelnen Maßnahmen festgelegten Ziele nicht we- 
sentlich verändert. Abweichungen über diesen Rah- 
men hinaus bedürfen der Zustimmung des Planungs- 
ausschusses. 


12. 1973 haben sich Bund und Länder verstärkt be- 

müht, objektive Grundlagen für die im Gemein- 
schaftsaufgabengesetz vorgesehene sachliche und 
räumliche Schwerpunktbildung zu erarbeiten. Der 
Unterausschuß setzte eine Arbeitsgruppe für die 
„Programmplanung bei der Gemeinschaftsaufgabe" 
ein. Aufgabe dieser Arbeitsgruppe ist es, auf der 
Grundlage eines im BML erarbeiteten Grundkon- 
zepts einen auf objektiven Kriterien basierenden 
Vorschlag für die Bildung räumlicher und sachlicher 
Schwerpunkte bei der Gemeinschaftsaufgabe zu er- 
arbeiten. 
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TEIL II 

Förderungsgrundsätze 


Grundsätze für die Förderung 
der agrarstrukturellen Vorplanung 


1. Verwendungszweck 
1 . 1 . 

Die agrarstrukturelle Vorplanung wird für Maßnah' 
men i. S. des § 1 Abs. 1 GemAgrG als Entwicklungs- 
planung im ländlichen Raum gefördert. 

1 . 2 , 

Die Vorplanung ist eine überörtliche Planung, die 
sich auf einen oder mehrere Nahbereiche erstreckt. 
Sie ist auf die Ziele der Raumordnung und Landes- 
planung auszurichten und hat die regionale Wirt- 
schaft sstruktur, die Infrastruktur sowie die Land- 
schaftsstruktur des Planungsraumes zu berücksich- 
tigen. Die Abgrenzung des Vorplanungsgebietes ist 
mit der nach Landesrecht für die Landesplanung zu- 
ständigen Behörde abzustimmen. 

1.3. 

Die Vorplanung hat Zielvorstellungen für den Pla- 
nungsraum und Vorschläge für die Verbesserung 
der land- und forstwirtschaftlichen Produktionsbe- 
dingungen und Betriebs Strukturen zu enthalten. Sie 
hat die Bauleitplanung der Gemeinden vor allem 
zum Zweck der späteren städtebaulichen Sanierung 
(Dorferneuerung) und Entwicklung zu berücksichti- 
gen und die außerlandwirtschaftlichen Erwerbs- 
möglichkeiten aufzuzeigen. Sie ist durch eine Land- 
schaf tsplanung zu ergänzen, falls zur Vorplanung 
Aussagen über die künftige Bodennutzung sowie die 
ökologischen, landeskulturellen und landschafts- 
strukturellen Erfordernisse notwendig sind. 


2. Förderungsvoraussetzungen 

2 . 1 . 

Die Vorplanung wird in drei Stufen durchgeführt. 
Inhalt und Umfang in allen drei Stufen bestimmen 
sich nach den jeweiligen an die Vorplanung zu 
stellenden Anforderungen. Die Vorplanungsergeb- 
ni&se sind so darzustellen, daß sie fortgeführt wer- 
den können. 

2 . 2 . 

Die Vorplanung hat in einer ersten Stufe auf der 
Grundlage der jeweiligen agrarstrukturellen Rah- 
menplanung und/ oder sonstiger Strukturdaten und 


Entwicklungsmerkmale darüber Auskunft zu geben, 
ob voraussichtlich großräumige Ordnungsmaßnah- 
men notwendig sind und durchgeführt werden kön- 
nen. Gegebenenfalls ist auf die Vorplanung in den 
weiteren Stufen zu verzichten. 

2.3. 

In der zweiten Stufe der Vorplanung sind Vorschlä- 
ge über Art, Umfang und Zeitpunkt der Durchfüh- 
rungsmaßnahmen zu erarbeiten (Entscheidungshilfe 
für Auswahl der Maßnahmen). Hierbei ist anhand 
von Kosten-Nutzen-Uiberlegungen zu prüfen, ob der 
erzielbare Erfolg die hierzu notwendigen Investitio- 
nen gesamtwirtschaftlich rechtfertigt. 

2.3.1. 

Die im Rahmen der Vorplanung notwendige Be- 
standsaufnahme wird durch Gemeinde- und Betriebs- 
erhebungen nach einheitlichem Datenkatalog vor- 
genommen. 

Die Erhebungsergebnisse müssen mit- und unterein- 
ander verglichen und für größere Räume zusam- 
mengefaßt werden können. Sie sind — soweit mög- 
lich — elektronisch auszuwerten und in Tabellen- 
form mit kurzem Erläuterungstext darzustellen. 

2.3.1.1. 

Im Gemeindeerhebungsbogen — Teil A — werden 
folgende Datengruppen erfaßt: 

Altersstruktur der Bevölkerung, 

die Wohnbevölkerung nach dem Hauptunterhalt 
der Ernährer, 

Erwerbspersonen nach Wirtschaftsbereichen, 
Berufspendler, 

Katasterfläche, 

Eigentumsverteilung, 

landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche Betriebe, 
Bodennutzung, 

Viehhaltung, 

agrarstrukturelle Einzelmaßnahmen, 
Flächennutzungsplan, 

Bebauungsplan, 

Flurbereinigung,. 

2 . 3 . 1 . 2 . 

Die Gemeindeerhebung — Teil B — enthält Anga- 
ben zu überregionalen Planmigen, sonstigen Pla- 
nungen, soweit sie für die betreffenden Gemeinden 
konkretisiert sind sowie Angaben zur Infrastruktur 
und zur Struktur der Land- und Forstwirtschaft, so- 
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weit diese Angaben bei der Gemeindeerhelbung — 
Teil A — nicht bereits erfaßt sind. 

2.3.1 .3. 

Die Betriebs erhebung erfaßt folgende Datengruppen: 
Betriebsleiter und Hofnachfolger, 
soziale Sicherung, 

Entwicklung des Betriebes, 

Betriebsflächen, 

Viehhaltung, 

strukturelle Verhältnisse und Flurmängel, 

Gebäude- und Gebäudesanierungsmaßnahmen, 
Einschätzung durch Erheber. 

Der Umfang der Betriebserhebung richtet sich nach 
der Problemstellung und den gegebenen Struktur- 
verhältnissen im Planungsraum. 

2.3.1.4. 

Die Erhebungen sind ggf. durch repräsentative Er- 
hebungen in den Haushaltungen oder in anderen 
Bereichen zu ergänzen. 

2.3.2. 

Die Voiplanung hat, soweit es für die Verbesse- 
rung der Agrarstruktur erforderlich ist, die Eignung 
der künftigen Flächennutzung nach ökonomischen 
und standortkundlichen Voraussetzungen aufzuzei- 
gen. Dabei sind die Grenzstandorte für die landlbau- 
liche und städtebauliche Nutzung nach objektiven 
Merkmalen darzustellen. Weiterhin sind die Eig- 
nungsvoraussetzungen für die Erholung und sonsti- 
ge Funktionen zu untersuchen. 

2.3.3. 

Die Vorplanung hat auf der Grundlage landsdiafts- 
ökologisdier, sozio-ökonomisdier und infrastruktu- 
reller Erkenntnisse die wesentlichen Ziele und Maß- 
nahmen der Dorferneuerung zu berücksichtigen. 

2.3.4. 

Die Ergebnisse der zweiten Stufe der Vorplanung 
sind in einem abschließenden Bericht zusammenzu- 
fassen (vgl. anliegendes Gliederungsmuster). 

2.4. 

Die Vorplanung nach 2,3, (zweite Stufe) ist mit ei- 
nem Landschaftsrahmenplan zu verbinden, wenn zu 
erwarten ist, daß Änderungen der land- und forst- 
wirtschaftlichen Flächennutzung im Planungsgebiet 
den Landschaftshaushalt und/ oder das Landschafts- 
bild beeinträchtigen. 

2.5. 

Hat die Ausiwertung der bisherigen Untersuchun- 
gen (zweite Stufe) zu einer Entscheidung über be- 
stimmte Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- 


struktur geführt, so soll die Vorplanung durch eine 
dritte Stufe für diese Maßnahmen vertieft werden 
(projektgebundene Vorarbeiten). Hierzu kann auch 
ein Landschaftsplan gehören. 

2 . 6 . 

Die für die Vorplanungen' erforderlichen Kartenun- 
terlagen sind nach einheitlichen Mustern zu ferti- 
gen. 


3. Art und Höhe der Förderung 

3.1. 

Für die Untersuchungen der Stufe 1 werden Ausga- 
ben nach § 10 GemAgrG nicht erstattet. 

3.2. 

Für die Erstellung umfassender Vorplanungen 
(zweite Stufe) werden folgende Zuschüsse zugrun- 
de gelegt: 

3.2.1. 

Zuschuß nach der Gesamtfläche des Vorplanungs- 
gebietes 

bis zu 10 000 ha bis zu 6 DM/ha 

bis zu 20 000 ha bis zu 5 DM/ha 

bis ZU 30 000 ha bis zu 4 DM/ha 

über 30 000 ha bis zu 3 DM/ha 

3 . 2 . 2 . 

Es wird ferner ein Zuschußsatz von 5 DM je land- 
wirtschaftlichen Betrieb mit einer Mindestgröße 
von 2 ha, und darülber hinaus von 45 DM je Betrieb, 
für den ein Betriebserhebungsbogen erstellt wurde, 
gewährt. 

3.2.3. 

Für die Erarbeitung der iStandortkarten nach 
Nr. 2.3.2 wird ein zusätzlicher Zuschuß von bis zu 
2,50 DM/ha je nach Umfang der erforderlichen Aus- 
sage gewährt. 

3.3. 

Die ergänzenden Vorarbeiten nach 2.5. (3. Stufe) 
werden nach den für die jeweiligen Maßnahmen 
geltenden Gnindsätzien -gefördert. 

3.4. 

Für die Erstellung der Landschaftsrahmenpläne 
gilt folgender Zuschußsatz: 

bis zu 10 000 ha bis zu 2,00 DM/ha 

bis zu 30 000 ha bis zu 1,80 DM/ha 

bis zu 100 000 ha bis zu 1,50 DM/ha 
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3.5. 


Das Land kann im Einvernehmen mit dem Bund 
Ausnahmen von den Zuschußsätzen nach 3.2.1 bis 

3.4. zulassen. 


4. Allgemeine Bestimmungen 

4.1. 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Zuschüs- 
sen nach diesen Grundsätzen besteht nicht. 


4.2. 

Die Verwendung der Zuschüsse sowie der Nach- 
weis und die Prüfung der Verwendung der Zu- 
schüsse richten sich im übrigen nach den dem Zu- 
wendungsbescheid beizufügenden und vom Zuwen- 
dungsempfänger anzuerkennenden „Allgemeinen Be- 
wirtschaftungsgrundsätzen" (ABewGr). Das sich nach 
den ABewGr ergebende Prüfungsrecht des Landes- 
redinungshofes steht auch dem Bundesrechnungshof 
zu. 


Anlage 1 

zu den Grundsätzen zur Förderung der agrarstrukturellen Vorplanung 

— Gliederung des Entwicklungsteils — 


1. Entwicklung Im Bereich 

1 . 1 . 

Bestandsaufnahme über die Entwicklungsziele der 
Landesplanung (Wirtschafts- und Infrastruktur) 

1 . 1 . 1 . 

für den übergeordneten Raum/Region 

1 . 1 . 2 . 

für den Verflechtungsbereich/Nahbereich 

1.1.3. 

für den zentralen Ort 

1.1.4. 

für die Gemeinden 

1.1.5. 

Die Bestanidsaufnahme unter 1.1.1. bis 1.1.4. hat im 
wesentlichen folgende Bereiche zum Gegenstand 

— Verwaltungsreform 

— Verkehr 

— gewerblich-industrielle Entwicklungsschwer- 
punkte 


— Siedlungswesen (Bauleitplanung, Ausweisung 
neuer Wohnbaugebiete und Sanierungsplanun- 
gen) 

— Wasserwirtschaft (z. B. wasserwirtschaftliche 
Rahmenplanung) 

— sontige Planungen zur Daseinsvorsorge 

— Fremdenverkehr/Erholung 

— Landschaftspflege (Landschaftsplanungen — 
Land sdiaftspf lege, Naturschutz und Grünord- 
nung) 

1 . 2 . 

Entwicklung der Landwirtschaft (unter Berücksich- 
tigung der zu erwartenden Möglichkeiten) 

1 . 2 . 1 . 

Flächenbilanz 

— • Änderung des Acker^Grünlandverhältnisses 

— Ausscheiden von LN (Grenzertragsböden, Sozial- 
brache, Eignung für künftige Verwendung) 

— Inanspruchnahme von LN für außerlandwirt- 
schaftliche Zwecke (z. B. Straßenbau, Wohn- 
und Gewerbeflächen) 
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1 . 2 . 2 . 

Landsehafts'bilanz 

— Vorbeugende Maßnahmen (Nutzungsbeschrän- 
kungen, Schutzgebiete, Änderung der Bewirt- 
schaftungsart u, a.) 

— Landschaftsaufbauende Maßnahmen z. B. zur 
Verbesserung des Kleinklimas (Ausgleich von 
Landschaftsschäden, Schutzpflanzungen, Einord- 
nung baulicher Anlagen u. a.) 

— Eignung bisheriger LN und sonstiger Flächen 
für Erholungsgebiete (Fremdenverkehrseinrich- 
tungen, Feriendörfer, Wochenendhausgebiete. 
Campingplätze, Parkplätze, Wanderwege, Was- 
serflächen u. a.) 

1 . 2 . 3 . 

Agrarstrukturelle Zielvorstellungen 

1 . 2 . 4 . 

Bestimmung der Kriterien für existenz- und ent- 
wicklungsfähige Betriebe 

1 . 2 . 5 . 

Anzustrebemde Betriebs- und Organisationsformen 
für Voll-, Zu- und Ne'benerwerbsbetriebe 

— Kalkulation von Betriebsmodellen 

— Formen der betrieblichen und überbetrieblichen 
Zusammenarbeit; Einsatz von Lohnunterneh- 
men 

— Alternativen zur Vereinfachung der Betriebsor- 
ganisation 

1 . 2 . 6 . 

Folgerungen aus den Modell rechnungen in bezug 
auf Zahl und Faktorausstattung der verschiedenen 
Erwerbsformen der Betriebe 

1.2.6.1. 

für die existenzfähigen Betriebe 

— Beratungsprogramm 

— Ausbildungs- und Weiterbildungsprogramm 

1 . 2 . 6 . 2 . 

für die nichtexistenzfähigen Betriebe 

— Bedarf an außerlandwirtschaftlichen Arbeitsplät- 
zen 

— Beratungsprogramm für sozialökonomische Be- 
ratung und betriebswirtschaftliche Beratung der 
Zu- und Nebenerwerbsbetriebe 

— Umschulungsprogramm 

— Überbrückungshilfen 

— sonstige soziale Ergänzungsmaßnahmen mit 
strukturpolitischer Wirkung 

1 . 2 . 7 . 

Stellungnahme aus agrarstruktureller Sicht zur Not- 
wendigkeit und Dringlichkeit von Flächennutzungs- 
und Dorfentwicklungsplanung (Erweiterung, Sanie- 


rung, Umwandlung, landwirtschaftliche Sonderbau- 
gebiete, Bauen im Außenbereich, Grünordnung u, a.) 

1 . 2 . 8 . 

Notwendigkeit und Dringlichkeit von Baumaßnah- 
men im agrarischen Bereich (Aussiedlung, Althof- 
sanierung usw.) 

1 . 3 . 

Entwicklung der Forstwirtschaft 

1 . 3 . 1 . 

Funktion des Waldes (getrennt nach Besitzarten) 

— wirtschaftliche Funktionen 

— laußerwirtschaftliche Funktionen (Schutz- und 
Sozialfunktionen) 

1 . 3 . 2 . 

Künftige Waldfläche und deren Verteilung 

— Veränderungen in ha (Aufforstung von Brachflä- 
chen und ödlanid, Inanspruchnahme von Wald 
für außerforstliche Zwecke) 

— Strukturänderungen (Umwandlung von Nieder- 
und Mittelwald, sonstigem ertragsarmen Hoch- 
wald, Schutzwald, Erholungswald) 

1 . 3 . 3 . 

Zweckmäßige Organisation der Betriebe 

— Einzelbetriebe 

— Zusammenschlüsse von Betrieben (naCh dem Ge- 
setz über forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 
und nach landesrechtlichen Vorschriften) 

1 . 3 . 4 . 

Folgerungen für die forstwirtschaftliche Beratung 

1 . 4 . 

Künftige Nutzung und Gestaltung des Planungsrau- 
mes auf der Grundlage der Standorteignung (Folge- 
rungen aus 1.1.1. bis 1.3.4.) 

1 . 4 . 1 . 

Vorschläge für die Durchführung (Auswahl der 
Maßnahmen) 

— (Flurbereinigung, beschleunigte Zusammenle- 
gung, freiwilliger Landtausch, wasserwirtschaft- 
liche Maßnahmen und Wirtschaftswegebau au- 
ßerhalb der Flurbereinigung, waldbauliche und 
sonstige forstliche Maßnahmen), 

— EinzelbetriCbliche Förderung (bauliche Anpas- 
sung der Wirtschafts- und Wohngebäude), 

— Erfassung und Vermarktung der land- und forst- 
wirtschaftlichen Produkte, 

— Förderung land- und forstwirtschaftlicher Zu- 
sammenschlüsse 
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1.4.2. 

Darlegung über 

— Zeitpunkt der Einleitung der Maßnahmen 

— Dauer der Maßnahmen 

— gegebenenfalls zu setzende Prioritäten 

1.4.3. 

Stellungnahme aus agrarstruktureller Sicht zu den 
Planungen 

1.43.1. 

Verkehrsplanung 

1. 4.3.2. 

Bauleitplanung 

— VoTschläge für den Flächennutzungsplan aus 
landwirtschaftlicher Sicht (landw, gut geeignete 
Nutzflächen, Feld- und Waldgrenze, Flächen für 
außerlandw. Zwecke, Erholungsgebiete) 

— Vorschläge für Bebauungspläne (Impulse für die 
Dorferneuerung, Entflechtung des innerörtlichen 
Verkehrs, Vorschläge zur Ortssanierung aus 
landwiTtschaftlidher Sicht, Erholungseinrichtun- 
gen) 

1. 4.3.3. 

Landschaftsplanung einschließlich Erholung (in ih- 
ren Beziehungen zu vorstehenden Fachplanungen) 

1. 4.3.4. 

Sonstige Planungen 

1.4.4. 

Schlußfolgerungen für die 

1. 4.4.1. 

Landwirtschaftliche Planung 

1. 4.4.2. 

Forstwirtschaftliche Planung 

2. Kostenvoranschlag 

2 . 1 . 

Die Erstellung von Kostenvoranschlägen soll sich 
auf solche Vorhaben beschränken, für die eine Ko- 
stenberechnung mit einer gewissen Aussagekraft 
jetzt schon möglich ist. Die Kosten sollen dem mit 
den vorgeschlagenen Maßnahmen erreichbaren Er- 
folg gegenübergestellt werden (Kosten-Nutzen-Ana- 
lyse). 

3. Auswertung der Gemeindeerhebung (Teil B) 

4. Karten 

— Lage des Planungsgebietes im größeren Raum 
(Übersichtskarte) 


— Karte der Standorteignung 

— Entwicklungskarte, enthaltend, z. B. auf einem 
Deckblatt: Acker, Grünland sowie Bodenschät- 
zung, zweckmäßige Nutzungsänderungen; vor- 
handene Planungen über Anlage von Sonderkul- 
turen, Straßen und großwasserwirtschaftliche 
Anlagen; Hinweise auf Bauleitplanungen 

— Karte über die Ortslage (in der Regel nur bei 
Haufendörfern), enthaltend: Umfang und Zu- 
stand der Wohn- und Wirtsdhaftsgebäude; Ent- 
wicklungsvorschläge ggf, auf einem Deckblatt 

— Karten zur Landespflege (ggf. als Deckblatt) 
(insbesondere beim Landschaftsrahmenplan). 


Grundsätze für die Förderung 
der Flurbereinigung 


1. Verwendungszweck 

1 . 1 . 

Die Mittel zur Förderung der Flurbereinigung kön- 
nen verwendet werden für die Finanzierung der 
Ausführungskosten (§ 105 FlurbG) in Verfahren 
nach dem Flurbereinigungsgesetz und für Vorarbei- 
ten (Zweckforschungen, Untersudhungen, Erhebun- 
gen), soweit ihre Kosten nicht Verfahrenskosten 
nach § 104 FlurbG sind. 

1 . 1 . 1 . 

Ausführungskosten sind Ausbaukosten und sonstige 
Verbindlichkeiten der Teilnehmer gemeinschaft. Aus- 
baukosten sind die durch die Herstellung der ge- 
meinschaftlichen Anlagen entstehenden Aufwendun- 
gen einschließlich der Aufwendungen für ihre Hilfs- 
kräfte bei der Bauausführung. Sonstige Verbindlich- 
keiten sind die der Teilnehmergemeinschaft für die 
bei Vermessung, Vermarkung und Schätzung der 
Grundstücke entstehenden Kosten und alle übrigen 
der Teilnehmergemeinschaft nach § 105 FlurbG zur 
Last fallenden Aufwendungen. 

1 . 2 . 

Ausführungskosten entstehen insbesondere auch 
für folgende Zwecke: 

1 . 2 . 1 . 

die Instandsetzung der neuen Grundstücke und die 
zur wertgleichen Abfindung notwendigen Maßnah- 
men, 

1 . 2 . 2 . 

den Zwischenerwerb von Land (z. B. zur Aufstok- 
kung, zur Ausscheidung von Grenzertrags- und 
Brachflächen zur Bereitstellung von Straßen-, Bau,- 
Gewerbe- und Industrieland sowie von Land für 
Erholungseinriditungen) , 

1.2.3. 

die Verluste infolge Landerwerb insoweit, als sie 
der Teilnehmergemeinsdhaft bei der Verwendung 
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der Flächen für die Verbesserung der Agrarstruktur 
entstehen. 

1.2.4. 

die Maßnahmen, die wegen einer völligen Ände- 
rung der bisherigen Struktur eines land- oder forst- 
wirtschaftlichen Betriebes erforderlich sind (§ 44 
Abs. 5 FlurbG), soweit eine anderweitige Förde- 
rung nicht möglich ist, 

1.2.5. 

den Erwerb und den Abbruch von Gebäuden sowie 
sonstige Maßnahmen der Dorferneuerung, durch 
welche die Grundlagen der Wirtscbaftsbetriebe ver- 
bessert werden (§ 37 Abs. 1 FlurbG), soweit eine 
anderweitige Förderung nicht möglich ist. 

1 . 2 . 6 . 

den Ausgleich für Wirtschaftserschwernisse und 
vorübergehende Nachteile (§ 51 FlurbG), Geldabfin- 
dungen (§ 44 Abs. 3 Satz 2, § 50 Abs. 2 FlurbG) so- 
wie Geldentschädigungen, soweit diese Verpflich- 
tungen nicht durch entsprechende Einnahmen ge- 
deckt sind. 

1.2.7. 

die Zinsen für die von der Teilnehmergemeinschaft 
zu einem angemessenen Satz aufgenommenen Dar- 
lehen, 

1 . 2 . 8 . 

die nach § 37 Abs. 1 und 2 FlurbG mit Rücksicht 
auf die Landespflege erforderlichen Maßnahmen, 

1.Z9. 

die Vergabe von Arbeiten zur Wahrnehmung von 
gemeinschaftlichen Angelegenheiten der Teilneh- 
mergemeinschaft (§18 Abs. 1 FlufbG) an geeignete 
Kräfte und Institutionen. 


2. Förderungsvoraussetzungen 
2 . 1 . 

Der Anordnung einer Flurbereinigung oder einer 
beschleunigten Zusammenlegung isoll eine agrar- 
strukturelle Vorplanung nach Maßgabe der für sie 
geltenden besonderen Bestimmungen vorausgehen. 
Das Ergebnis dieser Vorplanung muß einen erheb- 
lichen agrarstrukturellen Erfolg und eine reibungs- 
lose Verbindung der Flurbereinigung mit der allge- 
meinen Entwicklung des Raumes erwarten lassen. 
Im übrigen sind die Flurbereinigungsmaßnahmen 
mit den Vorhaben anderer Bereiche, besonders den 
Verkehrsplanungen und den kommunalen Planun- 
gen abzustimmen. 

2 . 2 . 

Die Mindestgröße eines oder mehrerer zusammen- 
hängender Flurbereinigungsgebiete soll 2000 ha 
betragen. 


2.3. 

Die Ausführungskosten in Flurbereinigungsverf äh- 
ren werden bis zur Höhe von 3200 DM je ha bear- 
beiteter Fläche als zuschußfähig anerkannt. 

In beschleunigten Zus a mm enlegungs verfahren kön- 
nen als zuschußfähige Ausführungskosten bei Vor- 
schal tverfahren höchstens 500 DM je ha und bei 
Verfahren, die ein Flurbereinigungsverfahren ent- 
behrlich erscheinen lassen (z. B. bei Zweitbereini- 
gungen) höchstens 1200 DM je ha bearbeiteter 
Fläche anerkannt werden. 

In Weinbergsflurbereinigungen sind die Ausfüh- 
rungskosten bis zur Höhe von 75 000 DM je ha im 
Durchschnitt eines Landes zuschußfähig. Ein über- 
schreiten dieses Höchstsatzes ist im Einvernehmen 
mit dem Bund zulässig, soweit die Zuschüsse und 
Darlehen überwiegend in Verfahren mit Steillagen 
eingesetzt werden. 

Vorstehende Höchstsätze sind jeweils im Landes- 
durchschnitt einzuhalten. 


2.4. 

Der Ausbau von Wirtschaftswegen mit schwerer 
Befestigung (Richtlinien für den landwirtschaftlichen 
Wegebau RLW 1965 — Ergänzung 1969 — Ab- 
schnitt 7.10.1) ist in der Regel auf 1,2 km je 100 ha 
bearbeiteter Fläche zu beschränken. Die Beschrän- 
kung gilt nicht für Weinbergsflurbereinigungen. 

2.5. 

Zuschüsse oder Darlehen dürfen nach Ablauf von 
drei Jahren nach ider Aus führungs an Ordnung nicht 
mehr bewilligt werden. Die Länder können Ausnah- 
men hiervon in besonders begründeten Fällen zu- 
lassen. 

2 . 6 . 

Die Eigenleistung der Teilnehmergemeinschaft muß 
mindestens 20 v. H. der zuschußfähigen Ausfüh- 
rungskosten im Landesdurchschnitt ohne Berück- 
sichtigung des Landabzugs nach § 47 FlurbG betra- 
gen. 

2.7. 

Die Zuschüsse oder Darlehen können an Teilneh- 
mergemeinschaften, deren Zusammenschlüsse, Was- 
ser- und Bodenverbände und ähnliche Rechtsperso- 
nen sowie einzelne Beteiligte (Begünstigte) gewährt 
werden (§§ 42 Abs. 1, Satz 1, 43 und 54 FlurbG). 

2 . 8 . 

Bei der Ausführung der Vorhaben sind die jeweils 
anerkannten Regeln der Technik, insbesondere die 
DIN-Vorschriften und die eingeführten Regelwerke 
zu beachten. 
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2.9. 

Die einschlägigen Bestimmungen für öffentliche 
oder mit öffentlichen Mitteln ünanzierte Aufträge 
sind anzufwenden, 

Regiearbeit ist zulässig, wenn die sachgemäße und 
wirtschaftliche Ausführung der Vorhaben gewähr- 
leistet ist. 

2 . 10 . 

Die Bauarbeiten sind durch die von den zuständi- 
gen obersten Landesbehörden zu bestimmenden 
Stellen zu überwachen. 

2 . 11 . 

Die geförderten Anlagen müssen auf Dauer sachge- 
mäß unterhalten werden. 


3. Art und Höhe der Förderung 

3.1. 

Bei der Ermittlung der zuschußfähigen Ausfüh- 
rungskosten ist von den Kosten auszugehen, die 
der Teilnehmergemeinschaft nach Abzug der Zu- 
schüsse und Sachleistungen Dritter zu den Ausfüh- 
rungskosten als Verpflichtung verbleiben. 

3.2. 

Zuschüsse dürfen nur insoweit gewährt werden, als 
eine Belastung mit Darlehen wirtschaftlich nicht 
tragbar ist. 

3.3. 

Die Darlehen zu den Ausführungskosten aus Haus- 
haltsmitteln sind nach höchstens zwei tilgungsfrei- 
en Jahren mit mindestens 3 Vo jährlich zu tilgen. 
Die Tilgungsbeträge sind halbjährlich nachträglich 
am 15. Mai und 15. November jeden Jahres zu lei- 
sten. 

3.4. 

Die Zinsen für Darlehen aus dem Kapitalmarkt kön- 
nen auf längstens 20 Jahre um bis zu 5 Vo jährlich 
verbilligt werden. 

Die Zinsbelastung des Endkreditnehmers muß min- 
destens 3 % p. a. betragen. 

3.5. 

Zum Landerwerb für Zwecke im Sinne von 1.2.2. 
können nur Darlehen, und zwar bis zur vollen 
Höhe des Preises gewährt werden. Sie sind — läng- 
stens für die Dauer von drei Jahren von dem auf 
die erste Auszahlung folgenden Vierteljahresersten 
ab gerechnet — zinslos. Ist die Verwertung der Flä- 
chen innerhalb dieser Zeit nicht möglich, und wer- 
den Einnahmen nicht erzielt, so können die Darle- 
hen für ein weiteres Jahr, in besonders begründe- 


ten Einzelfällen für zwei weitere Jahre zinsfrei ge- 
stellt werden. 

Die Darlehen sind spätestens nach 10 Jahren zu- 
rückzuzahlen. 

3.6. 

Beteiligte, denen nach § 54 FlurbG Land zur Auf- 
stockung zugeteilt wird, können nach diesen 
Grundsätzen nicht gefördert werden. Die Förderung 
erfolgt nach den Grundsätzen für die Förderung 
von einzelibetrieiblichen Investitionen und für die 
Förderung der ländlichen Siedlung. 


4. Allgemeine Bestimmungen 

4.1. 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Zuschüs- 
sen oder Darlehen nach diesen Grundsätzen besteht 
nicht. 

4.2. 

Die Verwendung der Zuschüsse oder Darlehen so- 
wie der Nachweis und die Prüfung der Verwen- 
dung der Zuschüsse oder Darlehen richten sich im 
übrigen nach den dem Zuwendungsbescheid beizu- 
fügenden und vom Zuwendungsempfänger anzuer- 
kennenden „Allgemeinen Bewirtschaftsgrundsät- 
zen" (ABewGr). Das sich nach den ABewGr erge- 
bende Prüfungsrecht des Landesrechnungshofes 
steht auch dem Bundesrechnungshof zu. 


Grundsätze für die Förderung der langfristigen 
Verpachtung in der Fiurbereinigung durch 
Übernahme der Beitragsieistung 


1. Verwendungszweck 
1 . 1 . 

Die langfristige Verpachtung landwirtschaftlicher 
Nutzflächen in der Flurbereinigung kann besonders 
gefördert werden. 

1 . 2 . 

Eine Förderung der langfristigen Verpachtung in 
der Flurbereinigung durch Übernahme der Beitrags- 
leistung sowie eine solche durch Prämien sind ne- 
beneinander möglich. Sie ist ebenfalls nicht ausge- 
schlossen, wenn der Verpächter (Begünstigter) eine 
Landabgaberente oder die Zuschüsse zur Nachent- 
richtung von Beiträgen zur gesetzlichen Rentenver- 
sicherung nach dem Gesetz über eine Altershilfe 
für Landwirte in der Fassung des Agrarsozialen Er- 
gänzungsgesetzes vom 21. Dezember 1970 in An- 
spruch nimmt. 
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1 . 3 . 

Verpachtet der Begünstigte die Pachtfläche vor- 
übergehend der Teilnehmergemeinschaft oder gibt 
er dieser das Recht, die Pachtfläche mit Wirkung 
für und gegen ihn vorübergehend einem Dritten zu 
verpachten oder die langfristige Verpachtung end- 
gültig vorzunehmen, so beginnt die 12jährige 
Pachtdauer mit dem Tag der Verpachtung an die 
Teilnehmergemeinschaft. 


2. Förderungsvoraussetzungen 

2 . 1 . 

Die Pachtfläche muß 

2 . 1 . 1 . 

die gesamte landwirtschaftliche Nutzfläche des Be- 
triebes umfassen und eine Mindestgröße von 1 ha 
je Pachtvertrag und Pächter haben, ausgenommen 
sind die Hofstelle, das Ödland sowie die forstwirt- 
schaftliche Nutzfläche; 

die nach Landesrecht zuständige Behörde kann 
nach Maßgabe entsprechender Regelungen dem Be- 
günstigten zudem eine landwirtschaftliche Nutzflä- 
che von höchstens 1 ha belassen und für mehrjähri- 
ge Sonderkulturen und andere besondere Fälle ge- 
ringere Mindestgrößen vorschreiben. 

2 . 1 . 2 . 

durch die Flurbereinigung allein oder mit anderen 
landwirtschaftlichen Nutzflächen möglichst zusam- 
mengelegt werden sowie 

2 . 1 . 3 . 

landwirtschaftlich voll nutzbar sein. 

2 . 2 . 

Der Begünstigte muß 

2 . 2 . 1 . 

die Pachtfläche gegebenenfalls unter Einschluß der 
Nutzungsdauer des Rechtsvorgängers seit minde- 
stens drei Jahren selbst bewirtschaftet haben, er 
darf sie in dieser Zeit auch Personen im Sinne von 

2.3.3. zur Bewirtschaftung überlassen haben und 
darf 

2 . 2 . 2 . 

keine landwirtschaftlichen Nutzflächen pachten. 

2 . 3 . 

Der Pächter muß 

2 . 3 . 1 . 

für die Leitung seines landwirtschaftlichen (und 
fortstwirtschaftlichen) Betriebes nach der Aufstok- 
kung persönlich und fachlich geeignet sein sowie 


2 . 3 . 2 . 

seinen Betrieb grundsätzlich im Haupterwerb be- 
wirtschaften und darf 

2 . 3 . 3 . 

nicht Ehegatte des Begünstigten, mit diesem in ge- 
rader Linie verwandt oder verschwägert oder als 
Hofnachfolger bestimmt sein, 

2 . 3 . 4 . 

die verpachtete Fläche für die Dauer der Pacht 
nach 2.6. nicht unterverpachten 'sowie 

2 . 3 . 5 . 

keine anderen landwirtschaftlichen Nutzflächen 
verpachtet halben oder für die Dauer der geförder- 
ten Pacht verpachten, es sei denn, es handelt sich 
um weit abgelegene Flächen. 

2 . 4 . 

Der landwirtschaftliche (und forstwirtschaftliche) 
Betrieb des Begünstigten darf während der letzten 5 
Jahre vor der Verpachtung keinen das Sfache der 
in § 1 Abs. 4 GAL festgesetzten Mindesthöhe über- 
steigenden Einheitswert oder Arbeitsbedarf haben 
und nach der Verpachtung nur noch mit einer Ver- 
edlungsproduktion geführt werden, die den Eigen- 
bedarf nicht übersteigt. 

2 . 5 . 

Der landwirtschaftliche (und forstwirtschaftliche) 
Betrieb des Pächters muß während des Jahres vor 
der Pachtung ein Unternehmen im Sinne des § 1 
GAL gebildet haben. Die Pachtflächen sind vorran- 
gig an solche Betriebe zu verpachten, die nachwei- 
sen, daß sie entwicklungsfähig im Sinne der Grund- 
sätze für die Förderung von einzelbetrieblichen In- 
vestitionen in der Land- und Forstwirtschaft sind. 

2 . 6 . 

Die Pachtdauer muß mindestens 12 Jahre betra- 
gen. 

2 . 7 . 

Der Pachtvertrag muß 

2 . 7 . 1 . 

nach dem 31. Dezember 1972 geschlossen und 

2 . 7 . 2 . 

nach Maßgabe der Vorschriften des Gesetzes über 
das landwirtschaftliche Pachtwesen (Landpachtge- 
setzes) angezeigt und darf rechtskräftig nicht bean- 
standet worden sein. 

2 . 8 . 

Der Antrag auf Übernahme der Beitragsleistung 
muß bei der Flurbereinigungsbehörde unverzüglich 
nach Abschluß des Pachtvertrages und soll bis zum 
Planwunschtermin (§ 57 FlurbG) gestellt werden. 
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3. Art und Höhe der Förderung 

3 . 1 . 

Die Leistung der nach § 19 des Flurbereinigungsge- 
setzes von einem Teilnehmer für langfristig ver- 
pachtete landwirtschaftliche Nutzflächen aufzubrin- 
genden Geldbeiträge kann gegenüber dem Teilneh- 
mer übernommen werden, 

3 . 2 . 

Die im Zeitpunkt der Antragstellung nach 2.8, für 
die Pachtfläche bereits aufgebrachten Geldbeiträge 
können dem Begünstigten ohne Zinsen erstattet wer- 
den. 


4. Rückforderung und Sicherung der Mittel 

4 . 1 . 

Der Begünstigte ist verpflichtet, erhaltene Mittel 
unverzüglich zurückzuzahlen, 

wenn der Pachtvertrag aus Gründen, die der Ver- 
pächter zu vertreten hat, vorzeitig aufgelöst wor- 
den ist; 

4 . 2 . 

Der Rückforderungsanspruch entfällt, 

4 . 2 . 1 . 

wenn der Verpächter im Falle von 4.1. die Pachtflä- 
che oder eine zumindest gleich große landwirt- 
schaftliche Nutzfläche an den Pächter oder an den 
Inhaber eines anderen landwirtschaftlichen (und 
forstwirtschaftlichen) Betriebes veräußert oder min- 
destens für die Restdauer des Pachtvertrages ander- 
weitig verpachtet, sofern der Erwerber oder Päch- 
ter die Förderungsvoraussetzungen erfüllt; 

4 . 2 . 2 . 

wenn bei der langfristigen Verpachtung in der 
Flurbereinigung die nach Landesrecht zuständige 
Behörde von dem Erfordernis nach 4. 2. 1. absieht. 


5. Allgemeine Bestimmungen 

5 . 1 . 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Förde- 
rungsmitteln nach diesen Grundsätzen besteht 
nicht. 

5 . 2 . 

Die Verwendung der Mittel sowie der Nachweis 
und die Prüfung der Verwendung der Mittel richten 
sich im übrigen nach den dem Zuwendungsbe- 
scheid beizufügenden und vom Begünstigten anzu- 
erkennenden „Allgemeinen Bewirtschaftungsgrimd- 
sätzen" (ABewGr). Das sich nach den ABewGr er- 
gebende Prüfungsrecht des Landesrechnungshofes 
steht auch dem Bundesrechnungshof zu. 


Grundsätze für die Förderung des freiwilligen 
Landtausches 


1. Verwendungszweck 

1 . 1 . 

Die Mittel zur Förderung des freiwilligen Landtau- 
sches auf Eigentums- oder Pachtbasis können ver- 
wendet werden 

1 . 2 . 

für die den Tauschpartnern entstehenden Kosten, 

1 . 2 . 1 . 

die im Zusammenhang mit der Eigentumsübertra- 
gung entstehen, mit Ausnahme der zu zahlenden 
Grunderwerbsteuer und die Gebühren staatlicher 
Behörden, von Maklern und Auktionatoren, 

1 . 2 . 2 . 

die durch notwendige Vermessungen anfallen, 

1 . 2 . 3 . 

die als Honorare für die Helfer, derer sich die 
Tauschpartner bei der Durchführung ihrer Vorha- 
ben bedienen, entstehen, 

Aufgabe der Helfer ist es insbesondere, 

— in Verhandlungen mit den in Frage kommenden 
Tauschpartnern einen die Agrarstruktur mög- 
lichst wirkungsvoll verbessernden Tauschplan 
aufzustellen, 

— die Zustimmung der Beteiligten zu den Tausch- 
plänen herbeizuführen, 

— die beim Eigentumswechsel erforderlichen Um- 
schreibungen zu veranlassen, die Kostenerstat- 
timgen für die Beteiligten zu beantragen und 
den Verwendungsnachweis vorzulegen, 

— in den Fällen nach 3.3. den dort vorgesehenen 
notariellen Tauschvertrag abzuschließen und 

— die den Helfern von den Ländern weiterhin 
übertragenen Aufgaben zu erfüllen, z. B. die 
auszuführenden Folgemaßnahmen nach 1.3. vor- 
zuschlagen, die Kostenvoranschläge hierfür auf- 
zustellen — oder die Aufstellung zu veranlassen 
— und den zuständigen Dienststellen zur Geneh- 
migung vorzulegen und die Bewilligung der zu- 
lässigen Zuschüsse zu beantragen. 

1 . 3 . 

für Folgemaßnahmen, die zur Instandsetzung der 
durch den freiwilligen Landtausch mit Eigentums- 
wechsel zusammengelegten neuen Grundstücke 
oder zur Herstellung der gleichen Bewirtschaf- 
tungsmöglichkeit wie bei den abgegebenen Grund- 
stücken notwendig werden, jedoch nur, soweit die- 
se Arbeiten das zumutbare und auch in Flurbereini- 
gungsverfahren übliche Maß der Arbeiten überstei- 
gen, die von den Besitzern der neuen Grundstücke 
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aus eigener Kraft und ohne Beihilfen aus öffentli- 
chen Mitteln auszuführen sind. Solche Maßnahmen 
sind u. a. die Beseitigung entbehrlicher befestigter 
Wege, größerer Steilraine, Stein- oder Erdwälle und 
sonstiger größerer Bewirtschaftungshindernisse, die 
Beseitigung, die Verlegung und die Neuanlage von 
Gräben, sowie die Anlage von Grabenüberfahrten 
über 0,3 m lichter Weite zu den neuen Grunds tük- 
ken und die Anlage von Brunnen für Viehweiden, 
sofern solche Anlagen in einwandfreiem Zustand 
auf den abgegebenen Grundstücken vorhanden wa- 
ren. 


2. Förderungsvoraussetzungen 

2 . 1 . 

Förderungsmittel dürfen nur gegeben werden, wenn 
der freiwillige Landtausch der Strukturverbesse- 
rung landwirtschaftlicher Betriebe dient und einer 
oder mehrere der daran beteiligten Tauschpartner 
(Begünstigte) 

2 . 1 . 1 . 

landwirtschaftlicher Unternehmer im Sinne des § 1 
Abs. 3 und 4 des Gesetzes über die Altershilfe für 
Landwirte sind und 

2 . 1 . 2 . 

ihren Haupterwerb aus der land- und forstwirt- 
schaftlichen Nutzung von landwirtschaftlichen Be- 
trieben ziehen. 

2 . 2 . 

Die Voraussetzung nach 2.1.1. gilt bei einem 
Tausch auf Eigentumsbasis auch dann als erfüllt, 
wenn der Tauschpartner wegen Verpachtung seines 
Betriebes nicht landwirtschaftlicher Unternehmer 
im Sinne des GAL ist, die Voraussetzungen nach 

2.1.1. und 2.1.2. aber beim Pächter vorliegen. Stehen 
Betriebe im Eigentum von juristischen Personen, 
genügt das Vorliegen der Voraussetzungen nach 

2 . 1 . 2 . 

2.3. 

Ein Landtausch auf Pachtbasis kann insbesondere 
in Betracht kommen, wenn 

2.3.1. 

die sich in einem Wandlungsprozeß befindliche Be- 
triebsgrößenstruktur einen Landtausch durch Eigen- 
tumswechsel nicht oder noch nicht als zweckmäßig 
erscheinen läßt, oder 

2.3.2. 

zu erwarten ist, daß außerlandwirtschaftliche Pla- 
nungen und die damit in Zusammenhang stehenden 
Änderungen der Wertverhältnisse einen Tausch 
durch Eigentumswechsel beträchtlich erschwe- 
ren. 


2.4. 

Ein Landtausch auf Pachtbasis wird grundsätzlich 
nur gefördert, wenn die Pachtdauer mindestens 
zwölf Jahre beträgt. 

2.5. 

In Abweichung von 2.4. ist bei einem Landtausch 
auf Pachtbasis zur Neuregelung bestehender Nut- 
zungsrechte für Flächen, die im Eigentum von Ge- 
meinden, Realgemeinden oder Gemeinschaften ste- 
hen, auch eine Pachtdauer von mindestens vier 
Jahren zulässig, jedoch nur für Tauschpartner, für 
die nicht die Voraussetzungen nach 2.1.2. vorlie- 
gen. In diesen Fällen müssen die Pachtflächen nach 
Größe, Lage und Zuschnitt geeignet sein, nach Be- 
endigung des Pachtverhältnisses von Betrieben 
übernommen werden zu können, die die Vorausset- 
zungen von 2.1.2. erfüllen. 

2 . 6 . 

Ausgeschlossen von der Förderung ist der Land- 
tausch von Grundstücken 

2 , 6 . 1 . 

in einem Gebiet, für das ein Flurbereinigungs- oder 
beschleunigtes Zusammenlegungsverfahren einge- 
leitet, die Ausführungsanordnung nach §§ 62, 63 
FlurbG aber noch nicht erlassen ist, es sei denn, 
daß das Verfahren aus bestimmten Gründen ruht 
und der beabsichtigte Landtausch zur beschleunig- 
ten Strukturverbesserung land- und forstwirtschaft- 
licher Betriebe führt, 

2 . 6 . 2 . 

auf Eigentumsbasis innerhalb des Gebietes eines 
verbindlichen Bebauungsplanes, es sei denn, es 
handelt sich um den Tausch eines in einem solchen 
Gebiet gelegenen Grundstückes gegen ein außer- 
halb liegendes land-- oder forstwirtschaftlich ge- 
nutztes Grundstück. 

2.7. 

Bei einem Tausch auf Pachtbasis wird eine Helfer- 
vergütung nur gewährt, wenn mindestens drei 
Tauschpartner beteiligt sind. 


3. Art und Höhe der Förderung 

3.1. 

Die unter 1.2.1. und 1.2.2. genannten Kosten können 
bis zu 85 ^/o erstattet werden, sofern sie insgesamt 
den Betrag von 100 DM übersteigen. 

3.2. 

Den Helfern wird ein Zuschuß gewährt, der nach 
dem folgenden Schlüssel zu errechnen ist: 

Getauschte Fläche in ha X 90 
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+ Anzahl der an dem Tausch beteiligten Grund- 
eigentümer X 60 

+ Anzahl der getauschten Besitzstücke X 45 
= Zuschuß in DM. 

Daneben dürfen die Helfer von den Tauschpartnern 
keine weiteren Vergütungen fordern. 

Bei einem Landtausch auf Pachtbasis werden Zu- 
schüsse in Höhe von 60 Vo des nach vorstehendem 
Schlüssel errechneten Betrages gewährt. 

Als „Besitzstück" gilt eine zusammenhängende Flä- 
che, die aus mehreren Flurstücken bestehen kann. 
Ein in anderem Eigentum stehender Weg oder Gra- 
ben gilt als Trennung. Es .dürfen auch Besitzstücke 
mitgezählt werden, die im Rahmen eines freiwilli- 
gen Landtausches zum Zwecke der besseren Zusam- 
menlegung oder der Aufstockung von den Tausch- 
partnern zugekauft werden, falls hierfür nicht Be- 
treuungsgebühren nach anderen Grundsätzen oder 
Richtlinien in Anspruch genommen werden. 

3 . 3 . 

Wenn die bei einem Landtausch auf Eigentumsbasis 
notwendig werdenden Fortführungsmessungen we- 
gen Überlastung der Vermessungsstellen nicht in 
dem für den Tausch vorgesehenen Jahr durchgeführt 
werden können, so kann bereits vor der Teilungs- 
messung ein notarieller Tauschvertrag abgeschlos- 
sen werden, in dem die zum Tausch vorgesehenen 
Teilstücke der alten Grundstücke in Sollwerten und 
Größen mit ihren Lagebezeichnungen aufzuführen 
sind. In diesem Tauschvertrag müssen jedoch alle 
Tauschpartner einem Helfer die Vollmacht erteilen, 
die zum Tausch notwendigen Maßnahmen zu ver- 
anlassen. Hierzu gehört 'es insbesondere, die not- 
wendigen Grundstücksteilungen zu beantragen, 
nach Durchführung der Vermessungen und der 
Fortführungen des Katasters die Auflassungen zu 
erteilen und alle im Tauschvertrag vorgesehenen 
Umschreibungen im Grundbuch zu beantragen und 
zu bewilligen. 

Die Tauschpartner können in einem solchen Fall 
Besitz und Nutzung der neuen Grundstücke bereits 
nach Abschluß des Tauschvertrages übernehmen. 
Anstelle der durch die Vermessungen zu bildenden 
neuen Eigentumsgrenzen werden zunächst mit Zu- 
stimmung aller Beteiligten vorläufige Nutzungs- 
grenzen in der Örtlichkeit abgesteckt. 

In diesen Fällen können bei Vorliegen der notariel- 
len Tauschverträge 

— Vorschüsse bis zu 60 Vo der Zuschüsse 
(3.2.) sowie 

- • die Erstattungsbeträge nach 1.2.1. und 1.2.2. in 

Verbindung mit 3.1. ausgezahlt werden. 

3 . 4 . 

Die Kosten für Maßnahmen nach 1.3. können nur 
bis zur Höhe von 500 DM je ha getauschter Fläche 
als zuschußfähig anerkannt werden. Sie können bis 
zu 75 ®/o erstattet werden. 


3 . 5 . 

Unbare Leistungen (Hand- und Spanndienste der 
Beteiligten) sind förderungsfähig bis zu dem Auf- 
wand, der sich ergeben würde bei der Vergabe der 
Arbeiten an einen Unternehmer abzüglich eines an- 
gemessenen Unternehmerzuschlages. Sachleistun- 
gen dürfen höchstens mit 80 Vo der für die Leistun- 
gen zu angemessenen Preisen veranschlagten Ko- 
sten berücksichtigt werden. 

3 . 6 . 

Bei Bauvorhaben nach 1.3. sind, sofern die Bauko- 
sten den Betrag von 5 000 DM übersteigen, die ein- 
schlägigen Bestimmungen über öffentliche oder mit 
öffentlichen Mitteln finanzierte Aufträge anzuwen- 
den. 

Regiearbeit ist zulässig, wenn die sachgemäße und 
wirtschaftliche Ausführung der Vorhaben gewähr- 
leistet ist. 


4. Allgemeine Bestimmungen 

4 . 1 . 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Zuschüs- 
sen nach diesen Grundsätzen besteht nicht. 

4 . 2 . 

Die Verwendung der Zuschüsse sowie der Nach- 
weis und die Prüfung der Verwendung der Zu- 
schüsse richten sich im übrigen nach den dem Zu- 
wendungsbescheid beizufügenden und vom Zuwen- 
dungsempfänger anzuerkennenden „Allgemeinen 
Bewirtschaftungsgrundsätzen" (ABewGr) . Das sich 
nach den ABewGr ergebende Prüfungsrecht des 
Landesrechnungshofes steht auch dem Bundesrech- 
nungshof zu. 


Grundsätze für die Förderung von 
einzelbetrieblichen Investitionen 
in der Landwirtschaft 

und für die Förderung der ländlichen Siedlung 


Erster Teil 

1 . 

Förderungsmittel dürfen nur insoweit gewährt wer- 
den, als 

— der angestrebte agrarstrukturelle und betriebs- 
wirtschaftliche Erfolg ohne Inanspruchnahme 
dieser Mittel nicht erzielt werden kann, 

— andere öffentliche Finanzierungshilfen nicht in 
Anspruch genommen werden können und 

— der Begünstigte eigene und seines Ehegatten 
Vermögenswerte sowie sonstige Eigenleistungen 
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im Rahmen des Zumutbaren in das Verfahren 
einbringt. 

1 . 1 . 

Förderungsmittel dürfen nicht bewilligt werden, 
wenn der Begünstigte oder sein Ehegatte erhebliche 
Vermögenswerte besitzen, die nicht zum landwirt- 
schaftlichen Betrieb gehören, oder wenn erhebliche 
Erlöse aus der Veräußerung von bebauten oder un- 
bebauten Grundstücken des Begünstigten oder sei- 
nes Ehegatten erzielt worden sind, erzielt werden 
oder erzielt werden könnten und die Vermögens- 
werte oder die Erlöse für das Vorhaben eingesetzt 
werden könnten und die Verwertung zumutbar 
ist. 


2 . 

Für das förderungsfähige betriebliche Investitions- 
volumen sind die Kosten ohne Mehrwertsteuer, für 
Investitionen im landwirtschaftlichen Wohnhaus 
die Kosten einschließlich Mehrwertsteuer, maßge- 
bend. 

3. 

Investitionen, die vor der Bewilligung der Förde- 
rungsmittel begonnen worden sind, sind von der 
Förderung ausgeschlossen. 

Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann in 
Härtefällen Ausnahmen zulassen. 

4, 

Darüber hinaus sind von der Förderung ausge- 
schlossen: 

4 . 1 . 

Laufende Betriebsausgaben, Ablösung von Verbind- 
lichkeiten, Erbabfindungen und Kreditbeschaffungs- 
kosten für nach diesen Grundsätzen geförderte In- 
vestitionen. 

4 . 2 . 

Investitionen in Betriebszweigen, die im Sinne der 
Steuergesetze als gewerbliche oder nichtgewerbli- 
che Nebenbetriebe gelten. 

4 . 3 . 

Bodenverbesserungen und der Bau von Wirtschafts- 
wegen, soweit sie von einer Gebietskörperschaft, 
einer Teilnehmergemeinschaft nach dem Flurberei- 
nigungsgesetz oder einem Wasser- und Bodenver- 
band durchgeführt werden. 

4 . 4 . 

Eine Förderung forstwirtschaftlicher Zusammen- 
schlüsse nach dem Gesetz über forstwirtschaftliche 
Zussammenschlüsse und eine Förderung von Erzeu- 
gergemeinschaften nach dem Marktstrukturgesetz 


sowie nach der EG-Verordnung 1035/72, bisher 
159/66 (Obst, Gemüse), 2142/70 (Fische) und 1696/71 
(Hopfen), nach diesen Grundsätzen ist nicht mög- 
lich. 

Zweiter Teil 

5. Die Einzelbetriebliche Investitionsförderung 

umfaßt: 

5 . 1 . 

Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben und 
Kooperationen, 

5 . 2 . 

Rationalisierung von Betrieben durch Verbesserung 
des Wohnteils, 

5 . 3 . 

Investitionshilfen für überbrückungsmaßnahmen. 

6. Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben 
und Kooperationen 

7. Verwendungszweck 

7 . 1 . 

Zur Schaffung der strukturellen Voraussetzungen 
für eine merkliche Verbesserung der Einkommen 
und der Arbeits- und Produktionsbedingungen in 
der Landwirtschaft können betriebliche Investitio- 
nen, die der Rationalisierung eines landwirtschaftli- 
chen Betriebes dienen und die eine nachhaltige 
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der geförder- 
ten Betriebs- und Unternehmenseinheiten erwarten 
lassen, gefördert werden. 

7 . 2 . 

Zum förderungsfähigen Investitionsvolumen zählen 
auch: 

7 . 2 . 1 . 

Die Kosten für die Erstellung eines Betriebsent- 
wicklungsplanes, 

7 . 2 . 2 . 

die beim Grundstückserwerb anfallenden Gebühren, 

7 . 2 . 3 . 

die jeweils geltenden Gebühren für Architekten 
und Ingenieure. 

8 . 

Die Gebühren für das Tätigwerden eines von der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde anerkannten 
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Sachverständigen (Betreuer) werden nur für Ver- 
fahren, in denen öffentliche Darlehen eingesetzt 
oder gewährt werden können, gewährt und als Zu- 
schuß gezahlt. Sie errechnen sich in entsprechender 

Ordnung in der Fassung vom 14. Dezember 1970 
(BGBl. I S. 1682) nach dem förderungsfähigen bauli- 
chen Investitionsvolumen einschließlich Erschlie- 
ßung (ohne Baunebenkosten) und dem förderungs- 
fähigen Investitionsvolumen für Maschinen und 
Geräte für die Hofwirtschaft mit folgender Beson- 
derheit: 

8 . 1 . 

Unter besonderen Maßnahmen der Bodenordnung 
sind zu verstehen: Flurbereinigung, beschleunigte 
Zusammenlegung, freiwilliger Landtausch, Dorfer- 
neuerung und Dorfentwicklung. 

8 . 2 . 

Für bauliche Maßnahmen in Altgehöften wird die 
Grundgebühr nach § 8 Abs. 3 der II. Berechnungs- 
verordnung pauschal um 0,5 Vo erhöht. 

8 . 3 . 

Die Gebühren dürfen bis zu 80 °/o unmittelbar nach 
der Bewilligung der Mittel gezahlt werden, die rest- 
lichen 20 o/o jedoch erst nach Abschluß des Vorha- 
bens (Vorlage des Verwendungsnachweises). 

8 . 4 . 

Wird die Förderung des Vorhabens nach Bewilli- 
gung der Mittel eingestellt, so können dem Betreu- 
er bis zu 80 o/o der Betreuungsgebühr belassen wer- 
den, wenn der Betreuer nachweist, daß die Einstel- 
lung des Vorhabens von ihm nicht zu vertreten 
ist. 


9 . 

Von der Förderung sind ausgeschlossen: 

9 . 1 . 

Ankauf, Aufstockung aus eigener Nachzucht und 
Zukauf von lebendem Inventar; jedoch können ge- 
fördert werden: 

9 . 1 . 1 . 

Der Zukauf von Rindvieh in Betrieben mit mehr als 
50 o/o tatsächlich genutztem Dauergrünland oder in 
Futter'baubetrieben, deren Futterbauanteil an der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche mehr als 80 o/o be- 
trägt, mit Ausnahme von zur Erzeugung von Kalb- 
fleisch bestimmten Kälbern. 

9 . 1 . 2 . 

Der Ankauf und Zukauf von Zuchtschafen zur Auf- 
stockung und zum Aufbau einer Herde. 


9 . 1 . 3 . 

Beim Kauf von lebendem Inventar darf nur der im 
Betriebsentwicklungsplan vorgesehene erste Er- 
werb berücksichtigt werden. 

9 . 1 . 4 . 

Ist im Betriebsentwicklungsplan der Ankauf von 
Rindern oder Schafen vorgesehen, so ist eine För- 
derung davon abhängig, daß der Anteil der Verkäu- 
fe aus der Rinder- und Schafhaltung nach Durch- 
führung des Betriebsentwicklungsplanes mehr als 
60 o/o der gesamten Verkaufserlöse des Betriebes 
ausmacht. 

9 . 1 . 5 . 

Sofern der Betriebsentwicklungsplan eine Investi- 
tion im Bereich der Schweinehaltung vorsieht, so 
ist eine Förderung davon abhängig, daß die In- 
vestition mijndestens 37 000 DM und höchstens 
150 000 DM beträgt und nach Durchführung des Be- 
triebsentwicklungsplanes mindestens 35 o/o der von 
den Schweinen verbrauchten Futtermittel vom Be- 
trieb selbst erzeugt werden könnten. Bei gemein- 
schaftlicher Produktion durch mehrere Betriebe ist 
die letzgenannte Bedingung erfüllt, wenn 35 o/o der 
Futtermittel von einem oder mehreren der beteilig- 
ten Betriebe erzeugt werden könnten. 

9 . 2 . 

Der Bereich der Eier- und Geflügelerzeugung. 

9 . 3 . 

20 o/o der Anschaffungskosten für Maschinen und 
Geräte (totes Inventar). 

9 . 4 . 

Alle Anpflanzungen von Apfel-, Birn- und Pfirsich- 
bäumen. 

9 . 4 . 1 . 

Die Förderung der Aufforstung richtet sich nicht 
nach diesen Grundsätzen, sondern nach denen für 
waldbauliche und sonstige forstliche Maßnah- 
men. 

9 . 5 . 

Kauf, Neu-, An-, Aus- und Umbau sowie Aufstok- 
kung von Wohnhäusern, soweit diese Grundsätze 
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmen, 

9 . 6 . 

Landankäufe zur Vergrößerung der Eigentumsflä- 
chen und der Erwerb von Hofstellen durch selbst- 
wirtschaftende Eigentümer, Verpächter oder Päch- 
ter. Jedoch wird eine Förderung zugelassen. 

9 . 6 . 1 . 

in Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz 
oder 
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9.6.2. 

außerhalb solcher Verfahren, wenn eine langfristi- 
ge Pachtung auf mindestens 12 Jahre von zur Be- 
triebsvergrößerung geeigneten Flächen zu ange- 
messenen Bedingungen nicht möglich ist. 

9.6.3. 

Bei Verpächtern ist die Förderung des Landankaufs 
zur Vergrößerung der Eigentumsfläche nur möglich, 
wenn die Voraussetzungen nach 9.6.1. oder 9.6.2. 
erfüllt sind und der Betrieb vom Vater an den Sohn 
verpachtet wurde oder ein dieser Situation ver- 
gleichbares Pachtverhältnis vorliegt. 

9.6.4. 

Bei der Förderung des Landankaufs ist entwick- 
lungsfähigen Betrieben vorrangig Land zur Verfü- 
gung zu stellen, das durch eine Förderung zur Ein- 
stellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit 
frei geworden ist. 


10. Förderungsvoraussetzungen 

10 . 1 . 

Gefördert werden kann: 

10 . 2 . 

Ein landwirtschaftlicher Unternehmer oder ein 
Fischwirt der Binnenfischerei (Begünstigte), wenn 
zum Zeitpunkt der Antragstellung der Anteil seines 
landwirtschaftlichen Einkommens an seinem Ge- 
samteinkommen mindestens 50 Vo beträgt und die 
für Tätigkeiten außerhalb des Betriebes auf gewen- 
dete Arbeitszeit weniger tals die Hälfte seiner Ge- 
samtarbeitszeit ausmacht (Haupterwerbslandwirt). 

10.3. 

Für Begünstigte, die Verpächter oder Pächter sind, 
gelten die nachstehenden Bestimmungen: 

10.3.1. 

Verpächter, die auf der Grundlage eines Betriebs- 
entwicklungsplanes Investitionen zugunsten des 
verpachteten Betriebes durchführen, können inso- 
weit gefördert werden; 9.6. bleibt hiervon unbe- 
rührt. 

10.3.2. 

Begünstigte, die einen landwirtschaftlichen Betrieb 
gepachtet haben (Betriebspächter) oder 

10.3.3. 

die überwiegend auf gepachteten Flächen und auf 
Flächen wirtschaften, die im Eigentum des Begün- 
stigten, seines Ehegatten, des Hofübemehmers oder 
dessen Ehegatten stehen, müssen Nutzungsverhält- 
nisse von angemessener Dauer — in der Regel 12 
Jahre — durch Vorlage entsprechender Verträge 
oder auf andere Weise nachweisen. 


10.4. 

Begünstigte (Juristische Personen), deren Betrieb 
ein Gewerbebetrieb kraft Rechtsform ist, können 
unter den Voraussetzungen nach 10.2. gefördert 
werden, wenn der Betrieb im übrigen die Merkmale 
eines landwirtschaftlichen Betriebes auf weist. 

10.5. 

Antragsteller, deren Betrieb oder Betriebsteil nach 
§ 13 Abs. 1 Einkommensteuergesetz nicht der Land- 
und Forstwirtschaft zugerechnet wird, sind insoweit 
von der Förderung ausgeschlossen. Begünstigte, de- 
ren Viehbestände die in § 51 Bewertungsgesetz vor- 
gesehenen Grenzen überschreiten, sind für die steu- 
errechtlich als Gewerbebetrieb eingestuften Tier- 
haltungszweige auch dann von der Förderung aus- 
geschlossen, wenn sie sich an einer Kooperation 
beteiligen. 

10 . 6 . 

In Berlin sind Landwirte, deren Betriebe oder Be- 
triebsteile nach § 13 Abs. 1 Einkommensteuergesetz 
nicht der Land- und Forstwirtschaft zugerechnet 
werden oder deren Viehbestände die in § 51 Bewer- 
tungsgesetz vorgesehenen Grenzen überschreiten, 
erst ab einem größeren Umfang ihrer Tierhaltung 
von der Förderung ausgeschlossen. Die Abgrenzung 
wird in Anlage 1 geregelt. 


11 . 

Für Haupterwerbslandwirte in Einzelunternehmen 
gilt folgendes: 

11 . 1 . 

Der Begünstigte muß nach seiner beruflichen Vor- 
bildung und/oder durch eine angemessene Berufser- 
fahrung von mindestens 3 Jahren die Gewähr für 
eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung bieten, 

11 . 2 . 

Ist der Begünstigte jedoch nach dem 31. Dezember 
1953 geboren, so muß der Bewerber mindestens die 
Abschlußprüfung in einem Ausibildungsberuf des 
Berufsfeldes Landwirtschaft bestanden und eine 
landwirtschaftliche Fachschule besucht und mit Er- 
folg abgeschlossen haben oder eine gleichwertige 
Berufsausbildung nachweisen können. 

11 . 2 . 1 . 

Als gleichwertige Berufsausbildung gilt eine Aus- 
bildung, die den Begünstigten befähigt, einen land- 
wirtschaftlichen Betrieb ordnungsgemäß zu bewirt- 
schaften. 

11 . 2 . 2 . 

Uber Ausnahmen nach 11.1. und 11.2.1. wird unter 
besonderer Berücksichtigung der Persönlichkeit des 
Betriebsinhabers entschieden. 
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11 . 2 . 3 . 

11.1. und 11.2. gelten auch für Pächter und bei Be- 
günstigten nach 10.4. für den Betriebsleiter. 

11 . 3 . 

Die Förderung setzt außerdem die Einführung einer 
ordnungsgemäßen Buchführung für die Dauer von 
10 Jahren, beginnend mit dem auf die Bewilligung 
folgenden Rechnungsjahr, voraus. Bei Investitio- 
nen unter 50 000 DM besteht die Buchführungs- 
pflicht mindestens für die Laufzeit des Betriebsent- 
wicklungsplanes, bei den Fällen, in denen gleich- 
zeitig eine Buchführungsbeihilfe gewährt wird, je- 
doch so lange, wie die Zahlung gewährt wird, also 
mindestens sechs Jahre. 

Verpächter, die Investitionen zugunsten des ver- 
pachteten Betriebes durchführen (10.3.1.) sind von 
der Buchführungspflicht befreit. Der Verpächter 
wird jedoch nur gefördert, wenn sich der Pächter 
rechtsverbindlich zur Buchführung im Sinne dieser 
Grundsätze verpflichtet. Die Durchsetzung der 
Buchführungsauflage muß durch den Verpächter 
gewährleistet werden. 

11 . 3 . 1 . 

Als Nachweis für die Erfüllung dieser Auflage 
dient die formlose Bescheinigung einer landwirt- 
schaftlichen Buchsteile oder einer anderen Bücher 
führenden oder Bücher prüfenden Stelle oder der 
Stelle, die von der nach Landesrecht zuständigen 
Behörde beauftragt ist. 

11 . 3 . 2 . 

Diese Bescheinigung muß sich darauf erstrecken, 
daß in dem betreffenden Betrieb eine Buchführung 
besteht oder für das nächste Rechnungsjahr ver- 
bindlich angemeldet ist. 

11 . 4 . 

Die in 11.3. genannte Buchführung muß hinsichtlich 
der Aufzeichnungen und der Ergebnisse den in 73.2. 
bis 73.3.6. dieser Grundsätze genannten Anforde- 
rungen an eine Buchführung der Stufe III entspre- 
chen (siehe auch Anlage 2). 

Für Fischereibetriebe ist eine entsprechende Buch- 
führung einzurichten. 


12 . 

Der Begünstigte hat auf Grund eines Betriebsent- 
wicklungsplanes nachzuweisen, daß er spätestens 
im vierten Jahr (Zieljahr) nach Einsetzen der För- 
derungsmaßnahmen eine Verbesserung seines wirt- 
schaftlichen Betriebsergebnisses und ein Arbeits- 
einkommen erzielen kann, das dem in außerland- 
wirtschaftlichen Berufen in dem betreffenden Ge- 
biet erzielten Einkommen vergleichbar ist. 

12 . 1 . 

Das vergleichbare Arbeitseinkommen wird auf der 
Grundlage der Arbeitsstättenzählung 1970 ermittelt. 


Es wird jeweils für das Jahr der Antragstellung 
zum 1. Januar festgelegt. Die Fortschreibung bis zu 
diesem Zeitpunkt erfolgt mit den nominalen Wer- 
ten entsprechend der allgemeinen Einkorrunensent- 
wicklung. Für das Jahr 1974 ist der Bunjdesdurch- 
schnitt auf 18 800 DM/ AK festgesetzt. Die regionale 
Differenzierung dieses Wertes geht aus Anlage 3 
hervor. 

12 . 2 . 

Vom Jahr der Antragstellung bis zum Zieljahr wird 
das vergleichbare Arbeitseinkommen entsprechend 
dem geschätzten Zuwachs des Realeinkommens 
jährlich um 2 Vo fortgeschrieben. 

12 . 3 . 

Bei der Ermittlung des Arbeitseinkommens können 
nicht aus dem landwirtschaftlichen Unternehmen 
stammende Einkommen bis zur Höhe von 20 Vo des 
je Unternehmen vorgesehenen vergleichbaren Ar- 
beitseinkommens berücksichtigt werden, sofern für 
eine Vollarbeitskraft das vergleichbare Arbeitsein- 
kommen allein aus dem Einkommen des landwirt- 
schaftlichen Unternehmens erzielt wird. Nicht aus 
dem landwirtschaftlichen Unternehmen stammende 
Einkommen sind u. a. Einkommen aus Forst, Jagd 
und nichtgewerblichen Nebenbetrieben. 

12 . 4 . 

Die Verzinsung des Eigenkapitals muß mindestens 
3,5 Vo und 2 000 DM/Betrieb betragen. Die Verzin- 
sung des Fremdkapitals richtet sich nach dem tat- 
sächlich zu zahlenden Zinssatz. 

12 . 5 . 

Hat der Begünstigte für sein Unternehmen das fest- 
gelegte Arbeitseinkommen bereits erreicht oder 
überschritten, so ist eine Förderung nur zulässig, 
wenn die Struktur seines Betriebes so beschaffen 
ist, daß die Erhaltung des Einkommens auf ver- 
gleichbarer Höhe gefährdet ist. 

12 . 6 . 

Der Betriebsentwicklungsplan enthält Daten über 
den derzeitigen Zustand des Unternehmens und sei- 
ne mit dem Vorhaben angestrebte zukünftige Ent- 
wicklung unter Nachweis des dabei erzielbaren 
wirtschaftlichen Erfolges sowie eine Beschreibung 
der Maßnahmen und insbesondere der Investitio- 
nen, die zur Erreichung der angestrebten Ergebnis- 
se durchgeführt werden müssen. Bei der Aufstel- 
lung des Betriebsentwicklungsplanes ist davon aus- 
zugehen, daß das vergleichbare Arbeitseinkommen 
erreichbar sein muß, ohne daß die jährliche Ar- 
beitszeit 2 300 Stunden/AK übersteigt. 

Der Betriöbsentwicklungsplan soll im Inhalt einem 
bundeseinheitlichen Rahmen entsprechen (Anla- 
ge 4). Die Daten des Rahmens müssen entweder 
selbst Bestandteil des Betriebsentwicklungsplanes 
sein oder sich aus den Daten des Betriebsentwick- 
lungsplanes errechnen lassen. Für die Erstellung 
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des Betriebsentwicklungsplanes ist der Antragstel- 
ler selbst verantwortlich. 

12 . 7 . 

In begründetem Ausnahmefall ist eine Verlänge- 
rung der Laufzeit des Betriebsentwicklungsplanes 
auf sechs Jahre zulässig. Der Förderungszeitraum 
darf dadurch jedoch nicht verlängert werden. 
Gleichzeitig muß das in 12.1. geforderte Arbeitsein- 
kommen bis zu dem geänderten Zieljahr des Be- 
triebsentwicklungsplanes fortgeschrieben werden. 

12 . 8 . 

Können Begünstigte nach 10.2. für reine fischwirt- 
scbaftliche Unternehmen oder für den fischwirt- 
schaftlichen Betriebsanteil , gemischter Unternehmen 
keinen dem Betriebsentwicklungsplan entsprechen- 
den Nachweis erbringen, so kann an dessen Stelle 
ein Gutachten von der nach Landesrecht zuständi- 
gen Behörde treten. In diesen Fällen ist nachzuwei- 
sen, daß die Investition unter Anwendung betriebs- 
wirtschaftlicher Abschreibungssätze und unter Be- 
rücksichtigung der durch die Investition bedingten 
Zinsbelastung wirtschaftlich und tragbar ist. 

12 . 9 . 

Im Zieljahr muß eine angemessene für das notwen- 
dige Wachstum des Unternehmens ausreichende Ei- 
genkapitalbildung gewährleistet sein. 

13. 

Die Errichtung eines landwirtsöhaftlichen Gehöftes 
mit Wohnhaus (Aussiedlung) oder ohne Wohnhaus 
(Teilaussiedlung) an einem anderen Standort an- 
stelle des bisherigen Gehöftes sowie die Ausgliede- 
rung eines Betriebszweiges aus dem weiterhin am 
alten Standort bestehenden Unternehmen (Betriebs- 
zweigaussiedlung) können nur dann gefördert wer- 
den, wenn daran ein erhebliches öffentliches Inter- 
esse besteht. Bei einer Aussiedlung muß die alte 
Hofstelle in vollem Umfang veräußert oder ander- 
weitig verwertet werden. Bei Teilaussiedlungen 
darf eine über die Eigenversorgung hinausgehende 
Viehhaltung am alten Standort nicht mehr betrie- 
ben werden. 

13 . 1 . 

Ein erhebliches öffentliches Interesse, das beson- 
ders darzulegen ist, liegt insbesondere vor, wenn 

13 . 1 . 1 . 

die alte Hofstelle für gemeinnützige. Öffentliche 
oder gemeinschaftliche Vorhaben (z. B. Kindergär- 
ten, Spielplätze, Straßenbau, Friedhofserweiterung, 
Gemeinschaftseinrichtungen) benötigt wird, oder 

13 . 1 . 2 . 

die Aussiedlung im Rahmen und zum Vorteil einer 
Flurbereinigung oder städtebaulicher und ordnungs- 


politischer Maßnahmen (Dorferneuerung) durchge- 
führt wird, oder 

13 . 1 . 3 . 

zu wenig entwicklungsfähige Betriebe mit einer 
ausbaufähigen Hofstelle vorhanden sind 

13 . 1 . 4 . 

oder die Hofstelle ausgesiedelt werden muß, weil 
Erweiterungsbauten am alten Standort wegen der 
dadurch entstehenden Immissionen nicht zugelas- 
sen werden. 

13 . 2 . 

Für Investitionen bei Aussiedlungen, die den 
Wohnteil betreffen, gilt folgendes: 

13 . 2 . 1 . 

Die Wohnfläche darf zur Berechnung des förde- 
rungsfähigen Investitionsvolumens 'die in § 39 
Abs. 1 des zweiten Wohnungsbaugesetzes für den 
förderungsfähigen sozialen Wohnungsbau zugelas- 
senen Grenzen nicht überschreiten. 

Weitere Einschränkungen der Wohnfläche sind zu- 
lässig. 

13 . 2 . 2 . 

Dabei sind Wohngebäude mit Altenteil, auch wenn 
das Altenteil als eigener Daukörper errichtet ist, 
den Familienheimen mit zwei Wohnungen gleichge- 
stellt. 

13 . 2 . 3 . 

Die Berechnung der Wohnfläche richtet sich nach 
§§42 ff. der Verordnung über wohnwirtschaftliche 
Berechnungen (II. Berechnungs Verordnung). 

13 . 2 . 4 . 

Fremdenzimmer können bei der Berechnung der 
Wohnfläche außer Betracht gelassen werden; diese 
Regelung ist jedoch auf Betriebe in solchen Gebie- 
ten beschränkt, die für den Fremdenverkehr er- 
schlossen sind oder nach ihrer Lage und Struktur 
eine entsprechende Nachfrage nach Fremdenzim- 
mern erwarten lassen. 

13 . 2 . 5 . 

Die Kosten der Fremdenzimmer und ihre Finanzie- 
rung sind von den Kosten des zu fördernden Vorha- 
bens und dessen Finanzierung zu trennen. 


14. Art und Höhe der Förderung 

14 . 1 . 

Das durch einen Betriebsentwicklungsplan ausge- 
wiesene Investitionsvolumen darf eine Mindest- 
grenze nicht unterschreiten und ist nur bis zu einer 
Höchstgrenze förderungsfähig. 
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14 . 2 . 

Erreicht das im Betriebsentwicklungsplan ausge- 
wiesene förderungsfähige Investitionsvolumen nicht 
den Betrag von 20 000 DM (Mindestgrenze des förde- 
rungsfähigen Investitionsvolumens), so kann der Be- 
günstigte nach diesen Grundsätzen nicht gefördert 
werden. 

14 . 3 . 

Überschreitet das förderungsfähige Investitionsvo- 
lumen den Betrag von 145 000 DM/Vollarbeitskraft, 
so kann der Begünstigte für den überschreitenden 
Betrag keine Zinsverbilligung erhalten. 

14 . 4 . 

Die Höchstgrenze des förderungsfähigen Investi- 
tionsvolumens, für das eine Zinsverbilligung ge- 
währt wird, liegt bei 600 000 DM/Unternehmen. 

14 . 5 . 

Bis zur Höchstgrenze des förderungsfähigen Investi- 
tionsvolumens im Sinne von 14.3. kann dem Begün- 
stigten eine Zinsverbilligung für die Gesamthöhe 
des aufgenommenen Kapitalmarktdarlehens gewährt 
werden. Im Falle ein^r Förderung nach 12.5. wird 
eine Zinsverbilligung nur für 80 Vo des aufgenom- 
menen Kapitalmarktdarlehens gewährt. Die Zinsver- 
billigung beträgt 5 Vo. Die nominale Zinsbelastung 
des Endkreditnehmers muß mindestens 3 Vo betra- 
gen. In Fällen, in denen die effektiven Zinskosten 
der zu verbilligenden Darlehen nicht marktgerecht 
sind, kann die Zustimmung zur Zinsverbilligung ver- 
weigert werden. 

14 . 6 . 

Die Laufzeit der zu verbilligenden Kredite soll dem 
Verwendungszweck angepaßt werden und beträgt 
grundsätzlich 15 Jahre. Die Dauer der Zinsverbilli- 
gung beträgt bei Immobilien bis zu 20 Jahre und 
bei anderen Investitionen bis zu 10 Jahre. 

14 . 7 . 

Die Verbilligungsdauer von Krediten, die gleichzei- 
tig der Finanzierung sowohl kurzfristiger als auch 
langfristiger Investitionen dienen, ist in der Regel 
innerhalb der Höchstgrenze dem Mischungsverhält- 
nis der Kreditanteile anzupassen. 

14 . 8 . 

Kredite unter 10 000 DM/Jahr sowie Kredite mit ei- 
ner Laufzeit von weniger als vier Jahren werden 
nicht verbilligt. 

14 . 9 . 

In den Fällen, in denen eine Aussiedlung, eine Teil- 
aussiedlung oder eine Althofsanierung in einem 
Verfahren der Flurbereinigung oder der Bewässe- 
rung erfolgt, erhalten die Begünstigten für Maßnah- 
men nach 15. und 17. einen Zuschuß in Höhe von 
10 000 DM und für Maßnahmen nach 16. 20 000 DM. 


Das öffentliche Darlehen wird um diesen Betrag ge- 
kürzt. 

14 . 10 . 

Wenn der Betriebsentwicklungsplan eine schwer- 
punktmäßige Ausrichtung auf die Rindfleisch- oder 
Schaffleischerzeugung vorsieht, kann eine Ausrich- 
tungsprämie je Hektar für die Fläche gewährt wer- 
den, die für die Rindfleisch- und Schaffleischerzeu- 
gung eines Betriebes erforderlich ist. 

Der Betriebsentwicklungsplan muß vorsehen, daß 
der Anteil der Verkäufe von Rindern und Schafen 
nach Durchführung dieses Planes (Zieljahr) mehr 
als 50 Vo des gesamten Verkaufserlöses des Betrie- 
bes ausmacht. 

Die Prämie beläuft sich 

— für das erste Jahr auf 165 DM je Hektar bis 
höchstens 16 500 DM je Betrieb, 

— für das zweite Jahr auf 110 DM je Hektar bis 
höchstens 1 1 000 DM je Betrieb und 

— ■ für das dritte Jahr auf 55 DM je Hektar bis 
höchstens 5 500 DM je Betrieb. 

Die Prämie wird zusätzlich zu den Hilfen nach 14.5., 

15., 16. und 17. sowie 58. bis 65. gewährt. 


15 . 

Für umfassende Neu-, Um- und Ausbauten der 
Wirtschaftsgebäude eines landwirtschaftlichen Ge- 
höftes einschließlich ihrer technischen Ausrüstung 
(bauliche Maßnahmen im Altgehöft) können ein 
Darlehen aus Öffentlichen Mitteln (öffentliches Dar- 
lehen) und ein Zuschuß gewährt werden. Für die 
Gewährung des öffentlichen Darlehens und des Zu- 
schusses gelten die nachstehenden Grundsätze: 

15 . 1 . 

In Betrieben mit mehr als 50 ®/o tatsächlich genutz- 
tem Dauergrünland (Gründlandbetriebe) oder in Be- 
trieben, deren Futterbauanteil an der landwirt- 
schaftlichen Nutzfläche mehr als 80 Vo beträgt (Fut- 
terbaubetriebe), kann ein Öffentliches Darlehen bis 
zu 67 Vo des förderungsfähigen baulichen Investi- 
tionsvolumens, jedoch höchstens bis zu 100 000 DM 
gewährt werden. Der Begünstigte kann jedoch ein 
Öftentliches Darlehen nur dann erhalten, wenn das 
förderungsfähige bauliche Investitionsvolumen mehr 
als 60 000 DM beträgt. 

15 . 2 . 

Darüber hinaus kann, wenn die Baumaßnahme 
grünlandbezogene Tierhaltungszweige betrifft, ein 
Zuschuß bis zu 40 Vo des 80 000 DM übersteigenden 
förderungsfähigen baulichen Investitionsvolumens 
gewährt werden, jedoch nich mehr als 30 000 DM. 

15 . 3 . 

In allen übrigen Betrieben beträgt das öffentliche 
Darlehen bis zu 50 Vo des baulichen Investitionsvo- 
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lumens, jedoch höchstens GOOOQDM. Der Begün- 
stigte kann jedoch ein Öffentliches Darlehen nur 
dann erhalten, wenn das förderungsfähige bauliche 
Investitionsvolumen mehr als 80 000 DM beträgt. 

15 . 4 . 

Neben dem öffentlichen Darlehen und den Zuschüs- 
sen kann bei baulichen Maßnahmen im Altgehöft 
eine Zinsverbilligung für ein Kapitalmarktdarlehen 
nach 14.3., 14.4. und 14.5. gewährt werden. 

15 . 5 . 

Grünland- und Futterbaubetriebe im Sinne von 15.1. 
müssen zum Zeitpunkt der Antragstellung und im 
Zieljahr des Betriebsentwicklungsplanes die dort 
genannten Anteile von Dauergrünland oder Futter- 
bau erreichen. 

15 . 6 . 

Die Finanzierung einer Betriebszweigaussiedlung 
richtet sich nach 15. bis 15.5. Zu den Kosten der Er- 
schließung kann zusätzlich ein Zuschuß von 20 000 
DM gewährt werden. 


16 . 

Für Aussiedlungen gelten folgende Finanzierungs- 
grundsätze: 

16 . 1 . 

Die baren und unbaren Eigenleistungen müssen 
mindestens 20 000 DM betragen. 

16 . 2 . 

Dem Begünstigten kann ein Zuschuß bis zur Höhe 
des Unterschiedsbetrages zwischen dem Gebrauchs- 
wert und dem Veräußerungs- oder Verwertungs- 
wert seiner alten Hofstelle gewährt werden (Alt- 
stellenzuschuß), wenn die folgenden Voraussetzun- 
gen vor liegen: 

16 . 2 . 1 . 

Die Veräußerung muß im Einklang mit den in 13.1. 
genannten Zwecken stehen; eine anderweitige Ver- 
wertung der alten Hofstelle steht ihrer Veräuße- 
rung gleich, wenn sie dem in 13.1. genannten 
Zweck dient. 

16 . 2 . 2 . 

Der Veräußerungs- oder Verwertungswert der alten 
Hofstelle muß angemessen sein. 

16 . 2 . 3 . 

Der Veräußerungs- oder Verwertungswert der alten 
Hofstelle muß unter ihrem Gebrauchswert liegen. 
Der Gebrauchswert der alten Hofstelle wird auf 
60 000 DM festgesetzt (Altstellengarantiewert). . 


16 . 2 . 4 . 

Der Erlös der alten Hofstelle ist voll ins Verfahren 
einzusetzen. 

16 . 3 . 

Ist die alte Hofstelle nicht alsbald zu verwerten, 
kann der im Hinblick auf den voraussichtlichen 
Altstellenerlös zu erwartende Altstellenzuschuß un- 
ter Vorbehalt bewilligt werden. 

16 . 4 . 

Für das den Altstellengarantiewert und die Eigen- 
leistung übersteigende förderungsfähige Investi- 
tionsvolumen können ein öffentliches Darlehen, 
zinsverbilligte Kapitalmarktmittel nach 14.3., 14.4. 
und 14.5. sowie Zuschüsse gewährt werden. 

16 . 4 . 1 . 

Das öffentliche Darlehen beträgt für Grünland und 
Fütterbaubetridbe höchstens 170 000 DM und für 
alle übrigen Betriebe höchstens 150 000 DM. 

16 . 4 . 2 . 

Gründland- und Futterbaubetrieben im Sinne von 

15.1. kann ein Zuschuß bis zu 30 ^/o des 150000 DM 
übersteigenden förderungsfähigen baulichen Inve- 
stitionsvolumens (ohne Erschließung) gewährt wer- 
den, jedoch-nicht mehr als 60 000 DM. 

16 . 5 . 

Zu den Kosten für die Erschließung des Aussied- 
lungsgehöftes (Wegebau, Abwasserbeseitigung, Ein- 
grünung, Anschluß an die Energie- und Wasserver- 
sorgung und an das Fernsprechnetz) kann ein Zu- 
schuß bis zu 50 000 DM gewährt werden. 

16 . 6 . 

Wenn für Maßnahmen nach 16. Mittel des sozialen 
Wohnungsbaus in Anspruch genommen werden, so 
sind diese auf die Förderung anzurechnen. 


17 . 

Für Teilaussiedlungen gelten folgende Finanzie- 
rungsgrundsätze : 

17 . 1 . 

Die baren und unbaren Eigenleistungen müssen 
mindestens 15 000 DM betragen. 

17 . 1 . 1 . 

Wird der Wirtschaftsteil der bisherigen Hofstelle 
veräußert oder für nichtlandwirtschaftliche Zwecke 
verwendet, so beträgt der Altstellengarantiewert 
40 000 DM; 

16.2.1., 16.2.2., 16.2.3. erster Satz, 16.2.4., 16.3. und 
16.4 gelten entsprechend. 
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17 . 2 . 

Der Zuschuß zu den Kosten der Erschließung be- 
trägt bis zu 40 000 DM. 

17 . 2 . 1 . 

Das öffentlidie Darlehen beträgt hödistens 100 000 
DM. 

17 . 2 . 2 . 

Grünland- und Futterbaubetrieben im Sinne von 

15.1. kann ein Zuschuß bis zu 30 ®/o des 100 000 DM 
übersteigenden förderungsfähigen baulichen Inve- 
stitionsvolumens (ohne Erschließung) gewährt wer- 
den, jedoch nicht mehr als 42 000 DM. 


18 . 

Liegen die Voraussetzungen für eine Aussiedlung 
vor, so kann anstelle einer Aussiedlung der Erwerb 
eines bestehenden Betriebes oder auch einer Hof- 
stelle nach den in 16.1. bis 16,4. aufgeführten 
Grundsätzen gefördert werden. Eine Erschließungs- 
beihilfe kann auch hier nur insoweit gewährt wer- 
den, als tatsächlich Erschließungskosten anfallen. 

18 . 1 . 

Die erworbene Hofstelle muß die betriebs- und ar- 
beitswirtschaftlichen Anforderungen, wie sie an ein 
Aussiedlungsgehöft gestellt werden (ggf. nach den 
vorgesehenen Umbaumaßnahmen), erfüllen. 

18 . 2 . 

18. gilt entsprechend, wenn ein landwirtschaftliches 
Gehöft am bisherigen Standort oder an einem Stand- 
ort, der keine wesentliche neue Erschließung ver- 
ursacht, in vollem Umfange neu errichtet wird. 
Eine Neuerrichtung in vollem Umfange liegt auch 
dann vor, wenn die Wirtschaftsgebäude nicht voll- 
ständig abgerissen werden, der Wiederbeschaf- 
fungswert der stehenbleibenden Gebäude oder Ge- 
bäudeteile jedoch 40 000 DM nicht übersteigt. Ein 
Altstellenzuschuß kann bei Neuerrichtung am bis- 
herigen Standort nicht gewährt werden. 


19 . 

Die in 15.1., 15.3., 16.4.1. und 17.2.1. aufgeführten öf- 
fentlichen Darlehen sind mit 1 ®/o zu verzinsen und 
nach zwei tilgungsfreien Jahren mit 2,25 ®/o jährlich 
zuzüglich ersparter Zinsen zu tilgen. 


20 . 

Eine Förderung ist insoweit ausgeschlossen, als die 
Finanzierung durch Eigenleistungen erbracht wird 
oder im Widerspruch zu 1.1. dieser Grundsätze 
steht. Als Eigenleistungen gelten bare oder unbare 
Aufwendungen des Begünstigten, die bei Maßnah- 
men nach diesen Grundsätzen erbracht werden. Un- 
bare Eigenleistungen werden nur bei baulichen In- 


vestitionen einschließlich Erschließung anerkannt. 

20 . 1 . 

Für die Berechnung der unbaren Eigenleistungen 
gilt folgendes: 

20 . 1 . 1 . 

Bei der Berechnung von Hand- und Spanndiensten 
des Begünstigten ist höchstens der Aufwand zu- 
grunde zu legen, der sich bei der Vergabe der Ar- 
beiten an Unternehmer abzüglich eines pauschalen 
Unternehmerzuschlages von 20 ®/o ergeben würde; 
als Hand- und Spanndienste gelten sowohl die Ar- 
beitsleistungen des Antragstellers selbst als auch 
die seiner eigenen Arbeitskräfte. 

20 . 1 . 2 . 

Sachleistungen des Begünstigten dürfen höchstens 
mit 80 ®/o der für diese Leistungen zu angemessenen 
Preisen veranschlagten Kosten berücksichtigt wer- 
den. 


21 . 

Unter einer Kooperation ist die vertraglich g »regel- 
te überbetriebliche Zusammenarbeit mehrere Land- 
wirte in beliebiger Rechtsform zu versteh( n. Der 
Vertrag muß schriftlich abgeschlossen wer( an, so- 
weit nicht notarielle Form vorgeschrieben i t. Die 
Zusammenarbeit kann den gesamten Betrieb oder 
einzelne Betriebszweige oder Teilaufgaben umfas- 
sen. 


21 . 1 . 

Eine Vollfusion ist der Zusammenschluß ganzer be- 
stehender landwirtschaftlicher Unternehmen zu ei- 
ner neuen Wirtschaftseinheit. 

21 . 2 . 

Eine Teilfusion ist der Zusammenschluß einzelner 
Betriebszweige nach Ausgliederung aus weiterbe- 
stehenden landwirtschaftlichen Unternehmen zu ei- 
ner neuen Wirtschaftseinheit. 

21 . 3 . 

Eine sonstige Kooperation ist die gemeinsame Be- 
wirtschaftung von Betriebszweigen ohne Ausgliede- 
rung aus weiterbestehenden landwirtschaftlichen 
Unternehmen sowie die gemeinsame Erledigung 
von Teilaufgaben. 

21 . 4 . 

Jedem Landwirt bleibt es freigestellt, seine einzel- 
betriebliche Förderung ganz oder teilweise im Rah- 
men einer Kooperation wahrzunehmen. Insoweit 
wird seine Förderung als Einzelunternehmer einge- 
schränkt. 
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21 . 5 . 

Die nach Landesrecht zuständige Behörde prüft vor 
der Gewährung der Zuschüsse gemäß 27.5. die 
Wirtschaftlichkeit der Kooperation. Eine Förderung 
ist nur zulässig, wenn -der Gesellschaftsvertrag der 
Kooperation mindestens Bestimmungen enthält üher 

21 . 5 . 1 . 

die Voraussetzungen für Erwerb und Verlust der 
Mitgliedschaft, wobei die Mitgliedschaft frühestens 
zum Schluß des dritten vollen Geschäftsjahres ge- 
kündigt werden kann und die Kündigungsfrist min- 
destens ein Jahr betragen muß, 

21 . 5 . 2 . 

die Voraussetzungen für die Übertragung von Akti- 
en oder Geschäftsanteilen an einer GmbH, wobei 
festgelegt werden muß, -daß eine AG ausschließlich 
Namensaktien ausgeben darf und die Übertragung 
der Aktien bzw. Geschäftsanteile an die Einwilli- 
gung der AG bzw. GmbH gebunden ist, die frühe- 
stens nach Ablauf von drei Jahren nach Eintragung 
der Gesellschaft erteilt werden kann, 

21 . 5 . 3 . 

die Organe, ihre Aufgaben und die Art der Be- 
schlußfassung, insbesondere über die Auflösung 
der Kooperation, wobei eine Mehrheit von zwei 
Dritteln der Stimmen vorgeschrieben werden muß, 
sofern nicht gesetzlich etwas anderes vorgesehen 
ist, 

21 . 5 . 4 . 

die Dauer des Bestehens der Kooperation, wobei 
mindestens eine Dauer von fünf Jahren vorgesehen 
sein muß. 


22 . 

Im Rahmen einer Vollfusion können Begünstigte 
nur gefördert werden, wenn alle Beteiligten land- 
wirtschaftliche Unternehmer nach 10.2. bis 10.4. 
und gegebenenfalls 10.6. sind und die Vorausset- 
zungen von 11.1. und 11.2. erfüllen. 

23. 

Im Rahmen einer Teilfusion können Begünstigte 
nur gefördert werden, wenn alle Beteiligten die 
Voraussetzungen nach 10.2. bis 10.4. und gegebe- 
nenfalls 10.6. sowie nach 11. und 12. erfüllen. 


24. Begünstigte 

24 . 1 . 

im Sinne des § 1 Abs. 3 des Gesetzes über eine Al- 
tershilfe für Landwirte, deren landwirtschaftliches 
Einkommen am Gesamteinkommen weniger als 
50 ®/o beträgt oder deren für Tätigkeiten außerhalb 
des Betriebes aufgewendete Arbeitszeit mehr als 
die Hälfte ihrer Gesamtarbeitszeit ausmacht (Ne- 
benerwerbslandwirte) oder 


24 . 2 . 

die die in 11. und 12. genannten Voraussetzungen 
nicht erfüllen, 

24 . 3 . 

können nur gefördert werden, wenn sie sich an ei- 
ner Kooperation beteiligen, die auf eine unmittelba- 
re Flächenbewirtschaftung (z. B. in Form der Ma- 
schinenringe) gerichtet ist und soweit sie Investi- 
tionen im Interesse einer solchen Kooperation vor- 
nehmen. 


25. 

Die bei einer Vollfusion entstehende neue Wirt- 
schaftseinheit muß die Voraussetzungen nach 11.3., 

11.4. und 12. erfüllen. 


26. 

Bei einer Teilfusion nach 23. und einer sonstigen 
Kooperation ist neben der Einführung einer ord- 
nungsgemäßen Buchführung nach 11.3. und 11.4. für 
die verbleibenden Einzelbetriebe, soweit sie die 
Voraussetzungen von 10.2. bis 10.4. und gegebenen- 
falls 10.6. sowie von 11. und 12. erfüllen, auch die 
Einführung einer vergleichbaren Buchführung für 
die Kooperation selbst erforderlich. 

27. 

Für die Förderung gilt folgendes: 

27 . 1 . 

Gefördert werden die an der Kooperation beteilig- 
ten Landwirte (Begünstigte). 

27 . 2 . 

Die Mindestgrenze des förderungsfähigen Investi- 
tionsvolumens bei Kooperationen (unbeschadet von 

27.4.) beträgt je Vorhaben für einen Zeitraum von 
höchstens vier Jahren 20 000 DM. 

27 . 3 . 

Die Förderung der einzelnen Antragsteller richtet 
sich nach den unter 14.1. bis 20.1.2. genannten 
Grundsätzen mit Ausnahme von 14.4., wobei das 
förderungsfähige Investitionsvolumen 1 Million DM 
insgesamt nicht übersteigen darf. 

27 . 4 . 

Begünstigte, die sich an einer sonstigen Koopera- 
tion nach 24. beteiligen, können einmalig in einem 
Zeitraum von vier Jahren für ein förderungsfähiges 
Investitionsvolumen bis zu 12 500 DM einen Zu- 
schuß von 13 ®/o erhalten. 

27 . 5 . 

Bei Kooperationen (mit Ausnahme von Maschinen- 
ringen), die nach dem 20. April 1972 gegründet wor- 
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den sind, können die Begünstigten nach der Grün- 
dung der Kooperation Zuschüsse zu den Grün- 
dungs- und Verwaltungskosten der Kooperation er- 
halten. Der Zuschuß darf in den ersten drei Jahren 
folgende Beträge nicht übersteigen: 

27 . 5 . 1 . 

Für Vollfusionen 8 000 DM je Mitglied, höchstens 
jedoch 27 450 DM. 

27 . 5 . 2 . 

Für Teilfusionen 6 000 DM je Mitglied, höchstens 
jedoch 18 000 DM. 

27 . 5 . 3 . 

Für sonstige Kooperationen 5 000 DM je Mitglied, 
höchstens jedoch 15 000 DM. 

27 . 5 . 4 . 

Der Zuschuß wird in den ersten drei Jahren nach 
der Gründung der Kooperation gezahlt und beträgt 
im ersten Jahr bis zu 60 Vo, im zweiten Jahr bis zu 
40 Vo und im dritten Jahr bis zu 20®/o der angemes- 
senen Gründungs- und Verwaltungskosten. 

28. Rationalisierung von Betrieben 
durch Verbesserung des Wohnteils 

29. Verwendungszweck 

29 . 1 . 

Gefördert werden folgende Rationalisierungsmaß- 
nahmen: 

29 . 1 . 1 . 

Kauf und Neubau von landwirtschaftlichen . ohn- 
häusern (-teilen). 

29 . 1 . 2 . 

An-, Aus- und Umbau sowie Aufstockung von land- 
wirtschaftlichen Wohnhäusern (-teilen). 

29 . 1 . 3 . 

Investitionen im arbeitswirtschaftlichen Bereich 
landwirtschaftlicher Wohnhäuser (-teile). 

29 . 1 . 4 . 

Förderungsmittel für Maßnahmen nach 29.1.3. kön- 
nen gleichzeitig mit Förderungsmitteln für Maßnah- 
men nach 29.1.1. oder 29.1.2. in Anspruch genom- 
men werden. 

30. 

Als Wohnteil gilt der Teil eines landwirtschaftli- 
chen Gebäudes, der dem Betriebsinhaber und seiner 
Familie als Wohnung dient (einschließlich Alten- 
teil). 

30 . 1 . 

Zum förderungsfähigen Investitionsvolumen zählen 
auch 


— die Kosten für die Erstellung eines Betriebsent- 
wicklungs- oder überbrückungsplanes, 

— die beim Grundstückserwerb anfallenden Ge- 
bühren, 

— die jeweils geltenden Gebühren für Architekten 
und Ingenieure. 


31. 

Als Investitionen im arbeitswirtschaftlichen Be- 
reich gelten; 

31 . 1 . 

Erstmalige Beschaffung von Warmwasserversor- 
gungs- und zentralen Heizungsanlagen. 

31 . 2 . 

Erstmalige Beschaffung und Verbesserung von Bä- 
dern, Duschen und Handwaschbecken. 

31 . 3 . 

Neuzeitliche Einrichtungen der Wirtschaftsräume 
in den Wohnhäusern oder Wohnteilen (Wasserzapf- 
stellen, Spülbecken, Ausgüsse, entlüftbare Speise- 
kammern). 

31 . 4 . 

Schaffung von Hausanschlüssen an Versorgungslei- 
tungen und an die Kanalisation, sowie Klärgruben, 
wenn in den nächsten 10 Jahren nicht mit einer ge- 
meinsamen Einrichtung zu rechnen ist. 

31 . 5 . 

Umbauten zur Schaffung von Wohnungsabschlüssen. 

31 . 6 . 

Bauliche Veränderungen, die im Rahmen der Maß- 
nahmen zu 31.1. bis 31.4. notwendig sind, 

31 . 7 . 

Schaffung geeigneter Fußböden in Wirtschafts-, 
Bade- und Duschräumen in den Wohnhäusern oder 
Wohnteilen. 

31 . 8 . 

Instandsetzungsarbeiten im Rahmen von An-, Aus- 
und Umbaumiaß nahmen sowie von Aufstockungs- 
maßnahmen. 


32. 

Als Investitionen im arbeitswirtschaftlichen Be- 
reich gelten nicht: 

32 . 1 . 

Unterhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten an Ge- 
bäuden und Anlagen, Schönheitsreparaturen sowie 
Ersatzbeschaffungen. 
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32 . 2 . 

Beschaffung von nicht mit dem Gebäude fest ver- 
bundenen Gegenständen. 

32 . 3 . 

Beschaffung von aufwendigem Zubehör (z. B. Heiz- 
körperverkleidungen) . 

32 . 4 . 

Beschaffung von Einbauschränken. 

32 . 5 . 

Verbesserungen in gewerblich genutzten Räumen. 

33. Förderungsvoraussetzungen 

33 . 1 . 

Gefördert werden können: 

33 . 1 . 1 . 

Bei Förderungsmaßnahmen nach 29.1.1. die in 10.2. 
bis 10.3. genannten Begünstigten, sofern sie die 
Voraussetzungen von 11.1., 11.2. und 12. erfüllen. 

33 . 1 . 2 . 

Bei Förderungsmaßnahmen nach 29.1.2. die in 10.2. 
bis 10.3. genannten Begünstigten. 

33 . 1 . 3 . 

Bei Förderungsmaßnahmen nach 29.1.3. die in 10.2. 
bis 10.3. genannten Begünstigten sowie alle Neben- 
erwerbslandwirte gemäß 24.1. 

34. 

Für Verpächter und Pächter gilt 10.3. sinngemäß. 


35. 

Eine Förderung nach 29.1. ist nur insoweit zulässig, 
als sie den betri^s- und arbeitswirtschaftlichen Er- 
fordernissen des land- und forstwirtschaftlichen 
Unternehmens entspricht. Bei Neubauten gilt im 
übrigen 13.2. 


36. 

Wenn für Maßnahmen nach 29.1. Mittel des sozia- 
len Wohnungsbaus in Anspruch genommen wer- 
den, so sind diese auf die Förderung anzurech- 
nen. 


37. 

Die in 29.1.3. genannten Verbesserungsmaßnahmen 
werden in Gebäuden nicht gefördert, die nachweis- 
lich reparaturunwürdig sind. 


38. Art und Höhe der Förderung 

39. 

Erreicht das förderungsfähige Investitionsvolumen 
nicht den Betrag von 5 000 DM, so kann der Begün- 
stigte nicht nach diesen Grundsätzen gefördert wer- 
den. 

40. 

überschreitet das förderungsfähige Volumen von 
Investitionen gemäß 29.1.1. und 29.1.2. die auf 
Grund eines genehmigten Betriebsentwicklungspla- 
nes vorgenommen werden, den Betrag von 
60 000 DM, so kann der Begünstigte für den über- 
schreitenden Betrag keine Förderung nach diesen 
Grundsätzen erhalten. 

40 . 1 . 

Eine Förderung ist auch dann zulässig, wenn der 
Betriebsentwicklungsplan ausweist, daß zur Zeit 
keine betrieblichen Investitionen erforderlich sind, 
weil die Wirtschaftsgebäude die technischen Vor- 
aussetzungen für eine moderne Bewirtschaftung er- 
füllen und die Voraussetzungen nach 11.1., 11.2. 
und 12. vorliegen. 

40 . 2 . 

Bis zur Höchstgrenze eines förderungsfähigen Inve- 
stitionsvolumens von 60 000 DM kann dem Begün- 
stigten eine Zinsverbilligung für Kapitalmarktdarle- 
hen bis zur Höhe von 85 Vo des förderungsfähigen 
Investitionsvolumens gewährt werden. 14.5. Satz 
drei bis fünf gilt entsprechend. Liegt das zu för- 
dernde Invesetitions Volumen für Maßnahmen nach 

29.1.2. zwischen 5 000 DM und 15 000 DM, kann an- 
stelle der Zinsverbilligung ein Zuschuß in Höhe 
von 23 Vo des för'derungsfähigen Investitionsvolu- 
mens gewährt werden. 

40 . 3 . 

Die Laufzeit der zu verbilligenden Kredite soll dem 
Verwendungszweck angepaßt werden; der Vefbilli- 
gungszeitraum beträgt höchstens 20 Jahre. 

41. 

Falls die Voraussetzungen nach 11.1., 11.2. und 12. 
nicht vorliegen, beträgt die Höchstgrenze des för- 
derungsfähigen Investitionsvolumens bei Maßnah- 
men nach 29,1.2. 15 000 DM. Für Investitionen nach 

29.1.3. gilt generell ebenfalls diese Höchstgrenze. In 
diesen Fällen kann ein Zuschuß in Höhe von 23 Vo 
des förderungsfähigen Investitionsvolumens ge- 
währt werden. 

41 . 1 . 

Für die Berechnung der unbaren Eigenleistung für 
Maßnahmen nach 29.1.1., 29.1.2. und 31.6. gilt 20. 

42. Investitionshilfen für Überbrückungsmaßnahmen 
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43. Verwendungszweck 

43 . 1 . 

Förderungsfähig sind die zur Weiterführung des 
Betriebes notwendigen Investitionen an Wirtschafts- 
gebäuden und Inventar, soweit die Bestimmungen 
nach 9, dem nicht entgegenstehen. 

43 . 2 . 

Zum förderungsfähigen Investitionsvolumen zählen 
auch 

— die Kosten für die Erstellung eines überbrük- 
kungsplanes, 

— die jeweils geltenden Gebühren für Architekten 
und Ingenieure. 

44. Förderungsvoraussetzungen 


45. Gefördert werden können 

45 . 1 . 

die in 10.2. genannten Begünstigten, 

45 . 1 . 1 . 

sofern sie die in 11. und 12. genannten Vorausset- 
zungen nicht alle erfüllen, 

45 . 1 . 2 . 

sofern sie Alternativmaßnahmen nach dem Gesetz 
über eine Altershilfe für Landwirte nicht in An- 
spruch nehmen können,' 

45 . 1 . 3 . 

sofern eine sozialökonomische Beratung die Zweck- 
mäßigkeit der Inanspruchnahme der Hilfen nach 48. 
und 49. ergibt, 

45 . 1 . 4 . 

so4ern der Hoferbe nicht hauptberuflich in diesem 
Betrieb verbleibt. 

45 . 2 . 

Begünstigte nach 45.1., die ihren Betrieb endgültig 
vom Vollerwerb auf Nebenerwerb umstellen und 
dazu Investitionen vornehmen müssen. 

Dazu rechnen nicht Investitionen für die bodenun- 
abhängige Veredlungswirtschaft. Im übrigen sind 
Maschineninvestitionen ausgeschlossen, wenn eine 
Beteiligung an einer überbetrieblichen Maschinen- 
nutzung möglich ist. 

45 . 3 . 

Für Pächter gilt 10.3. sinngemäß. 

46. 

Der Antragsteller hat auf Grund eines Uberbrük- 
kungsplanes nachzuweisen, daß die geplanten Maß- 


nahmen zur Weiterführung des Betriebes notwen- 
dig sind. Der Uberbrückungsplan enthält Daten 
Über den derzeitigen Zustand des Betriebes und , sei- 
ne, mit dem Vorhaben angestrebte zukünftige Ent- 
wicklung. Für den Uberbrückungsplan ist ein bun- 
deseinheitlicher Vordruck zu verwenden. 


47. Art und Höhe der Förderung 

48. 

Das durch einen Uberbrückungsplan ausgewiesene 
förderungsfähige Investitionsvolumen darf eine 
Mindestgrenze von 5 000 DM nicht unterschreiten 
und eine Höchstgrenze von 30 000 DM — in Betrie- 
ben mit mehr als 80 Vo absolutem Grünland 35 000 
DM — nicht überschreiten. 

48 . 1 . 

Überschreitet das Investitionsvolumen den Betrag 
von 30 000 DM bzw. 35 000 DM, so kann der Begün- 
stigte für den überschreitenden Betrag keine Förde- 
rung erhalten. 

48 . 2 . 

Einmalig kann dem Begünstigten eine Zinsverbilli- 
gung für Kapitalmarktdarlehen bis zur Höhe von 
85 Vo des förderungsfähigen Investitionsvolumens 
gewährt werden. 14.5. Satz 3 bis 5 sowie 14.6, und 
14.7. gelten entsprechend. 

48 . 3 . 

Die Laufzeit der zu verbilligeruden Kredite soll dem 
Verwendungszweck angepaßt werden; sie darf ei- 
nen Zeitraum von 20 Jahren nicht überschreiten. 
Außerdem darf die Laufzeit nicht über das 60. Le- 
bensjahr des Begünstigten hinausgehen. Kredite mit 
einer Laufzeit von weniger als fünf Jahren werden 
nicht verbilligt. 

49. 

Die Zinsverbilligung nach 48.2. kann zusätzlich zu 
den Förderungsmitteln für den An-, Ausbau und 
Umbau sowie die Aufstockung von landwirtschaft- 
lichen Wohnhäusern (-teilen) nach 29.1.2. und Ver- 
besserungsmaßnahmen nach 29.1.3. gewährt wer- 
den, wenn die Voraussetzungen hierfür nach 33.1. 
bis 36. erfüllt sind. 


DritterTeil 

50. Ländliche Siedlung 

51. Verwendungszweck 

51 . 1 . 

Die Maßnahmen der ländlichen Siedlung werden 
durch das öffentliche Interesse bestimmt, mit der 
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Verbesserung der Agrarstruktur zur Erhaltung und 
Entwicklung der Funktionsfähigkeit ländlicher Ge- 
biete beizutragen. 


52. Die Mittel sind zu verwenden 

52 . 1 . 

zum Zwecke des Landauffangs für die Entwicklung 
landwirtschaftlicher Betriebe zu Auffangbetrieben 
als umfassende Maßnahme sowie in Ausnahmefäl- 
len für ihre Erichtimg (Auffangbetriebe) ; 

52 . 2 . 

für die flächenmäßige Vergrößerung landwirtschaft- 
licher Betriebe als Einzelmaßnahme (Anliegersied- 
lung) ; 

52 . 3 . 

für den vorsorglichen Ankauf von Grundstücken 
für die in 56. genannten Zwecke (Bodenzwischener- 
werb). 

52 . 4 . 

Es können gefördert werden: 

52 . 4 . 1 . 

Bei Auffangbetrieben 

52 . 4 . 1 . 1 . 

der Ankauf von Grundstücken, 

52 : 4 . 1 . 2 . 

die Besiedlung einschließlich notwendiger Boden- 
verbess enmgsarb eiten, 

52 . 4 . 1 . 3 . 

die Einrichtung der Betriebe, 

52 . 4 . 1 . 4 . 

das Aufstellen des Betriebsentwicklungsplanes, 

52 . 4 . 1 . 5 . 

die Zahlung der Besiedlungsgebühr. 

52 . 5 . 1 . 

Bei der Aniiegersiedlung 

52 . 5 . 1 . 1 . 

der Ankauf von Grundstücken, 

52 . 5 . 1 . 2 . 

notwendige Bodenverbesserungsarbeiten auf diesen 
Grundstücken, 

52 . 5 . 1 . 3 . 

das Aufstellen (des Betriebs entwicklungsplanes, 

52 . 5 . 1 . 4 . 

die Zahlung der BesiedlungsgeSbühr. 


52 . 6 . 

Für den Ankauf von Grundstücken für Auffangbe- 
triebe und für die Anliegersiedlung dürfen die Mit- 
tel nur und insoweit gewährt werden, als die Nut- 
zung geeigneter Flächen auf Grund eines Pacht- 
oder ähnlichen Nutzungsverhältnisses nicht mög- 
lich oder nicht sinnvoll ist. 

52 . 7 . 

Für Bodenverbesserungsarbeiten dürfen Mittel nur 
gewährt werden, wenn eine im öffentlichen Interes- 
se erforderliche landwirtschaftliche Nutzung von 
Brachflächen ohne die Bodenverbesserung nicht 
möglich ist und die Kosten der Bodenverbesserung 
1 000 DM je Hektar der zu verbessernden Fläche 
nicht überschreiten. 

52 . 8 . 

Bei der Förderung der Einrichtung der Betriebe 
nach 52.4.1.3. gelten die Bestimmungen von 9. 
bis 9.4.1. Wenn ein Auffangbetrieb zur Erfüllung 
seines Zwecks aus betriebswirtschaftlichen Grün- 
den auf Schweinehaltung angewiesen ist, können 
Baumaßnahmen hierfür unter der Voraussetzung 
gefördert werden, daß nach Durchführung des Be- 
triebsentwicklungsplanes mindestens 75 Vo der Fut- 
termittel im Betrieb selbst erzeugt werden kön- 
nen. 


53. Förderungsvoraussetzungen 


54. 

Förderungsvoraussetzungen bei Auffangbetrieben 
und bei der Anliegersiedlung. 

54 . 1 . 

Die Förderung von Auffangbetrieben und der An- 
liegersiedlung setzt ein erhebliches öffentliches In- 
teresse voraus. Dieses ist — abgesehen vom Fall 

54.3. — nur gegeben, wenn 

54 . 1 . 1 . 

die Vorhaben dem Auffang und der landwirtschaft- 
lichen Nutzung von Flächen dienen, die brachgefal- 
len sind oder bei denen aus begründetem Anlaß da- 
mit zu rechnen ist, daß sie brachfallen, 

54 . 1 . 2 . 

die Brache aus agrarstrukturellen Gründen verhin- 
dert werden soll und 

54 . 1 . 3 . 

eine bessere Verwendung der Flächen nicht mög- 
lich ist. 

54 . 2 . 

Auffangbetriebe sind nach den Förderungskonditio- 
nen dieses Teiles der Grundsätze nur zu fördern, 
wenn auf Grund ihrer ungünstigen Ausgangssitua- 
tion eine Förderung nach dem zweiten Teil dieser 
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Grundsätze nicht zu wirtschaftlich tragbaren (Bela- 
stungen führen würde. 

54 . 3 . 

Bei der Anliegersiedlung liegt das erhebliche öf- 
fentliche Interesse ferner idann vor, wenn die Land- 
zulage erforderlich ist, um örtlich eine sinnvolle 
Zahl von entwicklungsfähigen Betrieben zu erhal- 
ten. 

54 . 4 . 

Bei der Anliegersiedlung muß die Gesamtfläche, de- 
ren Zulage (Kauf oder mindestens 12jährige Pacht 
oder ähnliche vertraglich gesicherte Nutzung) ge- 
fördert werden kann, je Vorhaben mindestens 4 ha 
betragen; im Einzelfall sind Ausnahmen hiervon zu- 
lässig. 

54 . 5 . 

Hinsichtlich des zu erzielenden Betriebsergebnisses, 
der beruflichen Befähigung des zu fördernden Land- 
wirts, der Buchführung, des Betriebsentwicklungs- 
planes sowie der Voraussetzung der Förderung von 
Wohnhäusern hei Auffangbetrieben gelten die Be- 
stimmungen von 11., 12. und 13. dieser Grundsätze. 

54 . 5 . 1 . 

Dabei sollte jedoch die Betriebsgröße möglichst auf 
die Beschäftigung von zwei Arbeitskräften (VAK) 
angelegt und besonders auf die bisherigen wirt- 
schaftlichen Leistungen des zu fördernden Land- 
wirts geachtet werden. Die Organisation eines Auf- 
fangbetriebes ist iso zu planen, daß unter den gege- 
benen Standortverhältnissen eine möglichst große 
Betriebsfläche je Arbeitskraft bewirtschaftet wer- 
den kann. 

54 . 6 . 

Auffangbetriebe und im Wege der Anliegersiedlung 
vergrößerte Betriebe müssen außerdem ihrem be- 
triebswirtschaftlichen Zuschnitt und ihrer örtlichen 
Lage nach erwarten lassen, daß sie sich auch fer- 
nerhin im Sinne des Förderungszwecks entwik- 
keln. 


55. 

Bei der Förderung von Auffangbetrieben und der 
Anliegersiedlung sind das erhebliche öffentliche In- 
tresse im Sinne von 54.1. und 54.3. und die in 54.6. 
geforderte Erwartung besonders zu begründen. 


56. 

Der vorsorgliche Ankauf von Grundstücken durch 
Siedlungsunternehmen (Bodenzwisdienerwerb) kann 
nur gefördert werden, wenn er der Entwicklung oder 
Errichtung von Auffangbetrieben oder der Anlieger- 
siedlung oder der Durchführung von sonstigen öf- 
fentlich geförderten Vorhaben der ländlichen Sied- 
lung nach Maßgabe des SFG und RSG und der Ein- 
gliederung von Vertriebenen und Flüchtlingen nach 


Maßgabe des Titels „Landwirtschaft" des BVFG oder 
anderen Strukturmaßnahmen dient. 


57. Art und Höhe der Förderung 

58. 

Der zu fördernde Landwirt (Begünstigte) hat Eigen- 
leistungen in zumutbarem Uimfange in das Verfah- 
ren einzubringen. 

58 . 1 . 

Für die in 52. genannten Verwendungszwecke — 
außer der Besiedlungsgebühr — sind in erster Linie 
Darlehen zu gewähren. 

58 . 2 . 

Die Darlehen werden entweder einem zugelassenen 
gemeinnützigen Siedlungsunternehmen (Zwischen- 
kredit) oder dem zu fördernden Landwirt unmittel- 
bar (Direktkredit) gewährt. 

58 . 3 . 

Die als Zwischenkredit gewährten Darlehen sind im 
Siedlungsverfahren auf die einzelnen Betriebe un- 
terzuverteilen (Unterverteilter Zwischenkredit). Mit 
Beginn des Kalenderhalbjahres, das auf die Geneh- 
migung der Unterverteilung des Kredites durch die 
Siedlungsbehörde und die persönliche Schuldüber- 
nahme durch den zu fördernden Landwirt folgt, ist 
das Siedlungsuntemehmen aus der persönlichen 
Haftung für den Zwischenkredit zu entlassen. 


59. 

Der dem Sieaiungsunternehmen gewährte Zwischen- 
kredit darf für den Erwerb von Grundstücken bis zu 
90 ®/o des von der zuständigen Siedlungsbehörde als 
angemessen anerkannten Kaufpreises sowie für die 
Besiedlung bis zu 100 ®/o der von der Siedlungsbe- 
hörde als notwendig anerkannten Aufwendungen 
betragen. 


60. 

Die Bedingungen für den Zwischenkredit sind fol- 
gende: 

60 . 1 . 

Wird ein mit dem Zwischenkredit erworbenes Grund- 
stück für einen Auffangbetrieb oder die Anlieger- 
siedlung oder ein Verfahren nach dem Bundesver- 
triebenengesetz verwendet, so ist er für das Sied- 
lungsunternehmen bis zur Unterverteilung auf die 
Siedlerstellen, längstens jedoch für die Dauer von 
fünf Jahren, gerechnet von dem auf die erste Aus- 
zahlung folgenden Halbjahresersten an, zinslos. 
Nach Ablauf der fünf Jahre ist der Zwischenkredit 
mit jährlich 4 ®/o zu verzinsen. 
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60 . 2 . 

Der dem Siedlungsunternehmen für die Besiedlung 
gewährte Zwischenkredit ist bis zur Untervertei- 
lung auf die Siedlerstellen, längstens jedoch für die 
Dauer von drei Jahren, gerechnet von dem auf die 
erste Auszahlung folgenden Halhjahresersten an, 
zinslos. Nach Ablauf der drei Jahre ist der Zwi- 
schenkredit mit jährlich 4 zu verzinsen. 

60 . 3 . 

Wird ein mit dem Zwischenkredit erworbenes Grund- 
stück für ein in 56. genanntes Vorhaben verwendet, 
das nicht schon zu den in 60.1. genannten Verfahren 
zählt, so ist der Zwischenkredit bis zu dieser Ver- 
wendung, längstens jedoch für die Dauer von fünf 
Jahren, gerechnet von dem auf die erste Auszahlung 
folgenden Halbjahresersten an, mit jährlich 3 % zu 
verzinsen. Der Zwischenkredit ist am Letzten des 
Monats zurückzuzahlen, der dem Monat folgt, in dem 
diese Verwendung geschieht, spätestens jedoch nach 
Ablauf von fünf Jahren. 

60 . 4 . 

Kann ein mit dem Zwischenkredit erworbenes Grund- 
stück nicht für ein Verfahren oder Vorhaben nach 

60.1. und 60.3. verwendet werden, so ist der Zwi- 
schenkredit unbeschadet der Rückzahlungspflicht von 
dem auf die erste Auszahlung folgenden Halbjahres- 
ersten an für die Dauer von fünf Jahren mit jährlich 
3 Vo, danach mit jährlich 4 ®/o zu verzinsen. 

61 . 

Die Höhe des unterverteilten Zwischenkredites und 
des Direktkredites bei Auffangbetriehen und bei 
der Anliegersiedlung wird wie folgt geregelt: 

61 . 1 . 

Der dem Begünstigten bei Auffangbetrieben und bei 
der Anliegersiedlung .gewährte unterverteilte Zwi- 
schenkredit und der Direktkredit dürfen nur so 
hoch sein, daß die jährliche Zins- und Tilgungslei- 
stung innerhalb der nachhaltigen Kapitaldienst- 
grenze abzüglich des Kapitaldienstes für bereits be- 
stehende Belastungen ides Betriebes liegt; dabei 
darf beim Ankauf von Grundstücken der Förderung 
nur der von der zuständigen Siedlungsbehörde un- 
ter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Ertragsfä- 
higkeit als angemessen anerkannte Kaufpreis zu- 
grunde gelegt werden, 

61 . 2 . 

Die nachhaltige Kapitaldienstgrenze wird unter Be- 
rücksichtigung des Betriebsentwicklungsplanes fest- 
gestellt; dabei ist besonders auf eine ausreichende 
Eigenkapitalbildung zu achten. 

62 . 

Die Bedingungen des unverteilten Zwischenkredites 
und des Direktkredites bei Auffangbetrieben sind 
folgende: 


62 . 1 . 

Der bei Auffangbetrieben gewährte unterverteilte 
Zwischenkredit und der Direktkredit sind mit jähr- 
lich 1 ®/o zu verzinsen und mit 2,25 ®/o des ursprüng- 
lichen Darlehnsnennbetrages unter Zuwachs der er- 
sparten Zinsen jährlich zu tilgen. 

Dabei darf der Teil des Darlehens, der für die För- 
derung des Ankaufs von Grundstücken und der 
Einrichtung des Betriebes gewährt wird, nicht mehr 
als 49 ®/o der entsprechenden Gestehungskosten bis 
zu einem Darlehenshöchstbetrag von 71 700 DM/ AK 
betragen. Würde die Kapitaldienstgrenze bei einer 
Förderung zu diesen Bedingungen überschritten, ,so 
kann in besonderen Fällen mit Zustimmung der zu- 
ständigen obersten Landesbehörde der Zinssatz bis 
auf 0,5 o/o und der Tilgungssatz bis auf 2 o/o herab- 
gesetzt werden. Hierbei darf der Teil des Darle- 
hens, der auf die Förderung des Ankaufs von 
Grundstücken und der Einrichtung des Betriebes 
gewährt wird, nicht mehr als 44 o/o der entsprechen- 
den Gestehungskosten bis zu einem Darlehens- 
höchstbetrag von 63 500 DM/ AK betragen. 

62 . 2 . 

Zinsen und Tilgung des unterverteilten Zwischen- 
kredites sind vom Beginn des Kalenderhalbjahres 
an, das auf die von der Siedlungsbehörde geneh- 
migte Unterverteilung folgt, zu entrichten. Die Un- 
terverteilung ist auf den Stichtag der wirtschaftli- 
chen Übernahme des geförderten Vorhabens abzu- 
stellen. Zinsen und Tilgung des Direktkredites sind 
vom Beginn des Kalenderhalbjahres an zu entrich- 
ten, das auf die von der Siedlungsbehörde festge- 
stellte wirtschaftliche Übernahme des geförderten 
Vorhabens folgt. 

Es können bis zu drei — bei besonderen Anlauf- 
schwierigkeiten mit Genehmigung der zuständigen 
obersten Landesbehörde bis zu fünf — Freijiahre ge- 
währt werden. 

62 . 3 . 

Die jährliche Tilgung ist von der zuständigen ober- 
sten Landesbehörde oder der von ihr bestimmten 
Stelle nach Ablauf des neunten Jahres nach Beginn 
der Förderung auf bis zu 5 o/o des ursprünglichen 
Darlehensbetrages zu erhöhen, wenn dies nach Prü- 
fung der wirtschaftlichen Entwicklung des Betrie- 
bes gerechtfertigt ist. 

63 . 

Die Bedingungen des unterverteilten Zwischenkre- 
dites und des Direktkredites bei der Anliegersied- 
lung sind folgende: 

63 . 1 . 

Der bei der Anliegersiedlung , gewährte Kredit ist 
mit 30/0 jährlich zu verzinsen und mit 2 0/0 des ur- 
sprünglichen Darlehensbetrages unter Zuwachs der 
ersparten Zinsen jährlich zu tilgen und darf nicht 
mehr als 86 0/0 der Gestehungskosten bis zu einem 
Darlehenshöchstbetrag von 124 700 DM/ AK betra- 
gen. 
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63.2. 

Zinsen und Tilgung des unterverteilten Zwischen- 
kredites sind vom Beginn des Kalenderhalbjahres 
an, das auf die von der Siedlungsbehörde geneh- 
migte Unterverteilung folgt, zu entrichten. Die Un- 
terverteilung ist auf den Stichtag der wirtschaftli- 
chen Übernahme des geförderten Vorhabens abzu- 
stellen. 

Die Verzinsung und Tilgung des Direktkredites be- 
ginnt mit dem auf idie erste Auszahlung folgenden 
Ha Ib j ahre s e rs ten . 

In Ausnahmefällen kann ein Freijahr gewährt wer- 
den. 

63.3. 

Die jährliche Tilgung ist von der zuständigen ober- 
sten Landesbehörde oder der von ihr bestimmten 
Stelle nach Ablauf des neunten Jahres nach Beginn 
'der Förderung auf bis zu 5 Vo des ursprünglichen 
Darlehensbetrages zu erhöhen, wenn dies nach Prü- 
fung der wirtschaftlichen Entwicklung des Betrie- 
bes gerechtfertigt ist. 


64. 

Die Zins- und Tilgungsbeträge sind halbjährlich 
zum 1. April j. J. für die Zeit vom 1. Januar bis 
30. Juni und zum 1. Oktober j. J. für die Zeit vom 
1. Juli bis 31. Dezember fällig. ‘ Bleibt der Zah- 
lungsverpflichtete mit der Zahlung länger als zehn 
Tage in Verzug, ,so können Verzugszinsen in Höhe 
von 0,5 ®/o je Monat, und zwar für jeden angefange- 
nen Monat voll, erhoben werden. 


65. 

Für die Finanzierung von Auf fangbetrieben können 
in Ergänzung eines Darlehens auch Zuschüsse ge- 
währt werden, wenn mit der Gewährung von Darle- 
hen allein der Förderungszweck nicht erreicht wer- 
den kann. Die Zuschüsse 'dürfen im Einzelfall ein 
Drittel der für die Maßnahme gewährten Darlehen 
nicht überschreiten; tdie zuständige oberste Landes- 
behörde kann diesen Anteil bis auf die Hälfte erhö- 
hen, wenn anderenfalls die Kapitaldienstgrenze 
überschritten werden würde. Soweit im Rahmen 
dieser Regelung für die Förderung des Ankaufs von 
Grundstücken und der Einrichtung des Betriebes 
anstelle von Darlehen Zuschüsse gewährt werden, 
dürfen sie nicht mehr als 31 Vo der entsprechenden 
Gestehungskosten bis zu einem Zuschußhöchstbe- 
trag von 44 300 DM/ AK betragen. 


66. Besiedlungsgebühr 

66 . 1 . 

Die Besiedlungsgebühr (nach 52.4.1.5. und 52.5.1.4.) 
wird den mitwirkenden Siedlungsunternehmen als 
Zuschuß gezahlt. 


66 . 2 . 

Ais Besiedlungsgebühr werden gewährt 

66 . 2 . 1 . 

bei Auf fangbetrieben 

— die jeweils geltenden Gebühren für Architekten 
und Ingenieure, 

— eine Betreuungs gebühr in entsprechender An- 
wendung von 8. bis 8.3., 

— eine Gebühr nach 66.2.2. für die Zulage land- 
wirtschaftlicher Nutzflächen. 

66 . 2 . 2 . 

Die Gebühr für die Zulage landwirtschaftlicher 

Nutzflächen bei Auffangbetrieben und bei der An- 
liegersiedlung beträgt 

— 600 DM je Hektar, jedoch nicht mehr als 
8 000 DM je Verfahren in Kauffällen. 

— 300 DM je Hektar für zur Nutzung auf Grund ei- 
nes Pacht- oder ähnlichen vertraglichen Nut- 
zungsverhältnisses mit mindestens 12jähriger 
Dauer im Siedlungsverfahren vermittelten Lan- 
des. 


67. 

Bei den nach diesen Grundsätzen zu fördernden 
Vorhaben muß ein gemeinnütziges Siedlungsunter- 
nehmen im Sinne des Reichssiedlungsgesetzes mit- 
wirken. 


68. und 69. nicht besetzt 


Vierter Teil 


70. Einführung der Buchführung 

in landwirtschaftlichen Betrieben 

71. 

Die Gewährung von Zuschüssen zur Einführung der 
Buchführung in fand- und fischereiwirtschaftlichen 
Betrieben ist als Anreiz für die Aufnahme der 
Buchführung gedacht. Die bezuschußte Buchfüh- 
rung soll Daten zur Betriebskontrolle und zur Ver- 
besserung der Betriebsführung liefern. Wird ein Be- 
trieb von der nach Landesrecht zuständigen Behör- 
de aus gewählt, Buchfühmngsdaten für Informa- 
tionszwecke und Zwecke der wissenschaftMchen 
Untersuchungen, insbesondere im Rahmen des 
Informationsnetzes der Buchführungen der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft zu liefern, so hat 
sich der Betrieibsinhaber, der nach 'diesen Förde- 
rungsgrundsätzen einen Zuschuß erhält, zu ver- 
pflichten, die Buchführungsdaten seines Betriebes 
den genannten Stellen anonym zur Verfügung zu 
stellen. 
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72.1. 

Gefördert werden können Haupterwerbslandwirte 
im Sinne von 10.2., 

72.1.1, 

wenn sie erstmals mit einer laufenden Buch- 
führung für ihren Betrieb beginnen und diese 
Buchführung in Zusammenarbeit mit einer land- 
wirtschaftlichen Buchstelle oder einer- anderen Bü- 
cher führenden Stelle aufnehmen. Eine frühere 
Buchführungstätigkeit (vor dem 1. Januar 1973) ge- 
mäß § 2 Landwirtschaftsgesetz vom 9. September 
1955 schließt eine Förderung nicht aus. 

72.1.2, 

Werden Betriebe, die mit der Buchführung begon- 
nen haben und die Zuschüsse nach diesen Grund- 
sätzen zu den Buchführungskosten erhalten, für das 
BML-Testbetriebsnetz gemäß § 2 Landwirtschaftsge- 
setz vom 9. September 1955 ausgewählt, entfallen 
die Verpflichtungen und die Zuschüsse (für Folge- 
jahre) zur Buchführung nach diesen Grundsätzen. 

72.2. 

Keine Zuschüsse erhalten Personen, 

72.2.1. 

die auf Grund von Vorschriften des Steuerrechts 
buchführungspflichtig sind, 

72.2.2, 

oder die für ihre Buchführung anderweitig aus öf- 
fentlichen Mitteln Zuschüsse erhalten. 

73. Förderungsvoraussetzungen 

73.1, 

Zuschüsse können nur gewährt werden, wenn die 
Buchführung der Stufe III oder der Stufe V der vom 
Koordinierungsausschuß für Buchführung und 
Buchführungsauswertung beim Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten festge- 
legten Stufen der Buchführung entspricht. 

73.2, 

Für die Stufe III muß die Buchführung mindestens 
folgende Aufzeichnungen umfassen: 

73.2.1, 

Laufende Aufzeichnungen aller Geldvorgänge mit 
einer Verteilung auf Sachvermögenskonto, Kapital- 
konto und Erfolgskonto sowie einer Untergliede- 
rung des Erfolgskontos nach Ertrags- und Auf- 
wandsarten (Kassenbuch). 

73.2.2, 

Erfassung des Aktivvermögens am Anfang und am 
Ende des Wirtschaftsjahres (Inventur). 

73.2.3, 

Monatliche Aufzeichnung der Naturalentnahmen 
für Haushalt und Deputat. 


73.2.4. 

Vierteljährliche Feststellung der Viehbestände. 

73.2.5. 

Erfassung der erzeugten und verkauften Mengen 
bei den wichtigsten pflanzlichen und tierischen Er- 
zeugnissen. 

73.2.6. 

Erfassung des Arbeitskräftebestandes im Wirt- 
ischaftsjahr (Verzeichnis der Arbeitskräfte). 

73.2.7. 

Erfassung der Bodennutzung im vorhergehenden 
und laufenden Wirtschaftsjahr (Anbauverzeichnis). 

73.3. 

Auf Grund 'dieser Aufzeichnungen ist ein Jahresab- 
schluß zu erstellen, der im Aufbau und Inhalt der 
Anlage 2 entspricht. Er besteht für die Stufe III aus 
folgenden Abschnitten: 

73.3.1. 

Jahresbilanz. 

73.2.3, 

Gewinn- und Verlustrechnung. 

73.3.3, 

Berechnung des betriebswirtschaftlichen Erfolgs des 
Unternehmens. 

73.3.4. 

Anbau, Naturalerträge und Erlöse in der Bodennut- 
zung. 

73.3.5 

Bestand, Leistungen und Erlöse in der Viehhal- 
tung. 

73.3.6. 

Arbeitskräfteübersicht. 

73.4. 

Für die Stufe V ist anstelle der unter 73.2.3., 73.2.4. 
und 73.2.5.‘ genannten Aufzeichnungen die monatli- 
che Erstellung eines umfassenden Vieh- und Natu- 
ralberichtes erforderlich. Außerdem sind bei den 
Aufzeichnungen die Direktkosten nach Betriebs- 
zweigen (Kostenstellen) zu untergliedern. Im Ab- 
schluß muß zusätzlich für die wichtigsten Betriebs- 
zweige die Berechnung der direktkostenfreien Lei- 
stung ausgewiesen werden (Abschnitt VII der Anla- 
ge 2). 

73.5, 

Der Betriebsinhäber ist verpflichtet, eine Zweit- 
schrift des Jahresabschlusses nach Abschluß des 
Wirtschaftsj'ahres der nach Landesrecht zuständi- 
gen Stelle vorzulegen. Der Prüfungsvermerk auf 


39 



Drucksache 7/1538 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


dem Jahresabschluß muß von dem Leiter der Buoh- 
stelle oder der Bücher führenden Stelle unterzeich- 
net sein. 


74. Art und Höhe der Förderung 

74.1. 

Die Höhe des Zuschusses richtet sich nach den für 
die Buchführung aufzuwendenden Kosten und be- 
trägt für die Stufe III und Stufe V bis zu 

1. Jahr 300 DM 

2. Jahr 300 DM 

3. Jahr 300 DM 

4. Jahr 300 DM 

5. Jahr 300 DM 

6. Jahr 200 DM 

Der jährliche Zuschuß darf den Rechnungsbetrag 
(ohne Mehrwertsteuer) der landwirtschaftlichen 
Buchstelle oder der Bücher führenden Stelle nicht 
übersteigen. 

74.2. 

Nach dem sechsten Jahr werden keine Zuschüsse 
zur Buchführung mehr gewährt. 


Fünfter Teil 


75. Rückforderung und Sicherung der Mittel 

76. 

Der Begünstigte ist verpflichtet, erhaltene Mittel 
unverzüglich zurückzuzahlen, 

76.1. 

soweit er geförderte Grundstücke, Bauten, bauliche 
Anlagen, Maschinen oder Geräte ohne Zustimmung 
der nach Landesrecht zuständigen Behörde veräu- 
ßert, verpachtet oder nicht mehr dem Bewilligungs- 
zweck entsprechend verwendet, abgesehen von 
dem Fall der Veräußerung von Maschinen und Ge- 
räten im Rahmen einer ordnungsmäßigen Wirt- 
schaftsführung. 

76.2. 

wenn er seine Buchführung einstellt, es sei denn, 
daß er in demselben Wirtschaftsjahr mit Zustim- 
mung der nach Landesrecht zuständigen Behörde 

— seinen landwirtschaftlichen Betrieb veräußert 
oder verpachtet, 

— ihn in anderer Weise aufgibt oder 

— zur nebenberuflichen Landwirtschaft übergeht. 


76.3. 

wenn ohne Zustimmung der nach Landesrecht zu- 
ständigen Behörde wesentlich von dem Betriebsent- 
wicklungsplan oder überbrückungsplan abgewi- 
chen worden ist. 

76.4. 

wenn sich ergibt, daß ein Siedlungsverfahren oder 
sonstiges Vorhaben im Sinne von 56. für das die 
Mittel beantragt worden sind, nicht in der von der 
zuständigen Siedlungsbehörde festgesetzten Frist 
durchgeführt wird und die Siedlungsbehörde für be- 
gründete Einzelfälle keine Ausnahme zugelassen 
hat. 

76.5. 

soweit bei einem Zwischenkredit Wertminderungen 
auftreten. 

76.6. 

Die Verpflichtung zur Rückzahlung besteht dann 
nicht, wenn der Empfänger einer Überbrückungshil- 
fe den Betrieb veräußert oder verpachtet, um die 
Landabgaberente oder die Zuschüsse zur Nachent- 
richtung von Beiträgen zu den gesetzlichen Renten- 
versicherungen zu erhalten. 


77. 

Erhaltene Mittel können ganz oder zum Teil zu- 
rückgef ordert werden, 

77.1. 

wenn der Begünstigte in Konkurs gerät oder seine 
Zahlungen einstellt oder mit Zwangsvollstreckungs- 
maßnahmen verfolgt oder das Vergleichsverfahren 
zur Abwendung des Konkurses über sein Vermögen 
eingeleitet wird. 

77.2. 

wenn die ordnungsmäßige Bewirtschaftung oder die 
geschlossene Erhaltung des landwirtschaftlichen 
Betriebes nicht gesichert erscheinen. 

77.3. 

soweit der geförderte Betrieb oder Betriebszweig 
innerhalb von sechs Jahren nach Bewilligung der 
Förderungsmittel nicht mehr gemäß § 13 Abs, 1 Ein- 
kommensteuergesetz der Landwirtschaft zugerech- 
net wird oder die Viehbestände die in §51 Bewer- 
tungsgesetz vorgesehenen Grenzen überschreiten 
(diese Vorschrift gilt nicht im Land Berlin). 

77.4. 

wenn der mit Hilfe von Förderungsmitteln erworbe- 
ne oder auf gestockte Viehbestand innerhalb von 
drei Jahren wieder -abgeschafft oder vermindert 
wird. 
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77 . 5 . 

wenn die Förderungsmittel einem Pächter im Rah* 
men der einzelbetrieblichen Investitionsförderung 
gewährt worden sind und der Verpächter nach der 
Bewilligung die dem Pächter gewährten Förde- 
rungsmittel in Verbindung mit einer Pachtrücknah- 
me übernimmt, der Verpächter selbst aber keine 
Förderungsmittel im Rahmen der einzelbetriebli- 
chen Förderung erhalten könnte. 

77 . 6 . 

wenn bei einem Altstellenzuschuß der Aussiedler 
die Verwertung der alten Hofstelle innerhalb von 
zehn Jahren nach der Bewilligung der Beihilfe wie- 
der rückgängig macht. 


78 . 

Der Rückforderungsanspruch entfällt, 

78 . 1 . 

soweit Bauten, der Erwerb von Grundstücken und 
bauliche Anlagen gefördert worden sind; nach Ab- 
lauf von 20 Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt der 
Fertigstellung (z. B. Gebrauchsabnahme, Übergabe) 
bei der Gewährung von Darlehen jedoch nach Til- 
gung de s D ar lehens ; 

78 . 2 . 

soweit Maschinen und Geräte sowie bauliche Maß- 
nahmen im Rahmen der Verbesserung der arbeits- 
wirtschaftlichen Bedingungen gefördert worden 
Sind, nach Ablauf von fünf Jahren, gerechnet vom 
Zeitpunkt der Lieferung bzw. Fertigstellung der 
baulichen Maßnahmen an. 


79 . 

Hinsichtlich der Ermittlung des Rückzahlungsbetra- 
ges gilt folgendes: 

79 . 1 . 

Im Falle der Rückzahlungsverpflichtung nach 76.1. 
hat der Begünstigte, soweit er einen Zuschuß für 
Investitionen erhalten hat, zur Erfüllung der Rück- 
zahlungsverpfiohtung einen Wertausgleich zu lei- 
sten, wenn die mit den Mitteln finanzierten Bauten, 
baulichen Anlagen, Maschinen und Geräte vor Ab- 
lauf der in 78.1. und 78.2. genannten Fristen ohne 
Zustimmung der nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörde veräußert oder nicht mehr dem Bewilligungs- 
zweck entsprechend verwendet werden. Der Aus- 
gleichsbetrag ist in Höhe des Teils des Verkehrs- 
wertes der mit den Mitteln finanzierten Sache zu 
leisten, der dem Verhältnis der ursprünglich ge- 
währten Mittel zu den Gesamtgestehungskosten 
entspricht. Sind die Umstände, die den Rückforde- 
rungsanspruch entstehen lassen, nicht vom Begün- 
stigten zu vertreten, so soll der zu leistende Aus- 
gleichsbetrag die Höhe der Beihilfe nicht überstei- 
gen. 


79 . 2 . 

Der Verkehrs wert ist nach den „Richtlinien für die 
Ermittlung des Verkehrswertes von Grundstücken 
(Wertermittlungs-Richtlinien — WertR)" vom 27. Juli 
1973 (Beilage 29/73 zum Bundesanzeiger Nr. 182 vom 
27. September 1973) in der jeweils geltenden Fas- 
sung zu ermitteln. Bei beweglichen Sachen ist der 
Verkehrswert — erforderlichenfalls unter Hinzuzie- 
hung von Sachverständigen — sorgfältig zu schätzen. 
Die Kosten der Wertfeststellung trägt der Zuwen- 
dungsempfänger. 

79 . 3 . 

Bei beweglichen Sachen, deren Anschaffungswert 
den Betrag von 10 000 DM im Einzelfall nicht über- 
steigt, kann aus Gründen der Verwaltungsvereinfa- 
chung bei der Bemessung des vom Begünstigten zu 
zahlenden Betrages eine einheitliche Wertminde- 
rung von 20 ®/o jährlich angenommen werden. 


80 . 

Die Verzinsung des zurückzuzahlenden Betrages 
beginnt 

80 . 1 . 

in den Fällen nach 76.2. und 76.3. mit dem Tage der 
Auszahlung; 

80 . 2 . 

in den Fällen nach 76.1., 76.4., 76.5. und 77.1. bis 
77.5. mit dem Tage des Eintritts der genannten Tat- 
bestände. 


81 . 

Der Rückzahlungsanspruch ist zu sichern 

81 . 1 . 

bei Zuschüssen — ausgenommen Zinszuschüssen — 
von mehr als 50 000 DM je Vorhaben durch 

81 . 1 . 1 . 

Eintragung einer brieflosen Grundschuld an berei- 
tester Stelle im Grundbuch zugunsten des jeweili- 
gen Landes, vertreten durch die oberste Landesbe- 
hörde für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten; 
sofern diese Sicherheitsleistung nicht ausreicht 
oder nicht zweckmäßig ist, durch 

81 . 1 . 2 . 

Erbringung einer Bankbürgschaft oder 

81 . 1 . 3 . 

Hinterlegung von Wertpapieren. Dabei sind Zu- 
schüsse, die sich auf mehrere Bauabschnitte eines 
Vorhabens beziehen, zusammenzurechnen und mit 
ihrem Gesamtbetrag, wenn dieser über 50 000 DM 
liegt, zu sichern. 
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81.2. 

bei öffentlichen Darlehen, außer bei der Förderung 
von Pachtbetrieben durch 

81.2.1. 

Eintragung von Grundpfandreohten in ausreichen- 
der Höhe grundsätzlich an erster Rangstelle, minde- 
stens jedoch im gleichen Range mit etwaigen übri- 
gen Öffentlichen Förderungsmitteln; sofern diese Si- 
cherheitsleistung nicht ausreicht oder zweckmäßig 
ist, durch 

81.2.2. 

Erbringung einer Bankbürgschaft oder 

81.2.3. 

Hinterlegung von Wertpapieren. 

81.3. 

bei der Förderung von Pachtbetrieben durch 

81.3.1. 

Inventarpfandrecht nach dem Pachtkreditgesetz vom 
5. August 1951 (BGBL I S. 494) oder 

81.3.2. 

Sicherungsübereignungsvertrag oder 

81.3.3. 

Erbringung einer Bankbürgschaft oder 


81.3.4. 

Hinterlegung von Wertpapieren. 

81.4. 

Die Sicherheiten müssen sich auch auf die Zinsen 
einschließlich etwaiger Verzugs- und Strafzinsen 
erstrecken. 


Sechster Teil 


82. Allgemeine Bestimmungen 

82.1. 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Zuschüs- 
sen und Darlehen nach diesen Grundsätzen besteht 
nicht. 

82.2. 

Die Verwendung der Mittel sowie der Nachweis 
und die Prüfung der Verwendung der Mittel richten 
sich im übrigen nach den dem Zuwendungsbe- 
scheid beizufügenden und vom Begünstigten anzu- 
erkennenden „Allgemeinen Bewirtschaftsgrundsät- 
zen" (ABewGr). Das sich nach den ABewGr erge- 
bende Prüfungsrecht des Landes rechnungshof es 
steht auch dem Bundesrechnungshof zu. 
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Anlage 1 


Förderung in Berlin 


1 . 

In Berlin können Landwirte gefördert werden, de- 
ren Betriebe oder Betriebsteile mit einem oder meh- 
reren Tierhaltungszweigen steuerrechtlich als Ge- 
werbebetrieb eingestuft sind, mit einem Umfang ih- 
rer Tiei^haltungen von bis zu 

1 . 1 . 

20 000 Legehennenplätzen, sofern der Einkaufs wert 
von hinzugekaufter Handelsware höchstens zwi- 
schen 20 ®/o und 30 ®/o des Gesamtzumsatzes beträgt 
und die sonstigen Merkmale auf die Annahme 
.eine 3 Produktionsbetriebes schließen lassen. 

1 . 2 . 

1 200 Schweinemastplätzen auf vertraglicher Ab- 
fallfutterbasis. 

1.3. 

80 Rindermastplätzen auf vertraglicher Abfallfutter- 
basis. 


2 . 

In Berlin sind Landwirte, deren Betrie^be oder Be- 
triebsteile nach § 13 Abs. 1 Einkommensteuergesetz 
nicht der Land- und Forstwirtschaft zugerechnet 
werden oder deren Viehbestände die in § 51 Bewer- 
tungsgesetz vorgesehenen Grenzen überschreiten, 
erst mit einem größeren Umfang ihrer Tierhaltun- 
gen als 20 000 Legehennenplätze, 1 200 Schweine- 
mastplätze auf vertraglicher Abfallfutterbasis, 80 
Rindermastplätze auf vertraglicher Abfallfutterbasis 
von der Förderung ebenso ausgeschlossen, wie Pro- 
duktionsbetriebe von bis zu 20 000 Legehennenplät- 
zen, deren Einkaufswert von (hinzugekaufter Han- 
delsware mehr als 30®/a des Gesamtumsatzes be- 
trägt. 


3. 

In Abweichung von 81.2.1. erster Halbsatz gilt fol- 
gendes: 

Eintragung von Grunidpfandrechten in ausreichen- 
der Höhe. Von der Eintragung der Grundpfandrech- 
te für öffentliche Darlehen an erster Rangstelle 
kann abgesehen werden, wenn gewährleistet ist, 
daß der gesamte Kapital dienst bei ordnungsgemä- 
ßer Bewirtsc^haftung des iBetriebes fortlaufend in- 
nerhalb der tragbaren Belastung liegt. 
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Anlage 2 

Buchführung 

Jahresabschluß 

für Betriebe der Landwirtschaft, des Gartenbaues 
und des Weinbaues 

Wirtsdiaftsjahr 19... ../ 

Betrieb: 

(Name) (Vorname) 

Gemeinde: ! 

Straße und Hausnummer: 

Kreis: 

Regierungsbezirk: 

Land: 

Zuständige untere Landwirtsdiaftsbehörde : 


Buchstelle bzw. Büdier führende/Büdier prüfende Stelle: 


Betriebs-Nr. bei der Budistelle: 
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L Jahresbilanz 


A. Aktiv* 


1 

2 Boden 

3 Wohngebäude 

4 Wirtschaftsgebäude, 
baul. Anlagen 

5 Bodenverbesserungen 

6 Dauerkulturen 

7 

8 Betriebsvorrichtungen, 
Maschinen und Geräte 

9 Anlagen im Bau 

10 Sonstige Sachanlagen 

1 1 Immaterielle Anlagewerte 

12 Beteiligungen und 
Wertpapiere 

13 Langfristige Forderungen 

14 Anlagevermögen i.e.S. 

(ohne Vieh) zusammen 
(Summe 1 — 13) 

15 Rindvieh ‘) 

16 Schweine^) 

17 GeflügeD) 

18 Sonstiges Vieh ^) 

19 Vieh vermögen zusammen 
(Zeile 15—18) 

20 Mehrjährige Kulturen 

21 Feldinventar 

22 Zukaufvorräte 

23 Selbst erzeugte Vorräte 

24 

25 Mittelfristige Forderungen 

26 Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen 

27 Sonstige Forderungen 

28 Wechsel 

29 Postscheck, Banken 

30 Kasse 

31 Umlaufvermögen i.e.S. 

(ohne Vieh) zusammen 
(Zeile 20-^0) 

32 Rechnungsabgrenzung 

33 Unterbilanz 

34 Aktiva insgesamt 

(Zeile 14 + 19 + 31 + 32 + 33) 



1) Eine Untergliederung dieser Positionen nach Anlage- und Umlaufvermögen ist zulässig. 
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B. Passiva 



Anfangs- 

bilanz 

DM 

Zugang 
bzw. Mehr 

DM 

Abgang bzw. 
Weniger 

DM 


Schlußbilanz 

DM 

Mehrung 

DM 

Minderung 

DM 

1 Eigenkapital am Anfang 

2 Entnahmen 

3 Einlagen 

4 Gewinn 

5 Verlust 

6 Veränderung Unterbilanz 
(Zeile 33 Aktiva) 

— 


— 


— 

— 

— 

7 Eigenkapital (Zeile 1 — 6) 








8 Rücklagen nach ertrag- 
steuerlichen Vorschriften 

9 Wertberichtigungen 

10 Rückstellungen 








11 Langfristige Verbindlichkeiten 

12 Mittelfristige Verbindlich- 
keiten 








13 Verbindlichkeiten aus Liefe- 
rungen und Leistungen 

14 Wechsel 

15 Banken und Postscheck 

16 Sonstige Verbindlichkeiten 








17 Kurzfristige Verbindlichkeiten 
zusammen (Zeile 13 — 16) 








18 Fremdkapital zusammen 
(Zeile 11 + 12 + 17) 








19 Rechnungsabgrenzung 








20 Passiva insgesamt 

(Zeile 7 + 8 + 9 + 10 + 18 + 19) 
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IL Gewinn- und Verlustredmung 
A, Aufwand 


Konto 

Nr. 


Kontenbezeidinung 

Saat- und Pflanzgut 
Düngemittel 
Pflanzenschutz 
Sonstiger Spezial aufwand 
Bodenproduktion 
Viehzukäufe, Bruteier 
Futtermittel 

Sonstiger Spezialaufwand 
Viehhaltung 
Warenzukauf 
Betriebsmittel 
Sonstiger Spezialaufwand 

Spezialaufwand zusammen 

Löhne und Gehälter 
(einschl. Naturallohn) 
Sozialabgaben 
Lohnarbeit, Maschinenmiete 
Unterhaltung der Maschinen 
Unterhältung PKW 
(Betriebsanteil) 

Abschreibung Maschinen 
(einschl. Betriebsanteil PKW) 
Treib- und Schmierstoffe 
(einschl. Betriebsanteil PKW) 

Arbeitserledigung zusammen 

Unterhaltung Wohngebäude 
Unterhaltung Wirtschafts- 
gebäude 

Unterhaltung Grund- 
verbesserungen 
Abschreibung Wohngebäude 
Abschreibung Wirtschafts- 
gebäude 

Abschreibung Grund- 
verbesserungen 
Strom, Heizstoffe, Wasser 
Allgem. Betriebsversicherungen 
Betriebssteuem und Abgaben 
W arennebenkosten 
Sonst, allgemeiner Betriebs- 
aufwand 

Allgemeiner Aufwand 
zusammen 

Landwirtschaft insgesamt 

Nebenbetriebe 

(Forst, Jagd, Fischerei) 
Sonstige Nebenbetriebe 
Zeitraumfremder und sonstiger 
neutraler Aufwand 

Betriebsaufwand insgesamt 
Aufwand für andere Betriebe 
Zinsen, Pachten, Mieten 
Unternehmensaufwand insges. 
Gewinn 
Summe 
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B. Ertrag 


. 

Kontenbezeichnung 



Sonstiger 

Ertrag 

DM 


Ertrag 

DM 


Inner- 

betrieblicher 

Verbrauch 

DM 

Erweiterter 

Ertrag 

DM 

Getreide 

Hülsenfrüdite, Ölfrüchte, 
Faserpflanzen 

Kartoffeln 

Zuckerrüben 

Feldgemüse 

Sonstige Marktfrüchte 

Sonstige Erträge des 

Ackerbaues 

Feldfutterbau 

Dauergrünland 





» ■■ 

i 

I 




Ldw. Bodenerzeugnisse 
zusammen 









Dauerkulturen 

Gärtnerisches Freilandgemüse 
Gemüse unter Glas 

Zierpflanzen im Freiland 
Schnittblumen unter Glas 
Topfpflanzen unter Glas 

Sonstige gärtnerische 

Erzeugnisse 





j 

i 

I 


Sonstige Bodenerzeugnisse 
zusammen 





i 




Rindvieh 

Milch 

Schweine 

Schafe 

Geflügel und Eier 

Sonstige tierische Erzeugnisse 






i 

j 

i 


Tierische Erzeugnisse 
zusammen 









Lohnarbeit, Maschinenmiete 
Sonstiger landwirtschaftlicher 
Ertrag 






! 



Viehhaltung und Sonstiges 
zusammen 





i 

i 



Landwirtschaft insgesamt 









Nebenbetriebe 

(Forst, Jagd, Fischerei) 

Sonstige Nebenbetriebe 

Mietwert der Wohnung 
Zeitraumfremder und sonstiger 
neutraler Ertrag 



i 






Betriebsertrag insgesamt 









Ertrag anderer Betriebe 









Zinsen, Pachten, Mieten 




I 





Untemehmensertrag insgesamt 









Verlust 









Summe 
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III. Beredinung betriebswirtschaftlicher Erfolgsbegriffe des Betriebes und des Unternehmens 



DM je Betrieb 

DM je ha LF 

DM je AK 

DM je Farn. “AK 

Ertrag landw. Bodenerzeugnisse 



— 

— 

+ Ertrag sonstiger Bodenerzeugnisse 



— ' 

— 

+ Ertrag Viehhaltung und Sonstiges 



— 

— 

+ Ertrag Nebenbetriebe 



— 

— 

-h Mietwert der Wohnung 



— 

— 

+ Zeitraumfr. und sonstiger neutraler Ertrag 



— 

— 

Betriebsertrag 




— 

— Spezialaufwand 



~ 

— 

— Aufwand für Arbeitshilfsmittel 



— 

— 

— Allgemeiner Aufwand 



— 

— 

— Aufwand für Nebenbetriebe 



— 

— 

— Zeitraumfr. und sonstiger neutraler Aufwand 



— 

— 

Betriebseinkommen 




— 

— Lohnaufkommen (ohne Lohnansatz) 



— 

— 

Roheinkommen 


— 

— 


— Lohnansatz für die nichtentlohnten 
Arbeitskräfte 



— 


Reinertrag 



— 

— 

Betriebseinkommen 



— 

— 

— Zins- und Pachtansatz 



— 

— 

Gesamt-Arbeitsertrag des Betriebes 




— 

Roheinkommen 


— 

— 

— 

— Zins- und Paditansatz 



— 

— 

Familien-Arbeitsertrag des Betriebes 



— 


Roheinkommen 


— 

— 

— 

+ Einnahmen an Zinsen, Ertrag an Mieten und 
Großpaditen 



— 

— 

+ Ertrag anderer Betriebe 



— 

— 

— Ausgaben für Zinsen, Aufwand für Mieten 
und Großpaditen 



— 

— 

— Aufwand für andere Betriebe 



— 

— 

Gewinn/ Verlust 
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IV, Anbau, Naturalerträge und Erlöse in der Bodennutzung 


Kontenbezeidinung 

Bewirt- 
schaftet 
ha, ar 

Gepachtet 

ha, ar 

Verpachtet 

ha, ar 

Eigentum 

ha, ar 

In Vo der 
Acker- 
fläche 

In ®/o der 
LF 

Geerntet 

dz/ha 

Erlös 

DM/dz 

Anzugeben sind die ein- 
zelnen Fmditarten auf 
dem Ackerland} im Gar- 
tenbau genügt eine Un- 
tersdieidung in 

Freilandgemüse 

Gemüse unter Glas 

Schnittblumen im Frei- 
land 

Schnittblumen unter 

Glas 

Topfpflanzen 







Anzuge 
die eh 
Getrei 

Getrei 

zusc 

Raps 
Kar toi 
Zuckei 

)ben für 

izelnen 

dearten 

de 

immen 

fein 

mben 

Ackerfläche 
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— 

— 

Hausgärten 

(ohne Ziergarten) 





— 

— 



Dauergrünlandfläche 


















Dauerkulturen/mehr- 
jährige Kulturen 





_ 




Sonstige landwirtschaft- 
lich genutzte Fläche 





— 




Landwirtschaftlich 
genutzte Fläche 





— 

100 



Hausgärten 

(ohne Ziergarten) 

Forstwirtschaftliche 

Nutzfläche 

Sonstige Flächen 





— 




Betriebsfläche 





— 

— 
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V. Bestand, Leistungen und Erlöse in der Viehhaltung 


Kontenbezeidinung 

GV 

Schlüssel 

Mittel des Wirtschaftsjahres 

Jahres- 
leistung j 
cg oder Stück 
insgesamt 

Leistung 

Erlös 

Stück 

GV j 

GV/lOOha 1 
LN 

cg oder Stück 
je Tier 

DM je kg 
bzw, je Stück 

Fohlen 





— 

-- 


Zugpferde über 2 Jahre 





— 

— 

— 

Andere Pferde über 

2 Jahre 





— 

— 

— 

Pferde zusammen 

— 




— 

' — 

— 

Kälber unter 3 Monate 







— 

Mastrinder 3 Monate 
bis 1 Jahr 







— 

Zuchtrinder 

Mastrinder 1 bis 2 Jahre 








— 

Zuchtrinder 







— 

Färsen 







— 

Milchkühe 








Mutter- und Ammenkühe 





— 


— 

Milch- und Zugkühe 

Reine Arbeitsrinder 

Masttiere über 2 Jahre 







— 

Zuchtbullen 





— 

— 

— 

Rindvieh zusammen 

— 





— 

— 

Schafe unter 1 Jahr 





— 

— 

— 

Schafe 1 Jahr und älter 





— 


— 

Ziegen unter 1 Jahr 





— 


— 

Ziegen 1 Jahr und älter 





— 

— 

— 

Schafe und Ziegen 
zusammen 

— 




— 


— 

Ferkel 





— 


— 

Läufer 





— 


— 

Mastschweine 





— 


— 

Zuchtsauen 








Zuchteber 





— 

— ■ 

— 

Schweine zusammen 

— 




— 

— 

— 

Küken und Junghennen 





— 

— 

— 

Legehennen 








Masthähnchen und 
-hühnchen 









— 

Sonstiges Geflügel 





— 

— 

— 

Geflügel zusammen 

— 

— 



— 

— 

— 

Vieh insgesamt 

— 

— 



— 

— 

— 
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VI. Arbeitskräfteübersicht 


Kontenbezeidinung 

Ge- 

burts- 

jahr 

ml 

(1) 

wbl 

(2) 

ständ. 

(1) 

nidit- 

ständ. 

(2) 

1 

Er- 
werb s- 
fähig- 
keit 

o/o 

Jahresarbeitszeit 

Lohn- 

ansatz 

DM Pf 

Bezahlte 

Löhne 

DM Pf 

Voll- 

arbeitskräfte 

Be- 

kösti- 

gungs- 

tage 

Stunden 

Tage 

AK 

AK je 
100 ha 
LN 

Betriebsleiter 

Voll- und teil- 
beschäftigte Familien- 
arbeitskräfte sind 
nacheinander einzeln 
auizuiiXhien 

1 



1 


j 






Familieneigene 

Arbeitskräfte 

zusammen 












Voll- und teil- 
beschäitigte familien- 
iremde Arbeitskräfte 
sind unter Angabe der 
Funktion im Betrieb 
nacheinander einzeln 
auizuluhren 

Aushilfskräfte (Männer) ' 
Aushilfskräfte (Frauen) 












Familienfremde 

Arbeitskräfte 

zusammen 












Arbeitskräfte 

insgesamt 













Vn. Teilkostenredinung für Betriebszweige (nur für Stufe V) 


1 

Kontenbezeidinung 

Abredinungszeitraum 
bis 

Inv. H. 
der Leistun- 
gen 

Mengenangaben 

in 

Durchschnitt- 
liche Erlöse/ 
Preise 

DM /Pf 

Je Abrechnungs- 
einheit 


Leistungen 
bzw. Kosten 

Stüde/ 

Gewicht 

Stück/ 

Gewidit 

insgesamt 

DM /Pf 

Stück/ 

Gewicht 

DM 

DM 

insgesamt 

Leistungen 

Aufzuführen sind die 
einzelnen Leistungen 
wie Ferkel, Mast- 
schweine, Zucht- 
schweine usw. 









Insgesamt 









Direktkosten 

Aufzuführen sind die 
einzelnen Direktkosten 
wie Futtergerste, 
Eiweißkonzentrat, 

Tierarzt usw. 









Insgesamt 









Direktkostenfreie 

Leistung 
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Prüfungsvermerk der landwirtsdiaftlichen Buchstelle 
oder der Büdier führenden bzw. Bücher prüfenden Stelle 


a) Buchführung und Jahresabschluß wurden erstellt 

Nachstehender Abschluß wurde auf Grund der von mir/uns nach den vorgelegten Grundaufzeich- 
nungen/Belegen und sonstigen Unterlagen gefertigten Buchführung erstellt. Die Grunddaten für die 
Buchführung wurden auf ihre rechnerische Richtigkeit geprüft. Die Aufstellung des Jahresab- 
schlusses erfolgte nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung. 

Der Landwirt hat die Vollständigkeit und Richtigkeit der von ihm erfaßten Grunddaten und der 
durchgeführten körperlichen Bestandsaufnahme schriftlich erklärt. 


(Ort) 


, den 


19 


(Unterschrift der Budistelle oder der Bücher führenden Stelle) 


b) Nur der Abschluß wurde erstellt 

Nachstehender Abschluß wurde auf Grund der vorgelegten Buchführung und sonstigen Unterlagen 
erstellt. Die Buchführung wurde auf ihre rechnerische Richtigkeit geprüft. Die Aufstellung des 
Jahresabschlusses erfolgte nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung. Der Landwirt hat 
die Vollständigkeit der von ihm erfaßten Grunddaten und der durchgeführten körperlichen Bestands- 
aufnahme schriftlich erklärt. 


(Ort) 


, den 


19 


(Untersduift der Budistelle oder der Bücher führenden Stelle) 


c) Der Abschluß wurde geprüft 

Nachstehender Abschluß wurde von mir geprüft. Er wurde nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer 
Buchführung erstellt. 

Der Landwirt hat die Vollständigkeit und Richtigkeit der von ihm erfaßten Grunddaten und der 
durchgeführten körperlichen Bestandsaufnahme schriftlich erklärt. 


(Olt) 


, den 


19. 


(Unterschrift der Büdier prüfenden Stelle) 
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Anlage 3 


Regionalisierung des außerlandwirtschaftlichen 
Arbeitseinkommens 1974 


Land und Regionen 


DM/AK 


ßundesdurdisdinitt 

Sdileswig-Holstein 
Region 1 

Hamburg 
Region 2 

Bremen 

Region 3 a 
Region 3 b 

Niedersachsen 
Region 4 

Berlin 
Region 5 

Nordrhein-Westfalen 

Region 6 
Region 7 a 
Region 7 b 
Region 7 c 

Rheinland-Pfalz 

Region 8 
Region 9 

Hessen 

Region 10 
Region 11 
Region 12 a 
Region 12 b 
Region 13 

Baden-Württemberg 

Region 14 
Region 15 

Bayern 

Region 16 
Region 17 
Region 18 
Region 19 
Region 20 
Region 21 
Region 22 
Region 23 
Region 24 
Region 25 


100 

18 800 

94 

17 700 

105 

19 700 

97 

18 200 

94 

17 700 

101 

19 000 

99 

18 600 

111 

20 900 


89 

16 700 

105 

19 700 


90 

16 900 

95 

17 800 

85 

16 000 

105 

19 700 

92 

17 300 

104 

19 600 


89 

16 700 

82 

15 400 

83 

15 600 

99 

18 600 

78 

14 700 

79 

14 900 

88 

16 500 

93 

17 500 

108 

20 300 

85 

16 000 


94 17 700 

104 19 600 
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Saarland 

Region 26 
Region 27 
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Regionalisierung des 

außerlandwirtschaftlichen Arbeitseinkommens 

Zusammengestellt nach Angaben der Länder 
' vom Bundesministerium 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Stand 17. Dez. 1973 


Erläuterungen siehe nebenstehend 






Chor «rw\öbtrbefg«MrL / ^ [ Wittowiteij^ 








, 6renze der 

Bundesrepublik Deutschland 


V Leoterg W..b(rg«. s,k,rt. • 


- Landkreisgrenze 

- Grenze einer kreisfr. Stadt 


Stand der Grenzen: 1. 8. 1972 




Kartographie : Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung 
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Anlage 4 


Rahmen für einen Betriebsentwicklungsplan 


Zu einem bundeseinheitlichen Rahmen für einen 
Betriebsentwicklungsplan gehören: 

1. Antragsformular mit folgenden Angaben: 

1 . 1 . 

Förderung nach den Grundsätzen für die Förderung 
von einzielbetrieblichen Investitionen in der Land- 
wirtschaft und für die Förderung der ländlichen 
Siedlung 

oder 

1 . 2 . 

nach den Grundsätzen für die Förderung von ein- 
zelbetrieblichen Investitionen in gemischten land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieben sowie in forst- 
w i rts chaf tl i che n Be tri eben 

1.3. 

Höhe und Art der beantragten Förderungsmittel 

1.4. 

Verpflichtungserklärung über das Bekanntsein der 
Auflagen und Rückforderungsbestimmungen 

2. Darstellung der Kapazitäten für Ist- und Zieljahr 

2 . 1 . 

Betriebsfläche 

landwirtschaftlich genutzte Fläche 

forstwifts chaf tli che N utzf 1 äc he 

bewirtschaftete lanidwirtschaftliche Fläche 

Ackerfläche 

Dauergrünlandfläche 

Dauerkulturen 

Unterglasfläche 

2 . 1 . 1 . 

Eigentumsflächen 

2 . 1 . 2 . 

Pachtflächen 

2 . 2 . 

Bodennutzung 

Getreide 

Raps 


Kartoffeln 

Zuckerrüben 

Ackerfutter 

2.3. 

Viehhaltung 

Milchkühe 

Rindvieh 

Schafe über .sechs Monate 
Mastschweine (Jahresproduktion) 

Zuchtsauen 

Legehennen 

Mastgeflügel (Jahresproduktion) 

2.4. 

Arbeitskräfte 

Fami li enarb ei tskräf t e 
Fremdarbeitskräfte 

2.5. 

Maschinen 

Art der Maschine, Biaujahr, Anschaffungspreis 

2 . 6 . 

Gebäude 

3. Darstellung der geplanten Maßnahmen 

3.1. 

Beschreibung der Maßnahmen 

3.2. 

DM insgesamt Bruttoinvestitionen (einschließlich 
MWSt) 

— Wohngebäude 

— Wirtschaftsgebäude 
davon Rindviehstall 

— Gewächshäuser einschließlich Heizanlagen 

— Landzukauf 

— Meliorationen 

— Maschinen 

— Vieh 

— Umlaufvermögen 

— sonstige Investitionen 
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3 . 3 . 

DM förd.erungsfähig 

4. Art der Finanzierung 

4 . 1 . 

Eigenmittel einschließlich Eigenleistung 

4 . 2 . 

Kredite: unverbilligt 

zinsverbilligte Darlehen 
öffentliche Darlehen 

4 . 3 . 

Zuschüsse 

4 . 4 . 

Sonstige Finanzierung (z. 'B. Versicherungen) 

5. Darsteliung und Art der Verbindlichkeiten 

5 . 1 . 

Arten, Summe der Verbindlichkeiten 

5 . 2 . 

Laufzeiten und Höhe der Verbindlichkeiten 

5 . 3 . 

Konditionen der Verbindlichkeiten 

5 . 4 . 

Aufnahmejahr — Ablösung 

5 . 5 . 

Kapitaldienst p. a. für einzelne Kredite und Summe 

6. Bürgschaften 

6 . 1 . 

Höhe 

6 . 2 . 

Bürgschaftsgeber 

7. Arbeitsrechnung im Zieljahr 

8. Daten zu den einzelnen Produktionsverfahren der 
Bodennutzung und Viehhaltung für Ist und Ziel 


8 . 1 . 

Pi eis/Einheit, Erträge 

8 . 2 . 

Zahl der Einheiten 

9. Eigenkapitalbildung 

10. Erfolgsrechnung im Ist- und Zieljahr 

10 . 1 . 

Unternehmensaufwand 

Zweckaufwand 

10 . 1 . 1 . 

Betriebsmittelaufwand errechnet sich aus 
+ Ausgaben für Materialien und Vieh 

H- Minderbestand an zugekauftem Material und 
Vieh 4) 

— Mehrbestand an zugekauftem Material und 
Vieh 4) 5) 

-f Ausgaben für Unterhaltung von Gebrauchsgü- 
tern 

+ Abschreibungen für Geb rauchsgüt er 

Aufwand für Mieten und Pachten 
+ Ausgaben für Mieten und Pachten 
+ Wert des diesbezüglichen Natural auf wandes 

10 . 1 . 2 . 

Aufwand für Dienstleistungen 

10 . 1 . 3 . 

Lohnaufwand errechnet sich aus 
(ohne Berufsgenossenschaften) 

+ Ausgaben für Löhne und Gehälter 
+ Wert der Naturallöhne 
4- Mietwert der Werkwohnungen 

10 . 1 . 4 . 

Aufwand für Versicherungen und Rechte 

10 . 1 . 5 . 

Aufwand für Steuern und andere Abgaben 


Fußnoten s. Seite 58 
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10 . 1 . 6 . 

Aufwand für Fremdkapital errechnet sich aus 
+ Ausgaben für Zinsen 
+ Damnum, Disagio, Bankgebühren 

10 . 2 . 

Untemehmensertrag 

Zweckertrag 

10 . 2 . 1 . 

Hauptertrag errechnet sich aus 

+ Einnahmen für Verkaufsgüter 

+ Mehrbestand an selbsterzeugten Gütern und 
Vieh 5) 

— Minderbestand an selbsterzeugten Gütern und 
Vieh 5) 

+ aktivierte Eigenleistungen 
+ Zuschreibungen 

Ertrag an Mieten und Pachten 
+ Einnahmen für Mieten und Pachten 
+ Wert des diesbezüglichen Natural er träges 

10 . 2 . 2 . 

Ertrag an Dienstleistunigen 

10 . 2 . 3 . 

Wert der Naturallöhne ®) 


Ohne Aufwand für Unternehmerwohnung, Altenteiler- 
wohnung, Lohnansatz, Zins- und Pachtansatz. Aus 
praktischen Gründen wird der Aufwand für Unter- 
nehmer- und Altenteilerwohnung jedoch häufig dem 
Unternehmensaufwand zugerechnet. 

Werden bei den Erträgen und Aufwendungen Netto- 
beträge ausgewiesen, so kann ein Überschuß der erhal- 
tenen Mehrwertsteuer-Beträge (MWSt auf das Erzeug- 
nis) über die Vorsteuerbeträge (abziehbare MWSt 
auf Aufwand und Investitionen) beim Ertrag, ein Zu- 
schuß dagegen beim Aufwand als gesonderte Position 
aufgeführt werden. 

3) Ohne Mietwert der Unternehmer- und Altenteilerwoh- 
nung. Aus praktischen Gründen wird dieser Mietwert 
jedodi häufig dem Unternehmensertrag zugerechnet. 

^) zuzüglich solcher Naturaleinlagen 

®) Falls eine Trennung zwischen zugekauften und selbst- 
erzeugten Materialien und Vieh nicht möglich ist, 
wird ihr Mehr- bzw. Minderbestand nur auf der 
Ertragsseite berücksichtigt. 

®) Die Naturallöhne und die Naturalentnahmen können 
den jeweiligen Positionen des Hauptertrages unmittel- 
bar zugerechnet werden. 


10 . 2 . 4 . 

Ertrag aus Versicherungen und Rechten 

10 . 2 . 5 . 

Wert der Naturalentnahmen ®) 

10 . 2 . 6 . 

Ertrag aus Finanzvermögen errechnet sich aus 
+ Einnahmen aus Zinsen 
+ Dividende 

11. Berechnung der Förderungsschwelle 

11.1. Unternehmensertrag 

11.2. “ Unternehmensaufwand 


11.3. Gewinn 

11.4. ± Saldo aus nichtgewerblichen Nebenbetrieben 

11.5. ± Saldo aus Forstwirtschaft und Jagd 

11.6. + Lohnaufwand (ohne Berufsgenossenschaft) 

11.7. — Zinsansatz für das Eigenkapital 

11.8. vergleichbares Arbeitseinkommen Landwirt- 
schaft (Artikel 4 Abs. 1 der Richtlinie 72/159/EWG) 

11.9. Zuschlag für außerlandwirtschaftliche Einkom- 
men maximal 20 ^/o des vergleichbaren Arbeitsein- 
kommens (Artikel 4 Abs. 4 der Richtlinie 72/159/ 
EWG) 

11.10. Förderungsschwelle 

12. Außerlandwirtschaftliche Einkommen 

12 . 1 . 

nichtgewerbliche Nebenbetriebe 

12 . 2 . 

Jagd und Forstwirtschaft 

12 . 3 . 

Kapital 

12 . 4 . 

Sonstige Tätigkeiten 
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Grundsätze für die Förderung 
von einzelbetrieblichen Investitionen 
in gemischten land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieben sowie in forstwirtschaftlichen Betrieben 

In Ergänzung der Grundsätze für die Förderung 
von einzelbetrieblichen Investitionen in der Land- 
wirtschaft und für die Förderung der ländlichen 
Siedlung gilt folgendes: 


1 . 

Gefördert werden können: 

1 . 1 , 

Ein Unternehmer der Land- und Forstwirtschaft, 
wenn zum Zeitpunkt der Antragstellung der Anteil 
seines Einkommens aus Landwirtschaft unid/oder 
Forstwirtschaft an iseinem Gesamteinkommen min- 
destens 50®/o beträgt und die für Tätigkeiten außer- 
halb des Betriebes aufgewendete Arbeitszeit weni- 
ger als die Hälfte iseiner Gesamtarbeitszeit aus- 
macht, sowie 

1 . 2 . 

Körperschaften, Personenvereinigungen oder Ver- 
mögensmassen, die land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe bewirtschaften und unmittelbar kirchliche, 
gemeinnützige oder mildtätige Zwecke verfolgen. 

1.3. 

Die Förderung ist jedoch nur zulässig, wenn eine 
Förderung nach den Grundsätzen für die Förderung 
von einzelbetrieblichen Investitionen in der Land- 
wirtschaft und für die Förderung der ländlichen 
Siedlung nicht möglich ist. 


2 . 

Bei Begünstigten nach 1. zählen zum landwirt- 
schaftlichen Einkommen auch Einkommen aus der 
Forstwirtschaft und den nichtgewerblichen Neben- 
betrieben. 


3. 

Können Begünstigte nach 1.1. für reine Forstbetrie- 
be oder für den forstlichen Betriebsteil gemischter 
Betriebe wegen aussetzender Nutzung oder aus an- 
deren vergleichbaren Gründen keinen dem Be- 
triebsentwicklungsplan entsprechenden Nachweis 
erbringen, so kann an dessen Stelle ein Gutachten 
von der nach Landesrecht zuständigen Behörde 
über die Höhe des auf Grund des Zuwachses oder 
des Nutzungs Satzes nachhaltig möglichen Gewinns 
treten. Auf Grund eines Kostenvergleichs ist in die- 
sen Fällen nachzuweisen, daß die Investition unter 
Anwendung betriebswirtschaftlicher Abschrei- 
bungssätze und unter Berücksichtigung der »durch 


die Investition bedingten Zinsbelastung wirtschaft- 
lich und tragbar ist. 

Begünstigte, die gemischte Betriebe bewirtschaften, 
können auch allein für den landwirtschaftlichen 
Teil ihres Unternehmens einen Betriebsentwick- 
lungsplan aufs teilen und den anderen Betriebsanteil 
im Rahmen des außerlandwirtschaftlichen Einkom- 
mens berücksichtigen. 


4. 

In begründeten Fällen kann bei Begünstigten nach 
1. ein Zuschlag bis zu 10 zu dem Arbeitseinkom- 
men des zu fördernden Betriebes gemacht werden. 
Ein solcher Fall liegt insbesondere »dann vor, wenn 
das vergleichbare Arbeitseinkommen ln einer Re- 
gion nur erzielt werden kann, wenn eine größere 
Entfernung zu dem Arbeitsplatz zurückgelegt wer- 
den muß und zumutbare außerlandwirtschaftliche 
Erwerbsmöglichkeiten nicht vorhanden sind. 


5. 

Im übrigen gelten für eine Förderung von Begün- 
stigten nach 1. die Grundsätze für die Förderung 
von einzelbetriebliohen Investitionen in der Land- 
wirtschaft und für die Förderung der ländlichen 
Siedlung entsprechend. 


Grundsätze für die Förderung der langfristigen 
Verpachtung durch Prämien 


1. Verwendungszweck 

1 . 1 . 

Gefördert wird die langfristige Verpachtung eines 
landwirtschaftlichen Unternehmens durch den Ei- 
gentümer oder den Bewirtschafter. Das frei gesetzte 
Land muß mindestens zu 85 Vo an 

1 . 1 . 1 . 

einen oder mehrere landwiftschaftliohe Unterneh- 
mer gegeben werden, die als entwicklungsfähig im 
Sinne der Grundsätze für die Förderung von einzel- 
betrieblichen Investitionen in der Landwirtschaft 
und für die Förderung der ländlichen Siedlung oder 
der Grundsätze für die Förderung von einzelbetrieb- 
lichen Investitionen in gemischten land- und forst- 
wirtschaftlichen Betrieben anzusehen sind und das 
dort genannte Arbeitseinkommen erreichen, oder 

1 . 1 . 2 . 

an eine Gebietskörperschaft, einen Gemeindever- 
band oder einen kommunalen Zweckverband, so- 
fern das Land einer landwirtschaftlichen Nutzung 
dauernd entzogen wird, oder 
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1 . 1 , 3 . 

an eine juristische Person, die sich mit Aufgaben 
der Agrarstruktur (u. a. Bodengesellschaften) be- 
faßt, zur ispäteren und weiteren Verwendung, um 
das Land der landwirtschaftlichen Nutzung zu ent- 
ziehen oder nach 8. zu verwenden. 


2 . 

Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn der Ver- 
pächter (Zuwendungsempfänger) eine Landabgabe- 
rente Older die Zuschüsse zur Nachentrichtung von 
Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung 
nach dem Gesetz über eine Altershilfe für Landwir- 
te (GAL) in Anspruch nimmt. 


3, 

Eine Förderung nach diesen Grundsätzen sowie 
eine solche nach den Grundsätzen zur Förderung 
der langfristigen Verpachtung in ider Flurbereini- 
gung idurch Übernahme der Beitragsleistung sind 
nebeneinander möglich. 


4. Förderungsvoraussetzungen 

4 . 1 . 

Die verpachtete Fläche muß 

4 . 1 . 1 . 

die gesamte landwirtschaftliche Nutzfläche des Be- 
triebes umfassen und eine Mindestgröße von 1 ha 
je Pachtvertrag und Pächter haben, wobei die nach 
Landesrecht zuständige Behörde nach Maßgabe ent- 
sprechender Regelungen dem Beigünstigten eine 
landwirtschaftliche Nutzfläche bis zu 1 ha belassen 
und für mehrjährige Sonderkulturen und andere be- 
sondere Fälle geringere Mindestgrößen vorschrei- 
ben kann. 

4 . 1 . 2 . 

landwirtschaftlich voll nutzbar sein. 

5. 

Der Zuwendungsempfänger muß 

5 . 1 , 

die verpachtete Fläche gegebenenfalls unter Ein- 
schluß der Nutzungsdauer des Rechtsvorgängers 
seit mindestens drei Jahren selbst bewirtschaftet 
haben und 

5 . 2 . 

darf keine landwirtschaftlichen Nutzflächen pach- 
ten und muß 


5 . 3 . 

den Antrag auf Gewährung der Prämie spätestens 
12 Monate nach Beginn des Pachtverhältnisses ge- 
stellt haben. 

5 . 4 . 

Liegen die verpachteten Flächen in einem Flurberei- 
nigungsverfahren, so gilt anstelle von 5.1. folgen- 
des: 

Der Zuwendungsempfänger darf die Flächen in der 
in 5.1. genannten Zeit auch Personen im Sinne von 
6.3. zur Bewirtschaftung überlassen haben. 


6 . 

Der Pächter muß 

6 . 1 . 

für die Leitung , seines landwirtschaftlichen Betriebes 
nach der Vergrößerung durch Pacht persönlich und 
fachlich geeignet sein sowie 

6 . 2 . 

seinen Betrieb im Haupterwerb bewirtschaften und 

6 . 3 . 

darf nicht Ehegatte ides Zuwendungsempfängers, 
mit idiesem in gerader Linie verwandt oder ver- 
schwägert oder als Hofnachfolger bestimmt sein. 

6 . 4 . 

Er darf gepachtete Flächen für die Dauer der Pacht 
nicht unterverpachten, 

6 . 5 . 

keine anderen landwirtschaftlichen Nutzflächen 
verpachtet haben oder für die Dauer der geförder- 
ten Pacht verpachten, es sei denn, es handelt sich 
um weit abgelegene Flächen. 

6 . 6 . 

Eine Bewirtschaftung im Haupterwerb im Sinne 
von 6.2. liegt nur vor, wenn zum Zeitpunkt der Ge- 
währung der Prämie der Anteil des landwirtschaft- 
lichen Einkommens des Pächters an seinem Ge- 
samteinkommen mindestens 50 Vo beträgt und die 
für Tätigkeiten außerhalb des Betriebes aufgewen- 
dete Arbeitszeit weniger als die Hälfte seiner Ge- 
samtarbeitszeit ausmacht. 


7. 

Der landwirtschaftliche Betrieb des Begünstigten 
darf während der letzten fünf Jahre vor der Ver- 
pachtung keinen das fünffache der in § 1 Abs. 4 
GAL festgesetzten Mindesthöhe übersteigenden 
Einheitswert oder Arbeitsbedarf haben und nach 
der Verpachtung nur noch mit einer Veredlungs- 
produktion geführt werden, die den Eigenbedarf 
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nicht übersteigt, überschreitet der Betrieb des Be- 
günstigten das fünffache der in § 1 Abs. 4 GAL fest- 
gesetzten Mindesthöhe, so kann er die Prämie nur 
dann erhalten, wenn er nachweist, daß sein Betrieb 
trotz der Größe als nicht entwicklungsfähig anzuse- 
hen ist im Sinne von 12. der Grundsätze für die 
Förderung von einzelbetrieblichen Investitionen in 
der Landwirtschaft und für die Förderung der länd- 
lichen Siedlung. 

8 . 

Der landwirtschaftliche Betrieb des Pächters muß 

8 . 1 . 

nach den Grundsätzen für die Förderung von ein- 
zelbetrieblichen Investitionen in der Landwirtschaft 
und für die Förderung der ländlichen Siedlung ge- 
fördert werden oder durch die Aufnahme des Lan- 
des (Aufstockung) allein bereits das dort genannte 
Arbeitseinkommen nach 12. erreichen können. 

8 . 2 . 

Wird der Pächter nicht nach den Grundsätzen für 
die Förderung von einzelbetrieblichen Investitionen 
in der Landwirtschaft und für die Förderung der 
ländlichen Siedlung gefördert und hat er das dort 
genannte Einkommensziel bereits erreicht, so kann 
der Verpächter die Prämie nur erhalten, wenn kein 
Pächter gemäß 8.1. vorhanden ist. 

8 . 3 . 

Ist kein Pächter vorhanden, durch den die Bedin- 
gungen von 8.1 und 8.2. erfüllt werden können, 
dann kann der Verpächter die Prämie nur erhalten, 
wenn der Pächter nach den Grundsätzen für die För- 
derung von einzelbetrieblichen Investitionen in ge- 
mischten land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
sowie in forstwirtschaftlichen Betrieben gefördert 
wird oder wenn der Betrieb des Pächters mit der 
Pachtfläche gegenwärtig oder ausnahmsweise in ab- 
sehbarer Zeit durch Kauf oder Pacht weiterer Nutz- 
flächen oder Veränderung der Betriebsorganisation 
die Größe eines Betriebes i. S. von 6,6. erreicht und 
nicht ausläuft. 

9. 

Die Pachtdauer muß mindestens 12 Jahre betra- 
gen. 

10 . 

Der Pachtvertrag muß nach Maßgabe der Vorschrif- 
ten des Gesetzes über das landwirtschaftliche 
Pachtweisen ■(Landpachtgesetzes) angezeigt und darf 
rechtskräftig nicht beanstandet worden sein. 

11 . 

Die Vorschriften von 6.1. bis 6.5. und 8. gelten 
nicht für die in 1.1.3. genannten juristischen Perso- 
nen und die in 1.1.2. genannten Körperschaften. 


12. Art und Höhe der Förderung 

12 . 1 . 

Dem Verpächter kann ein Zuschuß in Höhe von 
500 DM, bei Verpachtung von mehrjährigen Son- 
derkulturen in Höhe von 1 500 DM je Hektar ge- 
währt werden, jedoch nicht mehr als 20 000 DM 
insgesamt. 


13. Rückforderung und Sicherung der Mittel 

13 . 1 . 

Der Begünstigte ist verpflichtet, erhaltene Mittel 
unverzüglich zurückzuzahlen, 

wenn der Pachtvertrag aus Gründen, die der Ver- 
pächter zu vertreten hat, vorzeitig aufgelöst wor- 
den ist; 

13 . 2 . 

Der Rückforderungsanspruch entfällt, 

13 . 2 . 1 . 

wenn der Verpächter im Falle vom 13.1. die 
Pachtfläche oder eine zumindest gleich große land- 
wirtschaftliche Nutzfläche an den Pächter oder an 
den Inhaber eines anderen landwirtschaftlichen 
(und forstwirtschaftlichen) Betriebes veräußert oder 
mindestens für die Restdauer des Pachtvertrages 
andersweitig verpachtet, isoferri der Erwerber oder 
Pächter die Förderungsvoraussetzungen erfüllt. 


14. Allgemeine Bestimmungen 

14 . 1 . 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Zuschüs- 
sen nach diesen Grundsätzen besteht nicht. 

14 . 2 . 

Die Verwendung der Zuschüssse sowie der Nach- 
weis und die Prüfung der Verwendung der Zu- 
schüsse richten sich im übrigen nach den dem Zu- 
wendungsbescheid beizufügenden und vom Zuwen- 
dungsempfänger anzuerkennenden „Allgemeinen 
Bewirtschaftungsgrundsätzen" (ABewGr). Das sich 
nach den ABewGr ergebende Prüfungsrecht des 
Landesrechnungshofes steht auch dem Bundesrech- 
nungshof zu. 


Grundsätze für die Förderung der Umstellung 
von Milchkuhbeständen auf Bestände zur 
Fleischerzeugung 

Die Förderung richtet sich nach 

— der Verordnung (EWG) 1353/73 des Rates vom 
15. Mai 1973 zur Einführung einer Prämienrege- 
lung für die Umstellung von Milchkuhbeständen 
auf Bestände zur Fleischerzeugung und Prämien 
zur Förderung der speziell auf die Fleischerzeu- 
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gung ausgerichteten Rinderaufzucht (Amtsblatt 
der EG Nr. L 141 vom 28. Mai 1973 S. 18) ; 

— der Verordnung (EWG) Nr. 1821/73 der Kommis- 
sion vom 5. Juli 1973 (Amtsblatt der EG Nr. L 
184 vom 6. Juli 1973 S. 24) über die Durchfüh- 
rungsbestimmungen zur Verordnung (EWG) 
Nr. 1353/73 

— • und den nachstehenden Bestimmungen: 

1. In den nachstehend aufgeführten Gebieten 
wird die Prämienregelung auch angewendet 
für Betriebe, die mindestens fünf Milchkühe 
halten: 

— Bundesländer Hessen, Rheinland-Pfalz, 
Saarland, Baden- Württemberg, Bayern; 

— in den Ländern Nordrhein-Westfalen und 
Niedersachsen folgende Kreise und Städ- 
te: 

Ehemaliger Kreis Schleiden, Stadt Bott- 
rop, Kreis Steinfurt, Kreis Tecklenburg, 
Stadt Bielefeld, Kreis Büren, Kreis Her- 
ford, ehemaLiger Kreis Lübbecke, ehemali- 
ger Kreis Minden, Kreis Paderborn, Kreis 
Warburg, ehemaliger Kreis Wiedenbrück, 
Stadt Iserlohn, Kreis Brilon, Kreis Olpe, 
Kreis Siegen, Kreis Unna, Kreis Wittgen- 
stein. 

Hameln, Grafschaft Diepholz, Grafschaft 
Hoya, Grafschaft Schaumburg, Landkreis 
Nienburg (Weser), Landkreis Schaum- 
burg-Lippe, Landkreis Duderstadt, Land- 
kreis Münden. Landkreis Osterode am 
Harz, Stadt Osnabrück, Aschendorf- 
Hümmling, Landkreis Bersenbrück, Land- 
kreis Lingen, Landkreis Melle, Landkreis 
Meppen, Landkreis Osnabrück, Landkreis 
Wittlage, Stadt Goslar, Stadt Delmen- 
horst, Landkreis Cloppenburg, Landkreis 
Vechta. 

2. Bezugszeitpunkt im Sinne der Verordnung 
(EWG) Nr. 1353/73 ist der 1. Januar 1973. 

Der Nachweis 'des an diesem Tage vorhande- 
nen Rinderbestandes kann auch 'durch das 
Ergebnis der Viehzählung vom 4. Dezember 
1972 geführt werden. Der in Artikel 4 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1353/73 genannte 
Zeitraum von 12 Monaten ist die Zeit vom 
1. Januar 1972 bis 31. Dezember 1972. 

3. Fleischrassen entsprechend Artikel 15 Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1821/73 sind 

— Rinder, deren Zuchtziel ausschließlich 
oder betont auf die Fleischleistung ausge- 
richtet ist, 

— Rinder, die aus der Kreuzung mit einem 
im Herdbuch eingetragenen Bullen dieser 
Rassen hervorgegangen sind, 

— Rinder, die aus der Paarung mit einem 
Bullen stammen, der entweder selbst oder 
dessen Vater mit positivem Ergebnis auf 
Fleischleistung geprüft worden ist. Ein 


positives Ergebnis liegt vor, wenn die 
Prüfung in einer Eigen- oder Nachkom- 
menprüfung auf Station erfolgt ist und 
der geschätzte Zuchtwert über dem 
Durchschnitt vergleichbarer Tiere liegt. 

4. Die gewährte Prämie ist in voller Höhe zu- 
rückzuzahlen, wenn der Antragsteller oder 
sein Betriebsnachfolger innerhalb eines Zeit- 
raumes von vier Jahren nach Zustellung des 
Prämienbescheides den in Artikel 3 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1353/73 genannten Ver- 
pflichtungen zuwiderhandelt. 

5. Die Verwendung der Zuschüsse sowie der 
Nachweis und die Prüfung der Verwendung 
der Zuschüsse richten sich im übrigen nach 
den dem Zuwendungsbescheid beizufügenden 
und vom Zuwendungsempfänger anzuerken- 
nenden „Allgemeinen Bewirtschaf tsgrundsät- 
zen" (ABewGr). Das sich nach den ABewGr 
ergebende Prüfungsrecht des Landesrech- 
nungshofs steht auch dem Bundesrechnungs- 
hof ZU. 


Grundsätze für die Förderung von Leistungs- 
prüfungen in der tierischen Erzeugung 
einschließlich des Schweinehybridprogramms 


Erster Teil 


1. Milchleistungsprüfung 

1 . 1 . 

Die Milchleistungsprüfung ist die Grundlage für die 
züchterische Selektion sowie für die Verbesserung 
der Produktivität und Qualität in der Milcherzeu- 
gung. 

Die Förderungsmittel sind zur teilweisen Abdek- 
kung der laufenden Kosten der Milchleistungsprü- 
fung bestimmt. 


2. Verwendungszweck 

2 . 1 . 

Gefördert werden können 

2 . 1 . 1 . 

die Durchführung der Milchleistungsprüfungen und 
der damit verbundenen Beratung, 

2 . 1 . 2 . 

die Aufbereitung der Prüfungsergebnisse für züch- 
terische und betriebswirtschaftliche Zwecke. 
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3. Förderungsvoraussetzungen 

3.1. 

Gefördert werden können nur Kontrollverbände 
und Kontrollvereine und sonstige mit dieser Aufga- 
be betraute Einrichtungen (Zuwendungsempfänger), 
die der Aufsicht der nach Landesrecht zuständigen 
Behörde unterliegen. 

4. Art und Höhe der Förderung 

4.1. 

Die Förderung erfolgt in Form von Zuschüssen. 

4.2. 

Die Höhe der Förderung beträgt im Jahr bis zu 
24 DM für jede Kuh, für die die Milchleistungsprü- 
fung durchgeführt wird. 


Zweiter Teil 

5. Kontrollringe für Mastschweine, Ferkel, Mast- 
rinder, Mastlämmer und Jungmasthammel 

5.1. 

Die Förderungsmittel sind dazu bestimmt, die Pro- 
duktionsbedingungen in den landwirtschaftlichen 
Betrieben durch Ertrags- und Qualitätskontrollen 
ZU verbessern. 

6. Verwendungszweck 

6 . 1 . 

Gefördert werden können die Durchführung 

6 . 1 . 1 . 

der Schweinemastkontrolle, 

6 . 1 . 2 . 

der Kontrolle von Zuchtsauen in Ferkelerzeugerbe- 
trieben, 

6.1.3. 

der Rindermastkontrolle, 

6.1.4. 

der Mastkontrolle für Mastlämmer und Jungmast- 
hammel 

6 . 2 . 

einschließlich der damit verbundenen Beratung und 
der Tätigkeit der Tiergesundheitsdienste bei den 
Maßnahmen 6.1.1., 6.1.2. und 6.1.4. 


7. Förderungsvoraussetzungen 

7.1. 

Gefördert werden können nur Kontrollringe, Zu- 
sammenschlüsse von solchen Ringen und ggf. auch 
kombinierte Ringe (Zuwendungsempfänger), die 

7.1.1. 

ausschließlich zum Zweck der Kontrolle und Bera- 
tung auf der Grundlage eines eingetragenen Ver- 
eins oder einer Genossenschaft arbeiten, 

7.1.2. 

unabhängig von wirtschaftlichen Unternehmungen 
sind und finanziell nicht von solchen getragen oder 
gestützt werden, 

7.1.3. 

in ihrer Satzung die Aufnahme eines Mitglieds 
nicht von der Bindung an bestimmte Formen des 
Bezugs von Produktionsmitteln und des Absatzes 
von Tieren abhängig machen. 


8 . 

Für Aufwendungen der Kontrolle und Beratung in 
gewerblichen Betrieben können Förderungsmittel 
nicht bereitgestellt werden. Für die Abgrenzung 
zwischen landwirtschaftlichen und gewerblichen 
Betrieben gelten die steuerlichen Vorschriften. 


9 . 

Bei der Kontrolle der Zuchtsauen in Ferkelerzeu- 
gerbetrieben sind folgende Bedingungen zu erfül- 
len: 

9.1. 

Laufende Aufzeichnungen über Deckdaten mit An- 
gabe des Ebers, Geburtsdatxim der Ferkel, Zahl der 
geborenen und abgesetzten Ferkel. Die Ferkel sind 
zu kennzeichnen. 

9.2. 

Die Ferkel aus den bezuschußten Würfen müssen 
von einem mindestens in Zuchtwertklasse II oder 
III eingestuften Eber stammen. Bei einem Eber der 
Zuchtwertklasse II müssen für einen Elternteil des 
Ebers Prüfungsergebnisse auf Mast- und Schlacht- 
leistungen vorliegen, die mindestens den Ver- 
gleichswerten der betreffenden Anstalt entspre- 
chen. 

9.3. 

Die bezuschußten Ferkelerzeugerbetriebe müssen 
dem zuständigen Schweinegesundheitsdienst ange- 
schlossen sein. 
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10 . 

Aufwendungen, die dem Zuwendungsempfänger im 
Rahmen dieser Maßnahme entstehen, dürfen nur in- 
soweit als beihilfefähige Aufwendungen anerkannt 
werden, als sie nicht bereits bei der Bemessung von 
Beihilfen auf Grund anderer Förderungsmaßnahmen 
mit berücksichtigt worden sind (z. B. Förderung von 
Erzeugergemeinschaften auf Grund des Marktstruk- 
turgesetzes). 


11 . 

Bei der Ermittlung der förderungsfähigen Kosten ist 
von den jährlichen laufenden Kosten der Kontrolle 
und Beratung auszugehen. Zu den jährlichen lau- 
fenden Kosten der Kontrolle und Beratung rechnen 
die im jeweiligen Haushaltsjahr entstandenen und 
nachgewiesenen Personal- und Reisekosten sowie 
alle im gleichen Zeitraum angefallenen sächlichen 
Aufwendungen für Büroräume, Schreibmaterial, 
Vordrucke, Auswertung der Ergebnisse, Desinfek- 
tionsmittel für die Desinfektion ringeigener Waa- 
gen sowie Ohrmarken und Geräte für die Kenn- 
zeichnung und dergleichen. Ausgenommen sind die 
Kosten der Beschaffung von Büroeinrichtungsge- 
genständen aller Art Im Werte von mehr als 20 DM 
je Stück sowie die Kosten der Beschaffung von Ge- 
räten usw., die der Durchführung der Kontrolle die- 
nen, wie Kraftfahrzeuge, Waagen und dergleichen 
sowie Medikamente. 


12. Art und Höhe der Förderung 


13. 

Die Förderung erfolgt in Form von Zuschüssen. 


14. 

Förderungsmittel können in folgender Höhe ge- 
währt werden: 

14 . 1 . 

für alle bis zum Mastende kontrollierten und im je- 
weiligen Haushaltsjahr verkauften Mastschweine 
bis zu 2 DM je Mastschwein, jedoch nicht mehr als 
50 Vo der jährlichen laufenden Kosten der Kontrolle 
und Beratung einschließlich der Aufwendungen für 
den Schweinegesundheitsdienst, 

14 . 2 . 

für alle im jeweiligen Haushaltsjahr kontrollierten 
Würfe bis zu 8 DM je Wurf, jedoch nicht mehr als 
50 Vo der jährlichen laufenden Kosten der Kontrolle 
und Beratung einschließlich der Aufwendungen für 
den Schweinegesundheitsdienst, 

14 . 3 . 

für alle bis zum Mastende kontrollierten Rinder bis 
zu 0,80 DM im Monat für jedes unter Kontrolle ste- 


hende Mastrind; jedoch nicht mehr als 50 Vo der 
jährlichen laufenden Kosten der Kontrolle und Be- 
ratung, 

14 . 4 . 

für alle bis zum Mästende kontrollierten und im je- 
weiligen Haushaltsjahr verkauften Mastlämmer 
und Jungmasthammel bis zu 1,75 DM je Tier, je- 
doch nicht mehr als 50 Vo der jährlichen laufenden 
Kosten der Kontrolle einschließlich der Aufwen- 
dungen für den Schafgesundheitsdienst. 


Dritter Teil 

15. Leistungsprüfungsanstalten für Rinder, Schwefne 
und Schafe 

15 . 1 . 

Die Förderungsmittel sind dazu bestimmt, den 
Zuchtf ortschritt in der Rinder-, Schweine- und 
Schafhaltung sicherzustellen. 


16. Verwendungszweck 

16 . 1 . 

Gefördert werden die bauliche Errichtung und der 
Ausbau von Leiistungsprüfungsanstalten für Rinder, 
Schweine und Schafe einschließlich der erforderli- 
chen technischen Einrichtungen. 


17. 

Von der Förderung sind ausgeschlossen 

17 . 1 . 

Wohnbauten nebst Zubehör, 

17 . 2 . 

Büroeinrichtungen, Fahrzeuge, 

17 . 3 . 

Erwerb von Grund und Boden, 

17 . 4 . 

die laufende Unterhaltung der Anstalt, 

17 . 5 . 

Investitionen, die vor der Beantragung der Förde- 
rungsmittel getätigt worden sind oder mit denen 
vorher begonnen worden ist. 


18. Förderungsvoraussetzung 

18 . 1 . 

Träger (Zuwendungsempfänger) der Vorhaben kön- 
nen isein das Land und Körperschaften des öffentli- 
chen Rechts, 
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18 . 2 . 

Tierzucht- und Besamungsorganisationen. 

19. Art und Höhe der Förderung 

20 . 

Die Förderung erfolgt in Form von Zuschüssen. 


21 . 

Föriderungsmittel können in folgender Höhe ge- 
währt werden 

21 . 1 . 

Die Förderung beträgt bis zu 100 ®/o der förderungs- 
fähigen Investitionen, wenn die in 18.1. Genannten 
die Prüfungsanstalten errichten. 

21 . 2 . 

Die Förderung beträgt bis zu 50®/o der förderungs- 
fähigen Investitionen, wenn die in 18.2. Genannten 
die Prüfungsanstalten errichten und die Prüfungen 
durch die nach Landesrecht zuständige Behörde 
überwacht werden. 

22 . 

Die Mindestsumme des förderungsfähigen Investi- 
tionsvolumens beträgt 100 000 DM. 


Vierter Teil 


23. Schweinehybridprogramm 

23 . 1 . 

Das Schweinehybridprogramm trägt dazu bei, das 
Leistungspotential in der Schweinehaltung zu erhö- 
hen und die Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern. 


24. Verwendungszweck 

24 . 1 . 

Die Förderungsmittel sind zur teilweisen Abdek- 
kung der Aufwendungen für das Schweinehybrid- 
programm im Rahmen des vom Bund und den Län- 
dern genehmigten Kostenvoranschlages bestimmt. 
Die Förderung des Programms wird Ende 1974 abge- 
schlossen. 


25. Förderungsvoraussetzungen 

25 . 1 . 

Gefördert wird nur das von der „Züchtungszentrale 
Deutsches Hybridsdiwein GmbH" durchgeführte 
Schweinehybridprogramm. 


26. Art und Höhe der Förderung 

27. 

Die Förderung erfolgt in Form von Zuschüssen. 

28. 

Die Höhe der Förderung beträgt bis zu 85 v. H. des 
im genehmigten Kostenplan veranschlagten Betra- 
ges. 


29. Sonstige Bestimmungen 

29 . 1 . 

Die technische Abwicklung obliegt dem Land Bay- 
ern. 

Fünfter Teil 

30. Rückforderung und Sicherung der Mittel 

30 . 1 . 

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, erhalte- 
ne Mittel unverzüglich zurückzuzahlen, 

30 . 1 . 1 . 

soweit geförderte Grundstücke, Bauten, bauliche 
Anlagen, Maschinen und Geräte ohne Zustimmung 
der nach Landesrecht zuständigen Behörde veräu- 
ßert, verpachtet oder nicht mehr dem Bewilligungs- 
zweck entsprechend verwendet werden, abgesehen 
von dem Fall der Veräußerung von Maschinen und 
Geräten im Rahmen einer ordnungsmäßigen Wirt- 
schaftsführung. 


31. 

Erhaltene Mittel können ganz oder zum Teil zu- 
rückgefordert werden, 

31 . 1 . 

wenn der Zuwendungsempfänger in Konkurs gerät 
oder seine Zahlungen einstellt oder mit Zwangs- 
vollstreckungsmaßnahmen verfolgt oder das Ver- 
gleichsverfahren zur Abwendung des Konkurses 
über sein Vermögen eingeleitet wird. 

32. 

Der Rückiforderungsanspruch entfällt, 

32 . 1 . 

— • soweit Grundstücke, Bauten und bauliche Anla- 
gen gefördert worden sind — nach Ablauf von 
20 Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt der Fertig- 
stellung (z. B. Gebrauchsabnahme, Übergabe) 

32 . 2 . 

— soweit Maschinen und Geräte gefördert worden 
sind — nach Ablauf von 5 Jahren, gerechnet 
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vom Zeitpunkt der Lieferung bzw. Fertigstellung 
der baulichen Maßnahme an. 


33. 

Hinsichtlich der Ermittlung des Rückzahlungsbetra- 
ges gilt folgendes: 

33 . 1 . 

Im Falle der Rückzahlungsverpflichtung nach 

30.1.1. hat der Zuwendungsempfänger, soweit er ei- 
nen Zuschuß für Investitionen erhalten hat, zur Er- 
füllung der Rückzahlungsverpflichtung einen Wert- 
ausgleich zu leisten, wenn die mit den Mitteln fi- 
nanzierten Grundstücke, Bauten, baulichen Anla- 
gen, Maschinen und Geräte vor Ablauf der ln 32.1. 
und 32,2. genannten Fristen ohne Zustimmung der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde veräußert 
oder nicht mehr dem Bewilligungszweck entspre- 
chend verwendet werden. Der Ausgleichsbetrag ist 
in Höhe des Teils des Verkehrswertes der mit den 
Mitteln finanzierten Sache zu leisten, der dem Ver- 
hältnis der ursprünglich gewährten Mittel zu den 
Gesamtgestehungskosten entspricht. Sind die Um- 
stände, die den Rückforderungsanspruch entstehen 
lassen, nicht vom Zurwendungsempfänger zu vertre- 
ten, so soll der zu leistende Ausgleichsbetrag die 
Höhe des Zuschusses nicht übersteigen. 

33 . 2 . 

Der Verkehrswert ist nach den „Richtlinien für die 
Ermittlung des Verkehrswertes von Grundstücken 
(Wertermittlungs-Richtlinien — WertR)" vom 
27. Juli 1973 (Beilage 29/73 zum Bunidesanzeiger 
Nr. 182 vom 27. September 1973) in der jeweils gel- 
tenden Fassung zu ermitteln. Bei beweglichen Sa- 
chen ist der Verkehrswert — erforderlichenfalls 
unter Hinzuziehung von Sachverständigen — sorg- 
fältig zu schätzen. Die Kosten der Wertfeststellung 
trägt der Zuwendungsempfänger. 

33 . 3 . 

Bei beweglichen Sachen, deren Anschaffungswert 
den Betrag von 10 000 DM im Einzelfall nicht über- 
steigt, kann aus Gründen der Verwaltungsvereinfa- 
chung bei der Bemessung des vom Zuwendungs- 
empfänger zu zahlenden Betrages eine einheitliche 
Wertminderung von 20 Vo jährlich angenommen 
werden. 

33 . 4 . 

Die Verzinsung des zurückzuzahlenden Betrages 
beginnt mit dem Tage des Eintritts der genannten 
Tatbestände. 


34. Allgemeine Bestimmungen 

34 . 1 . 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Zuschüs- 
sen nach diesen Grundsätzen besteht nicht. 


34 . 2 . 

Die Verwendung der Zuschüsse sowie der Nach- 
weis und die Prüfung der Verwendung der Zu- 
schüsse richten sich im übrigen nach den dem Zu- 
wendungsbescheid beizufügenden und vom Zuwen- 
dungsempfänger anzuerkennenden „Allgemeinen 
Bewirtschaftungsgrundsätzen" (ABewGr). Das sich 
nach den ABewGr ergebende Prüfungsrecht des 
Landesrechnungshofes steht auch dem Bundesrech- 
nungshof zu. 


Grundsätze für die Förderung der Beschaffung 
von Rebpflanzgut für Umstellungen im Weinbau 

1. Verwendungszweck 

Gefördert werden kann die Beschaffung von Reb- 
pflanzgut (Propfreben) für den Wiederaufbau reb- 
lauszerstörter, reblausverseuchter und reblausge- 
fährdeter Rebflächen sowie in Verbindung mit Flur- 
bereinigungsverfahren auch zur vorbeugenden Be- 
kämpfung von Reblausbefall. 


2. Förderungsvoraussetzungen 

2 . 1 . 

Eine Förderung setzt voraus, daß 

2 . 1 . 1 . 

den Erfordernissen eines fortschrittlichen Qualitäts- 
weinbaues Rechnung getragen wird, 

2 . 1 . 2 . 

zertifiziertes Rebpflanzgut empfohlener Rebsorten 
angepflanzt wird. Soweit zertifiziertes Pflanzgut 
nicht in ausreichender Menge zur Verfügung steht, 
kann die nach Landesrecht zuständige Behörde im 
Einzelfall auch die Verwendung von Standard- 
pflanzgut zulassen. 

2 . 1 . 3 . 

der Wiederaufbau nicht zu einer Ausweitung des 
Weinbaus auf Flächen führt, die außerhalb der An- 
baugrenzen liegen (§ 1 Weinwirtschaftsgesetz). 

2 . 2 . 

Gefördert werden nur Aufbaugemeinschaften im 
Rahmen der durch die nach Landesrecht zuständige 
Behörde anerkannten und genehmigten Wiederauf- 
bauverfahren. 


3. Art und Höhe der Förderung 

3 . 1 . 

Die Förderung erfolgt ln Form von Zuschüssen. 
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3 . 2 . 

Der Zuschuß beträgt bis zu 25 ®/o der für die Wie- 
deraufbaugemeinschaft entstehenden Beschaffungs- 
kosten des Rebpflanzgutes. 

4. Allgemeine Bestimmungen 

4 . 1 . 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Zuschüs- 
sen nach diesen Grundsätzen besteht nicht. 

4 . 2 . 

Die Verwendung der Zuschüsse sowie der Nach- 
weis und die Prüfung der Verwendung der Zu- 
schüsse richten sich im übrigen nach iden dem Zu- 
wendungsbescheid beizufügenden und vom Zuwen- 
dungsempfänger anzuerkennenden „Allgemeinen 
Bewirtschaftungsgrundsätzen" (ABewGr). Das sich 
nach den ABewGr ergebende Prüfungsrecht des 
Landesrechnuhgshofes steht auch dem Bundesrech- 
nungshof zu. 


Grundsätze für die Förderung waldbaulicher und 
sonstiger forstlicher Maßnahmen 

1. Verwendungszwecke 

1 . 1 . 

Zu den forstlichen Maßnahmen im Sinne dieser 
Förderungsgrundsätze gehören; 

1 . 1 . 1 . 

Vorarbeiten; 

1 . 1 . 2 . 

Aufforstung von landwirtschaftlichen Grenzertrags- 
böden, von Brachflächen und Ödland; 

1 . 1 . 3 . 

Umwandlung sowie Umbau von ertragsschwacher 
Bestockung in standortgemäßen Hochwald; 

1 . 1 . 4 . 

Wertästung; 

1 . 1 . 5 . 

Trennung von Wald und Weide; 

1 . 1 . 6 . 

Anlage von Schutzpflanzungen und Feldgehölzen, 
ausschließlich der Gehöfteinbindungen. 

2. Abgrenzung der Verwendungszwecke 

2 . 1 . 

Vorarbeiten sind Untersuchungen und Erhebungen, 
die der Vorbereitung der in 1.1.2. bis 1.1.6. genann- 
ten Maßnahmen dienen. 


2 . 2 . 

Aufforstungen werden gefördert, wenn sie sich auf 
Flächen erstrecken, die bisher nicht forstlich ge- 
nutzt wurden. 

2 . 3 . 

Umwandlung von Nieder- und sonstigem Stockaus- 
schlagwald sowie Umbau von ertragsschwacher Be- 
stockung werden gefördert, wenn diese die vom na- 
türlichen Standort her mögliche optimale Zuwachs- 
leistung erheblich unterschreitet und beim Umbau 
ihr Alter die halbe betriebszielgemäße Umtriebszeit 
nicht mehr als 10 Jahre übersteigt, soweit die Er- 
tragsschwäche nicht auf Kalamitäten oder sonstige 
außergewöhnliche Ereignisse zurückzuführen ist. 

2 . 4 . 

Die Wertästung wird gefördert, wenn dadurch eine 
erhebliche Verbesserung der Produktionsbedingun- 
gen erzielt wird. 

2 . 5 . 

Die Trennung von Wald und Weide wird gefördert, 
wenn sie der Freistellung des Waldes von der 
Viehweide dient. Sie umfaßt die Ablösung von 
Weideberechtigungen oder die ersatzweise Bereit- 
stellung grundsätzlich von bestehenden Weideflä- 
chen. 

2 . 6 . 

Schutzpflanzungen und Feldgehölze werden geför- 
dert, wenn Landschaftsschäden oder Schäden für 
Menschen, Nutztiere oder Nutzpflanzen durch Um- 
welteinwirkungen eingetreten oder zu befürchten 
sind. Mit der Anlage von Schutzpflanzungen soll 
zugleich auch ein Nutzholzertrag angestrebt wer- 
den. Die Förderung von Gehöfteinbindungen erfolgt 
nach den Grundsätzen für die Förderung von ein- 
zelbetrieblichen Investitionen in der Land- und 
Forstwirtschaft. 


3. Förderungsvoraussetzungen 

3 . 1 . 

Gefördert werden können: 

3 . 1 . 1 . 

Landwirtschaftliche Unternehmer (Zuwendungs- 
empfänger) im Sinne des § 1 Abs. 3 des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte (GAL). 

3 . 1 . 2 . 

Betriebe im Eigentum von juristischen Personen 
(Zuwendungsempfänger), wenn diese zum Zeitpunkt 
der Antragstellung den überwiegenden Teil ihres 
Erwerbs aus der Nutzung der von ihnen allein oder 
gemeinsam betriebenen Land- oder Forstwirtschaft 
ziehen. 
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3.1.3. 

Sonstige Betriebsinhaber oder Grundbesitzer (Zu- 
wendungsempfänger), deren Vorhaben im Interesse 
der angestrebten Agrar-, Forst- oder Landschafts- 
struktur einer Förderung bedürfen, insbesondere 
wenn die Maßnahmen wegen der Gemenge- oder 
Zusammenlage der Grundstücke mit anderen 
Grundstücken geschlossen durchgeführt werden 
müssen. Von den kommunalen Gebietskörperschaf- 
ten dürfen nur ländliche Gemeinden oder Gemein- 
deverbände in die Förderung einbezogen werden. 
Ihr Anteil an der Förderung von Maßnahmen nach 
1 . darf grundsätzlich nicht überwiegen. 

3.1.4. 

Anerkannte Forstbetriebsgemeinschaften und Forst- 
betriebsverbände sowie sonstige Zusammenschlüs- 
se (Zuwendungsempfänger) im Sinne des § 27 des 
Gesetzes über forstwirtschaftliche Zusammenschlüs- 
se (FZusG), sofern sich ihre Aufgabe satzungsge- 
mäß nach § 3 des genannten Gesetzes bestimmt, 
wenn sie die Vorhaben im Auftrag und für Rech- 
nung ihrer Mitglieder ausführen. 

3.2. 

Eine Förderung ist im übrigen nur zulässig, wenn 

3.2.1. 

die Maßnahmen den Zielen der agrarstrukturellen 
Vorplanung oder soweit diese nicht vorliegt, der 
forstlichen Fachplanung und der Landschaftspla- 
nung entsprechen sowie 

3.2.2. 

die sachgemäße Pflege der geförderten Anlagen 
durch die Zuwendungsempfänger gewährleistet ist. 

3.3. 

Unbare Leistunen sind förderungsfähig bis zu den 
Kosten, die sich für vergleichbare Arbeiten im 
Staatswald ergeben. 

Sachleistungen dürfen höchstens mit 80 Vo der für 
diese Leistungen zu angemessenen Preisen veran- 
schlagten Kosten berücksichtigt werden. 

3.4. 

Unterhaltungsarbeiten 

Unterhaltung und spätere Pflege von Waldbestän- 
den, Viehweiden, Schutzpflanzungen, Feldgehölzen 
sind einschließlich des dazu benötigten Materials 
nicht förderungsfähig. 

3.5. 

Landschaftspflege 

Infolge der Ausführung waldbaulicher und sonsti- 
ger forstlicher Vorhaben notwendige Maßnahmen 
der Landschaftspflege und Landschaftsgestaltung 
sind förderungsfähig. Die landschaftsökologischen 
Wirkungen der Maßnahmen sind zu beachten. 


4. Art und Höhe der Förderung 

4.1. 

Bei der Ermittlung der förderungsfähigen Kosten ist 
von den Kosten auszugehen, die nach Abzug der 
Zuschüsse und Sachleistungen Dritter und der übri- 
gen nicht förderungsfähigen Kosten noch verblei- 
ben. 

4.2. 

Eigenleistungen des Zuwendungsempfängers sind 
bare Eigenmittel, Darlehen und der Wert der unba- 
ren Leistimgen. 

4.3. 

Die Förderung durch Zuschüsse darf für Maßnah- 
men nach 1.1.1. bis 1.1.6. 80 Vo der angemessenen, 
förderungsfähigen Kosten nicht übersteigen. 

Förderungsfähig sind bei Maßnahmen nach 1.1.2., 

1.1.3. und 1.1.6. die Kosten gemäß 4.1. und 4.2. für 
Kulturvorbereitung, Bodenmelioration, (einschließ- 
lich Aufwuchsbeseitigung) 

Saat- und Pflanzgut 

Saat und Pflanzung (einschließlich Startdüngung) 
Schutz der Kultur gegen Wild 

zusätzlich ein Erfahrungssatz für die Sicherung der 
Kultur während der ersten fünf Jahre. 

Im einzelnen können Zuschüsse bis zu folgender 
Höhe gewährt werden: 

4.3.1. 

Vorarbeiten bis zu 80 ®/o der förderungsfähigen Ko- 
sten; jedoch nicht mehr als 20 DM/ha; 

4.3.2. 

Aufforstimg von landwirtschaftlichen Grfenzertrags- 
böden, von Brachflächen und von Ödland, ggf. ein- 
schließlich Flächen- oder Einzelschutz; 

4.3.2.1. 

Laubholzkulturen, ggf. mit einer Bermischung von 
Nadelholz bis zu 20 % der Pflanzenzahl bis zu 
3 500 DM>ha; 

4.3.2.2. 

Mischkulturen, das heißt Kulturen, die eine Beimi- 
schung anderer Holzarten zu der Hauptholzart von 
mehr als 20 % der Pflanzenzahl aufweisen, außer- 
dem Kulturen bestehend aus Kiefern, Douglasien 
und anderen Nadelholzarten außer Fichte bis zu 
2 000 DM/ha; 

4.3.2.3. 

Fichtenkulturen bis zu 1 200 DM/ha; 

4.3.3. 

Umwandlung von Nieder- und sonstigem Stockaus- 
schlagwald sowie Umbau von ertragsschwacher Be- 
stockung in standortgemäßen Hochwald, ggf. ein- 
schließlich Flächen- oder EinzeLschutz bis zu den 
unter 4.3.2. genannten Höchstbeträgen; 
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4.3.4. 

Soweit Bodenmelioration, Kulturvorbereitung oder 
Düngung in Ergänzung von Maßnahmen nach 1.1.2., 

1.1.3. oder 1.1.6. notwendig sind, zusätzlich bis zu 
1 200 DM/ha; 

4.3.5. 

Wertästung bis zu 200 DM/ha; 

4.3.6. 

Trennung von Wald und Weide bis zu 2 000 DM/ha; 

4.3.7. 

Anlage von Schutzpflanzungen und Feldgehölzen 
ausschließlich der Gehöfteinbindungen; 

4.3.7.1. 

zweireihig mit Füllholz und Zaun- oder Einzel- 
schutz bis zu 4 800 DM/1 000 m; 

4.3.7.2. 

dreireihig mit Füllholz und Zaun- oder Einzelschutz 
bis zu 5 300 DM/1 000 m; 

4.3.7.3. 

vierreihig mit Füllholz und Zaun- oder Einzelschutz 
bis zu 5 700 DM/1 000 m; 

4.3.7.4. 

Feldgehölze, ggf. 'einschließlich Flächen- oder Ein- 
zelschutz bis zu den unter 4,3.2. genannten Höchst- 
beträgen, ggf. mit Zuschlägen für Maßnahmen nach 

4.3.4. 

5. Rückforderung und Sicherung der Mittel 

5.1. 

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, erhalte- 
ne Mittel unverzüglich zurückzuzahlen, 

5.1.1. 

soweit geförderte Grundstücke ohne Zustimmung 
der nach Landesrecht zuständigen Behörde veräu- 
ßert, verpachtet oder nicht mehr dem Bewilligungs- 
zweck entsprechend verwendet werden. Die Ver- 
pflichtung zur Rückzahlung besteht dann nicht, 
wenn der Empfänger einer übei^brückungshilfe den 
Betrieb veräußert oder verpachtet, um die Landab- 
gaberente oder Zuschüsse zur Nachentrichtung von 
Beiträgen zu den gesetzlichen Rentenversicherungen 
zu erhalten. 

5.2. 

Erhaltene Mittel können ganz oder zum Teil zu- 
rückgefordert werden, 

5.2.1. 

wenn der Zuwendungsempfänger in Konkurs gerät 
oder seine Zahlungen einstellt oder mit Zwangs- 
vollstreckungsmaßnahmen verfolgt oder das Ver- 


gleichsverfahren zur Abwendung des Konkurses 
über sein Vermögen eingeleitet wird; 

5.2.2. 

soweit der geförderte Betrieb oder Betriebszweig 
innerhalb von 6 Jahren nach Bewilligung der För- 
derungsmittel nicht mehr gemäß § 13 Abs. 1 Ein- 
kommenssteuergesetz der Land- und Forstwirtschaft 
zugerechnet wird; diese Vorschrift gilt nicht im 
Land Berlin. 

5.3. 

Die Verzinsung des zurückzuzahlenden Betrages 
beginnt in den Fällen zu den Nummern 5.1. und 5.2. 
mit dem Tage des Eintritts der genannten Tatbe- 
stände. 


6. Allgemeine Bestimmungen 

6 . 1 . 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Zuschüs- 
sen nach diesen Grundsätzen besteht nicht. 

6 . 2 . 

Die Verwendung der Zuschüsse sowie der Nach- 
weis und die Prüfung der Verwendung der Zu- 
schüsse richten sich im übrigen nach den dem Zu- 
wendungsbescheid beizufügenden und vom Zuwen- 
dungsempfänger anzuerkennenden „Allgemeinen 
Bewirtschaftungsgrundsätzen" (ABewGr). Das sich 
nach den ABewGr ergebende Prüfungs recht des 
Landesrechnungshofes steht auch dem Bundesrech- 
nungshöf zu. 


Grundsätze für die Förderung von Landarbeiter- 
wohnungen und Grundsätze für die Förderung 
durch Anpassungshilfen für ältere landwirtschaft- 
liche Arbeitnehmer 


Erster Teil 

Grundsätze für die Förderung von Landarbeiter- 
wohnungen 

1. Verwendungszweck 

1 . 1 . 

Durch die Förderung des Baues und Kaufs von Fa- 
milienheimen und Eigentumswohnungen für land- 
wirtschaftliche Arbeitnehmer sowie durch die bau- 
liche Verbesserung solcher Objekte soll erreicht 
werden, daß der Landwirtschaft ein Stamm fachlich 
qualifizierter Arbeitnehmer erhalten bleibt. 

2. Zu fördernde Vorhaben 

2 . 1 . 

Die Mittel sind zu verwenden für 
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2 . 1 . 1 . 

den Bau von Familienheimen, 

2 . 1 . 2 . 

den Kauf von Familienheimen und Eigentumswoh- 
nungen sowie 

2 . 1 . 3 . 

die bauliche Verbesserung von Familienheimen und 
Eigentumswohnungen. 

2 . 2 . 

Familienheime sind Eigenheime, Kaufeigenheime, 
Kleinsiedlungen und Nebenerwerbsstellen. 

2 . 3 . 

Beim Kauf muß das Gebäude oder die Wohnung im 
Wohnwert einem Neubau oder einer Neubauwoh- 
nung vergleichbar sein oder durch Verbesserungs- 
maßnahmen nach 2.1.3., die im unmittelbaren Zu- 
sammenhang mit dem Erwerb stehen, vergleichbar 
gemacht werden. 

2 . 4 . 

Nach 2.1.3, darf nur die bauliche Verbesserung er- 
haltungswürdiger Wohnungen gefördert werden. 

2 . 4 . 1 . 

Bauliche Verbesserungen im Sinne dieser Grundsät- 
ze sind alle Maßnahmen, die geeignet sind, Aus- 
stattungsgrad und Größe der Wohnungen so zu 
verändern, daß sie den heutigen Wohnansprüchen 
genügen, z. B. Anlagen zur Abwasserbeseitigung, 
Hausanschlüsse an Versorgungsleitungen (Wasser, 
Elektrizität, Gas usw.), Verbesserung und Einrich- 
tung von sanitären Anlagen, Einbau von Heizungs- 
und Warmwasserversorgungsanlagen (Boiler, Spei- 
cher, Durchlauferhitzer u. dergl.), ferner An- und 
Umbauten zur Schaffung abgeschlossener und den 
Familiengrößen angemessenen Wohnungen, Tei- 
lung oder Zusammenlegung von Räumen, Verände- 
rung der Fenstergrößen usw. Instandsetzungen und 
Schönheitsreparaturen sind nur insoweit als bauli- 
che Verbesserungen anzusehen, als sie durch die 
zuvor genannten baulichen Verbesserungen bedingt 
sind. 

2 . 4 . 2 . 

Nicht zu den baulichen Verbesserungen im Sinne 
dieser Grundsätze gehören der Einbau oder Anbau 
von Garagen und alle nicht fest eingebauten Ge- 
genstände, wie z. B. Kühlschränke, Gefriertruhen, 
Waschmaschinen und Wäscheschleudern sowie 
transportable Gas- und Elektroherde. 


3. Förderungsvoraussetzungen 
3 . 1 . 

Die Förderung von Bau- und Kaufvorhaben können 
nur Personen (Antragsteller) in Anspruch nehmen, 
die hauptberuflich in einem sozialversicherungs- 


und lohnsteuerpflichtigen Dauerarbeitsverhältnis — 
mindestens aber 9 Monate im Jahr — in landwirt- 
schaftlichen, forstwirtschaftlichen oder gärtneri- 
schen Betrieben tätig sind (landwirtschaftliche Ar- 
beitnehmer); die Betriebe müssen gemäß § 13 Ein- 
kommensteuergesetzes der Land- und Forstwirt- 
schaft zugerechnet werden und dürfen nicht auf 
Rechnung von Bund, Ländern, Gemeinden oder Ge- 
meindeverbänden betrieben werden. 

3 . 2 . 

Von der Förderung sind solche landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer ausgeschlossen, deren Jahreseinkom- 
men die Einkommensgrenzen des § 25 IL WobauG 
überschreitet. 

3 . 3 . 

Arbeitnehmer im Sinne von 3.1. und 3.2. sind 
auch 

3 . 3 . 1 . 

Gutshandwerker, 

3 . 3 . 2 . 

Arbeitnehmer in der Binnenfischerei, 

3 . 3 . 3 . 

Angehörige tierpflegerischer oder sonstiger Spe- 
zialberufe in land- und forstwirtschaftlichen Betrie- 
ben, 

3 . 3 . 4 . 

Arbeitnehmer in überbetrieblichen Zusammen- 
schlüssen landwirtschaftlicher Unternehmen (Ma- 
schinenringe, Maschinengemeinschaften, Melkeraus- 
hilfsdiensten u. ä.), wenn sie ausschließlich für die 
diesen Zusammenschlüssen angehörenden landwirt- 
schaftlichen Unternehmen tätig sind, 

3 . 3 . 5 . 

Arbeitnehmer, die regelmäßig zur Vertretung des 
Betriebsinhabers oder einer anderen Arbeitskraft in 
landwirtschaftlichen Betrieben für landwirtschaftli- 
che Arbeiten eingesetzt sind (Betriebshelfer), unab- 
hängig von der Person ihres Arbeitgebers. 

3 . 4 . 

Der Antragsteller muß bei Bezug der Stelle verhei- 
ratet sein und darf im Zeitpunkt des Eingangs des 
Antrags bei der nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörde das 55. Lebensjahr nicht vollendet haben; hat 
er das 55. Lebensjahr zwar überschritten, aber das 
60. Lebensjahr noch nicht vollendet, so muß er min- 
destens zwanzig Jahre lang hauptberuflicher land- 
wirtschaftlicher Arbeitnehmer im Sinne von 3.1. bis 
3.3. gewesen sein. Bei weiblichen Antragstellern 
tritt an die Stelle des 55. das 50. und an die Stelle 
des 60. das 55. Lebensjahr. 

3 . 5 . 

Unverheiratete Antragsteller sind Verheirateten 
gleichzustellen, wenn sie im übrigen die Vorausset- 
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Zungen nach 3.1. bis 3.4. erfüllen und mit minde- 
stens einem ihnen gegenüber unterhaltsberechtig- 
ten Angehörigen in häuslicher Gemeinschaft le- 
ben. 

3.6. 

Nicht förderungsberechtigt sind künftige Überneh- 
mer eines landwirtschaftlichen Betriebes. 

4. 

Die Förderung von baulichen Verbesserungen kann 
nur beantragen, wer die Voraussetzungen nach 3. 
mit der Maßgabe erfüllt, daß er Eigentümer des Fa- 
milienheimes oder der Eigentumswohnung ist. 


5. 

Es dürfen nur landwirtschaftliche Arbeitnehmer ge- 
fördert werden, deren Arbeitsplatz in ihrem jetzi- 
gen Betrieb voraussichtlich auf Dauer gesichert ist 
oder die für den Fall des Verlustes ihres jetzigen 
Arbeitsplatzes in zumutbarer Entfernung von ihrer 
Wohnung aller Voraussicht nach wieder Arbeit als 
landwirtschaftliche Arbeitnehmer im Sinne dieser 
Grundsätze finden werden. Als Dauer gilt beim Bau 
und Kauf nach 2.1.1. und 2.1.2. ein Zeitraum von 
mindestens zehn Jahren, bei baulichen Verbesse- 
rungen nach 2.1.3. ein solcher von mindestens fünf 
Jahren. 


6. Von der Förderung sind ausgeschlossen 

6 . 1 . 

Antragsteller, die bereits in irgendeiner Form För- 
derungsmittel nach diesen Grundsätzen oder nach 
den Richtlinien für die Vergabe von Bundesmitteln 
zur Seßhaftmachung verheirateter Landarbeiter 
vom 30. Mai 1958 mit Änderungen vom 6. Mai 1960 
und 20. Dezember 1967 sowie nach den Richtlinien 
für die Gewährung von Beihilfen zur Förderung der 
baulichen Verbesserungen von Landarbeiterstellen 
und landwirtschaftlichen Werkwohnungen vom 
5. Juni 1963 mit Änderungen vom 4. August 1964 
und 21. Dezember 1967 oder nach den Richtlinien 
für die Zinsverbilligung von Darlehen zur Förde- 
rung vordringlicher agrar- und ernährungswirt-' 
schaftlicher Maßnahmen vom 23. März 1961, 
8. April 1965 oder 7. Juli 1967 erhalten haben, 

6 . 2 . 

Zugelassen ist jedoch die Förderung einer notwen- 
digen Modernisierung, eines An-, Aus- und Umbau- 
es sowie der Aufstockung bei einem bereits geför- 
derten Objekt, sofern der Antragsteller seit der er- 
sten Förderung ununterbrochen als landwirtschaft- 
licher Arbeitnehmer tätig gewesen ist und der An-, 
Aus- und Umbau sowie die Aufstockung auf Grund 


einer wesentlichen Vergrößerung der Familie des 
Zuwendungsempfängers notwendig geworden ist. 


7. Förderungsbegrenzungen 

7.1. 

Eine Förderung ist nur dann zulässig, wenn die 
Vorhaben den Anforderungen der § 1 Abs. 1 und 
§§ 39 bis 41 11. WoBauG entsprechen. Die nach Lan- 
desrecht zuständige Behörde kann in diesem Rah- 
men nähere Bestimmungen erlassen. 

7.2. 

Die Förderung von Vorhaben, bei denen die Kosten 
das Ortsübliche übersteigen, ist abzulehnen; bei 
baulichen Verbesserungen müssen ferner die Ko- 
sten in einem angemessenen Verhältnis zur erziel- 
ten Wertsteigerung stehen. 


8 . 

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, regel- 
mäßig bis zum 1. April jeden Jahres nachzuweisen, 
daß er noch landwirtschaftlicher Arbeitnehmer im 
Sinne von 3.1. bis 3.3. ist und das geförderte Objekt 
bewohnt. Dieser Nachweis ist beim Bau und Kauf 
zehn Jahre lang, längstens jedoch bis zum Errei- 
chen des Rentenalters, bei baulichen Verbesserun- 
gen fünf Jahre lang zu erbringen. 

Die Fristen rechnen vom Beginn des Jahres, das der 
vollen Auszahlung des Zuschusses folgt. 


9. Art und Höhe der Förderung 

9.1. 

Förderungsmittel dürfen nur und insoweit gewährt 
werden, als die Maßnahme ohne Inanspruchnahme 
dieser Mittel nicht durchgeführt werden könnte 
und andere öffentliche Finanzierungshilfen nicht 
oder nicht in ausreichender Höhe in Anspruch ge- 
nommen werden können; der Zuwendungsempfän- 
ger und sein Ehegatte müssen Vermögenswerte im 
Rahmen des Zumutbaren in das Verfahren einbrin- 
gen. 

Die nach diesen Grundsätzen gewährten Mittel sind 
keine öffentlichen Mittel im Sinne von § 6 II. Wo- 
bauG. 


10 . 

Die Förderung besteht in der Gewährung eines ein- 
maligen Zuschusses. 

11 . 

Beim Bau und Kauf eines Familienheims oder einer 
Eigentumswohnung beträgt der Zuschuß bis zu 
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11 . 1 . 

30 Vo der Gestehungskosten, jedoch nicht mehr als 
41 000 DM bei Zuwendungsempfängern mit einem 
Lebensalter von bis zu 30 Jahren, 

11 . 2 . 

27^^70 der Gestehungskosten, jedoch nicht mehr als 
37 000 DM, bei Zuwendungsempfängern mit einem 
Lebensalter von 30 bis 40 Jahren, 

11 . 3 . 

24 Vo der Gestehungskosten, jedoch nicht mehr als 
33 000 DM, bei Zuwendungsempfängern mit einem 
Lebensalter von 40 bis 55 Jahren, 

11 . 4 . 

lö% der Gestehungskosten, jedoch nicht mehr als 
22 000 DM, bei Zuwendungsempfängern, die das 55. 
Lebensjahr zwar überschritten, das 60. Lebensjahr 
aber noch nicht vollendet haben. 

11 . 5 . 

Bei weiblichen Zuwendungsempfängern tritt an die 
Steile des 55. das 50. und an die Stelle des 60. das 
55. Lebensjahr. 

11 . 6 . 

Der Zuschuß erhöht sich für jedes Kind um 1,5% 
der Gestehungskosten, jedoch um nicht mehr als 
2 000 DM. Zu berücksichtigen sind die Kinder, für 
die dem Begünstigten nach dem Einkommensteuer- 
gesetz im Zeitpunkt des Antragseingangs bei der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde Kinderermä- 
ßigung zusteht oder gewährt wird. 

Erhöht sich die Zahl der zu berücksichtigenden 
Kinder beim Bau bis zum Ablauf des dritten Mo- 
nats nach Bezugsfertigkeit oder beim Kauf bis zum 
Ablauf des dritten Monats nach Eigentumsübergang 
oder davor liegendem Bezug, so sind die geänder- 
ten Verhältnisse auf Antrag zu berücksichtigen. 


12 . 

Bei der baulichen Verbesserung eines Familien- 
heims oder einer Eigentumswohnung beträgt der 
Zuschuß bis zu 50% der Gestehungskosten, jedoch 
nicht mehr als 8 000 DM. 


13. 

Gestehungskosten sind: 

13 . 1 . 

beim Bau die Gesamtkosten im Sinne der §§ 5 bis 
22 a der Zweiten Berechnungsverordnung, 

13 . 2 . 

beim Kauf der Kaufpreis einschließlich Erwerbsko- 
sten sowie die Kosten der eventuell nach 2.3. not- 
wendigen baulichen Verbesserungen, 


13 . 3 . 

bei baulichen Verbesserungen, die Kosten der not- 
wendigen Aufwendungen. 

13 . 4 . 

Die Gestehungskosten schließen die Mehrwertsteuer 
ein. 

14. Eigenleistung 

14 . 1 . 

Mindestens 10 Vo der Gestehungskosten müssen 
durch Eigenleistungen des Zuwendungsempfängers 
erbracht werden. 

14 . 2 . 

Eigenleistungen sind 

14 . 2 . 1 . 

bei Antragstellung nachzuweisende Barguthaben; 
sie sind nach Bewilligung des Zuschusses auf ein 
Konto zu überweisen, über das nur mit Zustimmung 
der nach Landesrecht zuständigen Behörde verfügt 
werden kann; 

14 . 2 . 2 . 

die vom Zuwendungsempfänger erbrachten Leistun- 
gen in einen spätestens bei Beginn der Maßnahme 
auszahlungsreifen Bausparvertrag; 

14 . 2 . 3 . 

unbare Leistungen (Arbeitsleistung des Antragstel- 
lers und seiner Familienangehörigen sowie selbst 
gestelltes Material) in Höhe von 80 ^/o der im Ko- 
stenvoranschlag veranschlagten Unternehmerlei- 
stungen; 

14 . 2 . 4 . 

beim Bau der Wert des Grundstücks im Zeitpunkt 
der Antragstellung, sofern der Zuwendungsempfän- 
ger bereits Eigentümer des Grundstücks ist; Rest- 
kaufschulden sind abzusetzen. 

14 . 3 . 

Als Eigenleistungen sind auch anzuerkennen die in 
§ 34 Abs. 3 und 4 II. WoBauG genannten Mittel (Er- 
satzeigenleistungen) . 


15. 

Umwandlung des Zuschusses in ein Darlehen. 

15 . 1 . 

Der Zuschuß wird nach Maßgabe von 16, in ein 
Darlehen umgewandelt, wenn der Zuwendungsemp- 
fänger beim Bau und Kauf vor Ablauf von zehn 
Jahren, bei baulichen Verbesserungen vor Ablauf 
von fünf Jahren seine Tätigkeit als hauptberufli- 
cher landwirtschaftlicher Arbeitnehmer nicht nur 
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vorübergehend (nicht mehr als ein halbes Jahr) auf- 
gibt. 

Die Fristen rechnen vom Beginn des Jahres, das der 
vollen Auszahlung des Zuschusses folgt. 

15 . 2 . 

15.1. gilt nicht, wenn 

15 . 2 . 1 . 

der Zuwendungsempfänger stirbt und der überle- 
bende Ehegatte oder seine minderjährigen Kinder 
hinsichtlich des Grundstückes Rechtsnachfolger 
von Todes wegen sind und das Familienheim oder 
die Eigentumswohnung selbst bewohnen und nicht 
veräußern; 

15 . 2 . 2 . 

der Zuwendungsempfänger die o. g. Tätigkeit we- 
gen Erreichens des Rentenalters oder wegen Berufs- 
oder Erw'erbsunfähigkeit aufgibt und dies durch 
Renteribescheid oder amtsärztliches Zeugnis nach- 
weist; 

15 . 2 . 3 . 

der Zuwendungsempfänger die o. g. Tätigkeit aus 
einem Grunde aufgibt, der ihn zur fristlosen Kün- 
digung berechtigt, oder der Arbeitgeber den Arbeit- 
nehmer aus einem Grund entläßt, der nicht zur 
fristlosen Kündigung berechtigt, und es in beiden 
Fällen dem Arbeitnehmer unmöglich ist, eine ande- 
re Tätigkeit als landwirtschaftlicher Arbeitnehmer 
in zumutbarer Entfernung von seiner Wohnung auf- 
zunehmen; 

Unmöglichkeit liegt dann vor, wenn 

— - das zuständige Arbeitsamt im Benehmen mit der 
nach Landesrecht zuständigen landwirtschaftli- 
chen Behörde binnen Jahresfrist nicht in der 
Lage war, dem Zuwendungsempfänger eine den 
Voraussetzungen in 3.1. bis 3.3. entsprechende 
Tätigkeit zu vermitteln bzw. nachzuweisen; 

— die Übernahme der vermittelten bzw. nachge- 
wiesenen Tätigkeit aus einem Grunde unzumut- 
bar ist, der in der angebotenen Arbeitsstelle 
liegt, 

15 . 3 . 

Wird der Zuschuß aus den in 15.2.3. genannten 
Gründen nicht in ein Darlehen umgewandelt, so ist 
der Zuwendungsempfänger verpflichtet, auf Anfor- 
derung bis zu einem Jahr nach Ausscheiden aus 
seinem bisherigen Arbeitsverhältnis eine entspre- 
chende Tätigkeit auch dann anzunehmen, wenn er 
inzwischeil eine andere Beschäftigung gefunden 
hat. Kommt er dieser Verpflichtung nicht nach, so 
ist der Zuschuß zu dem sich aus 15.2.3. ergebenden 
Zeitpunkt in ein Darlehen umzuwandeln. Ausnah- 
men hiervon kann die nach Landesrecht zuständige 
Behörde nur dann zulassen, wenn die Übernahme 
der Tätigkeit aus einem Grund unzumutbar ist, der 
in der angebotenen Arbeitsstelle liegt. 


15 . 4 . 

Die Laufzeit des Darlehens nach 15.1. oder 15.3. be- 
ginnt mit dem auf den Eintritt des Umwandlungs- 
grundes folgenden Vierteljahresersten. Der jeweili- 
ge Darlehensbetrag ist mit 6 Vo zu verzinsen und 
unter Zuwachs der ersparten Zinsen mit 2 Vo zu til- 
gen. 

15 . 5 . 

Ist der Zuwendungsempfänger auf Grund seiner 
Einkommens- oder Vermögensverhältnisse zu höhe- 
ren Leistungen in der Lage, so ist die nach Landes- 
recht zuständige Behörde berechtigt und verpflich- 
tet, den Tilgungssatz heraufzusetzen oder außeror- 
dentliche Tilgungszahlungen zu verlangen. 


16. Höhe des Darlehens 

16 . 1 . 

Das gemäß 15. durch Umwandlung des Zuschusses 
entstehende Darlehen beträgt beim Bau und Kauf 
eines Familienheims oder einer Eigentumswohnung 
100 ®/o des Zuschusses, Wenn der Zuwendungsemp- 
fänger seine Tätigkeit als hauptberuflicher land- 
wirtschaftlicher Arbeitnehmer weniger als fünf Ka- 
lenderjahre ununterbrochen ausgeübt hat; das Dar- 
lehen verringert sich mit jedem weiteren Jahr de^' 
Tätigkeit als hauptberuflicher landwirtschaftlicher 
Arbeitnehmer um 15 ®/o bis herab auf 25 Vo, wenn 
der Zuwendungsempfänger im zehnten Jahre aus- 
scheidet. 

16 . 2 . 

Das gemäß 15. durch Umwandlung des Zuschusses 
entstehende Darlehen beträgt bei baulichen Verbes- 
serungen eines Familienheims oder einer Eigen- 
tumswohnung 100 ®/o des Zuschusses, wenn der Be- 
günstigte seine Tätigkeit als hauptberuflicher land- 
wirtschaftlicher Arbeitnehmer weniger als drei Ka- 
lenderjahre ununterbrochen ausgeübt hat; das Dar- 
lehen verringert sich mit jedem weiteren Jahr der 
Tätigkeit als landwirtschaftlicher Arbeitnehmer um 
20 Vo bis herab auf 60 ®/o, wenn der Zuwendungs- 
empfänger im fünften Jahre ausscheidet. 

16 . 3 . 

Die Fristen in 16.1. und 16.2. rechnen vom Beginn 
des Jahres, das der vollen Auszahlung des Zu- 
schusses folgt. 


17. Rückforderung und Sicherung von Mitteln 

17 . 1 . 

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, erhalte- 
ne Zuschüsse unverzüglich zurückzuzahlen, soweit 
geförderte Grundstücke, Bauten und bauliche Anla- 
gen ohne Zustimmung der nach Landesrecht zustän- 
digen Behörde veräußert, verpachtet oder nicht 
mehr dem Bewilligungszweck entsprechend ver- 
wendet werden. 
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17 . 2 . 

Erhaltene Zuschüsse können ganz oder zum Teil 
zurückgefordert werden, wenn der Zuwendungs- 
empfänger in Konkurs gerät oder seine Zahlungen 
einstellt oder mit Zwangsvoilstreckungsmaßnahmen 
verfolgt oder das Vergleichsverfahren zur Abwen- 
dung des Konkurses über sein Vermögen eingelei- 
tet wird. 

17 . 3 . 

Der Rückforderungsanspruch entfällt nach Ablauf 
von 20 Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt der Fertig- 
stellung (beim Bau: Gebrauchsabnahme; beim Kauf: 
Eigentumsübergang oder davorliegender Bezug; bei 
baulichen Verbesserungen: Gebrauchsabnahme oder 
Fertigstellung der baulichen'Maßnahmen). 

17 . 4 . 

Im Falle der Rückzahlungsverpflichtung nach 17. 
hat der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung der 
Rückzahlungsverpflichtung einen Wertausgleich zu 
leisten, wenn die mit den Zuschüssen finanzierten 
Bauten und baulichen Anlagen vor Ablauf der in 

17.3. genannten Frist ohne Zustimmung der vom 
Land bestimmten Stelle veräußert oder nicht mehr 
dem Bewilligungszweck entsprechend verwendet 
werden. Der Ausgleichsbetrag ist in Höhe des Teils 
^des Verkehrs wertes der mit den Zuschüssen finan- 
zierten Sache zu leisten, der dem Verhältnis der ur- 
sprünglich gewährten Mittel zu den Gesamtgeste- 
hungskosten entspricht. Sind die Umstände, die den 
Rückforderungsanspruch entstehen lassen, nicht 
vom Zuwendungsempfänger zu vertreten, so soll 
der zu leistende Ausgleichsbetrag die Höhe des Zu- 
schusses nicht übersteigen. 

17 . 5 . 

Der Verkehrswert ist nach den „Richtlinien für die 
Ermittlung des Verkehrswertes von Grundstücken 
(Wertermittlungs-Richtlinien — WertR)'' vom 
27. Juli 1973 (Beilage 29/73 zum Bundesanzeiger 
Nr. 182 vom 27. September 1973) in der jeweils gel- 
tenden Fassung zu ermitteln. Die Kosten der Wert- 
festlegung trägt der Zuwendungsempfänger. 

17 . 6 . 

Die Verzinsung des zurückzuzahlenden Betrages 
beginnt in den Fällen nach 17.1. und 17.2. mit dem 
Tage des Eintritts der genannten Tatbestände. 


18. Allgemeine Bestimmungen 

18 . 1 . 

Bei Antragstellung ist die Gesamtfinanzierung 
nachzuweisen. 

18 . 2 . 

Mit Baumaßnahmen darf vor der Bewilligung des 
Zuschusses nicht begonnen werden. Die nach Lan- 
desrecht zuständige Behörde kann in Härtefällen 
Ausnahmen zulassen. 


18 . 3 . 

Beim Kauf 'soll die Wirksamkeit des Kaufvertrages 
von der Bewilligung des Zuschusses abhängig ge- 
macht werden. Der Abschluß eines Kaufvertrages 
ohne diese Bedingung bewirkt weder einen Rechts- 
anspruch auf die Förderung allgemein, noch auf 
eine bevorzugte Behandlung des Antrages. 

18 . 4 . 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Zuschüs- 
sen nach diesen Grundsätzen besteht nicht. 

18 . 5 . 

Die Verwendung der Zuschüsse sowie der Nach- 
weis und die Prüfung der Verwendung der Zu- 
schüsse richten sich im übrigen nach den dem Zu- 
wendungsbescheid beizufügenden und vom Zuwen- 
dungsempfänger anzuerkennenden „Allgemeinen 
Bewirtschaftungsgrundsätzen" (ABewGr). Das sich 
nach den ABewGr ergebende Prüf ungs recht des 
Landesrechiiungshofes isteht auch dem Bundesrech- 
nungshof zu. 


Zweiter Teil 

Grundsätze für die Förderung 

durch Anpassungshilfen 

für ältere landwirtschaftliche Arbeitnehmer 


1. Verwendungszweck 

1 . 1 . 

Die rationelle Gestaltung der landwirtschaftlichen 
Erzeugung soll durch Verringerung der Anzahl der 
landwirtschaftlichen Betriebe und Betriebszweige 
erreicht werden. Hierzu ist es notwendig, das Aus- 
scheiden älterer landwirtschaftlicher Arbeitnehmer 
aus diesen Betrieben durch Gewährung einer An- 
passungshilfe zu fördern. 


2. Förderungsvoraussetzungen 

2 . 1 . 

Die Anpassungshilfe kann ein landwirtschaftlicher 
Arbeitnehmer in Anspruch nehmen, der 

2 . 1 . 1 . 

seinen landwirtschaftlichen Arbeitsplatz auf Veran- 
lassung seines Arbeitgebers aufgibt und hierdurch 
dazu beiträgt, daß ein landwirtschaftlicher Betrieb 
oder ein Produktionszweig eines landwirtschaftli- 
chen Betriebes, der die Arbeitskraft des Arbeitneh- 
mers überwiegend beansprucht, strukturbedingt 
aufgelöst wird; 

2 . 1 . 2 . 

im Zeitpunkt des Ausscheidens aus diesem Be- 
trieb 
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— in diesem Betrieb oder auf diesem Arbeitsplatz 
mindestens 24 Kalendermonate ununterbrochen 
rentenversicherungspflichtig beschäftigt war, 

— das 55., jedoch nicht das 65. Lebensjahr vollen- 
det hat, 

— keine Rente wegen Erwerbsunfähigkeit oder Al- 
tersruhegeld aus den gesetzlichen Rentenversi- 
cherungen oder Altersgeld oder Landäbgaberen- 
te nach dem Gesetz über eine Altershilfe für 
Landwirte bezog und 

2 . 1 . 3 . 

künftig seinen Lebensunterhalt aus außerlandwirt- 
schaftlicher Erwerbstätigkeit bestreitet oder noch 
sechs Monate nach dem Ausscheiden aus dem land- 
wirtschaftlichen Arbeitsverhältnis Arbeitslosengeld 
bezieht. 

2 . 2 . 

Als landwirtschaftlicher Arbeitnehmer (2.1.) gilt, 
wer als Arbeiter oder Angestellter in den dem Aus- 
scheiden aus dem landwirtschaftlichen Arb eits Ver- 
hältnis vorangegangenen 120 Kalendermonaten 
mindestens 90 Monate in Unternehmen der Land- 
und Forstwirtschaft einschließlich des Wein-, Obst- 
und Gemüsebaus sowie der Teichwirtschaft und der 
Fischzucht, die Existenzgrundlagen im Sinne des 
§ 1 des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte 
bildeten, rentenversdcherungspflichtig beschäftigt 
war. 

2 . 3 . 

Landwirtschaftliche Betriebe im Sinne von 2.1.1. 
müssen eine Existenzgrundlage im Sinne des § 1 
des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte 
gebildet haben. Betriebe des Wein-, Obst- und Ge- 
müsebaus sowie der Forstwirtschaft, der Teichwirt- 
schaft und der Fischzucht, die diese Voraussetzung 
erfüllen, stehen landwirtscbaftlichen Betrieben 
gleich. 


3. Art und Höhe der Anpassungshilfe 

3 . 1 . 

Die Anpassungshilfe wird in Form einer einm'aligen 
Abfindung gewährt, die frühestens sechs Monate 
nach dem Ausscheiden aus 'dem landwirtschaftli- 
chen Arbeitsverhältnis gezahlt wird. 

3 . 2 . 

Die Abfindung beträgt für jeden Kalendermonat 
nach dem Ausscheiden aus dem landwirtschaftli- 
chen Arbeitsverhältnis bis zur Vollendung des 
65. Lebensjahres 60 DM, höchstens jedoch 7 000 DM. 
Der Monat des Ausscheidens aus dem landwirt- 
schaftlichen Arbeitsverhältnis und der Monat, in 
dem das 65. Lebensjahr vollendet wird, gelten als 
volle Kalendermonate. 


3 . 3 . 

Die Anpassungshilfe wird einem Arbeitnehmer nur 
einmal gewährt. 

3 . 4 . 

Die Anpassungshilfe wird im Rahmen der verfügba- 
ren Haushaltsmittel gewährt. 

4. Allgemeine Bestimmungen 

4 . 1 . 

Die Anpassungshilfe wird nur auf Antrag ge- 
währt. 

4 . 2 . 

Der Antrag ist ischriftlich innerhalb eines Jahres 
nach dem Ausscheiden aus dem landwirtschaftli- 
chen Arbeitsverhältnis bei der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde zu stellen. 

4 . 3 . 

Die Anpassungshilfe ist nebst Zinsen in Höhe von 
2 ^/o Über Bundesbankdiskont zurückzuzahlen, wenn 
der Empfänger innerhalb eines Jahres nach Auszah- 
lung der Anpassungshilfe wieder eine Beschäfti- 
gung in einem land- und forstwirtschaftlichen Be- 
trieb übernimmt. 

4 . 4 . 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Förde- 
rungsmitteln nach diesen Grundsätzen besteht 
nicht. 

4 . 5 . 

Die Verwendung der Mittel 'sowie der Nachweis 
und die Prüfung der Verwendung der Mittel richten 
sich im übrigen nach den dem Zuwendungsbe- 
scheid beizufügenden und vom Zuwendungsemp- 
fänger anzuerkennenden „Allgemeinen Bewirtschaf- 
tungsgrundsätzen" (ABewGr). Das sich nach den 
ABewGr ergebende Prüfungsrecht des Landesrech- 
nungshofes steht auch dem Bundesrechnungshof 
zu. 


Grundsätze für die Förderung 
wasserwirtschaftlicher und kulturbautechnischer 
Maßnahmen 

Die Mittel zur Förderung der wasserwirtschaftlichen 
und kulturbautechnischen Vorhaben können zur 
Finanzierung der nachfolgenden Maßnahmen ver- 
wendet werden. 


1. Verwendungszwecke 

1 . 1 . 

Vorarbeiten; 
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1 . 2 . 

Beseitigung naturgegebener Nachteile für Boden 
und Pflanze, 

1 . 2 . 1 , 

Entwässerung, 

1 . 2 . 2 . 

Bewässerung, 

1 . 2 . 3 . 

Landbautechnische Maßnahmen ; 

1 . 2 . 4 . 

Anlagen zur Aufbereitung und landwirtschaftlichen 
Verwertung von Abfällen und Klärschlamm, 

1 . 3 . 

Ausgleich des Wasserabflusses, 

1 . 3 . 1 . 

Talsperren, 

1 . 3 . 2 . 

Hochwasserrückhaltebecken, Speicherbecken, Seen, 
Teiche, 

1 . 3 . 3 . 

Anlagen zur Wasserüberleitung in wasserarme 
Flußgebiete, 

1 . 3 . 4 . 

Anlagen zur Grundwasseranreicherung; 

1 . 4 . 

Schütz gegen die zerstörende Wirkung von Wasser 
und Wind 

1 . 4 . 1 . 

Wildbach Verbauung, 

1 . 4 . 2 . 

Gewässerausbau zur Verhütung von Hochwasser- 
schäden, 

1 . 4 . 3 . 

Arbeiten gegen den Bodenabtrag durch Wasser, 

1 . 4 . 4 . 

Schutzpflanzungen in Verbindung mit Melioratio- 
nen, 

1 . 4 . 5 . 

Aufforstungen in Verbindung mit Meliorationen; 

1 . 5 . 

Neubau und Befestigung von ländlichen Wegen 
(W'irtschaftswege) , 

1 . 5 . 1 . 

Verbindungswege und landwirtschaftliche Wege, 


1 . 5 . 2 . 

Forstwirtschaftliche Wege, 

1 . 6 . 

Zentrale Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen 
in ländlichen Gemeinden, 

1 . 6 . 1 . 

Wasserversorgungsanlagen, 

1 . 6 . 2 . 

Abwasseranlagen. 

2. Abgrenzung der Verwendungszwecke 

2 . 1 . 

Vorarbeiten sind Zweckforschungen, Untersuchun- 
gen und Erhebungen, soweit es keine gewässer- 
kundlichen Daueraufgaben sind. Sie werden geför- 
dert, wenn sie den unter 1. genannten Verwen- 
dungszwecken dienen. 

2 . 2 . 3 . 

Landbautechnische Maßnahmen werden gefördert, 
wenn sie andere wasserwirtschaftliche und kultur- 
bautechnische Arbeiten ergänzen oder entbehrlich 
machen. 

2 . 4 . 1 . 

Die Wildbachverbauung umfaßt den Ausbau von 
Wildbächen und die wasserwirtschaftliche Sanie- 
rung der Niederschlagsgebiete. 

2 . 4 . 4 . 

Schutzpflanzungen in Verbindung m'it Melioratio- 
nen werden gefördert, wenn sie zum Schutz gegen 
Bodenabtrag und Austrocknung durch Wind sowie 
gegen örtliche Kültluft und Windfröste erstmals an- 
gelegt werden. 

2 . 4 . 5 . 

Aufforstungen in Verbindung mit Meliorationen 
werden gefördert als Erstaufforstungen von Ödland 
und ertragsarmen Böden, z. B. Grenzertragsböden. 
Weihnachtsbaumkulturen und die Umwandlung 
von Nieder- in Hochwald sind keine Aufforstungen 
im Sinne dieser Grundsätze. 

2 . 5 . 

Neubau und Befestigung von ländlichen Wegen. 
(Wirtschaftswege) 

2 . 5 . 1 . 

Gefördert werden 

der Neubau befestigter ländlicher Wege oder die 
Befestigung vorhandener, bisher nicht oder nur ein- 
fach befestigter ländlicher Wege einschließlich der 
zugehörigen Brücken, und zwar: 

Wege zwischen land- oder forstwirtschaftlichen Be- 
triebsstätten und den dazugehörigen landwirtschaft- 
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liehen, auch weinbaulichen oder forstwirtschaftli- 
chen Nutzflächen und zur Airfschließung dieser 
Nutzflächen, 

Wege, durch die Gehöfte oder Gruppen von sol- 
chen erstmalig eine jederzeit befahrbare Verbin- 
dung mit dem festen Wegenetz erhalten, (Verbin- 
dungswege) 

kurze Ortsausfahrten, wenn sie im Zusammenhang 
mit einem längeren Wirtschaftswegeausbau stehen; 
sie dürfen lOVo der Gesamtlänge des jeweiligen 
Weges nicht überschreiten und höchstens 100 m be- 
tragen. Die Auswahl der Wege, die befestigt oder 
neu gebaut werden sollen, ist im Benehmen mit der 
zuständigen Flurbereinigungsbehörde vorzunehmen. 
An die Auswahl ist hinsichtlich der land- und forst- 
wirtschaftlichen Bedeutung und der Dringlichkeit 
der strengste M'aßstab anzulegen. 

2.5.2. 

Bevorzugt zu fördern sind Wegebauten, wenn damit 
gleichzeitig ein freiwilliger Landaustausch unter 
Beteiligung mehrerer landwirtschaftlicher Voller- 
werbsbetriebe ermöglicht wird. 

2.5.3. 

Nicht gefördert werden 

Straßen mit überörtlicher Verkehrsbedeutung sowie 
Straßen und Wege innerhalb der Ortsbebauung und 
innerhalb vorhandener oder geplanter Siedlungs- 
und Industriegebiete. 

Sonstige Wege im ländlichen Raum; insbesondere 
Fußwege, Radwege und Reitwege. 

2.5.4. 

Der Neubau und die Befestigung forstwirtschaftli- 
cher Wege wird nur im Privat- und Körperschafts- 
wald außerhalb einer Flurbereinigung gefördert. 

2 . 6 . 

Zentrale Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen 
in ländlichen Gemeinden, 

2 . 6 . 1 . 

Gefördert werden 

Anlagen in ländlichen Gemeinden; das sind Ge- 
meinden, ihre Ortsteile oder Ortschaften, die kei- 
nen überwiegend städtischen oder gewerblichen 
Charakter haben. Bei Gruhdstückszuleitungen für 
landwirtschaftliche Betriebe mit mehr als 50 m Län- 
ge die Kosten für die über 50 m hinausgehenden 
Längen, jedoch höchstens bis zu einer Gesamtlänge 
von BOO m. 

2 . 6 . 2 . 

Nicht gefördert werden 

Wasserversorgungs- und Kanalisationsleitungen 
zur Erschließung neuer oder geplanter Siedlungs- 
oder Industriegebiete, Kanalisationsleitungen, die 
nicht Bestandteil einer zentralen Abwasseranlage 
sind oder die Abwässer einleiten sollen, für die 
zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Kanalisation 
keine ausreichende Abwasserreinigung vorhanden 


ist. Auswechslungen vereiterter Anlagen oder An- 
lagenteile, sofern diese als Erneuerungsarbeiten 
durchgeführt werden. Grundstückszuleilungen ab 
Rohrleitungsnetz bzw. Grundstücksentwässerungs- 
leitungen bis Kanalnetz, mit Ausnahme der Grund- 
stückszuleitungen für landwirtschaftliche Betriebe 
gern. 2.6.1. 

2.7. Allgemeine Abgrenzung 

2.7.1. 

Die Kosten für Bauentwürfe, für Bauoberleitung 
und örtliche Bauleitung sind Bestandteile der Aus- 
führungskos'ten und förderungsfähig. 

2.7.2. 

Grunderwerb ist nur im Umfang der endgültig be- 
nötigten Flächen förderungsfähig. 

2.7.3. 

Unbare Leistungen (Hand- und Spanndienste der 
Beteiligten) sind förderungsfähig bis zu dem Auf- 
wand, der sich ergeben würde bei der Vergabe der 
Arbeiten an einen Unternehmer, abzüglich eines 
angemessenen Unternehmerzuschlages. Sachleistun- 
gen dürfen höchstens mit 80 Vo der für diese Lei- 
stungen zu angemessenen Preisen veranschlagten 
Kosten berücksichtigt werden. 

2.7.4. 

Werkzeug und Kleingeräte, die für Regiearbeiten 
verbraucht werden, sind förderungsfähig. Nicht ge- 
fördert wird die Beschaffung von Kraftfahrzeugen, 
Geräten für die Bauausführung und Fachliteratur. 

2.7.5. 

Nebeneinkünfte, die bei einem geförderten Bau- 
vorhaben für den Träger wiederkehrend zu erwar- 
ten sind, sind bei der finanziellen Förderung ange- 
messen zu berücksichtigen. 

2.7.6. 

Veräußerungsgewinne, die beim Verkauf kultivier- 
ter, im Eigentum des Bauträgers stehenden Ödlän- 
dereien oder ertragsarmen Flächen entstehen, sind 
von den förderungsfähigen Kosten abzusetzen. 

2.7.7. 

\ 

Unterhaltung und spätere Pflege von wasserwirt- 
schaftlichen und kulturbautechnischen Anlagen 
und das dazu benötigte Material sind nicht förde- 
rungsfähig. 

2.7.8. 

Betriebsgebäude, Bauhöfe, Dienst- und Werkdienst- 
wohnungen und Garagen sind ntir förderungsfähig, 
soweit sie in einem räumlichen und funktionellen 
Zusammenhang mit dem Vorhaben stehen und für 
dieses zwingend erforderlich sind. 

Der Bau von Verwaltungsgebäuden ist nicht förde- 
rungsfähig. 
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2 . 8 . 

Infolge der Ausführung wasserwirtschaftlicher und 
kulturbautechnischer Vorhaben notwendige Maß- 
nahmen der Landschaftspflege und Landschaftsge- 
staltung sind förderungsfähig. Die landschaftsöko- 
logischen Wirkungen der Maßnahmen sind zu be- 
achten. 

2 . 9 . 

Bei der Durchführung wasserwirtschaftlicher und 
kulturbau technischer Maßnahmen sind die Ergeb- 
nisse der wasserwirtschaftlichen Rahmenplanung 
und der agrarstrukturellen Vorplanung zu berück- 
sichtigen. 


3. Förderungsvoraussetzungen 

3 . 1 . 

Träger der Vorhaben (Begünstigte) können sein das 
Land und sonstige Körperschaften des öffentlichen 
Rechts. 

Träger (Begünstigte) für forstwirtschaftliche Wege- 
bauten können auch Organisationen im- Sinne des 
Gesetzes über forstwirtBchaftliche Zusammen- 
schlüsse sein, wenn sie satzungsgemäß dazu geeig- 
net sind. 

3 . 2 . 

Die Begünstigten dürfen die Förderungsmittel nicht 
an natürliche Personen und juristische- Personen 
des Privat rechts weitergeben oder aus leihen. 

3 . 3 . 

Bei der Ausführung der Vorhaiben sind die jeweils 
anerkannten Regeln der Technik, insbesonidere die 
DIN-Vorsdiriften und die eingeführten Regelwerke 
zu beachten. 

3 . 4 . 

Die einschlägigen Bestimmungen für öffentliche 
oder mit öffentlichen Mitteln finanzierte Aufträge 
sind anziuwenden. 

Regiearbeit ist zulässig, wenn die sachgemäße und 
wirtschaftliche Ausführung der Vorhaben gewähr- 
leistet ist. 

3 . 5 . 

Die Bauarbeiten sind von der nach Landesrecht zu- 
ständigen Stelle zu überwachen. 

3 . 6 . 

Die geförderten Anlagen müssen auf Dauer sachge- 
mäß unterhalten werden. Die Einhaltung dieser 
Verpflichtung ist zu überwachen. 

3 . 7 . 

Werden durch eine wasserwirtschaftlich-kulturbau- 
technische 'Baumaßnahme andere Baumaßnahmen 


zwingend notwendig, so können diese im unab- 
wendbar erforderlichen Umfang ebenfalls gefördert 
werden (Veranlassungsprinzip). Vorteile Dritter aus 
Folgemaßnahmen sind durch Beiträge angemessen 
zu berücksichtigen. 


4. Art und Höhe der Förderung 

4 . 1 . 

Bei der Ermittlung der förderungsfähigen Kosten ist 
von den Baukosten auszugehen, die nach Abzug 
von Leistungen Dritter auf Grund besonderer Ver- 
pflichtungen und der übrigen nicht förderungsfähi- 
gen Kosten noch verbleiben. 

4 . 2 . 

Der Begünstigte darf nicht geringer belastet wer- 
den, als ihm unter Berücksichtigung aller Vorteile 
zugemutet werden kann. Eigenleistungen des Be- 
günstigten sind bare Eigenmittel, Darlehen und der 
Wert der unbaren Leistungen. 

4 . 3 . 

Die Förderung durch Zuschüsse soll für eine Maß- 
nahme 80®/o der förderungsfähigen Kosten nicht 
übersteigen. Das Land kann in begründeten Einzel- 
fällen Ausnahmen im Einvernehmen mit dem Bund 
zulassen. Abweichend hiervon gelten für folgende 
Maßnahmen bzw, Teilmaßnahmen nachstehende 
Richtwerte: 

Dränung 50 ®/o 
Beregnung 60 ®/o 

Landbautechnische Maßnahmen 40 ®/o 

Ist das Land auf Grund gesetzlicher Verpflichtun- 
gen Begünstigter oder zur Zahlung der Bankkosten 
verpflichtet, werden 60®/o der ihm verbleibenden 
förderungsfähigen Kosten vom Bund erstattet. 

4 . 4 . 

Bei Schutzpflanzungen und Aufforstungen in Ver- 
bindung mit Meliorationen sind die Förderungs- 
grundsätze für waldbauliche und sonstige forstliche 
Maßnahmen einzuhalten. 

4 . 5 . 

Bei der Förderung von Wasserversorgungsanlagen 
darf der Höchstzuschuß für ein Vorhaben abwei- 
chend von 4.3. 70®/o der förderungsfähigen Kosten 
nicht übersteigen. Das Land kann in begründeten 
Einzelfällen Ausnahmen im Ein vernehmen mit dem 
Bund zulassen. 

4 . 6 . 

Bei der Förderung von Abwasse ranlagen (Kanalisa- 
tionen, Kläranlagen) darf der Höchstzuschuß für ein 
Vorhaben abweichend von 4.3. bei Kanalisationen 
50 ®/o der förderungs fähigen Kosten nicht überstei- 
gen. Das Land kann in begründeten Einzelfällen 
Ausnahmen nur im Einvernehmen mit dem Bund 
zulassen. 
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4 . 7 . 

Neben der Förderung -durch Zuschüsse aus öffentli- 
chen Mitteln kann den Begünstigten der unter 1. 
genannten Maßnahmen eine Zinsverbilligung für 
Kapitalmarktdarlehen bis zur Höhe von 66V3 Va 
der förderungsfähigen Kosten gewährt werden. Die 
Zinsverbilligung beträgt bis zu 5 Vo. Die Zinsbela- 
stung des Endkreditnehmers muß mindestens 3 Vo 
p. a. betragen. Die Verbilligungszusage kann bis zu 
höchstens 20 Jahre gegeben werden. 

4 . 8 . 

Soweit in den Haushalten des Bundes und der Län- 
der öffentliche Darlehen ziur Verfügung gestellt 
werden, können auch diese zur Finanzierung der 
unter 1. genannten Maßnahmen herangezogen wer- 
den. 


5. Rückforderung und Sicherung der Mittel 

5 . 1 . 

Der Begünstigte ist verpflichtet, erhaltene Mittel 
unverzüglich zurückzuzahlen, soweit geförderte 
Bauten, bauliche Anlagen, Maschinen und Geräte 
ohne Zustimmung der nach Landesrecht zuständi- 
gen Behörde veräußert, verpachtet oder nicht mehr 
dem Bewilligungszweok entsprechend verwendet 
werden, abgesehen von dem Fall der Veräußerung 
von Maschinen und Geräten im Rahmen einer ord- 
nungsgemäßen Wirtschaftsführung. 

5 . 2 . 

Der Rückforderungsanspruch entfällt, 

5 . 2 . 1 . 

— soweit Bauten gefördert worden sind — nach 
Ablauf von 20 Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt 
der Fertigstellung (z. B. Gebrauchsabnahme, 
Übergabe) ; 

5 . 2 . 2 . 

— soweit Maschinen und Geräte gefördert worden 
sind — nach Ablauf von fünf Jahren, gerechnet 
vom Zeitpunkt der Lieferung an. 

5 . 3 . 

Im Falle der Rückzahlungsverpflichtung nach 5.1 hat 
der Begünstigte soweit er einen Zuschuß für Inve- 
stitionen erhalten hat, zur Erfüllung der Rückzah- 
lungsverpflichtung einen Wertausgleich zu leisten, 
wenn die mit den Zuschüssen finanzierten Bauten, 
baulichen Anlagen, Maschinen und Geräte vor Ab- 
lauf der in 5.2.1 und 5.2.2 genannten Fristen ohne 
Zustimmung der nach Lanidesrecht zuständigen Be- 
hörde veräußert oder nicht mehr dem Bewilligungs- 
zweck entsprechend verwendet wenden. Der Aus- 
gleichsbetrag ist in Höhe des Teils des Verfcehrs- 
wertes der mit den Zuschüssen finanzierten Sache zu 
leisten, den dem Verhältnis der ursprünglich ge- 
währten, Mittel zu den Gesamtgestehungskosten 
entspricht. Sind die Umstände, die den Rücfcforde- 


rungsanspruch entstehen lassen, nicht vom Begün- 
stigten zu vertreten, so soll der zu leistende Aus- 
gleichsbetrag die Höhe des Zuschusses nicht über- 
steigen. 

5 . 4 . 

Der Verkehrswert ist nach den „Richtlien für die 
Ermittlung des Verkehrs wertes von Grundstücken 
(Wertermattlungs-Richtlinien-WertR)" vom 27. Juli 
1973 (Beilage 29/73 zum Bundesanzeiger Nr. 182 
vom 27. September 1973) in der jeweils geltenden 
Fassung zu ermitteln. Bei beweglichen Sachen ist 
der Verkehrswert — erforderlichenfalls unter Hin- 
zuziehung von Sachverständigen — sorgfältig zu 
schätzen. Die Kosten der Wertfeststellung trägt der 
Begünstigte. 

5 - 5 . 

Bei beweglichen Sachen, deren Anschaffungswert 
den Betrag von 10 000 DM im Einzelfall nicht über- 
steigt, kann aus Gründen der Verwaltungsyereinfa- 
chung bei Bemessimg des vom Begünstigten zu zah- 
lenden Betrages eine einheitliche Wertminderung 
von 20 Vo jährlich angenommen werden. 

5 . 6 . 

Die Verzinsung des zurückzuzahlenden Betrages be- 
ginnt mit dem Tage des Eintritts der genannten 
Tatbestände. 


6! Allgemeine Bestimmungen 

6.1. 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Zuschüs- 
sen nach diesen Grundsätzen besteht nicht. 

6 . 2 . 

Die Verwendung der Zuschüsse sowie der Nach- 
weis und die Prüfung der Verwendung der Zu- 
schüsse richten sich im übrigen nach den dem Zu- 
wendungsbe scheid beizufügenden und vom Begün- 
stigten 'anzuerkennenden „Allgemeinen Bewirt- 
schaftungsgrundsätzen" (ABewGr). Das sich nach 
den ABewGr ergebende Prüfungsrecht des Landes- 
rechnungshofes steht auch dem Bumdesrechnungs- 
hof zu. 


Grundsätze für die Förderung 
im Bereich der Marktstrukturverbesserung 

1. Förderungsziele 

1.1. 

Durch die staatliche Förderung soll die Vermark- 
tung land- und fischwirtschaftlicher Erzeugnisse in 
bezug auf Menge, Qualität und Art des Angebots 
an die Markterfordernisse angepaßt werden. Es sind 
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damit insbesondere Voraussetzungen zu schaffen 
für die Realisierung von Erlösvorteilen für die Er- 
zeuger. 


2. Kreis der Förderungsberechtigten 

2 . 1 . 

Als Förde rungsiberechtigte kommen vorhandene 
oder neu zu schaffende Absatzeinrichtungen und 
Unternehmen des Handels sowie der Be- und Ver- 
arbeitung, und zwar in der Regel Erstabnehmer, für 
land- und fischwirtschaftliche Erzeugnisse, ohne 
Rücksicht fauf ihre Rechtsnorm in Betracht. Es kön- 
nen nur solche Unternehmen gefördert werden, die 
mindestens fünf Jahre lang mindestens 40 ®/o ihrer 
Aufnahmekapazität an den Erzeugnissen, für die sie 
gefördert werden, durch Lieferverträge mit Erzeu- 
gern binden. Die beteiligten Erzeuger können sich 
bei den Lieferverträgen gemeinschaftlich vertreten 
lassen. Entsprechende satzungs- oder statutenmäßi- 
ge Verpflichtungen der Erzeuger stehen vertragli- 
chen Verpflichtungen gegenüber gemeinschaftli- 
chen Absatzeinrichtungen gleich. 

Von dem Erfordernis der Lieferverträge ist bei In- 
vestitionen auf öffentlichen Schlachthöfen sowie 
bei öffentlichen Lebendviehmärkten (Referenzmärk- 
te), Seefischmärkten und Vermarktungseinrichtun- 
gen für Blumen und Zierpflanzen wegen der beson- 
deren Funktionsweise dieser Absatzeinrichtungen 
abzusehen. 


3. Förderungsvoraussetzungen 

3 . 1 . 

Voraussetzung für eine Förderung ist, daß 

ein auf den jeweiligen Warenbereich bezogener 
regionaler Strukturplan vorliegt, dessen Aufstellung 
Ländersache ist. 

Aus dem Strukturplan muß ersichtlich sein: 

— Anzahl und Größe der vorhandenen Kapazitä- 
ten, 

— Anzahl und Größe der erforderlichen Kapazitä- 
ten, 

— die Standortorientierung der Kapazitäten. 

Solange eine Förderung in dem betreffenden Wa- 
renbereich erfolgt, ist der Strukturplan für fünf 
Jahre im voraus aufzustellen und jährlich fortzu- 
schreiben; 

3 . 1 . 2 . 

das zu fördernde Vorhaben sich im Hinblick auf 
Größe und Standort in den Strukturplan einörd- 
net; 

3 . 1 . 3 . 

die betriebswirtschaftliche Rentabilität des Vorha- 
bens gesichert erscheint. Es sind Wirtschaftlich- 
keitsberechnungen vorzulegen, in denen auch nach- 


zuweisen ist, daß die unterstellten Absatzmengen 
nachhaltig ereichbar sind; 

3 . 1 . 4 . 

im. Falle von Fusionen oder sonstiger Zusammen- 
schlüsse alle beteiligten Unternehmen ihre Zustim- 
mung rechtsverbindlich zugesichert haben. Die da- 
bei geschlossenen Verträge müssen der Zielsetzung 
der Förderung entsprechen; 

3 . 1 . 5 . 

im Falle von Fusionen oder sonstiger Zusammen- 
schlüsse durch die Förderung der Wettbewerb nicht 
wesentlich beeinträchtigt wird. 


4. Förderungsfähige Aufwendungen 

4 . 1 . 

Als förderungsfähig werden angesehen angemesse- 
ne Aufwendungen für 

4 . 1 . 1 . 

Neu- und Ausbau von Kapazitäten einschließlich 
der technischen Einrichtungen und des Ankaufs der 
dafür erforderlichen Grundstücke, 

4 . 1 . 2 . 

innerbetriebliche Rationaliaierung durch Umbau 
und/oder Modernisierung der technischen Einrich- 
tung, 

4 . 1 . 3 . 

Stillegung von Kapazitäten im Zuge der Struktur- 
verbesserung, 

4 . 1 . 4 . 

Arbeitnehmerabfindungen. 

Zu den förderungsfähigen Aufwendungen zählen 
generell die Kosten der Vorplanung, soweit es sich 
nicht um Verwaltungskosten der Länder handelt. 

Vorhaben können sich in Bauabschnitte gliedern; 
die Vorhaben müssen jedoch in längstens fünf Jah- 
ren durchgeführt sein. 

Im Rahmen der Kapazitätsstillegungen werden die 
infolge der Stillegung eintretenden Kosten und 
Verluste als zuschußfähig angesehen. Der Aus- 
gleich von Kosten und Verlusten kann durch pau- 
schalierte Beträge in Abhängigkeit von Einheiten 
der stillgelegten Kapazität erfolgen. Die stillgelegte 
Kapazität ist auf der Grundlage der im Durch- 
schnitt in den drei der Stillegung vonausgegange- 
nen Jahre tatsächlich ausgelasteten Kapazität zu 
berechnen. 

Soweit für Arbeitnehmer infolge von Rationalisie- 
rungsmaßnahmen oder Stillegungen besondere Här- 
ten eintreten (Entlassung, finanzielle Nachteile in- 
folge von Umbesetzung), können Abfindungen zu 
den förderungsfähigen Aufwendungen gerechnet 
werden. 
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Für die Berechnung der förderungsfähigen Abfin- 
dungssumme ist das Schema der Anlage II anzu- 
wenden. 

4.2. 

Finanzierungshilfen werden nicht gewährt für 

4.2.1. 

Neuanlagen, wenn dem Aus- oder Umbau vorhan- 
dener Anlagen wirtschaftlich der Vorzug zu geben 
ist, 

4.2.2. 

eingebrachte Grundstücke, Gebäude, Einrichtungen 
und technische Anlagen, 

4.2.3. 

Wohnbauten nebst Zubehör, 

4.2.4. 

Anschaffungskosten für Pkw, Kosten für Büroein- 
richtungen sowie für Büromaschinen und -geräte 

4.2.5. 

Kreditbeschaffungskosten, Pachten, Erbbauzinsen, 
gewährte Rabatte und Skonti, Mehrwertsteuer, 

4.2.6. 

Ersatzbeschaffungen, 

4.2.7. 

Stillegungen von Kapazitäten und Arbeitnehmerab- 
findungen, wenn sich die betreffenden Betriebe 
überwiegend im Besitz der öffentlichen Hand befin- 
den, 

4.2.8. 

Arbeitnehmerabfindungen in solchen Fällen, in de- 
nen auf Grund anderer gesetzlicher Regelungen Zu- 
schüsse zu Arbeitnehmerabfindungen gewährt wer- 
den. 

5. Art und Höhe der Förderung 

5.1. 

Art der Förderung. 

5.1.1. 

Zu den Maßnahmen gemäß 4.1.1. bis 4.1.4. werden 
Zuschüsse ewährt. 

5.2. 

Höhe der Förderung. 

5.2.1. 

Zu den Maßnahmen gemäß 4,1.1. und 4.1.2. werden 
Zuschüsse bis zu 25 Vo der gesamten förderungsfä- 
higen Kosten des Vorhabens gewährt. 

Für jeden zu förderniden Warenbereich gilt die in An- 
lage I fes'tgelegte Mindestinvestitionssumme. Errei- 


chen die gesamten förderungsfähigen Kosten des 
Vorhabens nicht die Mindestinvestitionssumme, so 
kann das Vorhaben nach diesen Grundsätzen nicht 
gefördert werden. 

Für jeden zu fördernden Warenbereich gilt die in 
Anlage I festgelegte Höchstinvestitionssumme, 
überschreiten die gesamten förderungsfähigen Ko- 
sten des Vorhabens die. Höchstinvestitions summe, 
so kann das Vorhaben für den die Höchstinvesti- 
tionssumme überschreitenden Teil der förderungs- 
fähigen Kosten des Vorhabens nicht gefördert wer- 
den. 

Das Land kann in begründeten Einzelfällen Ausnah- 
men sowohl von der Mindest- als auch von der 
Höchstinvestitionssumme im Einvernehmen mit 
dem Bund zulassen. 

Der Zuschußsatz von bis zu 25 Vo ist auf die tat- 
sächlichen förderungsfähigen Kosten des Vorha- 
bens — soweit sie die Höchstinvestitionssumme 
nicht überschreiten — zu beziehen. 

5.2.2. 

Bei Maßnahmen gemäß 4.1.3. soll der Zuschuß in 
jedem Warenbereich die Kosten und Verluste der 
Stillegung gleichwertig abdecken j er kann bis zu 
40 Vo der Kosten und Verluste betragen. 

Bei Unternehmensstillegungen von geringem Um- 
fang kann ein pauschaler Zuschuß gewährt werden, 
der je stillgelegtes Unternehmen den Betrag von 
20 000 DM nicht übersteigen darf. 

5.2.3. 

Bei Maßnahmen gemäß 4.1.4. beträgt der Zuschuß 
50 Vo der Arbeitnehmerabfindung entsprechend der 
Berechnung nach Anlage II. 


6. Anwendungsbereich 

Die Grundsätze werden angewandt bei 

6 . 1 . 

Molkerei« trukturverbessening mit der Maßnahme 
gemäß 4.1.1., wenn von den Begünstigten Arbeit- 
nehmerabfindungen mindestens in einer Höhe, die 
sich aus dem Berechnungsschema der Anlage II er- 
gibt, gewährt werden, soweit dafür die Vorausset- 
zungen für ihre Beihilfefähigkeit nach diesen 
Grundsätzen erfüllt sind, sowie mit den Maßnah- 
men gemäß 4.1.3. und 4.1.4., 

6 . 2 . 

Verbesserung der Struktur von öffentlichen 
Sdiladithöfen 2) und Lebendviehmärkten (Referenz- 

Die Berechnung der Verluste erfolgt auf der Basis des 
kalkulatorischen Restwertes (Wiederbesdiaffungswert) ; 
dabei ergibt sich der Verlust aus dem kalkulatorischen 
Restwert, der bei technischen Einrichtungen um 33®/o 
und bei Gebäuden um die tatsächlichen oder — falls 
diese nicht ermittelt werden können — die geschätz- 
ten Verkaufserlöse zu reduzieren sind. 

2) Im Land Berlin erstreckt sich der Anwendungsbereich 
dieser Förderungsgrundsätze auch auf den Fleischgroß- 
markt. 
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markte) mit Maßnahmen gemäß 4.1.1, und 4.1.2., 
wenn der Begünstigte 

a) Träger eines öffentlichen Schlachthofes oder Le- 
bendviehmarktes ist oder 

b) ein Unternehmen des Handels und der Bearbei- 
tung ist und zwischen ihm und dem Träger des 
öffentlichen Schlachthofes ein mindestens lOjäh- 
riger Vertrag über die Nutzung wenigstens der 
Schlacht anlagen des Schlachthofes geschlossen 
ist. 

6.3. 

Verbesserung der Struktur der Zuckerfabriken mit 
der Maßnahme gemäß 4.1.1., 

wenn von den Begünstigten Arbeitnehmerabfindun- 
gen mindestens in einer Höhe, die sich aus dem Be- 
rechnungssohema der Anlage II ergibt, gewährt 
werden, soweit dafür die Voraussetzungen für ihre 
Beihilfefähigkeit nach diesen Grundsätzen erfüllt 
sind, sowie mit den Maßnahmen gemäß 4,1.3. und 
4.1.4., 

6.4. 

Investitionen bei Vermarktungseinrichtungen für 
frisches Obst und Gemüse sowie Investitionen zum 
Ausbau und/oder der innerbetrieblichen Rationali- 
sierung bei Einrichtungen zur Herstellung von Naß- 
konserven 

mit Maßnahmen gemäß 4.1,1. und 4.1.2., 

6.5. 

Investitionen bei Vermarktungseinrichtungen für 
Blumen und Zierpflanzen 

mit Maßnahmen gemäß 4.1.1. und 4.1.2. 

6 . 6 . 

Venbesserung der Struktur der Seefischmärkte 

a) mit Maßnahmen gemäß 4.1.1. und 4.1.2., wenn 
die Investitionen von Absatz einrichtungen vor- 
genommen werden, die sich ganz oder überwie- 
gend im Eigentum der öffentlichen Hand o-der 
einer Gesellschaft befinden, an der die öffentli- 
che Hand ganz oder überwiegend beteiligt ist, 

b) mit Maßnahmen gemäß 44.3., wenn die Begün- 
stigten zu Auktionen zugelastsene und an einem 
öffentlichen Seefischmarkt tätige Betriebe des 
Frischfischgroßhandels und der Frischfischbear- 
beitung sind, wenn durch diese Förderung der 
Wettbewerb nicht wesentlich beeinträchtigt wird 
und wenn von den Begünstigten Arbeitnehmer- 
abfindimgen mindestens in einer Höhe, die sich 
aus dem Berechnungsschema der Anlage II er- 
gibt, gewährt werden, soweit dafür die Voraus- 
setzungen für ihre Beihilfefähigkeit nach diesen 
Gnmdsätzen erfüllt sind, sowie mit der Maß- 
nahme gemäß 4.1.4. 

6.7. 

Investitionen im Bereich der Be- und Verarbeitung 
von Kartoffeln, und zwar zur Herstellung von Ver- 


edelungserzeugnissen für die menschliche Ernäh- 
rung sowie zur Herstellung von Ifartof felstärke, 
Dextrinen, löslicher Stärke und Eiweiß 

mit Maßnahmen gemäß 4.1.1. und 4. 1 .2. 


7. Rückforderung und Sicherung von Mitteln 

7.1. 

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, erhalte- 
ne Zuschüsse unverzüglich zurückzuzahlen, 

7.1.1. 

soweit geförderte Grundstücke, Bauten, bauliche 
Anlagen, technische Einrichtungen ohne Zustim- 
mung der nach Landesrecht zuständigen Behörde 
. veräußert, verpachtet oder nicht mehr dem Bewilli- 
gungszweck entsprechend verwendet werden, abge- 
sehen von dem Fall der Veräußerung von techni- 
schen Einrichtungen im Rahmen einer ordnungsmä- 
ßigen Wirtschaftsführung. 

7.1.2. 

wenn Anlagen, deren Stillegung im Zuge der Struk- 
turverbesserung gefördert worden ist, ohne Zustim- 
mung der nach Landesrecht zuständigen Behörde 
wieder ihrem ursprünglichen Zweck zugeführt wer- 
den? 

7.2. 

Erhaltene Zuschüsse können ganz oder zum Teil 
zurückgefordert werden, 

7.2.1. 

wenn der Zuwendungsempfänger in Konkurs gerät 
oder seine Zahlungen einstellt oder mit Zwangs- 
vollstreckungsmaßnahmen verfolgt oder das Ver- 
gleichsverfahren zur Abwendung des Konkurses 
über sein Vermögen eingeleitet wird. 

7.3. 

Der Rückforderungsanspruch entfällt, 

7.3.1. 

— soweit Grundstücke, Bauten, bauliche Anlagen 
und Stillegungen gefördert worden sind — nach 
Ablauf von 20 Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt der 
Fertigstellung (z. B. Gebrauchsabnahme, Übergabe) 
bzw. der Stillegung; 

7.3.2. 

— soweit technische Einrichtungen gefördert wor- 
den sind — nach Ablauf von fünf Jahren, gerechnet 
vom Zeitpunkt der Lieferung bzw. Fertigstellung 
der baulichen Maßnahmen an. 

7.4.1. 

Im Falle der Rückzahlungsverpflichtung nach 7.1.1. 
hat der Zuwendungsempfänger, soweit er einen Zu- 
schuß für Investitionen erhalten hat, zur Erfüllung 
der Rückzahlungsverpflichtung einen "Wertaus- 
gleich zu leisten, wenn die mit den Zuschüssen fi- 
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nanzierten Grundstücke, Bauten, baulichen Anla- 
gen, technischen Einrichtungen vor Ablauf der in 

7.3.1. und 7.3.2. genannten Fristen ohne Zustim- 
mung «der nach Landesrecht zuständigen Behörde 
veräußert oder nicht mehr dem Bewilligungszweck 
entsprechend verwendet werden. Der Ausgleichsbe- 
trag ist in Höhe des Teils des Verkehrswertes der 
mit «den Zuschüssen finanzierten iSache zu leisten, 
der «dem Verhältnis der ursprünglich gewährten 
Mittel zu den Gesamtgestehungskosten entspricht. 
Sind die Umstände, die den Rückforderungsan- 
spruch entstehen lassen, nicht vom Zuwendungs- 
empfänger zu vertreten, so soll der zu leistende 
Ausgleichsbetrag die Höhe des Zuschusses nicht 
übersteigen. 

7.4.2. 

Der Verkehrswert ist nach «den „Richtlinien für die 
Ermittlung des Verkehrswertes von Grundstücken 
(Wertermittlungs-Richtlinien — WertR)" vom 
27. Juli 1973 (Beilage 29/73 zum Bundesanzeiger 
Nr. 182 vom 27. September 1973) in der jeweils gel- 
tenden Fassung zu ermitteln. Bei beweglichen Sa- 
chen ist der Verkehrs wert — erforderlichenfalls 
unter Hinzuziehung von Sachverständigen — sorg- 
fältig zu schätzen. Die Kosten der Wertfeststellung 
trägt der Zuwendungsempfänger. 

7.4.3. 

Bei beweglichen Sachen, deren Anschaffungswert 
den Betrag von 10 000 DM im Einzelfall nicht über- 
steigt, kann aus Gründen der Verwaltungs Vereinfa- 
chung bei Bemessung des vom Zuwendungsempfän- 
ger zu zahlenden Betrages eine einheitliche Wert- 
minderung von 20 Vo jährlich angenommen wer- 
den. 

7.4.4. 

Hat der Zuwendungsempfänger einen Zuschuß für 
die Stillegung von Kapazitäten erhalten, so ist der 
Zuschuß in voller Höhe zurückzuzahlen, wenn die 
stillgelegte Anlage vor Ablauf der in 7.3.1. ge- 
nannten Frist ohne Zustimmung der nach Landes- 
recht zuständigen Behörde ihrem ursprünglichen 
Zweck wieder zu ge führt wird. 

7.5. 

Die Verzinsung des zurückzuzahlenden Betrages 
beginnt in «den Fällen 7.1.1., 7.1.2. und 7.2. mit dem 
Tage des Eintritts der genannten Tatbestände. 

7.6. 

Der Rückzahlungsanspruch ist zu sichern 

7.6.1. 

bei Zuschüssen von mehr als 50 000 DM je Vorhaben 
durch 


7.6.1.1. 

Eintragung einer «brieflosen Grundschuld an berei- 
ter Stelle im Grundbuch zugunsten «des jeweiligen 
Landes, vertreten durch die oberste Landesbehörde 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten; sofern 
diese Sicherheitsleistung nicht ausreicht oder nicht 
zweckmäßig ist, durch 

7.6.1 .2. 

Erbringung einer Bankbürgschaft oder 

7.6.1.3. 

Hinterlegung von Wertpapieren. 

Dabei sind Zuschüsse, «die sich auf mehrere Bauab- 
schnitte eines Vorhabens beziehen, zusammenzu- 
rechnen und mit ihrem Gesamtbetrag, wenn dieser 
über 50 000 DM liegt, zu sichern; 

7.6.2. 

bei Zuschüssen für die Stillegung von Kapazitäten 
durch Eintragung einer Grunddienstbarkeit im 
Grundbuch, nach der sich der Eigentümer der still- 
gelegten Anlage verpflichtet, die Anlage für einen 
Zeitraum von mindestens 20 Jahren stillzulegen. 

7.6.3. 

Die Sicherheiten müssen «sich auch auf die Zinsen 
einschließlich etwaiger Verzugs- und Strafzinsen 
erstrecken. 

7.7. 

Bei Zuwendungen an Gebietskörperschaften finden 
die Bestimmungen 7.6. keine Anwendung. 


8. Allgemeine Bestimmungen 

8 . 1 . 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Förde- 
rungsmitteln nach «diesen Grundsätzen besteht 
nicht. 

8 . 2 . 

Die Verwendung der Zuschüsse sowie der Nach- 
weis und «die Prüfung der Verwendung der Zu- 
schüsse richten sich im übrigen nach den «dem Zu- 
wendungsbescheid beizufügenden und vom Zuwen- 
dungsempfänger anzuerkennenden „Allgemeinen 
Bewirtschaftunsgrundsätzen" (ABewGr). Das sich 
nach «den ABewGr ergebende Prüfungsrecht des 
Landesrechnungshofes steht auch dem Bundesrech- 
nungshof zu. 
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Anlage I 

zu den Grundsätzen für die Förderung im Bereich der Marktstrukturverbesserung 


Mindest- und Höchstinvestitions summen der einzelnen Warenbereidie 

in Millionen DM 


a) Mindestinvestitionssumme 

b) Höchstinvestitionssumme 


Anwendungsbereich 

Neu- und Ausbau 

Maßnahme 4.1.1. 

innerbetriebliche 
Rationalisierung 
Maßnahme 4.1.2. 

1 . Molkereistrukturverbesserung 

a) Neubau: 4,0 Ausbau: 0,5 

entfällt 


b) 30,0 20,0 


2. Verbesserung der Struktur 



— von Schlachthöfen 

a) Neubau: 4,0 Ausbau: 0,5 

0,1 


b) 20,0 5,0 

5,0 

— von Lebendviehmärkten 

a) 2,05 

0,02 

(Referenzmärkte) 

b) 2,0 

2,0 

3. Verbesserung der Struktur der Zucker- 

a) 0,5 

entfällt 

fabriken 

b) 10,0 


4. Investitionen bei Vermarktungseinrichtungen 

a) 0,2 

0,1 

für frisches Obst und Gemüse einschließlich 

b) 5,0 

2,0 

Einrichtungen zur Herstellung von Naßkon- 



serven 



5. Investitionen für Vermarktungseinrichtungen 

a) 0,2 

0,1 

für Blumen und Zierpflanzen 

b) 5,0 

2,0 

6. Verbesserung der Struktur der Seefischmärkte 

a) 2,0 

0,5 


b) 15,0 

3,0 

7. Investitionen im Bereich der Be- und Ver- 

a) 0,2 

0,1 

arbeitung von Kartoffeln 

b) 5,0 

2,0 


Der Betrag in Höhe der Mindestinvestitionssumme wird in die Förderung einbezogen. 


Anlage II 

zu den Grundsätzen für die Förderung im Bereich der Marktstrukturverbesserung 


Berechnung der förderungsfähigen Arbeitnehmer-^' 
abfindung 

Die Berechnung der förderungsfähigen Arbeitneh- 
merabfindung erfolgt auf der Grundlage der anlie- 
genden Punktwerttabellen 1 und 2. Dabei entspre- 
chen 14 Punkte einem Bruttomonatsverdienst. Der 
Monatsverdienst wird aus dem Durdisdinittsbrutto- 
verdienst des betroffenen Arbeitnehmers in den 
letzten 12 Monaten vor Stillegung des Betriebes 
ermittelt. 

Dabei wird die Betriebszugehörigkeit mit einem von 
1 bis 25 Jahren ansteigenden Punktwert von 0 bis 
zu 84 Punkten nach der Punktwerttabelle 1 berück- 
sichtigt; bei weiterer Dauer der Betriebszugehörig- 
keit tritt keine Erhöhung des Punktwertes ein. 


Bei der Ermittlung dieses Punktwertes werden die 
vor dem 25. Lebensjahr des Arbeitnehmers liegen- 
den Zeiten der Betriebszugehörigkeit voll berück- 
sichtigt. 

Ferner wird das Lebensalter des ausscheidenden Ar- 
beitnehmers mit dem Punktwert nach der Punkt- 
werttabelle 2 berücksichtigt. In der Tabelle sind 
etwaige Verschlechterungen des bisherigen sozialen 
Besitzstandes bewertet worden, insbesondere Ver- 
dienstminderung, Arbeitslosigkeit und Minderung 
der Rechte aus der Altersversorgung. 

Die sich unter Berücksichtigung der Punktwerttabel- 
len 1 und 2 und des Bruttomonatsverdienstes er- 
gebende Arbeitnehmerfindung darf im Einzelfall 
den Betrag von 30 000 DM nicht übersteigen. 
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Punktwerttabelle 1 

Berücksichtigung der Dauer der Betriebszugehörigkeit 
Jahre Punkte 


1 

0 

2 

2 

3 

4 

4 

7 

5 

10 

6 

14 

7 

18 

8 

22 

9 

26 

10 

31 

11 

36 

12 

41 

13 

46 

14 

50 

15 

54 

16 

57 

17 

60 

18 

63 

19 

66 

20 

69 

21 

72 

22 

75 

23 

78 

24 

81 

25 

84 


Punktwerttabelle 2 

Berücksichtigung des Lebensalters 


Alter 

Punkte 

25 

20 

26 

22 

27 

24 

28 

27 

29 

30 

30 

32 

31 

34 

32 

36 

33 

39 

34 

40 

35 

42 

36 

44 

37 

46 

38 

47 

39 

48 

40 

49 

41 

51 

42 

52 

43 

53 

44 

54 

45 

55 

46 

55 

47 

55 

48 

56 

49 

82 

50 

86 

51 

87 

52 

89 


53 

90 

54 

93 

55 

93 

56 

95 

57 

89 

58 

82 

59 

75 

60 

67 

61 

58 

62 

48 

63 

38 

64 

24 

65 

0 


Grundsätze für die Förderung von Maßnahmen 
zur Erhöhung der Sicherheit an den Küsten der 
Nord- und Ostsee sowie an den fiießenden 
oberirdischen Gewässern im Tidegebiet gegen 
Sturmfluten (Küstenschutz) 


1. Verwendungszwecke 

Zu den Küstenschutzmaßnahmen gehören; 

1 . 1 . 

Vorarbeiten; 

1 . 2 . 

Neubau, Verstärkung und Erhöhung von Hochwas- 
serschutzwerken an der Küste, auf den Inseln und 
an den Wasserläufen im Tidegebiet einschließlich 
notwendiger Befestigungsarbeiten und des Baues 
von Deichverteidigungswegen in einer Breite von 
3,0 m, ln besonders begründeten Ausnahmefällen 
bis zu 4,5 m; 

1.3. 

Sperrwerke und Bauwerke in den Hochwasser- 
schutzwerken; 

1.4. 

der Bau von Buhnen und ähnlichen Anlagen; 

1.5. 

Vorlandarbeiten vor scharliegenden Seedeichen in 
einer Tiefe bis 400 m. 


2. Abgrenzung der Verwendungszwecke 
2 . 1 . 

Vorarbeiten sind Zweckforschungen, Untersuchun- 
gen und Erhebungen, soweit es keine gewässer- 
kundlichen Daueraufgaben sind. Sie werden geför- 
dert, wenn sie den unter 1. genannten Verwen- 
dungszwecken dienen. 
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2 . 2 . 

Nicht gefördert werden: 

Schöpfwerke aller Art und Größe, Entwässerungen, 
Bewässerungen, landbautechnische Maßnahmen 
und der Bau von Wirtschaftswegen sowie der Bau 
von Verwaltungsgebäuden. 

2.3. 

Deichverteidigungswege können nur insoweit ge- 
fördert werden, als sie im Zusammenhang mit einer 
in 1.1. bis 1.5. aufgeführten Maßnahme erforderlich 
sind. Die Förderung darf nicht dazu führen, daß an- 
dere Wegebaulastträger entlastet werden. 

Träger für den Wegebau muß die gleiche öffent- 
lich-rechtliche Körperschaft sein, die die Haupt- 
maßnahme ausführt. 

2.4. 

Allgemeine Abgrenzung 

2.4.1. 

Die Kosten für Bauentwürfe, Bauoberleitung und 
örtliche Bauleitung sind Bestandteile der Ausfüh- 
rungskosten und förderungsfähig. 

2.4.2. 

Grunderwerb ist nur im Umfang der endgültig be- 
nötigten Flächen förderungsfähig. 

Bei Vordeichungen ist vor dem Kauf von Grund- 
stücken Einvernehmen mit dem BML herzustel- 
len. 

2.4.3. 

Unbare Leistungen (Hand- und Spanndienste der 
Beteiligten) sind förderungsfähig bis zu dem Auf- 
wand, der sich bei der Vergabe der Arbeiten an ei- 
nen Unternehmer ergeben würde, abzüglich eines 
angemessenen Unternehmerzuschlages. Sachleistun- 
gen dürfen höchstens mit 80 Vo der für diese Lei- 
stungen zu angemessenen Preisen veranschlagten 
Kosten berücksichtigt werden. 

2.4.4. 

Werkzeug und Kleingeräte, die für die Regiearbei- 
ten verbraucht werden, sind förderungsfähig. 

Nicht gefördert wird die Beschaffung von Kraft- 
fahrzeugen, Geräten für die Bauausführung und 
Fachliteratur. 

2.4.5. 

Nebeneinkünfte, die bei einem geförderten Bauvor- 
haben für den Träger wiederkehrend zu erwarten 
sind, sind bei der finanziellen Förderung angemes- 
sen zu berücksichtigen. 

2.4.6. 

Veräußerungsgewinne aus dem Verkauf neu einge- 
deichter Flächen sind von den förderungsfähigen 
Kosten abzusetzen oder zur Finanzierung einer an- 
deren Küstenschutzmaßnahme zu verwenden. 


2.4.7. 

Unterhaltung und spätere Pflegearbeiten sowie das 
dazu benötigte Material sind nicht förderungsfä- 
hig. 

2.4.8. 

Betriebsgebäude, Bauhöfe, Dienst- oder Werk- 
dienstwohnungen und Garagen sind nur förde- 
rungsfähig, soweit sie in einem räumlichen und 
funktionellen Zusammenhang mit dem Vorhaben 
stehen und für dieses zwingend erforderlich sind. 

2.5. 

Infolge der Ausführung von Küstenschutzvorhaben 
notwendige Maßnahmen der Landschaftspflege sind 
förderungsfähig. Die landschaftsökologischen Wir- 
kungen der Vorhaben sind zu beachten. 


3. Förderungsvoraussetzungen 

3.1. 

Träger (Begünstigte) der Vorhaben können sein das 
Land und Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
ausgenommen Teilnehmergemeinschaften nach dem 
Flurbereinigungsgesetz. 

3.2. 

Die Träger der Vorhaben dürfen die Förderungsmit- 
tel nicht an natürliche Personen und juristische 
Personen des Privatrechts weitergeben oder /auslei- 
hen. 

3.3. 

Bei der Ausführung der Vorhaben sind die jeweils 
anerkannten Regeln der Technik, insbesondere die 
DIN-Vorschriften und die eingeführten Regelwerke 
zu beachten. 

3.4. 

Die einschlägigen Bestimmungen für öffentliche 
oder mit öffentlichen Mitteln finanzierte Aufträge 
sind anzuwenden. Regiearbeit ist zulässig, wenn die 
sachgemäße und wirtschaftliche Ausführung der 
Vorhaben gewährleistet ist. 

3.5. 

Die Bauarbeiten sind von der nach Landesrecht zu- 
ständigen Stelle zu überwachen. 

3.6. 

Die geförderten Anlagen müssen auf die Dauer 
sachgemäß unterhalten werden. 

3.7. 

Werden durch Küstenschutzmaßnahmen andere 
Baumaßnahmen zwingend notwendig, so können 
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diese im unahwendbar erforderlichen Umfang eben- 
falls gefördert werden (Veranlassungsprinzip). Da- 
bei sind Vorteile Dritter durch Beiträge angemes- 
sen zu berücksichtigen. 

Bei Maßnahmen des Küstenschutzes und bei sonsti- 
gen wasserwirtschaftlichen und kulturbautechni- 
schen Maßnahmen ist in allen Fällen eine sachliche 
Trennung vorzunehmen. Wenn z. B. durch einen 
Deichbau die Verlegung oder der Ausbau eines 
Vorfluters erforderlich wird, so können diese nicht 
nach diesen Grundsätzen gefördert werden. 


4. Art und Höhe der Förderung 

4.1. 

Bei der Ermittlung der förderungsfähigen Kosten ist 
von den Baukosten auszugehen, die nach Abzug 
von Leistungen Dritter auf Grund besonderer Ver- 
pflichtungen und der übrigen nichtförderungsfähi- 
gen Kosten noch verbleiben. 

4.2. 

Der Begünstigte darf nicht geringer belastet werden 
als ihm unter Berücksichtigung aller Vorteile zuge- 
mutet werden kann. Eigenleistungen des Begünstig- 
ten sind bare Eigenmittel, Darlehen und der Wert 
der unbaren Leistungen. 

4.3. 

Die Förderung durch Zuschüsse soll für eine Maß- 
nahme 95 Vo der förderungsfähigen Kosten nicht 
übersteigen. In begründeten Ausnahmefällen kann 
sie für ein Einzelvorhaben bis zu 100 Vo der förde- 
rungsfähigen Kosten betragen. Ist das Land auf 
Grund gesetzlicher Verpflichtungen Träger des 
Vorhabens oder zur Zahlung der Baukosten ver- 
pflichtet, werden 70®/o der ihm verbleibenden för- 
derungsfähigen Kosten vom Bund erstattet. 

4.4. 

Soweit in den Haushalten des iBundes und der Län- 
der öffentliche Darlehen zur Verfügung gestellt 
werden, können auch diese zur Finanzierung der 
unter 1. genannten Maßnahmen herangezogen wer- 
den. 


5. Rückforderung und Sicherung der Mittel 

5.1. 

Der Begünstigte ist verpflichtet, erhaltene Mittel 
unverzüglich zurückzuzahlen, soweit geförderte 
Grundstücke, Bauten, bauliche Anlagen, Maschinen 
und Geräte ohne Zustimmung der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde veräußert, verpachtet oder 
nicht mehr dem Bewilligungszweck entsprechend 
verwendet werden, abgesehen von dem Fall der 
Veräußerung von Maschinen und Geräten im Rah- 
men einer ordnungsmäßigen Wirtschaftsführung. 


5.2. 

Der Rückforderungs anspruch entfällt, 

5.2.1. 

— soweit Grundstücke, Bauten und bauliche Anla- 
gen gefördert worden sind — nach Ablauf von 
20 Jahren gerechnet vom Zeitpunkt der Fertig- 
stellung (z. B. Gebrauchsabnahme, Übergabe); 

5.2.2. 

— soweit Maschinen und Geräte gefördert worden 
sind — nach Ablauf von fünf Jahren, gerechnet 
vom Zeitpunkt der Lieferung lan. 

5.3. 

Im Falle der Rückzahlungsverpflichtung nach 5.1. 
hat der Begünstigte, soweit er Mittel für Investitio- 
nen erhalten hat, zur Erfüllung der Rückzahlungs- 
verpflichtung einen Wertausgleich zu leisten, wenn 
die mit den Mitteln finanzierten Grundstücke, Bau- 
ten, baulichen Anlagen, Maschinen und Geräte vor 
Ablauf der in 5,2.1. und 5.2.2. genannten Fristen 
ohne Zustimmung der nach Landesrecht zuständi- 
gen Behörde veräußert oder nicht mehr dem Bewil- 
ligungszweck entsprechend verwendet werden. Der 
Ausgleichsbetrag ist in Höhe des Teils des Ver- 
kehrswertes der mit den Mitteln finanzierten Sache 
zu leisten, der dem Verhältnis der ursprünglich ge- 
währten Mittel zu den Gesamtgestehungskosten 
entspricht. Sind die Umstände, die den Rückforde- 
rungsanspruch entstehen lassen, nicht vom Begün- 
stigten zu vertreten, so sqII der zu leistende Aus- 
gleichsbetrag die Höhe der Mittel nicht überstei- 
gen. 

5.4. 

Der Verkehrs wert ist nach den „Richtlinien für die 
Ermittlung des Verkehrswertes von Grundstücken 
(Wertermittlungs-Richtlinien — WertR) " vom 
27. Juli 1973 (Beilage 29/73 zum Bundes anzeiger 
Nr. 182 vom 27. September 1973) in der jeweils gel- 
tenden Fassung zu ermitteln. Bei beweglichen Sa- 
chen ist der Verkehrswert — erforderlichenfalls 
unter Hinzuziehung von Sachverständigen — sorg- 
fältig zu schätzen. Die Kosten der Wertfeststellung 
trägt der Begünstigte. 

5.5. 

Bei beweglichen Sachen, deren Anschaffungswert 
den Betrag von 10 000 DM im Einzelfall nicht über- 
steigt, kann aus Gründen der Verwaltungsvereinfa- 
chung bei Bemessung des vom Begünstigten zu zah- 
lenden Betrages eine einheitliche Wertminderung 
von 20 Vo jährlich 'angenommen werden. 

5.6. 

Die Verzinsung des zurückzuzahlenden Betrages 
beginnt mit dem Tage des Eintritts 'der genannten 
Tatbestände. 
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6. Allgemeine Bestimmungen 

6 . 1 . 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Zuschüs- 
sen und Darlehen nach diesen Grundsätzen besteht 
nicht. 

6 . 2 . 

Die Verwendung der Mittel sowie der Nachweis 
und die Prüfung der Verwendung der Mittel richten 
sich im übrigen nach den dem Zuwendungsbe- 
scheid beizufügenden und vom Begünstigten anzu- 
erkennenden „Allgemeinen Bewirtschaf tunsgrund- 
sätzen" (ABewGr). Das sich nach den ABewGr er- 
gebende Prüfungsrecht des Landesrechnungshofes 
steht auch dem Bundesrechnungshof zu. 
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TEIL III 

Bedeutung der Förderungsgrundsätze und Finanzierung der Maßnahmen 


1. Agrarstrukturelle Vorplanung 

Die agrarstrukturelle Vorplanung ist gemäß § 1 
Abs. 2 GemAgrG Bestandteil der Gemeinschaftsauf- 
gabe. Diese Maßnahme sieht, ausgehend von den 
Zielen der Raumordnung und Landesplanung, die 
Land- und Forstwirtschaft in ihrer Wechselbezie- 
hung zur Ges.amtwirtschaft des Nahbereichs; sie 
stellt unter Berücksichtigung der infrastrukturellen 
Verhältnisse, der gewerblichen Wirtschaft, des so- 
zialen Gefüges der Bevölkerung und der Landes- 
pflege die Grundlage für die agrarstrukturelle Ent- 
wicklung des Planungsraumes dar. 

Die örtlichen Untersuchungen werden nach einheit- 
lichen Kriterien in einer Form durchgeführt, die 
eine elektronische Auswertung zuläßt. Bund und 
Länder haben hierfür gemeinsam Erhebungsbögen 
erarbeitet; diese sind für alle Länder verbindlich. 
Die Ergebnisse werden so aufbereitet, daß sie für 
größere Räume mit- und untereinander verglichen 
werden können. Ebenso besteht die Möglichkeit, 
die Ergebnisse in übersichtlicher Form fortzuschrei- 
ben. 

Die agrafstrukturelle Vorplanung wird schwer- 
punktmäßig in den Regionen durchgeführt, für die 
die Auswertung der bereits vorhandenen agrar- 
strukturellen Rahmenplanung oder der sonstigen 
Strukturdaten eine Entwicklung erwarten läßt, die 
eine Lenkung durch Strukturmaßnahmen erforder- 
lich erscheinen lassen. 

Insgesamt sollen im Haushaltsjahr 1974 2 535 700 ha 
einer agrarstrukturellen Vorplanung unterzogen 
werden; die entsprechenden Vorhaben befinden, 
sich z. T. bereits in der Durchführung, z. T. werden 
sie 1974 eingeleitet. Die Summe der hierfür aufzu- 
wendenden Zuschüsse (Bundes- und Landesmittel) 
beläuft sich auf 4,760 Millionen DM. Der Schwer- 
punkt dieser Maßnahme liegt in den Ländern Hes- 
sen, Bayern, Baden-Württemberg, Niedersachsen 
und NRW. In diesen Ländern beträgt die zu erfas- 
sende Fläche insgesamt 2 415 000 ha (siehe Über- 
sicht F 1 , Agrarstrukturelle Vorplanung'). 

Die Ergebnisse der agrarstrukturellen Vorplanung 
stellen eine Entscheidungshilfe für die Auswahl der 
jeweils zweckmäßigsten Verbesserungsmaßnahmen 
dar. Dies gilt sowohl für die im Gesetz über die Ge- 
meinschaftsaufgabe angeführten Maßnahmen zur 
Verbesserung der Agrarstruktur in ihrer Verflech- 
tung untereinander wie auch mit anderen raumrele- 
vanten Maßnahmen aus anderen Bereichen (z. B. 
städtebauliche Maßnahmen und Maßnahmen zur 
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur). 


2. Flurbereinigung 

Die Flurbereinigung ist nach wie vor ein besonders 
geeignetes Instrument zur Verbesserung der Agrar- 
struktur. Sie bildet, wie sich aus der Höhe der in 
diesem Rahmenplan zur Verfügung stehenden Mit- 
tel ergibt, einen sachlichen Schwerpunkt im Rah- 
men der Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe. 

Um einer generellen Verbesserung der Lebensbedin- 
gungen im ländlichen Raum gerecht zu werden, 
sind besondere Schwerpunkte für die Durchführung 
großräumiger und integraler Ordnungsmaßnahmen 
in den Gebieten gesetzt, in denen Maßnahmen der 
Ver'besserung der Infrastruktur einschließlich der 
Dorfsanierung und Dorfentwicklung sowie Planun- 
gen überörtlicher und überregionaler Verkehrsträ- 
ger eine Neuordnung der ländlichen Räume erfor- 
derlich werden lassen. Dabei werden der Schutz 
und die Pflege der Landschaft insbesondere durch 
gestalterische Maßnahmen in zunehmendem Maße 
berücksichtigt. 

Für die Förderung der Flurbereinigung (laufende 
sowie 1974 eingeleitete Verfahren) sehen Bund und 
Länder die Vergabe von 12,100 Millionen DM öf- 
fentlicher Darlehen, 537,245 Millionen DM Zuschüs- 
se und 1,760 Millionen DM Zinszuschüsse vor. Der 
Schwerpunkt der Flurbereinigung liegt eindeutig in 
Bayern; in diesem Bundesland werden 1974 ein- 
schließlich der in diesem Jahr eingeleiteten Ver- 
fahren insgesamt 837 700 ha von der Flurbereini- 
gung erfaßt. 

Im Rahmen der vorgenannten Flurbereinigungsver- 
fahren werden auch Weinbergsflurbereinigungen 
durchgeführt. Diese beschränken sich auf 5 Bundes- 
länder. Bund und Länder haben hierfür im Haus- 
haltsjahr 1974 3,344 Millionen DM öffentliche Dar- 
lehen, 51,699 Millionen DM Zuschüsse und 
0,065 Millionen DM Zinszuschüsse vorgesehen. 

In den Bereichen, in denen es keiner integralen 
Neuordnung bedarf, und in denen die Anlage neuer 
Wegenetze sowie größere wasserwirtschaftliche 
Maßnahmen nicht erforderlich sind, werden be- 
schleunigte Zusammenlegungsverfahren, deren 
Durchführung Dritten übertragen werden kann, 
großräumigen Flurbereinigungsverfahren vorgezo- 
gen. Häufig bilden diese Verfahren die Grundlage 
dafür, daß nach einigen Jahren, wenn sich die Ent- 
wicklung der Betriebsgrößenstruktur stabilisiert 
hat, ein integrales Flurneuordnungsverfahren 
durchgeführt werden kann. 

Die für die beschleunigten Zusammenlegungsver- 
fahren veranschlagten Mittel belaufen sich im 
Haushaltsjahr 1974 auf insgesamt 0,600 Millionen 
DM öffentliche Darlehen, 21,480 Millionen DM Zu- 
schüsse und 0,073 Millionen DM Zinszuschüsse. 
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Die Übersicht F 2 , Flurbereinigung' gibt einen Über- 
blick über die im Rahmen der verschiedenen Flur- 
bereinigungsformen vorgesehene Maßnahmen- und 
Mittelverteilung. Die Verpflichtungsermächtigun- 
gen sind in Übersicht V 2 dargestellt. 

3. Langfristige Verpachtung in der Flurbereinigung 

Zur Verstärkung der Landangebotes und zu der da- 
mit verbundenen Verbesserung der landwirtschaft- 
lichen Betriebsgrößenstruktur kann die langfristige 
Verpachtung durch Übernahme der in der Flurbe- 
reinigung von den Teilnehmern aufzubringenden 
Geldbeiträge gefördert werden. 

Um dem angestrebten Strukturwandel Rechnung zu 
tragen, müssen die Flächen vorrangig an solche Be- 
triebe verpachtet werden, die uls entwicklungsfähig 
im Sinne der Grundsätze für die Förderung von ein- 
zelbetrieblichen Investitionen in der Land- und 
Forstwirtschaft gelten. Um weiterhin zu erreichen, 
daß die Pachtverhältnisse bei der Neuordnung des 
Verfahrensgebietes Berücksichtigung finden, sollen 
die Anträge auf Förderung bis zum Planwunschter- 
min (§ 57 FlurbG) gestellt werden. 

Diese Maßnahme hat für alle Flächenländer Bedeu- 
tung. Die Schwerpunkte liegen in Bayern, Baden- 
Württemberg und Niedersachsen. 1974 sollen insge- 
samt rd. 9 225 ha von dieser Maßnahme erfaßt wer- 
den, Hiervon liegen allein 7 400 ha in den drei vor- 
genannten Ländern. Bund und Länder stellen 1974 
für die langfristige Verpachtung in der Flurbereini- 
gung insgesamt Zuschüsse in Höhe von 6,777 Mil- 
lionen DM zur Verfügung (siehe auch Übersicht F 3 
, Langfristige Verpachtung in der Flurbereinigung'). 

4. Freiwilliger Landtausch 

Soweit nach den Ergebnissen der agrarstrukturellen 
Vorplanung keine integralen Neuordnungsmaßnah- 
men durchgeführt werden müssen, andererseits 
aber beschleunigte Zusammenlegungsverfahren zu 
kostenaufwendig erscheinen, wird dem freiwilligen 
Landtausch als Maßnahme zur Beseitigung der Be- 
sitzzersplitterung und zur 'Strukturverbesserung 
landwirtschaftlicher Betriebe gegenüber einer Flur- 
bereinigung aus Gründen der Kosten- und Zeiter- 
sparnis der Vorrang eingeräumt. Um dieses agrar- 
strukturpolitisch bedeutsame Instrument möglichst 
effektiv und in möglichst großem Umfang zur An- 
wendung zu bringen, wird neben dem bisher mit 
Bundesmitteln geförderten Tausch auf Eigentums- 
basis im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe auch 
der Tausch auf Pachtbasis gefördert. 

Insgesamt 5 690 ha sollen 1974 von dieser Maßnah- 
me erfaßt werden, davon liegen allein 3 450 ha in 
Niedersachsen. Bund und Länder haben für den 
freiwilligen Landtausch im Haushaltsjahr 1974 Zu- 
schüsse in Höhe von 3,005 Millionen DM eingeplant 
(vgl. Übersicht F 4 , Freiwilliger Landtausch'). 

5. Einzelbetriebliche Maßnahmen 
und ländliche Siedlung 

Neben 'der Flurbereinigung, den wasserwirtschaftli- 
chen und kulturbautechnischen Maßnahmen sowie 


dem Küstenschutz stellt die einzelbetriebliche För- 
derung einen Schwerpunkt dieses Rahmenplanes dar 
(vgl. Übersicht F 5 , Einzelbetriebliche Maßnahmen 
und ländliche Siedlung' und Übersicht V 3 , Ver- 
pflichtungsermächtigungen') . 

5.1. Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben 

Die einzelbetriebliche Investitionsförderung sieht 
ihre Hauptaufgabe darin, den Inhabern entwick- 
lungsfähiger Betriebe Hilfen anzubieten, damit die- 
se ihre betrieblichen Wachstumschancen zur Ver- 
besserung der Einkommen leichter nutzen können. 
Diese Zielsetzung entspricht den im Frühjahr 1972 
vom EG-Ministerrat verabschiedeten Richtlinien für 
eine gemeinsame Agrarstrukturpolitik. Die Förde- 
rungsgrundsätze wurden inzwischen voll an die Be- 
stimmungen der Richtlinie 72/159/EWG angepaßt. 
Damit wird ein Teil der von Bund und Ländern ge- 
tätigten Aufwendungen aus dem Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds (EAGFL) erstattet. 

Der entwicklungsfähige Betrieb ist u. a. dadurch de- 
finiert, daß nach Durchführung der geförderten In- 
vestitionen ein am außerlandwirtschaftlichen Ein- 
kommen orientiertes Arbeitseinkommen sowie eine 
ausreichende Kapitalverzinsung erwirtschaftet wer- 
den kann. 

Das Erreichen eines bestimmten Zieleinkommens 
bedeutet zwar noch keine Garantie für die Entwick- 
lungsfähigkeit eines Betriebes, als Orientierungs- 
maßstab ermöglicht jedoch die Förderungsschwelle 
zusammen mit den anderen Förderungsvorausset- 
zungen wie berufliche Qualifikation, Buchführung 
und Betriebsentwicklungsplan eine klare Aussage 
über seine Zukunftschancen, 

Die auch in der Bundesrepublik bestehenden regio- 
nalen Unterschiede in der Höhe des außerlandwirt- 
schaftlichen Vergleichseinkommens führen dazu, 
daß die Höhe des geforderten Arbeitseinkommens 
regional differenziert werden muß. Hierfür wurde 
das Bundesgebiet in 27 Regionen aufgeteilt. 

Die Förderung des Begünstigten geschieht primär 
durch die Zinsverbilligung von Kapitalmarktdarle- 
hen. Bei größeren Baumaßnahmen kommen öffentli- 
che Darlehen und Beihilfen hinzu. Futterbau- und 
Grünlandbetrieben werden günstigere Finanzie- 
rungsmöglichkeiten eingeräumt als den anderen Be- 
triebstypen. Hierdurch wird der Tatsache Rechnung 
getragen, daß rindviehhaltende Betriebe z. B. gegen- 
über reinen Ackerbaubetrieben wesentlich mehr 
Kapital einsetzen müssen, um eine bestimmte Ein- 
kommenssteigerung zu erreichen. Auch haben die 
Grünlandbetriebe im allgemeinen weniger betriebli- 
che Alternativen. 

Das Schwergewicht der größeren Bauvorhaben liegt 
bei den baulichen Maßnahmen im Altgehöft. Die 
Bedeutung dieser Maßnahmen nimmt laufend zu. 
Aussiedlungen werden nur unter der Vorausset- 
zung durchgeführt, daß an der Verlagerung des Be- 
triebes ein erhebliches öffentliches Interesse be- 
steht. 

Die Länder haben für diesen Rahmenplan insgesamt 
9 028 Fälle angemeldet, in denen Investitionsförde- 
rung gewährt werden soll. 1784 bauliche Maßnah- 
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men im Altgehöft und 399 Aussiedlungen ein- 
schließlich Teilaussiedlungen sollen 'bewilligt wer- 
den. Bund und Länder werden 1974 für Investitio- 
nen in entwicklungsfähigen Betrieben 127,050 Mil- 
lionen DM öffentliche Darlehen, 67,439 Millionen 
DM Zuschüsse und 21,675 Millionen DM Zinszu- 
schüsse zur Verfügung stellen. 

5.2. Rationalisierung von Betrieben durch Verbesserung 
des Wohnteils 

Noch immer besteht ein erhebliches Gefälle zwi- 
schen den Wohnbedingungen der im außerlandwirt- 
schaftlichen oder im landwirtschaftlichen Bereich 
tätigen Menschen. Die Ursache dafür liegt oftmals 
darin, daß in der Landwirtschaft die betrieblichen 
Investitionen Vorrang vor der Verbesserung der 
Wohnverhältnisse genossen haben. Dies soll u. a. 
durch die Förderung von Kauf und Neubau, Aus- und 
Umbau landwirtschaftMcher Wohnhäuser, insbeson- 
dere aber durch Verbesserungsmaßnahmen im ar- 
beitswirtschaftlichen Bereich landwirtschaftlicher 
Wohnhäuser ausgeglichen werden. 

Bund und Länder wollen hierfür 1974 im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe Zuschüsse in Höhe von 
42,720 Millionen DM sowie Zinszuschüsse in Höhe 
von 2,601 Millionen DM zur Verfügung stellen. 

Der finanzielle Schwerpunkt dieser Maßnahmen 
liegt in den größeren Flächenländern. Das sind Nie- 
dersachsen, Bayern und Nordrhein-Westfalen. 

5.3. Ländliche Siedlung 

Durch die Maßnahmen der ländlichen Siedlung sol- 
len im öffentlichen Interesse die Entwicklung und 
der Bestand landwirtschaftlicher Vollerwerbsbetrie- 
be, deren Existenz im Interesse der Bodenordnung 
und der Struktur ländlicher Gebiete erforderlich ist 
(Auffangbetriebe), gefördert werden. Außerdem 
wird durch Bodenzwischenerwerb die Bereitstel- 
lung landwirtschaftlicher Flächen für strukturver- 
bessernde Vorhaben im ländlichen Raum erleich- 
tert. 

Die Förderung von Auf fangbetrieben hat ihren 
Schwerpunkt dort, wo wegen Realteilung, Flurzer- 
splitterung und mangelnder Erschließung eine klein- 
betriebliche Agrarstruktur vorherrscht, entwick- 
lungsfähige Vollerwerbsbetriebe fehlen und die 
landwirtschaftliche Flächennutzung wegen guter 
außerlandwirtschaftlicher Erwerbsmöglichkeiten 
oder auch der Bevölkerungsabwanderung gefährdet 
ist. Diese Maßnahme wird vorzugsweise in Baden- 
Württemberg, in Teilen Bayerns, in Hessen, in be- 
stimmten Teilen Niedersachsens (aber zum Teil 
auch noch in Rheinland^Pfalz und dem Saarland) 
durchgeführt. 

Die Anliegersiedlung (flächenmäßige Betriebsver- 
größerung) hat ihren Schwerpunkt dort, wo zwar 
auch Tendenzen zur Aufgabe der Landbewirtschaf- 
tung zu erkennen sind, gleichwohl jedoch noch 
Vollerwerbsbetriebe vorhanden sind, die sich wei- 
terentwickeln können und als Auffangbetriebe fun- 
gieren werden, sofern man ihnen durch die gezielte 
Zulage von Land, sei es uls Eigenland, sei es vor 
allem als Pachtland, hilft, den Anschluß zu einer 


zügigen Weiterentwicklung zu finden. Der Bedarf 
hierfür ist praktisch in allen Flächenstaaten vor- 
handen, wenn auch mit einer Schwerpunktbildung 
in den norddeutschen Ländern Schleswig-Holstein 
und Niedersachsen, denen mit Abstand Hessen, 
Bayern und Baden-Württemberg folgen. 

Der Bodenzwischenerwerb mit umfassender Zielset- 
zung ist in dieser Form neu. Hier müssen noch wei- 
tere Erfahrungen abgewartet werden. 

Im Haushaltsjahr 1974 stellen Bund und Länder für 
die Maßnahmen der ländlichen Siedlung öffentliche 
Darlehen in Höhe von 64,341 Millionen DM sowie 
17,807 Millionen DM Zuschüsse zur Verfügung. Die 
finanziellen Schwerpunkte dieser Maßnahme liegen 
in Baden-Württemberg, Niedersachsen und Bay- 
ern. 

5.4. Investitionshilfen für Überbrückungsmaßnahmen 

Für nicht entwicklungsfähige Betriebe, die auf 
Grund der besonderen Situation des Betriebsleiters 
z. Z. noch nicht aufgegeben werden können, werden 
beschränkte Investitionshilfen (Zinsverbilligung) 
gewährt. Diese Hilfen sollen es dem Betriebsleiter 
ermöglichen, seinen Betrieb bis zum Erreichen des 
Rentenalters weiter zu bewirtschaften. Daneben 
können auch Betriebe gefördert werden, die sich 
von Haupt- auf Nebenerwerb umstellen. 

Insgesamt werden für diese Maßnahme im Haus- 
haltsjahr 1974 Zinszuschüsse in Höhe von 1,378 
Millionen DM vorgesehen. 

5.5. Buchführung 

Um einen Anreiz zur Aufnahme der Buchführung 
zu geben, wird landwirtschaftlichen Betrieben ein 
gestaffelter Zuschuß zu den Buchführungskosten 
gewährt. Diese Maßnahme ist in der jetzigen Form 
Bestandteil der 1972 vom Ministerrat der EG be- 
schlossenen Richtlinie über die Modernisierung der 
landwirtschaftlichen Betriebe (RL 72/ 159/EWG). Die 
Förderungsgrundsätze wurden an die Vorschriften 
dieser Richtlinien angepaßt.. Der EAGFL beteiligt 
sich an der Finanzierung dieser Maßnahmen. 

1974 werden für diejenigen Betriebe, die im Vor- 
jahr mit der Buchführung begonnen haben, erstmals 
Zuschüsse gewährt. Hierfür ist ein Betrag von 1,503 
Millionen DM vorgesehen. 


6. Förderung der langfristigen Verpachtung 
durch Prämien 

Um das Angebot an langfristigem Pachtland zu er- 
höhen, das für die Verbesserung der landwirt- 
schaftlichen Betriebsgrößenstruktur benötigt wird, 
können Verpächter eine einmalige Verpachtungs- 
prämie erhalten. Die Flächen sind vorrangig an sol- 
che Betriebe abzugeben, die als entwicklungsfähig 
anzusehen sind. 

Diese Maßnahme dokumentiert, daß der Zupacht 
die Priorität gegenüber der Aufstockung durch Flä- 
chenzukauf eingeräumt wird; 'Betriebsvergrößerung 
durch Flächenpacht erhält einerseits die breite 
Streuung des landwirtschaftlichen Bodeneigentums, 
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zusätzlich bringt sie dem landaufnehmenden Land- 
wirt im Gegensatz zum Bodenkauf keine Liquidi- 
tätsprobleme. Hinzu kommt, daß sich die Pachtprei- 
se weitgehend am landwirtschaftlichen Ertragswert 
orientieren; bei den Kaufpreisen ist dies in der Re- 
gel nicht der Fall. 

Die Förderungsgrundsätze wurden an die Bestim- 
mungen der Richtlinie des Rates zur Förderung der 
Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätig- 
keit und der Verwendung der landwirtschaftlich 
genutzten Fläche für Zwecke der Strukturverbesse- 
rung (Richtlinie 72/160/EWG) angepaßt. Die für die- 
se Maßnahme getätigten Ausgaben sind jedoch 
nicht durch den EAGFL erstattungsfähig. 

Der Schwerpunkt des Mitteleinsatzes liegt in Nie- 
dersachsen, Bayern und Schleswig-Holstein. Bund 
und Länder gehen davon aus, daß 1974 für 22 195 ha 
eine Verpachtungsprämie gewährt wird. Hierfür 
sind Zuschüsse in Höhe von 11,167 Millionen DM 
vorgesehen (vgl. Übersicht F6 „Förderung der 
langfristigen Verpachtung durch Prämien''). 


7. Umstellung von Milchkuhbeständen 
auf Bestände zur Fleischerzeugung 

Die Umstellungsprämie gibt einen Anreiz zur Auf- 
gabe der Milchviehhaltung und zur Ausdehnung 
der Rindfleischerzeugung. Sie soll dazu führen, daß 
die Betriebe, die ihre Milchkuhhaltung aufgeben 
und sich auf die Fleischerzeugung umstellen, keine 
unzumutbaren Einkommensverluste hinnehmen 
müssen und ihnen der Umstellungsprozeß somit er- 
leichtert wird. 

Die Maßnahme beruht auf der Verordnung (EWG) 
Nr. 1353/73. Die Kommission der EG hat zusätzlich 
eine Durchführungsverordnung erlassen. 

Während die Prämie in den süddeutschen Bundes- 
ländern Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Baden- 
Württemberg und Bayern schon allen Betrieben ge- 
zahlt werden kann, die mindestens 5 Kühe gehalten 
haben, ist das im norddeutschen Bereich nur in be- 
stimmten Kreisen von Nordrhein-Westfalen und 
von Niedersachsen möglich. 

Die Länder haben 1974 für diese Maßnahme einen 
Mittelbedarf von 41,968 Millionen DM vorgesehen 
(vgl. Übersicht F 7 „Umstellung von Milchkuhbe- 
ständen auf Bestände zur Fleischerzeugung"). Die 
Verpflichtungsermächtigungen sind in der Über- 
sicht V 4 dargestellt. 


8. Leistungsprüfungen in der tierischen Erzeugung 

Leistungsprüfungen sind für eine weitere Rationali- 
sierung in der tierischen Erzeugung unentbehrlich. 
Ihre Ergebnisse bilden die Grundlage für den züch- 
terischen Fortschritt sowie für die Verbesserung 
der Produktivität und Qualität in der Tierproduk- 
tion. 

Die Ergebnisse der Milchleistungsprüfungen sind 
die Basis für eine leistungsgerechte Fütterung der 
Tiere, für die Berechnung des Zuchtwertes der ein- 
gesetzten Bullen sowie für die zur Rationalisierung 


der Milcherzeugung erforderliche Selektion der 
weiblichen Tiere. Mit Hilfe der Populationsgenetik 
ist es dabei möglich, züchterisch wertvolle Bullen 
herauszufinden, um diese dann stärker über die 
künstliche Besamung in der breiten Landeszucht 
einzusetzen. Diese Zuchtwertschätzung ist nur mög- 
lich, wenn ein hoher Anteil milchleistungsgeprüfter 
Tiere vorhanden ist. 

Bund und Länder werden 1974 im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe für diese Maßnahme 18,893 Mil- 
lionen DM einsetzen. Die Schwerpunkte liegen in 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Baden- 
Württemberg (vgl. Übersicht F 8 „Leistungsprüfun- 
gen in der tierischen Erzeugung"). 

Bayern fördert auf der Grundlage des bayerischen 
Landwirtschaftsgesetzes diese Maßnahme ebenso 
wie die weiter unten beschriebenen Erzeuger-Kon- 
trollringe außerhalb der Gemeinschaftsaufgabe 
nach eigenen Grundsätzen. 

Auch NRW finanziert diese Maßnahme allein aus 
Landesmitteln. 

Ebenso wie die Milchleistungsprüfungen für die 
Milcherzeugung sind die Leistungsprüfungsanstal- 
ten für Rinder^ Schweine und Schafe für den züch- 
terischen Fortschritt auf dem Göbiet der Fleischer- 
zeugung von zentraler Bedeutung. Da der Rind- und 
Schaffleischbedarf im EWG-Raum in absehbarer 
Zeit nicht gedeckt werden kann, sind züchterische 
Fortschritte auf diesem Gebiet besonders dring- 
lich. 

Der Bund sowie die Länder Rheinland-Pfalz, Nie- 
dersachsen und Baden-Württemberg stellen 1974 
für Leistungsprüfungsanstalten im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe 1,009 Millionen DM zur Verfü- 
gung. 

Durch den freiwilligen Zusammenschluß der Erzeu- 
ger zu Kontrollringen für Mastschweine, Ferkel, 
Mastrinder, Mastlämmer, Jungmasthammel sowie 
Eier wird eine Verbesserung der Qualität tierischer 
Produkte herbeigeführt. Die Kontrollringe bilden 
vielfach die Grundlage für die Arbeit der Erzeuger- 
gemeinschaften nach dem Marktstrukturgesetz und 
sind somit ein wichtiger marktpolitischer Faktor 
von überregionaler Bedeutung. 

Im Rahmen der Gemeinschafts aufgabe werden Bund 
und Länder 1974 für die Förderung dieser Kontroll- 
ringe Zuschüsse in Höhe von 3,056 Millionen DM 
bereitstellen (vgl. Übersicht F 8 „Leistungsprüfun- 
gen in der tierischen Erzeugung"). 

Dem Schweinehybridprogramm wird besondere Be- 
deutung bedgemessen, weil bei den auf hohe Fleisch- 
leistung gezüchteten Schweinen bei der Anpas- 
sung an veränderte Umweltverhältnisse in zuneh- 
mendem Maße Schwierigkeiten auftreten. Diese äu- 
ßern sich vor allem in mangelnder Vitalität und 
Widerstandskraft sowie in ungenügender Frucht- 
barkeit der Tiere. Da diese Merkmale nur einen ge- 
ringen Erblichkeitsgrad aufweisen, ist ihre züchteri- 
sche Verbesserung nur über ein Kreuzungszucht- 
programm möglich. 

In Erkenntnis der Tatsache, daß die Zuchtbasis ei- 
nes Bundeslandes für ein breit angelegtes Zuchtpro- 
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gramm zu klein ist, haben sich die Länder seit 1970 
zur Durchführung eines gemeinsamen Schweinehy- 
bridprogramms zusammengefunden. Vorläufige Teil- 
ergebnisse zeigen, daß dieses Zuchtprogramm dazu 
beitragen kann, das Leistungspotential in der 
Schweinehaltung zu erhöhen und deren Wettbe- 
werbsfähigkeit zu verbessern. 

Die Förderung erfolgt in Form von Zuschüssen und 
beträgt bis zu 85 ®/o des im genehmigten Kostenplan 
veranschlagten Betrages. Die Zuschüsse belaufen 
sich im Haushaltsjahr 1974 auf 1,970 Millionen DM 
(vgl. Übersicht F8 „Leistungsprüfungen in der tieri- 
schen Erzeugung"). 


9. Beschaffung von Rebpflanzgut für Umstellungen 
im Weinbau 

Durch diese Maßnahme wird die Beschaffung von 
Rebpflanzgut beim Wiederaufbau reblauszerstörter, 
reblausverseuchter und reblausgefährdeter Rebflä- 
chen gefördert, wobei der Wiederaufbau in Ver- 
bindung mit der Flurbereinigung von Rebflächen 
auch als vorbeugende Bekämpfung des Reblausbe- 
falls durchgeführt werden kann. 

Ziel der Maßnahme ist die Strukturverbesserung im 
Produktionsbereich. Beim Wiederaufbau werden 
nur bewährte, den jeweiligen Standortbedingungen 
entsprechende Qualitätsrebsorten angepflanzt, die 
die Voraussetzungen für eine Qualitätsförderung 
der deutschen Weine bilden. 

Die Wiederaufbauvorhäben sind in den meisten 
Fällen mit einer Flurbereinigung der Rebflächen als 
einleitende Maßnahme eng verbunden. 

Die Ausführungskosten für ein Wiederaufbauver- 
fahren einschließlich Flurbereinigung belaufen sich 
je nach Hangneigung der Rebflächen auf durch- 
schnittlich 20 000 bis 60 000 DM/ha. 

Für die Kosten des erforderlichen Rebpflanzgutes 
werden 1974 2,260 Millionen DM Bundes- und Lan- 
desmittel bereitgestellt. 

Die Mittel werden insbesondere in strukturschwa- 
chen Gebieten im Rahmen der Wiederaufbaupro- 
gramme der einzelnen Länder verwandt. Im Rah- 
men der Gemeinschaftsaufgabe führen lediglich die 
Länder Rheinland^Pfalz, Hessen und Saarland diese 
Maßnahme durch. Fast 90 Vo der Mittel werden in 
Rheinland-Pfalz eingesetzt (vgl. Übersicht F9 „Be- 
schaffung von Rebpflanzgut für Umstellungen im 
Weinbau"). 

Bayern fördert diese Maßnahme ausschließlich aus 
Landesmitteln. 


10. Waidbauliche und sonstige forstliche Maßnahmen 

Die waldbaulichen und sonstigen forstlichen Maß- 
nahmen im Sinne der Förderungsgrundsätze umfas- 
sen nicht die Förderung forstwirtschaftlicher Zu- 
sammenschlüsse und den forstlichen Wirtschafts- 
wegebau sowie z. B. bestimmte einzelbetriebliche 
Förderungsmaßnahmen, die an anderer Stelle be- 


handelt werden; sie erstrecken sich nur auf folgen- 
de Teilmaßnahmen: 

Vorarbeiten, d. s. Untersuchungen und Erhebungen, 
die der Vorbereitung der folgenden Teilmaßnahmen 
dienen; 

Aufforstung von landwirtschaftlichen Grenzertrags- 
böden, von Brachflächen und Ödland 

Die Aufforstung dieser Flächen kommt nur in Be- 
tracht, wenn dies insbesondere aus agrarstrukturel- 
len Gründen zweckmäßig sowie landeskulturell zu- 
mindest unbedenklich ist. Die Aufforstung soll ei- 
nen betriebswirtschaftlichen oder volkswirtschaftli- 
chen Nutzen erwarten lassen. 

Umwandlung sowie Umbau von ertragsschwacher 
Bestockung in standortgemäßen Hochwald 

Dafür kommen in Betracht: Nieder^ und Mittelwald 
sowie sonstiger Wald, der überwiegend aus Stock- 
ausschlägen entstanden ist, ferner auch sonstige 
geringwüchsige Waldbestände, wenn die vom na- 
türlichen Standort her mögliche optimale Gesamt- 
zuwachsleistung erheblich unterschritten wird. 

Wertästung 

Hierunter wird das Aufästen einer angemessenen 
Zahl von Bäumen eines Waldbestandes im Jugend- 
alter zwecks Verbesserung der Wertleistung ver- 
standen. 

Die Trennung von Wald und Weide bezweckt die 
Freistellung von Waldgrundstücken von der Vieh- 
weide und dient in erster Linie der Erhaltung eines 
standortgemäßen Waldes auf schwierigen Gebirgs- 
und Mittelgebirgsstandorten. Sie umfaßt die Ablö- 
sung von Weideberechtigungen oder die ersatzwei- 
se Bereitstellung grundsätzlich von bestehenden 
Weideflächen. 

Mit der Förderung der genannten Maßnahmen soll 
bewirkt werden, daß 

— die im Zuge der Umstrukturierung der Landwirt- 
schaft freigesetzten Flächen einschließlich Öd- 
land, soweit sie sich für eine Aufforstung eig- 
nen und aus landeskultureller Sicht dafür in Be- 
tracht kommen, planmäßig in Wald überführt 
werden; 

— die erheblichen forstlichen Strukturmängel Zug 
um Zug gemildert und beseitigt werden, um die 
Nutzfunktionen des Privat- und Körperschafts- 
waldes zu verbessern. 

Die Aufforstung von Grenzertragsböden und Brach- 
flächen steht in einem engen Zusammenhang mit 
der Agrarsfrukturpolitik, soweit diese auf eine Ver- 
besserung der landwirtschaftlichen Betriebsstruktur 
und die Vermeidung von Produktionsüberschüssen 
gerichtet ist. Die Teilmaßnahme hat sich an den Er- 
fordernissen der Raumordnung und Landesplanung, 
der Landschaftsplanung und der Landschaftspflege 
zu orientieren. Grundlage sind die Ergebnisse der 
agrarstrukturellen Vorplanung bzw. der forstwirt- 
schaftlichen Rahmenplanung. 

Gleiches gilt sinngemäß für die übrigen Teilmaß- 
nahmen. 
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Bund und Länder stellen 1974 für die vorgenannten 
Maßnahmen insgesamt Zuschüsse in Höhe von 
15,185 Millionen DM zur Verfügung (vgl. Übersicht 
F 10 „Waldbauliche und sonstige forstliche Maß- 
nahmen") 

11. Landarbeiterwohnungsbau und Anpassungshilfe 
für ältere landwirtschaftliche Arbeitnehmer 

Das Ziel der Förderung des Landar^beiterwohnungs- 
baues liegt darin, der modernen Landwirtschaft ei- 
nen Stamm hochqualifizierter, vielseitig verwend- 
barer Fachkräfte zu erhalten. Die Maßnahme hat ih- 
ren Schwerpunkt naturgemäß in den Bundesländern 
mit Betrieben, in denen auch Fremdarbeitskräfte 
eingesetzt sind oder in denen Betriebshelferdienste 
bestehen. Es sind dies insbesondere die norddeut- 
schen Länder Niedersachsen und Schleswig-Hol- 
stein. 1974 werden Bund und Länder für diese Maß- 
nahme im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe insge- 
samt Zuschüsse in Höhe von 10,763 Millionen DM 
einsetzen (vgl. Übersicht Fll „Landarbeiterwoh- 
nungsbau und Anpassungshilfe für ältere landwirt- 
schaftliche Arbeitnehmer"). 

Die Anpassungshilfe für ältere landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer dient der Anpassung der landwirt- 
schaftlichen Produktion an den Markt und der Ver- 
besserung der Agrarstruktur. Im Zuge dieser Ent- 
wicklung werden Produktionszweige eingestellt 
und Betriebe aufgelöst. Der Entschluß des Betriebs- 
inhabers, derartige Maßnahmen zu treffen, wird 
vielfach gehemmt durch die Sorge- und Treue- 
pflicht gegenüber den davon betroffenen langjäh- 
rig beschäftigten älteren Mitarbeitern. Die Gewäh- 
rung einer Anpassungshilfe an diese Arbeitnehmer 
erweitert seinen Entscheidungsspielraum. 

Das Ausscheiden der Arbeitnehmer aus dem land- 
wirtschaftlichen Produktionsprozeß fördert die 
agrarpolitisch wünschenswerte Verringerung des 
Bestandes an landwirtschaftlichen Erwerbsperso- 
nen. Die Maßnahme entspricht der Richtlinie des 
Rates zur Förderung der Einstellung der landwirt- 
schaftlichen Erwerbstätigkeit und der Verwendung 
der landwirtschaftlich genutzten Fläche für Zwecke 
der Strukturverbesserung (Richtlinie Nr. 72/160/ 
EWG). 

Die Anpassungshilfe wird in Form einer einmaligen 
Abfindung gewährt. Bund und Länder haben für 
1974 1,545 Millionen DM vorgesehen. 

Es handelt sich um eine 1973 eingeführte Maßnah- 
me, die einer gewissen Anlaufzeit bedarf. Der 
Schwerpunkt der Anmeldungen liegt in Nordrhein- 
Westfalen (vgl. Übersicht Fll „Landarbeiterwoh- 
nungsbau und Anpassungshilfe für ältere landwirt- 
schaftliche Arbeitnehmer"). 

12. Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen 

Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen dienen heute nicht mehr in erster Linie 
der landwirtschaftlichen Erzeugungssteigerung. Der 
Schwerpunkt solcher Maßnahmen liegt vielmehr 


— in der Verbesserung der Arbeitsproduktivität 
und der Arbeitserleichterung; 

— in der Sicherung von quantitativ und qualitativ 
gleichbleibenden Ernten; 

— in der Verbesserung der Lebens- und Arbeits- 
verhältnisse in den ländlichen Räumen. 

Im wesentlichen dienen hierzu folgende wasser- 
wirtschaftliche und kultui^bautechnische Maßnah- 
men und die dazu gehörigen Vorarbeiten: 

— Beseitigung naturgegebener Nachteile für Boden 
und Pflanze, d. h. Maßnahmen zur Hebung der 
Bodenfruchtbarkeit in der Landwirtschaft (land- 
wirtschaftlicher Wasserbau). Die Bodenfrucht- 
barkeit hängt im wesentlichen von einem gere- 
gelten Wasserhaushalt ab. 

— Ausgleich des Wasserabflusses sowie Schutz ge- 
gen die zerstörende Wirkung von Wasser und 
Wind, Hierzu zählen im wesentlichen Talsper- 
ren, Hochwasserrückhaltebecken, Flußregelun- 
gen, Wildbachverbauungen, Windschutzanla- 
gen. 

— Befestigung und Neubau von Wirtschaftswegen 
als wesentliche Maßnahmen zur Erhöhung der 
Arbeitsproduktivität der land- und forstwirt- 
schaftlichen Betriebe. Sie dienen der besseren 
Erschließung ihrer Nutzflächen. 

— Der Ausbau der Trinkwasserversorgung in länd- 
lichen Gemeinden dient vor allem der Verbesse- 
rung der Lebens- und Arbeitsverhältnisse auf 
dem Lande. Besondere Bedeutung kommt diesen 
Vorhaben bei der Erschließung schwachstruktu- 
rierter ländlicher Räume zu. Diese Maßnahme 
wird ergänzt durch die schadlose Beseitigung 
des Abwassers aus den Gemeinden des ländli- 
chen Raumes. 

Planung und Durchführung der raumwirksamen 
wasserwirtschaftlichen Maßnahmen sind eng mit 
der allgemeinen agrarstrukturellen Entwicklung 
verbunden. 

In den Rahmenplan sind Zuschüsse in Höhe von 
595,830 Millionen DM und Zinszuschüsse von 8,415 
Millionen DM eingestellt. Diese Maßnahme stellt 
somit innerhalb dieses Rahmenplanes einen deutli- 
chen sachlichen Schwerpunkt dar. 

Räumliche Schwerpunkte für wasserwirtschaftliche 
und kulturbautechnische Maßnahmen im Sinne von 
§ 2 Abs. 2 des GemAgrG sind u. a. die schon seit 
längerer Zeit auch mit Bundesmitteln geförderten 
Regionalprogramme Küstenplan, Emslandprogramm, 
Programm Nord und Alpenplan sowie die Sonder- 
programmgebiete Schwäbische Alb in Baden-Würt- 
temberg, östlicher Oberpfälzer Wald in Bayern und 
die Region Westeifel und Mosel/Saar in Nordrhein- 
Westfalen und Rheinland-Pfalz für den Einsatz der 
wasserwirtschaftlichen Mittel Schwerpunkte ln 
schwach strukturierten ländlichen Räumen gebildet 
worden. Neben den vorgenannten Regional- bzw. 
Sonderprogrammen ist als besonderer Schwerpunkt 
des Hochwasserschutzes noch der Aller-Leine- 
Oker-Plan in Niedersachsen zu nennen. 
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Die Aufteilung der Gesamtkosten auf die einzelnen 
Verwendungszwecke sowie die länderweise Auf- 
gliederung der Mittel ist aus der Übersicht F 12 
„Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen" zu ersehen. Die erforderlichen Ver- 
pflichtungsermächtigungen sind in der Übersicht 
V 7 zusammengestellt. 


13. Maßnahmen auf Grund von EG-Verordnungen; 

Obst und Gemüse (VO [EWG] Nr. 1035/72) 

Fischwirtschaftliche Erzeugnisse (VO [EWG] 

Nr. 2142/70) 

und Hopfen (VO [EWG] Nr. 1696/71) 

Im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation 
Obst und Gemüse ist die Bildung von Erzeugeror- 
ganisationen vorgesehen, die zu einer besseren An- 
passung der Angebote an die Markterfordernisse 
und zu einer stabilen Marktentwicklung beitragen 
sollen. Um deren Gründung und Tätigkeit zu er- 
leichtern, wird den Erzeugerorganisationen eine 
Starthilfe gewährt. Die Höhe dieser Beihilfe ist be- 
grenzt und nur während einer Übergangszeit vorge- 
sehen, Die volle Eigenverantwortung der Erzeuger 
soll! nicht in Frage gestellt werden. 

Die Erzeugerorganisationen müssen bestimmte, in 
der Verordnung (EWG) Nr, 1035/72 (Neufassung 
der VO Nr. 159/66/ EWG) vorgesehene Kriterien er- 
füllen, um förderungswürdig zu sein. Dazu gehört 
insbesondere, daß die Erzeugerorganisationen dem 
Zweck dienen, die Konzentration des Angebotes 
vpn Obst und Gemüse zu fördern und eine Regulie- 
rung der Erzeugerpreise bei den von ihnen ver- 
markteten Produkten zu ermöglichen sowie, daß sie 
geeignete technische Hilfsmittel zur Aufmachung 
und Vermarktung der von ihren Mitgliedern ange- 
dienten Erzeugnisse bereitstellten. Andererseits 
müssen Erzeugerorganisationen ihre Mitglieder ver- 
pflichten, möglichst ihre gesamte, den Beitritt be- 
gründende Produktion über die Erzeuger Organisa- 
tion zu vermarkten und dabei Bestimmungen zu be- 
achten, die der qualitativen Verbesserung der Er- 
zeugnisse und einer Anpassung des Angebotes an 
die Markterfordernisse dienen. 

In den traditionellen Anbaugebieten ist der Aufbau 
•von Erzeugerorganisationen weit fortgeschritten. 
Die Schwerpunkte für den Einsatz der Förderungs- 
mittel liegen weiterhin in den Ländern Niedersach- 
sen, Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg. Ins- 
gesamt sollen 24 Erzeugerorganisiationen mit insge- 
samt 1,834 Millionen DM gefördert werden. ' 

Für fischwirtschaftliche Erzeugnisse ist die EG- Ver- 
ordnung 2142/70 maßgebend. Da die in der BRD be- 
stehenden Erzeugerorganisationen für fischwirt- 
schaftliche Erzeugnisse sich vor Inkrafttreten die- 
ser Regelung gebildet haben und bereits auf Grund 
des Marktstrukturgesetzes gefördert wurden, sind 
sie entsprechend den Bestimmungen der vorge- 
nannten EG-Verordnung auch weiterhin allein aus 
nationalen Mitteln zu fördern. 12 Erzeügerorganisa- 
tionen in Schleswig-Holstein und eine Erzeugeror- 
ganisation in Hamburg sollen Mittel in Höhe von 
0,283 Millionen DM erhalten. 


Auf Grund der Artikel 8 und 9 der Verordnung 
1696/71 über eine gemeinsame Hopfenmarktord- 
nung können von den Mitgliedstaaten anerkannte 
Erzeugergemeinschaften Beihilfen gewährt werden. 

Neben der während einer Übergangszeit degressiv 
gewährten Gründungsbeihilfe ist eine spezifische 
Anpassungs beihilf e für die Sortenumstellung und 
Neugliederung der Hopfen anpflanzungen vorgese- 
hen, In den deutschen Hopfenbaugebieten werden 
z. Z. Vorbereitungen zur Gründung von Erzeugerge- 
meinsdiaften getroffen. Der Schwerpunkt der Maß- 
nahme liegt in Bayern, das hierfür Zuschüsse in 
Höhe von 6,500 Millionen DM vorgesehen hat (vgl. 
Übersicht F 13 „Maßnahmen auf Grund von EG- 
Verordnungen"). 


14. Maßnahmen gemäß Marktstrukfurgesetz 

Die auf Grund des Marktstrukturgesetzes durchzu- 
führenden Maßnahmen sind Bestandteil dieses Rah- 
menplanes. Wegen der .spezialgesetzlichen Rege- 
lung sind jedoch für diese Maßnahmen keine För- 
derungsgrundsätze notwendig. 

Durch idas , Marktstrukturgesetz wird der Zusam- 
menschluß landwirtschaftlicher Betriebe zu Erzeu- 
gergemeinschaften oder zu Vereinigungen von Er- 
zeugergemeinschaften gefördert. 

Für Obst und Gemüse, fischwirtschaftliche Erzeug- 
nisse und Hopfen gelten EG -Vorschriften (vgl. 
Nr. 13). 

Ziel der Förderung ist die Verbesserung der Markt- 
position der Erzeuger, insbesondere durch die Pro- 
duktion von Qualitätserzeugnissen, die kontinuierli- 
che Belieferung des Marktes mit einheitlichen Par- 
tien und die Anpassung des landwirtschaftlichen 
Angebots an die Nachfrage. 

Dem EG-Ministerrat liegt ein Verordnungsvor- 
schlag betreffend die landwirtschaftlichen Erzeu- 
gergemeinschaften imd deren Vereinigungen vor. 
Mit dieser Verordnung sollen die gleichen Ziele 
verfolgt werden, die auch dem Marktstrukturge- 
setz zugrunde liegen. 

Durch die Tätigkeit der Erzeugergemeinschaften 
und deren Vereinigungen erfolgt eine Absatzsiche- 
rung für die betreffenden Landwirte, die in den 
landwirtschaftlichen Betrieben die Möglichkeit zur 
rationellen Ausweitung der Produktion zu mechani- 
sierungswürdigen Einheiten schafft. Insofern ist ein 
Zusammenhang dieser Maßnahme mit dem Einzel- 
betrieblichen Förderungsprogramm gegeben. 

Anerkannte Erzeugergemeinschaften und deren 
Vereinigungen können in den ersten drei Jahren 
nach ihrer Anerkennung staatliche Beihilfen (Start- 
und Investitionsbeihilfen) erhalten, um ihre Grün- 
dung und Tätigkeit zu fördern. Investitionsbeihilfen 
können auch Betriebe des Handels oder der Be- 
und/oder Verarbeitung erhalten, wenn sie unter be- 
stimmten Voraussetzungen mit Erzeugergemein- 
schaften langfristige Lieferverträge eingehen. 

Regionale Schwerpunkte bei der Förderung von Er- 
zeugergemeinschaften lagen bisher in den marktfer- 
nen Gebieten, wobei insbesondere die Erzeugerge- 
meinschaften für Schlachtvieh und Ferkel sowie für 
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Qualitätsgetreide zahienmäßig überwiegen. Weitere 
Schwergewichte liegen bei Erzeugergemeinschaften 
für Wein. Die Anmeldungen für den Rahmenplan 
lassen erkennen, daß auch marktnahe Länder mit 
einer stärkeren Zunahme von Erzeugergemeinschaf- 
ten rechnen; sie lassen ferner erkennen, daß die In- 
vestitionsbeihilfen stärker in den Vordergrund tre- 
ten. ' 

Ingesamt haben Bund und Länder für 1974 Zuschüs- 
se in Höhe von 46,005 Millionen DM eingeplant 
(vgl. Übersicht F 14 „Maßnahmen gemäß Markt- 
strukturgesetz"). 

15. Maßnahmen gemäß Gesetz 

über forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 

Die Förderung forstwirtschaftlicher Zusammen-' 
Schlüsse auf Grund des Gesetzes vom 1. September 
1969 umfaßt die Gewährung staatlicher Beihilfen 
für Erstinvestitionen, die der Verbesserung der 
forstwirtschaftlichen Erzeugung und des Absatzes 
von Forsterzeugnissen dienen, ferner die Gewäh- 
rung. von Zuschüssen zu den Kosten der Verwal- 
tung und Beratung. 

Förderungsfähi'g sind nicht nur die Zusammen- 
schlüsse im Sinne des o. a. Gesetzes, sondern auch 
die nach Landesrecht gebildeten öiffentlich-rechtli- 
chen Waldwirtschaftsgenossenschaften und ähnliche 
Zusammenschlülsse einschließlich der Gemeinschaft's- 
forsten, sofern ihre Aufgabe sich auf die Verbesse- 
rung der forstlichen Erzeugung und des Absatzes 
von Forsterzeugnissen erstreckt. Gleiches gilt für 
die nach der Verordnung über die Bildung wirt- 
schaftlicher Zusammenschlüsse in der Forstwirt- 
schaft vom 7. Mai 1943 gebildeten Forstverbände 
und für nach Landesrecht bisher anerkannte forst- 
wirtschaftliche Zusammenschlüsse des privaten 
Rechts, bis sie nach § 4 des o, a. Gesetzes ausdrück- 
lich aner^kannt sind sowie für nicht förmlich aber- 
kannte Züsammenschlüsse und für Grundbesitzer, 
die mit einer Forstbehörde Verträge über die ge- 
meinschaftliche Betreuung abgeschlossen haben, 
nach Maßgabe von gesetzlichen Voraussetzungen. 

Mit der Förderung soll bewirkt werden, daß die rd. 
700 000 Waldbesitzer insbesondere des kleineren 
und mittleren Nichtstaatswäldes mit mehr als 4 
Millionen ha sich zusammenschließen, um die Be- 
wirtschaftung der angeschlossenen Waldflächen 
und der zur Aufforstung bestimmten Grundstücke 
zu verbessern, insbesondere die Nachteile geringer 
Flächengröße, ungünstiger Flächengestalt, der Be- 
sitzzersplitterung, ider Gemengelage, des unzurei- 
chenden Waldaufschlusses oder anderer Struktur- 
mängel zu überwinden. 

Das für 1974 angemekiete Zuschuß volumen beträgt 
4,913 Millionen DM. (vgl. Übersicht F 15 „Maßnah- 
men gemäß Gesetz über forstwirtschaftliche Zu- 
sammenschlüsse") . 

18. Maßnahmen zur Verbesserung der 
Marktstruktur 

16.1. Verbesserung der Molkereistruktur 

Die Struktur der Molkereiwirtschaft ist, insbeson- 
dere in einzelnen Regionen, unter produktions- und 


absatzwirtschaftlichen Gesichtspunkten noch immer 
verbesserungsbedürftig. Diesem Mangel wird durch 
den Zusammenschluß von Betrieben, durch die Spe- 
zialisierung der Produktion, die Stillegung unrenta- 
bler Kapazitäten und den Neu- oder Ausbau vor- 
handener Betriebe in dem für eine bestmögliche 
Verwertung der Milch notwendigen Umfang abge- 
holfen. Beihilfen können sowohl für die Kosten und 
Verluste der Stillegung, die Abfindung von Arbeit- 
nehmern als auch für die Finanzierung von Investi- 
tionen gewährt werden. 

Förderunigsvoraussetzung ist insbesondere die be- 
triebswirtschaftliche Rentabilität des Vorhabens, 
Den hierzu vorzunehmenden Wirtschaftlichkeitsbe- 
rechnungen müssen u. a. gesicherte Aussagen über 
die langfristige Entwicklung der Milchanlieferung 
und des Absatzes zugrurUde liegen. Insoweit sind die 
Ergebnisse der Förderung im landwirtschaftlichen 
Bereich für die Ausrichtung der Maßnahmen zur 
Molkereistrukturverbesserung von Bedeutung. Ziel 
der Maßnahme ist es, über die Verbesserung der 
Wirtschaftlichkeit der Milchverarbeitung und Ver- 
marktung die Voraussetzung für eine Erhöhung des 
Milchauszahlungspreises zu schaffen. 

Regionale Schwerpunkte dieser Maßnahme liegen 
in den Bundesländern NRW, Niedersachsen, Bayern 
und Schleswig-Holstein. Bund und Länder werden 
1974 im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Zuschüsse 
in Höhe von 64,762 Millionen DM für die Verbesse- 
rung der Molkereistruktur zur Verfügung stellen 
(vgl. Übersicht F 16 „Maßnahmen zur Verbesserung 
der Markt Struktur"). 

16.2. Verbesserung der Struktur bei öffentlichen Schlacht- 
höfen und Lebendviehmörkten (Referenzmärkten) 

Durch diese Maßnahme wird der Aus- und Umbau 
— in Ausnahmefällen auch der Neubau — von öf- 
fentlichen Schlachthöfen sowie die. innerbetriebli- 
che Rationalisierung dieser Betriebe gefördert. Das 
gleiche gilt für den Ausbau und Umbau und die in- 
nerbetriebliche Rationalisierung von solchen 
Schlachtviehgroßmärkten, deren amtliche Preisno- 
tierungen für die Ermittlung des EWG -Marktpreises 
herangezogen werden. Die Maßnahme umfaßt die 
Förderung von allen zum Betrieb dieser Anlagen 
gehörenden technischen Einrichtungen, wie z. B. 
Einrichtung, Erweiterung und Modernisierung voji 
Fleischmärkten oder Anlagen für die Zerlegung 
von Fleisch. 

Hierdurch soll eine bessere Auslastung der öffentli- 
chen Schlachthöfe und eine rationelle Arbeitsweise 
bei wirtschaftlich tragbaren Kosten erreicht wer- 
den. 

Die Bedeutung der öffentlichen Schlachtviehmärkte 
ist in den letzten Jahren zurückgegangen. Dennoch 
spielen einige von ihnen auch weiterhin eine we- 
sentliche Rolle bei der Vermarktung von Schlacht- 
vieh; sie sind bedeutende Faktoren für die Markt- 
transparenz. Aus diesem Grunde sollen die wichtig- 
sten Schlachtviehmärkte gefördert und so in die 
Lage versetzt werden, sich an die veränderten Ver- 
hältnisse anzüpassen. 

Die Förderungsmaßnahmen wurden erstmals 1973 
durchgeführt. Im Jahre 1974 werden zuschußfähige 


96 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1538 


Investitionskosten in Höhe von 88,884 Millionen 
DM anfallen. Der Bund sowie die diese Maßnahme 
durchführenden Länder werden hierfür im Haus- 
haltsjahr 1974 Zuschüsse in Höhe von 15,196 Mil- 
lionen DM bereitstellen (vgl. Übersicht F 16 „Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Marktstruktur"). 

16.3. Verbesserung der Struktur der Zuckerfabriken 

Ziel dieser Förderungsmaßnahme ist es, die Struk- 
tur der Zuckerfabriken, die durch viele relativ klei- 
ne und räumlich dicht zusammenliegende bäuerli- 
che Unternehmen gekennzeichnet ist, zu verbes- 
sern. Die Maßnahme fördert insbesondere den Zu- 
sammenschluß kleiner Betriebe zu größeren lei- 
stungsfähigeren Unternehmen. Vor allem sollen 
zum Zwecke einer verbesserten Marktstellung der 
Abbau überschüssiger Rübenverarbeitungskapazitä- 
ten und eine Rationalisierung der Zuckerherstel- 
lung durch Stillegung veralteter Betriebe erreicht 
werden. Dementsprechend werden Ausbauvorhaben 
nur gefördert, soweit sie unmittelbar mit einer Stil- 
legung im Zusammenhang stehen und nicht im Wi- 
derspruch mit dem angestrebten Kapazitätsabbau 
stehen. 

Diese Maßnahme wird nur im Land Niedersachsen 
und in der bisherigen Ausgestaltung letztmalig 
durchgeführt. Die vorgesehenen Zuschüsse betra- 
gen 5,700 Millionen DM (vgl. Übersicht F 16 „Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Marktstruktur"). 

16.4. Investitionen bei Vermarktungseinrichtungen 
für frisches Obst und Gemüse 

Durch die Förderung von Einrichtungen zur Lage- 
rung, Reinigung, Sortierung und Verpackung von 
Obst und Gemüse sowie zur Herstellung von Naß- 
konserven soll der Absatz von Obst und Gemüse 
verbessert werden. Die Maßnahme schafft Voraus- 
setzungen dafür, geeignete Arten und Sorten zu 
großen einheitlichen Partien zusammenzufassen, sie 
richtig zu behandeln und entsprechend zu lagern. 
Obst und Gemüse kann, nach Qualitätsnormen sor- 
tiert und gekennzeichnet, in angemessener Verpak- 
kung zum richtigen Zeitpunkt dem Frischmarkt oder 
der Verwertungsindustrie zugeführt werden. So 
kann die Produktion und Vermarktung den besonde- 
ren Erfordernissen des stark importbestimmten Obst- 
und Gemüsemarktes angepaßt werden. Insbesondere 
in Verbindung mit der Förderung von Erzeuger- 
organisationen kann eine weitere Konzentration des 
Angebotes und eine Anpassung der Angebotsmen- 
gen an die Markterfordernisse erreicht werden. Im 
Rahmen dieser Maßnahme können ab 1974 auch Ein- 
richtungen zur Herstellung von Naßkonserven ge- 
fördert werden soweit die entsprechenden Vorhaben 
einen Ausbau oder eine innerbetriebliche Rationali- 
sierung beinhalten. 

Besondere Förderungsschwerpunkte sind nach wie 
vor die traditionellen Obst- und Gemüseanbäuge- 
biete in Niedersachsen, Baden-Württemberg, Rhein- 
land-Pfalz und Nordrhein-Westfalen. Von den ins- 
gesamt für diese Maßnahme vorgesehenen Mitteln 
in Höhe von 12,588 Millionen DM fließen allein 
10,513 Millionen DM in diese vier Länder. Da auf 


dem einheimischen Markt gegenwärtig eine scharfe 
Konkurrenzsituation zu Erzeugnissen aus anderen 
Mitgliedsländern der EG besteht, findet ein wichti- 
ger Anpassungsprozeß statt, der durch diese Förde- 
rungsmaßnahme erleichtert wird (vgl. Übersicht 
F 16 „Maßnahmen zur Verbesserung der Markt- 
struktur"). 

16.5. Investitionen bei Vermarktungseinrichtungen 
für Biumen und Zierpflanzen 

Mit der Förderung von Vermarktungseinrichtungen 
für Blumen und Zierpflanzen wird eine verstärkte 
Zusammenfassung der Produktion und eine Verbes- 
serun'g der Angebotsstruktur sowie der Markttrans- 
parenz erreicht. Die Förderungsmaßnahme trägt 
dazu bei, Produktion und Vermarktung den Anfor- 
derungen des modernen Marketings anzupassen, 
um so die Wettbewerbsfähigkeit der einheimischen 
Erzeuger zu verbessern und den Absatz ihrer Er- 
zeugnisse zu sichern. 

Regionale Schwerpunkte befinden sich in den Län- 
dern Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen. 

Die zuschußfähigen Investitionskosten der im Jahre 
1974 zu bewilligenden Vorhaben werden 29,750 
Millionen DM betragen. Bund und Länder stellen 
hierfür Zuschüsse in Höhe von 2,675 Millionen DM 
zur Verfügung (vgl. Übersicht F 16 „Maßnahmen 
zur Verbesserung der Marktstruktur"). 

16.6. Verbesserung der Struktur der Seefischmärkte 

Die Maßnahme wird im Jahre 1974 erstmalig durch- 
geführt. Durch die Förderung , sollen öffentliche 
Seefischmärkte modernisiert und rationalisiert wer- 
den. Öffentliche Seefischmärkte können Investi- 
tionsbeihilfen erhalten. Dem Förderungsziel ent- 
sprechend sind auch Betriebe des Frischfischgroß- 
handels und der -bearbeitung einbezogen, soweit 
sie zu Auktionen zugelassen und an einem öffentli- 
chen Seefischmarkt tätig sind. Diese Betriebe kön- 
nen eine Beihilfe zur Unternehmensstillegung er- 
halten. Damit soll den Inhabern weniger leistungs- 
fähiger Betriebe die Unternehmensstillegung er- 
leichtert werden; es sollen gleichzeitig Vorausset- 
zungen für die Konzentration auf leistungsfähige, 
an öffentlichen Seefischmärkten tätige, Betriebe des 
Frischfischgroßhandels und der -bearbeitung geschaf- 
fen werden. 

Die Unternehmensstillegung soll ferner durch Ge- 
währung von Beihilfen zu Arbeitnehmerabfindun- 
gen erleichtert werden. 

Die Maßnahme wird im Jahre 1974 ausschließlich 
am Seefischmarkt Bremerhaven /durchgeführt. Das 
vorgesehene Zuschußvolumen beträgt 1,000 Millio- 
nen DM (vgl. Übersicht F 16 „Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Marktstruktur"). 

16.7. Investitionen im Bereich der Be- und Verarbeitung 
von Kartoffeln 

Die Maßnahme wird im Jahre 1974 eingeführt. 
Durch die Förderung soll der Neu- und Ausbau so- 
wie die innerbetriebliche Rationalisierung von Fa- 
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brikationsanlagen für aus Kartoffeln hergestellte 
Veredelungserzeugnisse für die menschliche Ernäh- 
rung unterstützt werden. 

Die Maßnahme bezieht sich ebenfalls auf Rationali- 
sierungsvorhaben der Kartoffelstärkeindustrie, die 
wegen der starken Konkurrenz ausländischer Be- 
triebe einer Modernisierung bedarf. Dadurch soll 
ihre Wettbewerbsfähigkeit gestärkt werden. 

Die Maßnahme dient in ihrer Gesamtheit der An- 
passung an die sich ändernden Verzehrs gewohnhei- 
ten der Verbraucher. Der Verbrauch verlagert sich 
weiterhin auf Veredelungserzeugniisse aus Kartof- 
feln; bei Speisekartoffeln ist auch zukünftig mit 
Verbrauchsrückgängen zu rechnen. 

Die Maßnahme wird mit räumlichem Schwerpunkt 
vornehmlich in Niedersachsen und Bayern durchge- 
führt werden. 


17. Küstenschutz 

Nach den katastrophalen Sturmfluten, die sich im 
Februar 1953 an der niederländischen und im Fe- 
bruar 1962 an der deutschen Küste ereignet haben, 
ist es das gemeinsame Anliegen des Bundes und 


der Küstenländer, die Deichsicherung für die rund 
1 Million ha großen Niederungsgebiete — 96 Vo da- 
von sind landwirtschaftliche Nutzflächen — - so 
schnell wie möglich zu gewährleisten. Die fünf gro- 
ßen Herbststurmfluten des Jahres 1973 haben die 
Notwendigkeit dieser Arbeiten wieder eindringlich 
vor Augen geführt. Zu den Sicherungsmaßnahmen 
gehören: Die Verstärkung und Erhöhung der Deiche 
an den Küsten, auf den Inseln und entlang der tide- 
beeinflußten Wasserläufe. Hinzu kommen die not- 
wendigen Befestigungsarbeiten im Vorland sowie 
Deichverteidigungswege und der Bau von Sperrwer- 
ken an der Mündung der Wasserläufe wie Oste, 
Lesum, Ochtum, Eider, Krückau-Pinnau, die dazu 
dienen, Hochwasser abzuwehren und die gefährde- 
ten Deichstrecken zu verkürzen. 

Der noch . erforderliche Gesamtaufwand wird auf 
rund 1,8 Milliarden DM veranschlagt. 

Im Jahre 1974 sind im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe Gesamtzuschüsse in Höhe von 183,706 Mil- 
lionen DM erforderlich. Die Aufteilung auf die ein- 
zelnen Verwendungszwecke sowie die länderweise 
Aufgliederung der Mittel ist aus der Übersicht F 17 
„Küstenschutz" zu ersehen. Die vorgesehenen Ver- 
pflichtungsermächtigungen sind in Übersicht V 10 
enthalten. 


98 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1538 


TEIL IV 

Förderungsschwerpunkte in den einzelnen Bundesländern 


Schleswig-Holstein 

Eine Zusammenstellung aller förderungsfähigen Ko- 
sten und des gesamten Mittelbedarfs für das Haus- 
haltsjahr 1974 findet sich in Übersicht L 1. 

Die sachlichen Schwerpunkte des Mitteleinsatzes 
liegen wie beim 1, Rahmenplan in den vier Berei- 
chen 

— Einzelbetriebliche Maßnahmen und ländliche 
Siedlung 

— Agrarstrukturelle Neuordnung des ländlichen 
Raumes durch Flurbereinigung 

— Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen, insbesondere Trinkwasserversor- 
gung und Abwasserbeseitigung 

— Küstenschutz, 

Auf diese vier Maßnahmengruppen entfallen rund 
92 Vo des im Jahre 1974 für die Förderung vorgese- 
henen finanziellen Volumens. 

Räumlicher Schwerpunkt im Sinne des § 2 GemAgrG 
ist das Göbiet des Programms Nord, das 607 Gemein- 
den mit einer Wohnbevölkerung von 640 000 Ein- 
wohnern im Norden und Westen des Landes um- 
faßt. 

Bei den natürlichen Voraussetzungen- und den 
strukturellen Gegebenheiten dieses Gebiets wird 
der Landwirtschaft auf absehbare Zeit eine über- 
durchschnittliche Bedeutung zukommen. Ihre inten- 
sive Förderung in Abstimmung mit den Maßnah- 
men der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" ist daher zwingend 
notwendig. 

1, Agrarstrukturelle Vorplanung 

Die für die agrarstrukturelle Vorplanung im Jahre 
1974 zur Verfügung stehenden Mittel werden wie 
folgt verwendet: 

— für Maßnahmen im Sinne des § 1 Abs. 1 Gem- 
AgrG, und zwar konzentriert im südöstlichen 
Teil des räumlichen Schwerpunktes Programm 
Nord und in landeskulturellen und infrastruktu- 
rellen Erschließungsräumen, insbesondere in 
Ostholstein, 

— zur Fortschreibung und Vertiefung der bisheri- 
gen — in der Regel kreisweise aufgestellten — 
agrarstrukturellen Vorplanung. 

Insbesondere wird eine Strukturanalyse für den 
Wirtschaftsraum Brunsbüttel erstellt mit den Nahbe- 
reichen Brunsbüttel, Marne, St. MichaeLisdonn, Burg, 
Wüster und Wacken. Der Wirtschaftsraum umfaßt 
eine Fläche von rund 65 000 ha. Hier müssen Aus- 
sagen über die Auswirkungen der zukünftigen wirt- 


schaftlichen Entwicklung des Raumes Brunsbüttel 
getroffen werden. 

Es steht zu erwarten, daß die Ansiedlung gewerbli- 
cher Betriebe in dem gesamten Wirtschaftsbereich 
mit den genannten Nahbereichen in Gang kommt. 
Dabei werden Entscheidungshilfen für die Anord- 
nung weiterer behördlicher Planungen benötigt. 

Im Jahre 1974 ist mit der Einleitung auf einer Flä- 
che von rund 40 000 ha zu rechnen. 

2. Flurbereinigung 

Schwerpunkte der Flurbereinigungstätigkeit liegen 
innerhalb des Gebietes des Programm Nord, hier 
wiederum im Einzugsgebiet der Eider und in An- 
geln. Im Gebiet an der Bider sollen insbesondere 
die Herausnahme von Grenzertragsböden aus der 
landwirtschaftlichen Nutzung und Maßnahmen zur 
Förderung des Fremdenverkehrs im Rahmen dieser 
Verfahren gelöst werden. Die Verfahren in Angeln 
dienen in erster Linie der Stärkung der Wirtschafts- 
kraft des dortigen Raumes durch die bewährten 
Maßnahmen der Flurbereinigung und durch Er- 
schließung des Raumes für die Naherholung und 
den sich an der Ostseeküste und an der Schlei ent- 
wickelnden Fremdenverkehr. 

Weitere Schwerpunkte der Flurbereinigung liegen 
im Zonenrandgebiet und im Hamburger Nachbar- 
raum. Im Zonenrandgebiet gilt ein besonderes Au- 
genmerk der wirtschaftlichen Stärkung dieses Ver- 
kehrs- und industriefernen, aber landschaftlich sehr 
reizvollen Gebietes, insbesondere durch bessere Er- 
schließung für die landwirtschaftliche Nutzung und 
für die Entwicklung des Naherhol ungs- und Frem- 
denverkehrs. Im Hamburger Nachbarraum bringt 
die sich stark entwickelnde Naherholung Probleme 
in den landwirtschaftlich strukturierten Räumen 
mit sich, die im Zuge von Flurbereinigungsverfah- 
ren eine Lösung finden sollen. 

3. Freiwilliger Landtausch 

Bei der Anwendung des freiwilligen Landtausches 
ist in Schleswig-Holstein eine steigende Tendenz zu 
beobachten. 

Irn Planungszeitraum wird mit 25 Tauschvorhaben 
und einer Tauschfläche von 380 ha gerechnet. 

4. Einzelbetriebliche Maßnahmen 
und ländliche Siedlung 

4.1. Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben 

Über 70 ®/o der landwirtschaftlich genutzten Fläche 
(LF) werden in Schleswig-Holstein von Betrieben 
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über 30 ha LF genutzt. Ihre Inhaber sind zu über 
95 Vo hauptberufliche Landwirte. Die sich daraus 
ergebende im Vergleich zum übrigen Bundesgebiet 
große Zahl entwicklungsfähiger Vollerwerbsbetrie- 
be weist eine Produktivitätsentwicklung auf, die 
ebenbürtig neben der gewerblichen Wirtschaft 
steht. Die Landwirtschaft stellt daher in weiten Tei- 
len des ländlichen Raumes Schleswig-Holsteins ein 
tragendes Element dar. 

Die agrarpolitische Zielsetzung der einzelbetriebli- 
chen Förderung ist darauf gerichtet, in allen Teilen 
des Landes leistungsfähige Betriebe zu erhalten und 
zu entwickeln, um die Grundlage für eine zukunfts- 
gerechte ländliche Siedlungsstruktur zu festigen. 

Die schleswig-holsteinische Landwirtschaft hat aber 
trotz starker Produktivitätssteigerungen auch im 
überdurchschnittlichen Wirtschaftsjahr 1971/72 ihre 
für das betriebliche Wachstum notwendigen Inve- 
stitionen nicht einmal zur Hälfte aus Eigenmitteln 
finanzieren können. Daher werden auch in Zukunft 
gezielte Investitionshilfen erforderlich sein. 

Allein in den IV 2 Jahren bis Ende 1972 sind rund 
3 200 Anträge von entwicklungsfähigen Betrieben 
mit zinsverbilligten Kapitalmarktdarlehen, öffentli- 
chen Darlehen und Beihilfen von insgesamt fast 165 
Millionen DM für den Zeitraum 1971 bis 1975 befür- 
wortet worden. Hinzu kamen annähernd 6 000 An- 
träge für notwendige Verbesserungsmaßnahmen im 
Wohnteil, die jedoch nur zu einem Teil befriedigt 
werden konnten. 

In den kommenden Jahren wird mindestens ein 
gleichbleibendes Antragsvolumen erwartet. 

Aussiedlungen und Teilaussiedlungen werden wei- 
terhin nur dann gefördert, wenn das öffentliche In- 
teresse den hohen Aufwand für die baulichen Inve- 
stitionen und die Erschließung der neuen Standorte 
rechtfertigt. 

Die Betriebszweigaussiedlung erlangt größere Be- 
deutung im Rahmen der steigenden Bestandsgrößen 
bei der Schweinehaltung und der damit verbunde- 
nen erhöhten Umweltbelastung. 

1974 wird mit etwa 18 Aussiedlungsverfahren ge- 
rechnet. 

Bei den baulichen Maßnahmen in Altgehöften ha- 
ben die Investitionen für die in Schleswig-Holstein 
weit verbreiteten grünlandbezogenen Tierhaltungs- 
zweige besonderes Gewicht. Hier sind idie Ko- 
sten je Prodüktionseinheit besonders hoch; die 
spezifischen Förderungskonditionen können einen 
gewissen Ausgleich bewirken. Etwa 180 bauliche 
Maßnahmen im Altgehöft sollen 1974 bewilligt wer- 
den. 

Bei den sonstigen betrieblichen Investitionen wird 
das finanzielle Schwergewicht auch künftig bei den 
baulichen Maßnahmen und den Maschinenbeschaf- 
fungen liegen. 1974 wird mit etwa 1 800 Förde- 
rungsfällen gerechnet. 

4.2. Rationatisierung von Betrieben durch Verbesserung 
des Wohntells 

Die Maßnahmen zur Verbesserung des Wohnteils 
werden auch 1974 einen besonderen Schwerpunkt 


der Förderung darstellen. Etwa 3 500 Förderungsfäl- 
le sind vorgesehen. 

4.3. Ländliche Siedlung 

Der Bedarf an Auffangbetrieben ist in Schleswig- 
Holstein zur Zeit noch gering. Es ist daher nur die 
Begründung von jährlich vier solcher Siedlungen 
vorgesehen. Diese werden in exponierter Lage in 
den Grünlandstandorten, vor allem in den Niede- 
rungsgebieten im Westen des Landes, liegen. Eine 
Errichtung neuer Gehöfte erscheint nicht erforder- 
lich, vielmehr sollen die bestehenden Gebäude in 
dem Umfange erweitert werden, wie die Landzula- 
ge durch Kauf oder Pacht es bedingen. 

Angesichts der sich verstärkenden Mobilität des 
landwirtschaftlich genutzten Bodens kommt der An- 
liegersiedlung nach wie vor große Bedeutung zu. Un- 
ter Berücksichtigung der bisherigen Aufstockungs- 
leistungen erscheint im Planungszeitraum (1974 
bis 1977) die Finanzierung von insgesamt 160 Anlie- 
gersiedlungsfällen erforderlich. Dafür sind Förde- 
rungsmittel in Höhe von etwa 28,000 Millionen DM 
aufzuwenden. Dabei wird davon ausgegangen, daß 
die Landzulage durchschnittlich 7 ha groß ist und 
der Ankaufspreis 8 000 DM/ha ausmacht. 

Nach den Erfahrungen der beiden letzten Jahrzehn- 
te kann freiwerdendes Land, das verkauft werden 
muß, weil für eine Verpachtung die Voraussetzun- 
gen fehlen, besonders wirkungsvoll verwertet wer- 
den, wenn es vorübergehend von einem ländlichen 
Siedlungsunternehmen aufgefangen und erst nach 
Abschluß örtlicher Neuordnungsvorhaben den end- 
gültigen Empfängern verkauft wird. Im Planungs- 
zeitraum sollen für diese Maßnahmen etwa 13,600 
Millionen DM bereitgestellt werden. 


5. Förderung der langfristigen Verpachtung 
durch Prämien 

Diese Förderungsmaßnahme erfährt lebhaften Zu- 
spruch und läßt steigende Nachfrage erkennen. 

Für den Planungszeitraum kann mit einem Landan- 
gebot von rd. 21 000 ba gerechnet werden. 


6. Waldbauliche und sonstige forstliche Maßnahmen 

Der im Zusammenhang mit der Agrarstrukturpolitik 
stehenden Aufforstung kommt in Schleswig-Hol- 
stein wegen des geringen Waldanteils und seiner 
windexponierten Lage eine besondere landespflege- 
rische und landeskulturelle Bedeutung zu. Schwer- 
punkte der Aufforstungserwartung sind das Gebiet 
des Programm Nord, die Geest sowie Niederungs- 
gebiete der Eider und der Treene, die einen erhebli- 
chen Anteil an landwirtschaftlichen Grenzertrags- 
böden aufweisen. 

Die forstliche Fachplanung sieht daher unter Be- 
rücksichtigung sachlicher und räumlicher Gesichts- 
punkte im wesentlichen den Mitteleinsatz für Auf- 
forstungsmaßnahmen vor. 
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7. Landarbeiterwohnungsbau 

Diese Förderungsmaßnahme ist in den östlichen Tei- 
len des Landes von besonderer Bedeutung. 

Die Förderungsmittel werden in etwa 80 Fällen ein- 
gesetzt. 


8. Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen 

8.1. Beseitigung naturgegebener Nachteile 
für Boden und Pflanze 

In Schleswig-Holstein ist die Beseitigung der durch 
zu hohe Grundwasserstände naturbedingten Nach- 
teile für Boden und Pflanze und die Vermeidung 
von Überschwemmungen hochwertiger Kultur- und 
Siedlungsflächen durch Regelung des Hochwasser- 
abflusses besonders dringlich. 

Für die meisten Flurbereinigungsmaßnahmen ist die 
Regelung der Vorflutverhältnisse die notwendige 
Voraussetzung. 

Von besonderem Gewicht ist die mit der Entwässe- 
rung verbundene gleichzeitige Verhütung von Hoch- 
wasserschäden. Moorgebiete und Grenzertragsböden 
werden nicht mehr entwässert. Bewässerungspro- 
jekte gibt es nicht. Der Schwerpunkt der Maßnah- 
men, der ursprünglich im Norden und in der Marsch 
lag, verlagert sich, z. T. im Zusammenhang mit den 
Maßnahmen des Küstenschutzes, nach Süden (Dith- 
marschen, Elbmarschen) und in die Geest. 

Voraussetzungen zur Anlage von Rückhaltebecken 
oder gar Talsperren sind kaum vorhanden. Oft er- 
gibt sich die Notwendigkeit der Anlage von Spei-, 
cherbecken (Poldern) hinter den Deichen. 

Das förderungsfähige Investitionsvolumen 1974 wird 
36,948 Millionen DM betragen. 

8.2. Befestigung und Neubau von Wirtschaftswegen 

Schleswig-Holstein verfügt über ein landwirtschaft- 
liches Wegenetz von rund 36 000 km. Hiervon wur- 
den bis 1972 rund 12 000 km (einschließlich Flurbe- 
reinigung) ausgebaut. Der Ausbau weiterer rund 
8 000 km landwirtschaftlicher und forstwirtschaftli- 
cher Wirtschaftswege ist notwendig. Im Hinblick 
auf die Bedeutung des Wegebaues für die Verbes- 
serung der agrarstrukturellen Verhältnisse und für 
die Stärkung der Wirtschaftskraft ländlicher Ge- 
meinden ist beabsichtigt, über die bisherige Förde- 
rung hinaus in Schwerpunktprogrammen den Bau 
von Wirtschaftswegen besonders zu fördern. 

Mit den im Rahmenplan vorgesehenen Mitteln sol- 
len ab 1974 jährlich mindestens 220 km Wege aus- 
gebaut werden. 

8.3. Zentrale Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen 
in ländlichen Gemeinden 

Zur Zeit sind in Schleswig-Holstein rund 81 Vo der 
Bevölkerung an zentrale Wasserversorgungsanla- 
gen angeschlossen. Zur Sicherstellung der Wasser- 
versorgung in allen Bereichen des Landes ist der 
Anschluß weiterer 10— 15 Vo der Bevölkerung an . 


zentrale Wasserversorgungsanlagen erforderlich. 
Um dieses Ziel zu erreichen, sind nach dem „Gene- 
ralplan Wassergewinnung und Wasserversorgung 
in Schleswig-Holstein" insgesamt 900 Millionen DM 
zu investieren. Hiervon werden bis 1985 20 Millio- 
nen DM für die Erkundung der zur Sicherstellung 
des Wasserversorgung erforderlichen Wasserge- 
winnungsmöglichkeiten notwendig. 190 Millionen 
DM sind bis 1985 für den Ausbau von 1 600 km 
Rohrnetzen und 15 Wasserwerken im Rahmen von 
33 Gemeinden und Verbänden aufzuwenden, bei de- 
nen mit dem Ausbau zentraler Wasserversorgungs- 
anlagen bereits begonnen wurde. Weitere 120 Mil- 
lionen DM sind für 33 Maßnahmen mit dem Neubau 
von 743 km Rohrnetzen und 6 Wasserwerken bis 
1985 erforderlich. Bis zu diesem Zeitpunkt sollen 
86 ®/o der schleswig-holsteinischen Bevölkerung 
zentral mit Wasser versorgt werden. 

Zur Zeit sind etwa 61 Vo der Bevölkerung an zen- 
trale Ortsentwässerungsanlagen angeschlossen. Zur 
Erzielung eines ausreichenden Gewässerschutzes 
sind nach dem „Generalplan Abwasser und Gewäs- 
serschutz in Schleswig-Holstein" etwa 2,22 Millio- 
nen Einwohner oder 86 ^/o der Bevölkerung nach 
dem heutigen Bevölkerungsstand an zentrale Orts- 
entwässerungsanlagen anzuschließen. Zur Errei- 
chung dieses Zieles sind in überwiegend ländlichen 
Gemeinden noch 2 070 km Kanal und 150 Kläranla- 
gen für den Anschluß von 820 000 Einwohnern zu 
bauen. Das gesteckte Ziel soll in etwa 25 bis 30 
Jahren erreicht werden. 

Für das Jahr 1974 sind im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe förderungsfähige Investitionen 

— auf dem Gebiet der Abwasserbeseitigung in 
Höhe von insgesamt 54,548 Millionen DM, da- 
von 15,013 Millionen DM Zuschüsse und 11,500 
Millionen DM zinsverbilligte Kapitalmarktdarle- 
hen, 

— für zentrale Wasserversorgungsanlagen insge- 
samt 42,168 Millionen DM, davon 9,593 Millio- 
nen DM Zuschüsse und 7,500 Millionen DM 
zinsverbilligte Kapitalmarktdarlehen 

vorgesehen. 


9. Maßnahmen aufgrund von EG-Verordnungen 

Aufgrund der VO (EWG) Nr. 1035/72 (Obst und Ge- 
müse) hat sich in Schleswig^Holstein eine Erzeuger- 
organisation gebildet, die im Jahre 1974 letztmals 
durch die Gewährung einer Startbeihilfe gefördert 
wird. 

Die in Schleswig-Holstein gebildeten 12 Erzeuger- 
zusammenschlüsse für Fische und «Speisekrabben 
sind als Erzeugerorganisationen nach der VO 
(EWG) Nr. 2142/70 anerkannt worden. Für eine För- 
derung sind in 1974 Mittel in Höhe von 0,100 Mil- 
lionen DM vorgesehen. 


10. Maßnahmen gemäß Marktstrukturgesetz 

In Schleswig-Holstein sind z. Z. 111 Erzeugerge- 
meinscbaften nach dem Marktstrukturgesetz aner- 
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kannt. Damit ist die Bildung von Erzeugergemein- 
schaften im wesentlichen abgeschlossen. 

In Zukunft kommt es darauf an, durch eine Zunah- 
me der Mitglieder einen größeren Teil der Produk- 
tion in den Erzeugergemeinschaften zu bündeln. In 
1974 werden etwa zwei Drittel der Erzeugergemein- 
schaften insbesondere auf dem Getreidesektor aus 
der Förderung nach § 5 Abs. 1 des Marktstrukturge- 
setzes ausgeschieden sein. Startbeihilfen werden an 
etwa 35 Erzeugergemeinschaften insbesondere für 
Schlachtvieh, Fische und Milch sowie eine neu ge- 
bildete Erzeugergemeinschaft für Zuchtvieh zu zah- 
len sein. 

In 7 Fällen ist Gewährung von Investitionsbeihilfen 
vorgesehen. Hierbei wird es sich schwerpunktmä- 
ßig um Maßnahmen von Erzeugergemeinschaften 
oder deren Vermarktern für Getreide, Fische und 
Milch handeln. 


11. Maßnahmen gemäß Gesetz über 

forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 

Die Struktur des Privatwaldes in Schleswig-Hol- 
stein ist ungünstig. Der Privatforstanteil mit rund 
70 000 ha beträgt rund 54 Vo der Gesamtwaldfläche 
des Landes und verteilt sich auf rund 10 000 Betrie- 
be. Erschwerend kommt hinzu, daß es sich im we- 
sentlichen um stark parzellierte Flächen handelt. 
Von den Privatforsten entfallen auf Kleinprivat- 
wald ca. 36 000 ha, der sich auf rund 26 000 ha mit 
9 200 Betrieben in der Größenklasse bis zu 10 ha so- 
wie rund 10 000 ha mit über 500 Betrieben in der 
Größenklasse von 10 — 50 ha zusammensetzt. Insge- 
samt sind von dem Kleinprivatwald rund 21 000 ha 
in forstwirtschaftlichen Zusammenschlüssen zusam- 
mengefaßt, und zwar z. Z. in 2 Forstbetriebsverbän- 
den, 3 Forstbetriebsgemeinschaften, 38 Forstverbän- 
den, 16 Waldbauvereinen sowie mehreren Forstge- 
nossenschaften u. a. Aufgrund des z. Z. relativ gro- 
ßen Anteils kleinerer Zusammenschlüsse, bei denen 
vom Arbeitsvolumen her eine Förderung von Inve- 
stitionen nicht vertretbar ist, werden vorüberge- 
hend die Förderungsmittel zum größeren Teil als 
Zuschüsse zu den Verwaltungskosten vergeben. 

Nach Beseitigung der steuerlichen Hemmnisse ist 
mit einer verstärkten Bildung größerer und lei- 
stungsfähiger Zusammenschlüsse zu rechnen. 


12. Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur 

12.1. Verbesserung der Moikereistruktur 

In Schleswig-Holstein waren nach dem Stand vom 
31. Dezember 1972 noch 180 Molkereibetriebe vor- 
handen. Es ist zu erwarten, daß hiervon noch weit 
über 100 Betriebe stillgelegt werden. Die Stillegun- 
gen werden im wesentlichen im Westteil Schles- 
wig-Holsteins erwartet, da hier noch die meisten 
Kleinbetriebe vorhanden sind. 

Für 1974 ist mit der Stillegung von ca. 20 Betrieben 
mit einer jährlichen Milchanlieferung von ca. 75 
Millionen kg zu rechnen. Zur Förderung der sich 


hieraus ergebenden Projekte sowie für die Abwick- 
lung von Alt-Vorhaben werden im Haushaltsjahr 
1974 Mittel in Höhe von 3,876 Millionen DM benö- 
tigt. 

12.2. Investitionen bei Vermarktungseinrichtungen 
für frisches Obst und Gemüse 

Die schleswig-holsteinischen Obst- und Gemüseer- 
zeuger sind von leistungsfähigen Absatzeinrichtun- 
gen und wettbewerbsfähigen Unternehmen . des 
Handels und der Be- und Verarbeitungsindustrie 
abhängig. Die für das Haushaltsjahr 1974 veran- 
schlagten Mittel in Höhe von 1,000 Millionen DM 
werden für die Gewährung von Zuschüssen für 
Neu- und Ausbau von Vermarktungseinrichtungen 
bereitgestellt. 

12.3. Investitionen für Vermarktungseinrichtungen 
für Blumen und Zierpflanzen 

Die Absatzverhältnisse für Blumen und Zierpflanzen 
in Schleswig-Holstein werden geprägt durch das 
Fehlen kommunaler Großmärkte und den hohen 
Anteil der Selbstvermarktung durch die Erzeuger. 
Bei weiter steigender Nachfrage und Ausweitung 
der eigenen Erzeugung bei gleichzeitiger Speziali- 
sierung im Anbau gewinnt der Großhandel wach- 
sende Bedeutung. 

Die vorhandenen Kapazitäten reichen zur optimalen 
Erfüllung seiner Funktionen vor allem für die Ver- 
marktung von Topfpflanzen und zur Belieferung 
des zweiten Absatzweges (Kettenläden, Kaufhäu- 
ser) nicht aus. Vorrang hat der Ausbau vorhande- 
ner Einrichtungen für die Einzugsbereiche Lübeck 
und Kiel, sowie im Landesteil Schleswig. Für 1974 
ist der Ausbau je einer Vermarktungseinrich- 
tung 

— für Schnittblumen und Topfpflanzen in Lü- 
beck, 

Kosten 0,350 Millionen DM 

— für Topfpflanzen in Kiel, Kosten 0,250 Million- 
DM 

— für Stauden, Blumenzwiebeln und -knollen in 
Schleswig, 

Kosten 0,450 Millionen DM 
vorgesehen. 


13. Küstenschutz 

Die 1963 im Generalplan „Deichverstärkung, 
Deichverkürzung und Küstenschutz" des Landes 
Schleswig-Holstein ausgewiesenen Baumaßnahmen 
werden im Haushaltsjahr 1974 schwerpunktmäßig 
und ihrer Dringlichkeit entsprechend fortgeführt. 

Die 1974 vorgesehenen Vorarbeiten sind Zweckfor- 
schungen im Tidegebiet sowie Untersuchungen und 
Erhebungen für künftige Baumaßnahmen. Das 
Schwergewicht liegt bei der Erkundung des Bau- 
grundes, von geeignetem .Deichboden und bei der 
Durchführung von Meßprogrammen. 

Die Flankensicherung Eiderstedt, die zum festge- 
stellten Plan der Eiderabdämmung gehört, wird mit 
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einer weiteren Teilstrecke von 1 250 m fortgeführt. 
Verbleibende Restarbeiten bei der Eiderabdämmung 
sowie im Bereich der südlichen Meldorfer Bucht 
werden weiter finanziert. Wegen der völlig unge- 
nügenden Deichsicherheit vor dem Christianskoog 
muß die Baumaßnahme MeMorferbucht-Nord in An- 
griff genommen werden. 

Im Haushaltsjahr 1974 wird die Störabdämmung so- 
weit gefördert, daß der Hochwasserschutz für die 
sich 52 km stromabwärts hinziehenden Niederungen 
einschließlich der Stadt Itzehoe 1975 sichergestellt 
ist. 

Neben den Maßnahmen an der schleswig-holsteini- 
schen Westküste wird mit der Verstärkung und Er- 
höhung des Landesschutzdeiches vor der Probstei 
an der Ostseeküste begonnen. 

Zur weiteren Verbesserung der Wehrfähigkeit der 
Deiche werden der Bau von Buhnen, Längs werken 
und ähnlichen Anlagen sowie die Vorlandarbeiten 
bis zu einer Tiefe von 400 m fortgeführt. 

Im Haushaltsjahr 1974 ist ein Zuschußvolumen von 
69,500 Millionen DM vorgesehen. 


Hamburg 

In Übersicht L 2 findet sich eine Zusammenstellung 
aller förderungsfähigen Kosten sowie des gesamten 
Mittelbedarfs für das Haushaltsjahr 1974. 

Die besondere Situation der Landwirtschaft in 
Hamburg wird bestimmt durch die unmittelbare Be- 
einflussung durch die Großstadt und die Tatsache, 
daß der größte Teil der landwirtschaftlich genutz- 
ten Flächen im Niederungsgebiet der Elbe liegt. 
Daraus ergeben sich auch die sachlichen Schwer- 
punkte der Anmeldung zum Rahmenplan: 

— Abschluß des Hochwasserschutzprogrammes 
und Fortsetzung der damit in Zusammenhang 
stehenden wasserwirtschaftlichen Maßnah- 
men, 

— Investitionsförderung zur Verbesserung der 
Struktur einzelner landwirtschaftlicher Betriebe 
Und 

— - Verbesserung der Marktstruktur. 

Die Maßnahmen des Küstenschutzes und der Was- 
serwiytschaft sind Grundvoraussetzungen für die 
landwirtschaftliche Produktion in den Niederungs- 
gebieten. Die Neukonzeption des Küstenschutzes, 
die allen Einwohnern im Tidegebiet dient, wird in 
Kürze auch baulich abgeschlossen. Dagegen wer- 
den wasserwirtschaftliche Maßnahmen auch künf- 
tig einen erheblichen Mitteleinsatz erforderlich ma- 
chen. So bedarf das in den landwirtschaftlichen 
Räumen noch überwiegend vorhandene System der 
kombinierten Ent- und Bewässerung durch ein fein- 
maschiges offenes Grabennetz einer grundlegenden 
Korrektur. 

Die Hamburger Landgebiete, in denen z. Z. auf etwa 
20 000 ha mehr als 3 000 überwiegend Obst- und 
Gartenbaubetriebe mit zusammen rd. 13 000 land- 
wirtschaftlichen Arbeitskräften ihre Existenzgrund- 


lage finden, spielen nicht nur eine erhebliche Rolle 
in der Versorgung des Frischmarktes für die Bevöl- 
kerung im Ballungsraum, sondern sie haben auch 
die wichtigste Funktion, als Freiflächen den Raum 
zu gliedern und der Bevölkerung als Freizeit- und 
Erholungsraum zu dienen. Der igrößte Teil der 
landwirtschaftlichen und gärtnerischen Betriebe 
wird trotz anhaltenden Flächenanspruchs der Stadt 
auch künftig erhalten bleiben. Die im Haupter- 
werb bewirtschafteten Betriebe sind überwiegend 
entwicklungsfähig, bedürfen allerdings, um die an- 
zustrebenden Betriebsgrößen oder Betriebsstruktu- 
ren und damit die an den großstädtischen Verhält- 
nissen orientierten Einkommenserwartungen zu er- 
reichen, der gezielten öffentlichen Hilfen, wie sie in 
den zwischen Bund und Ländern abgestimmten För- 
de rungsgrunidsätzen vorgesehen worden sind. 

Hamburg erfüllt für den norddeutschen Raum eine 
zentrale Marktfunktion, die es zu erhalten oder so- 
gar auszubauen gilt. Die öffentlichen und privaten 
Märkte erfassen neben dem inländischen auch das 
ausländische Warenangebot. Sie haben dadurch ei- 
nen entscheidenden Anteil an der Versorgung der 
Bevölkerung Norddeutschlands. Diese leistungsfä- 
higen Märkte, verschiedene übergebietliche Erzeu- 
gerzusammenschlüsse sowie der zentrale Schlacht' 
hof, die im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe ge- 
fördert werden, soweit sie sich der heutigen agrar- 
politischern Zielsetzung anpassen, haben eine gro- 
ße Zahl von Verarbeitungsbetrieben nach Hamburg 
gezogen, so daß die Ernährungs Wirtschaft einen 
wesentlichen Anteil an der Gesamtwirtschaft stellt. 


1. Agrarstrukturelle Vorplanung 

über den Bereich Süderelbe, der z. T. durch Hafen- 
und Indus tri eplanung in seiner Struktur erhebliche 
Veränderungen erfahren wird, ist eine agrarstruk- 
turelle Vorplanung in Auftrag gegeben worden, die' 
einerseits das Problem der Umstrukturierung aus 
dem landwirtschaftlichen in den industriellen Be- 
reich beleuchten und andererseits für den nach dem 
Flächennutzungsplanentwurf in landwirtschaftlicher 
Nutzung verbleibenden Teil langfristige Leitlinien 
für eine stabile Agrarstruktur ermitteln soll. 

Das Planungs gebiet ist etwa 5 700 ha groß. 


2. Einzelbetriebliche Maßnahmen 
und ländliche Siedlung 

Obgleich die Mittel für bauliche Maßnahmen in 
Altgehöften und sonstige Investitionen in entwick- 
lungsfähigen Betrieben allen landwirtschaftlichen 
und garteribaulichen Betrieben offen stehen, wird 
der Mitteleinsatz schwerpunktmäßig für Vorhaben 
entwicklungsfähiger Gartenbaubetriebe in den 
Vier- und Marschlanden erfolgen; insbesondere für 
die Errichtung von Hochglasanlagen und Gewächs- 
hausheizungen zur Intensivierung der Produktion 
Über das ganze Jahr und ider tdamit verbundenen 
ganzjährigen Auslastung der Arbeitskräfte mit dem 
Ziel eines angemessenen Einkommens. Hier wird 
1974 mit der Bewilligung von rd. 80 Anträgen mit 
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einem gesamten förderungsfähigen Investitionsvo- 
lumen von rd. 7,2 Millionen DM gerechnet. 

In etwa 50 bis 60 Fällen werden Förderungsanträge 
für die Verbesserung der arbeitswirtschaftlichen 
und hygienischen Bedingungen in den Wohnhäusern 
landwirtschaftlicher Betriebe erwartet. Die Zahl der 
Anträge auf Gewährung von Überbrückungshilfen 
für nicht entwicklungsfähige Betriebe wird gering 
sein. 


3. Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen 

3.1. Vorarbeiten 

Die Untersuchungen des unter- und oberirdischen 
Wassers haben zum Ziel, die für die Entwicklung 
der Lebens- und Wirtschaftsverhältnis'se im Ham- 
burger Raum notwendigen wasserwirtschaftlichen 
Voraussetzungen zu sichern. Diese Untersuchungen 
stehen im Zusammenhang mit denjenigen im an- 
grenzenden schleswig-holsteinischen und nieder- 
isächsichen Raum. Die Höhe des Zuschusses beträgt 
1974 0,127 Millionen DM. 

3.2. Ausgleich des Wasserabflusses 

Es handelt sich um Maßnahmen zur Wiederherstel- 
lung und Verbesserung der durch den Bau der neu - 
en Deiche und Hochwasserschutzanlagen beein- 
trächtigten Binnenentwäs/serungen in ländlichen Ge- 
bieten von Hamburg. 

Hierzu gehören 

— der Bau der Schöpfwerke Wilhelmsburg-West 
und Sperlsdeich, 

— die Kleinschöpfwerke Moorburg-West und Fran- 
cop, 

— der Ausbau der Hauptentwässerungisgräben in 
Moorwerder, Finkenwerder, Wilhelmsburg-Süd- 
ost und Wilhelmsburg-West. 

Die Höhe der Zuschüsse beträgt 1974 3,380 Millio- 
nen DM. 

3.3. Zentrale Abwasseranlagen 

Es ist vorgesehen, Druckentwässerungen in den 
landwirtschaftlich genutzten Marschgebieten Ham- 
burgs zu bauen. Wegen des hohen G rund was ser- 
standes war hier die Anlage von Schmutzwassersie- 
len bislang nicht möglich. Das anfallende Schmutz- 
wasser wird in Hauskläranlagen notdürftig gerei- 
nigt und in die offenen Entwässerungsgräben gelei- 
tet. Dieser Zustand ist aus hygienischen Gründen 
nicht länger haltbar. 

Nach Abschluß eines Großversuches mit einer 
Druckentwässerung in Hamburg-Kirchwerder sol- 
len Druckentwässerungen in den Ortsteilen der 
Vier- und Marschlande, in Curslack und in Neuen- 
felde gebaut werden. 

Insgesamt werden hierfür im Jahr 1974 5,750 Millio- 
nen DM Zuschüsse veranschlagt. 


4. Maßnahmen auf Grund von EG>Verordnungen 

Gemäß den EG-Verordnungen Nr. 2142/70 und 171/ 
71 werden Mittel in Höhe von 0,183 Millionen DM 
als Startbeihilfe für eine Vereinigung von Erzeuger- 
organisationen auf dem Gebiet der Fischwirtschaft 
eingesetzt. Auch im 2. Förderungsjahr erreicht die- 
se Vereinigung die festgelegte Förderungshöchst- 
grenze von 50 000 RE. 

Über eine bessere Aufbereitung und zentrale Ver- 
marktung ihrer Produkte soll die Startbeihilfe hel- 
fen, die EinkommeDsverhältnisse der Kutterfische- 
rei zu verbessern. 


5. Maßnahmen gemäß Marktstrukturgesetz 

Zu einer 1973 gegründeten Erzeugergemeinschaft 
für Blumen und Zierpflanzen wird 1974 voraussicht- 
lich eirie zweite auf dem Blumengroßmarkt hinzu- 
kommen. Beide Zusammenschlüsise werden zusam- 
men einen Jahresumsatz von 7 Millionen DM ha- 
ben, welcher bei der Bemessung der degressiven 
Startbeihilfe zu Grunde zu legen ist. Da die Gebäu- 
de im wesentlichen vorhanden isind, wird der zu er- 
wartende förderungsfähige Inveistitionsaufwand von 
zusammen 0,200 Millionen DM relativ gering blei- 
ben. 

An Zuschüssen werden für 1974 insgesamt 0,230 
Millionen DM vorgesehen. 


6. Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur 

6.1. Verbesserung der Struktur bei öffentlichen Schiacht- 
höfen und Lebendviehmärkten (Referenzmärkten) 

Der Strukturwandel von der Lebendvieh- zur 
Fleischvermarktung macht auch am Hamburger 
Zentralschlachthof eine Konzentration und Rationa- 
lisierung der Schlacht- und Vermarktungsvorgänge 
erforderlich. Diese werden verstärkt durch die be- 
reits erfolgte Schließung der Schlachthöfe Ham- 
burg-Altona und Hamburg-Bergedorf »sowie die be- 
vorstehende Einstellung des Schlachtbetriebes in 
Hamburg-Harburg. 

Die innerbetriebliche Rationalrsierung des Ham- 
burger Zentralschlachthofes durch Umbau und 
Modernisierung der technischen Einrichtungen 
wird bereits ständig vorgenommen. Maßnahmen mit 
einem Investitionsaufwand von 6,6 Millionen DM 
sollen nunmehr in die Rahmenpläne 1974 und 1975 
auf genommen werden. Für 1974 ist ein Zuschuß 
von 1 ,300 Millionen DM eingeplant. 

6.2. Investitionen bei Vermarktungseinrichtungen 
für frisches Obst und Gemüse 

Die vorgesehenen 0,050 Millionen DM isind Investi- 
tionsbeihilfen für zwei Erzeugerzusammenschlüsse 
auf dem Gebiet Obst und Gemüse. Die Investitions- 
vorhaben dienen der Rationalisierung und Moderni- 
sierung ihrer Aufbereitungs- und Vermarktungsein- 
richtungen. 
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7. Küstenschutz 

Vorgesehen ist die Fortführung der Arbeiten an den 
neuen Deichen und Hochwasserschutzanlagen in 
Hamburg und Neuwerk. 

Hierzu gehören der Umbau entsprechend der neuen 
Deichhöhe der Hammerbrookschleuse, der Brands- 
hofer Schleuse, der Neuen Schleuse Harburg, des 
Tatenberger Sieles, der Neubau der Hochwasser- 
schutzanlagen von Veddel-West, ein neuer Deich in 
Zollenspieker sowie die Fortführung der Ar'beiten 
zum Ausbau der Deichbinnenböschungen in den 
Vier- und Marschlanden und in Moorwerder. 

Ferner gehört hierzu die Verlängerung eines vor- 
handenen Bohl Werkes als Wellenbrecher zum 
Schutz des Westdeiches der Insel Neuwerk sowie 
die Verstärkung und Ausbesserung des Neuwerker 
Südost-Deiches sowie der Ausbau des Deichvertei- 
digungsweges des Ringdeiches von Neuwerk. 

Die Summe der 1974 vorgesehenen Zuschüsse be- 
läuft sich auf 14,700 Millionen DM. 


Bremen 

In Übersicht L 3 findet sich eine Zusammenstellung 
aller fördemingsfähigen Kosten und des gesamten 
Mittelbedarfs für das Haushaltsjahr 1974. 

Folgende Schwerpunkte sind vorgesehen: 


1. Einzelbetriebliche Maßnahmen 

Von den in der Landwirtschaft und im Gartenbau 
vorhandenen Betrieben werden in Bremen etwa 600 
hauptberuflich bewirtschaftet. Mit den Förderungs- 
maßnahmen sollen vorrangig Investitionsvorhaben 
in entwicklungsfähigen Gartenbau- und Grünland- 
betrieben unterstützt werden. 

Im Bereich des Gartenbaus sind Investitionen für 
die Errichtung von Hochglasflächen und Gewächs- 
hausheizungen notwendig. Die beabsichtigten Maß- 
nahmen können von den Unternehmen nicht allein 
aus eigener Kraft finanziert werden. 

Den entwicklungsfähigen landwirtschaftlichen Be- 
trieben im Lande Bremen bleiben durch das natürli- 
che Grünland wenig betriebliche Alternativen, Un- 
tersuchungen haben gezeigt, daß die Betriebe in 
den Randzonen Bremens von der Betriebsgröße her 
den agrarpolitischen Zielsetzungen entsprechen, 
aber aufgrund des hohen Kapitalbedarfs auf öffent- 
liche Hilfen für den Aufbau einer funktionsfähigen 
Landbewirtschaftung angewiesen sind. 

Im Haushaltsjahr 1974 ist eine finanzielle Förderung 
für etwa 

2 Aussiedlungen 

1 1 bauliche Maßnahmen im Altgehöft 
5 sonstige Rationalisierungen 
29 Wohnhausförderungen 
vorgesehen. 


2. Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen 

Bei den vorgesehenen Maßnahmen zur Beseitigung 
naturgegebener Nachteile für Boden und Pflanze 
handelt es sich um diie Weiterführung der Arbeiten 
des Bremischen Wasserverbandes in der Wümme- 
niederung. Der 1973 begonnene Bau des Polders 
Borgfeld soll 1974 fortgesetzt werden, wofür Zu- 
schüsse in Höhe von 0,477 Millionen DM vorgese- 
hen sind. 

Ferner ist der Ausbau der Blumenthaler Aue vorge- 
sehen, welcher auf bremischem und niedersächsi- 
schem Gebiet gemeinsam durchgeführt werden soll. 
Dieses Niederschlagsgebiet ist 41,7 qkm groß, wo- 
von 10,1 qkm in Bremen und 31,6 qkm in Nieder- 
sachsen liegen. Von den Gesamtkosten von 4 Millio- 
nen DM entfallen auf die bremische Ausbaustrecke 
von rd. 4,4 km 2,8 Millionen DM. Der Ausbau hat 
zum Ziel, die im Interesse der Landeskultur erfor- 
derliche Entwässerung der niiedersächsischen Flä- 
chen zu schaffen und den schadlosen Abfluß des 
Hochwassers durch das bremische Gebiet im Tide- 
einflußbereich der Weser zu gewährleisten. Für das 
Anlaufen der Maßnahmen im Jahre 1974 sind Zu- 
schüsse in Höhe von 0,124 Millionen DM vorgese- 
hen. Beim Bremischen Bodentverband in der Wüm- 
meniederung soll in Fortsetzung des laufenden 
Wegebauprogramms ein Wirtschaftsweg von 1 km 
Länge ausgebaut werden. Der vorgesehene Zuschuß 
beträgt 0,064 Millionen DM. 


3. Maßnahmen gemäß Marktstrukturgesetz und 
Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur 

Bis 1974 sind in Bremen 9 Erzeugergemeinschaften 
gegründet und anerkannt worden, die mit Start- 
und Investitionsbeihilfen gefördert werden. Es han- 
delt sich um Vermarktungseinrichtungen auf dem 
Molkerei-, Vieh- und Fleisch-, Fisch- sowie Garten- 
bau-Sektor. 

Neben der Inanspruchnahme von Startbeihilfen be- 
absichtigen die Erzeugergemeinschaften, als Erstin- 
vestitionen Verpackungs gerate anzuschaffen und 
Lagerkapazitäten zu errichten, um damit ihrem Auf- 
trag der kontinuierlichen Belieferung und Anpas- 
sung des Marktes gerecht zu werden. 

Mittel zur Verbesserung der Marktstruktur in Höhe 
von 1,546 Millionen DM sind für den Neu- und 
Ausbau zusätzlicher Kapazitäten im Obst- und Ge- 
müse-Sektor und für Rationalisierungsmaßnahmen 
zur Verbesserung der Schlachthof Struktur vorge' 
hen. 

Durch die Einbeziehung der Fischwirtschaft wird es 
möglich, die Fischereihafen-Betriebsgesellschaft als 
öffentliche Seefischmarktgesellschaft bei Investitio- 
nen zum Umbau von Hallen und Aufbau von Ab- 
satzeinrichtungen für die Fischwirtschaft zu unter- 
stützen. In den nachgeordneten Stufen ist es aus 
absatzwirtschaftlichen Gesichtspunkten notwendig, 
unrentable Kapazitäten im Zusammenhang mit Ar- 
beitnehmerabfindungen stillzulegen. Für die Maß- 
nahmen in der Fischwirtschaft sind 1,000 Millionen 
DM eingeplant. 
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4. Küstenschutz 

Die Arbeiten zur Absperrung der Unterweserneben- 
flüsse Lesum, Ochtum und Hunte werden fortge- 
führt. 1974 sind folgende Maßnahmen beabsdch- 
tigt: 

Fertigstellung der Tiefbauarbeiten am Lesumsperr- 
werk (Anschluß des Sperrwerks an das Südufer und 
Wasserbauarbeiten an der Lesum istromauf und 
stromab des Sperrwerks sowie sonstige Restarbei- 
tenj. 

Weiterführung der schadenverhütenden Folgemaß- 
nahmen, die durch Auflagen des Planfeststellungs- 
beschlusses notwendig werden. 

Kostenbeteiligung am Ochtumsperrwerk. 

Die ab 1974 erforderlichen Gesamtkosten der von 
Bremen durchzuführenden Maßnahmen im Rahmen 
der Abschleusung ider Unterwesernebenflüsse Le- 
sum, Ochtum und Hunte einschließlich der Kosten- 
beteiligung Bremens an den Maßnahmen auf nie- 
dersä chsis ehern Gebiet haben sich u. a. durch die 
erforderlich gewordenen Erweiterungsmaßnahmen 
am Lesumsperrwerk auf rd. 45,600 Millionen DM 
erhöht. Die Summe der für 1974 vorgesehenen Zu- 
schüsse beläuft sich auf 6,666 Millionen DM. 


Niedersachsen 

Eine Zusammenstellung aller förderungsfähigen Ko- 
sten sowie des gesamten Mittelbedarfs für das 
Haushaltsjahr 1974 findet sich in Übersicht L 4. 

Bei der Durchführung des Rahmenplans bestehen 
folgende räumliche oder sachliche Schwerpunkte; 


1. Agrarstrukturelle Vorplanung 

Die im Jahre 1974 zur Verfügung stehenden Mittel 
werden, -soweit sie nicht für die Fortführung bereits 
laufender Vorplanungen einzusetzen sind, schwer- 
punktmäßig wie folgt verwendet werden: 

— Vorplanungen im Sinne des § 1 Abs. 2 GemAgrG 
in erster Linie für Flurneuordnungsvorhaben 
und andere Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur. 

— In landwirtschaftlichen Problemgebieten, um 
Aufschluß über landwirtschaftliche und außer- 
landwirtschaftliche Entwicklungsmöglichkeiten 
ZU gewinnen. 

— In den im Zuge der Verwaltungs- und Gebietsre- 
form vermehrt entstehenden ländlichen Groß- 
und Samtgemeinden, um 'Entwicklungstendenzen 
aufzuzeigen und den internen Umstrukturie- 
rungsprozeß zu beeinflussen. 

Die Größe der Planungsräume ist allerdings gegen- 
über der Zeit vor dem Inkrafttreten des GemAgrG 
einem Wandel unterworfen. Während früher über- 
wiegend die Gebiete ganzer Landkreise der Vorpla- 
nung unterzogen wurden, werden die künftigen 
Vorplanungen den Nahbereich nur in Ausnahmefäl- 


len überschreiten. Durch die Begrenzung der Pla- 
nungsräume wird gewährleistet, daß der Vorpla- 
nung die für richtig erkannten Durchführungsmaß- 
nahmen unverzüglich folgen können. 

Im Jahre 1974 ist mit der Einleitung von 10 agrar- 
strukturellen Vorplanungen und einer Fläche von 
rd. 150 000 ha zu rechnen. Der Bedarf an Zuschüs- 
sen beträgt 1974 0,750 Millionen DM. 


2. Flurbereinigung 

Die Flurbereinigung steht in Niedersachsen in den 
kommenden Jahren vor zwei Hauptaufgaben; 

— Sie muß in weiten Teilen des Landes, in denen 
die Landwirtschaft Haupterwerbszweig ohne 
nennenswerte Einkommensalternativen ist — in 
erster Linie im Küstenbereich und im Emsland 
— mit ihren herkömmlichen Mitteln (Entwässe- 
rung, Erschließung und Zusammenlegung land- 
wirtschaftlicher Nutzflächen) dafür Sorge tra- 
gen, daß entwicklungsfähige landwirtschaftliche 
Betriebe ein ausreichendes Einkommen erwirt- 
schaften können. Sie wirkt damit gleichzeitig 
der Entleerung dieser Räume entgegen und trägt 
dem Öffentlichen Interesse an der Erhaltung der 
Kulturlandschaft Rechnung. 

— Daneben muß die Flurbereinigung ihren Beitrag 
ZU der für die Lebensfähigkeit des ländlichen 
Raumes unerläßlichen infrastrukturellen Er- 
schließung leisten, indem sie entsprechende Ini- 
tiativen landwirtschaftlicher und außerlandwirt- 
schaftlicher Maßnahmenträger unterstützt und 
-die aus den Eingriffen in den ländlichen Raum 
für die Landwirtschaft resultierenden Folgen 
heilt. 

Aufgrund der mittelfristigen Anmeldungen der Flur- 
bereinigungsbehörden ist davon auszugehen, daß 
noch rd. 600 000 ha bereinigungsbedürftig sind. 1974 
sollen 39 Verfahren mit insgesamt 43 950 ha neu 
eingeleitet werden. 

3,300 Millionen DM öffentliche Darlehen und 50,030 
Millionen DM Zuschüsse sind 1974 für die Flurbe- 
reinigung (einschl. beschleunigte Zusammenlegung) 
vorgesehen. 


3. Einzelbetriebliche Maßnahmen 
und ländliche Siedlung 

Von den 180 000 landwirtschaftlichen Betrieben in 
Niedersachsen werden heute noch etwa 90 000 
hauptberuflich bewirtschaftet. Von diesen können 
40 000 als entwicklungsfähige Vollerwerbsbetriebe 
angesehen werden. 

Die Aufgabe nichtentwicklungsfähiger Betriebe 
wird sich in den nächsten Jahren voraussichtlich 
beschleunigen. 

3.1. Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben 

Das Land Niedersachsen hatte -durch seinen 1962 
eingeführten Stufeninvestitionsplan bereits die För- 
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derung auf die entwicklungsfähigen Betriebe be- 
schränkt. Den Inhabern nichtentwicklungsfähiger 
Betriebe wird seit 1964 durch den sozialen Ergän- 
zungsplan die Aufgabe des Betriebes erleichtert. 

Besondere Schwierigkeiten bestehen in Niedersach- 
sen für die Grünlandbetriebe, weil hier der Kapital- 
einsatz zur Erzielung eines zusätzlichen Einkom- 
mens das 10- bis 12fache des dafür im Ackerbaube- 
trieb benötigten Kapitaleinsatzes beträgt. Einer bes- 
seren Förderung idieser Betriebe kommt somit be- 
sondere Bedeutung zu. 

Es ist vorgesehen, 1974 70 Aussiedlungen, 400 bau- 
liche Maßnahmen im Altgehöft und rd. 1 500 Zins- 
verbilligungsfälle zu bewilligen. 

Hierfür sind 1974 öffentliche Darlehen von 17,750 
Millionen DM, Zuschüsse von 7,400 Millionen DM 
zuzüglich 2,380 Millionen DM für Betreuungsgebüh-J 
ren und zinsverbilligte Kapitalmarktdarlehen in 
Höhe von 106,100 Millionen DM vorgesehen. 

3.2. Rationalisierung von Betrieben durch Verbesserung 
des Wohntells 

1974 wird hier mit der Bewiilligung von 4 600 Fällen 
gerechnet. Hierfür sind Zuschüsse in Höhe von 
8,544 Millionen DM und zinsverbilligte Kapital- 
marktdarlehen in Höhe von 10,200 Millionen DM 
erforderlich. 

3.3. Ländliche Siedlung 

Die siedlungsrechtlichen Handhaben zur Bodenord- 
nung werden auch 1974 mit dem Ziel eingesetzt, 
durch Landauffang, Landbevorratung und Verbesse- 
rung der landwirtschaftlichen Betriebsgrößenstruk- 
tur den Strukturwandel so zu steuern, idaß die wei- 
ten, vorwiegend agrarisch bestimmten Räume Nie- 
dersachsens auch künftig ihre im Interesse der All- 
gemeinheit liegenden Funktionen erfüllen können. 

Besondere Bedeutung wird dem Bodenzwischener- 
werb durch Siedlungsunternehmen beigem'essen. 

Die Maßnahmen haben ihren Schwerpunkt in den 
strukturschwachen landwirtschaftlichen Problemge- 
bieten, also idort, wo nur ein geringer Teil der land- 
wirtschaftlichen Nutzfläche von entwicklungsfähi- 
gen Vollerwerbsbetrieben bewirtschaftet wird. Im 
einzelnen sind die in agrarstrukturellen Vorpla- 
nungen festgelegten Ziele der räumlichen Entwick- 
lung für den Mittel einsatz bestimmend; 1974 wer- 
den vorrangig die agrarstrukturellen Entwicklungs- 
vorhaben „Teüfelsmoor" und „Lüchow^Dannenberg" 
durch Maßnahmen des Bodenzwischenerwerbs un- 
terstützt werden. 

Insgesamt sollen 1974 für die ländliche Siedlung 
13,880 Millionen DM öffentliche Darlehen und 4,560 
Millionen DM Zuschüsse eingesetzt werden. 


4. Waldbauliche und sonstige forstliche 
Maßnahmen 

Bisher wurden in Niedersachsen im Durchschnitt 
jährlich etwa 1 000 ha landwirtschaftliche Grenzer- 
tragsflächen, Brachflächen und Ödland aufgefor- 
stet. 


Die allgemeine agrarstrukturelle Entwicklung wird 
in den kommenden Jahren dazu führen, daß in zu- 
nehmendem Umfang aufforstungsfähige Flächen 
aus der landwirtschaftlichen Nutzung ausscheiden. 
Jedoch kann mit dem Anstieg der jährlichen Erst- 
aufforstungsfläche erst nach der Wiederauffor- 
stung der Sturmschadensflächen aus dem Jahre 
1972 gerechnet werden. 

Im Jahre 1974 werden waldbauliche und sonstige 
forstliche Maßnahmen mit Schwerpunkt in dem von 
der Sturmkatastrophe nicht betroffenen südlichen 
Niedersachsen vorgenommen werden. 

Hier werden Bestandesbegründungen miit Laubholz 
sowie Mischkulturen überwiegend, die teilweise im 
Rahmen der Umwandlung und des Umbaues von er- 
tragsschwacher Bestockung in standortgemäßen 
Hochwald erfolgen. 


5. Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen 

Die geplanten wasserwirtschaftlichen und kultur- 
bautechnischen Maßnahmen sollen zur Einkom- 
menssteigerung in 'den land- und forstwirtschaftli- 
chen Betrieben und zur sozialen Sicherung der in 
der Land- und Forstwirtschaft Tätigen beitragen. 

Allerdings reichen ausschließlich wasserwirtschaft- 
liche und kulturbautechnische Maßnahmen nicht 
aus, um gleiche Lebensverhältnisse in allen Landes- 
teilen zu schaffen. Es bedarf hierzu eines Zusam- 
menwirkens der Gemeinschaftsaufgaben „Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
und „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur". Eine wirkungsvolle Koordination beider 
Gemeinschaftsaufgaben ist gewährleistet. 

Unter Berücksichtigung insbesondere der naturge- 
gebenen Verhältnisse und des damit verbundenen 
Exitwicklungsstandes der ländlichen Räume wurde 
das Land Niedersachsen in die drei Förderungsbe- 
reiche Küstenplangebiet, Binnenland und Emsland- 
gebiet unterteilt. Die Förderungsbereiche sind als 
räumliche Schwerpunkte im Sinne § 2 GemAgrG 
anzusehen. Entsprechend den sachlichen Notwen- 
digkeiten in den einzelnen Förderungsbereichen 
werden die insgesamt im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe für wasserwirtschaftliche und kuT 
turbautechnische Maßnahmen zur Verfügung ste- 
henden Zuschußmittel zunächst global aufgeteilt. 
Für das Haushai tsjahr 1974 wurde folgende Auftei- 
lung festgelegt: 

Förderungsbereich Küstenplangebiet 

60.000 Millionen DM rd. 43,0 Vo 

Förderungsbereich Binnenland 

50,835 Millionen DM rd. 35,5 ^/o 

Förderungsbereich Emslandgebiet 

30.000 Millionen DM rd. 21,5 Vu 


Zuschüsse insgesamt: 

140,835 Millionen DM 100 

Die weitere Aufgliederung der Globalquoten nach 
sachlichen Schwerpunkten in den einzelnen Förde- 
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rungsbereichen und die Koordinierung mit anderen 
Programmen erfolgt für das Küstenplangebiet durch 
den Beauftragten des Landes Niedersachsen für den 
Küstenplan, für das Binnenland durch das Ministe- 
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
und für das Emsland durch die Emsland GmbH. 

Sachlicher Schwerpunkt ist mit etwas unterschied- 
lichen Akzenten in allen drei Förderungsbereichen 
nach wie vor der landwirtschaftliche Wasserbau 
(Hochwassenschutz und Beseitigung naturgegebener 
Nachteile für Boden und Pflanze). Danach folgen die 
zentralen Abwasser- und Wasserversorgungsanla- 
gen in ländlichen Gemeinden und der Wirtschafts- 
wegebau. 

Mit den jährlich verfügbaren Zuschußmitteln kön- 
nen nur die vordringlichsten und effizientesten 
Maßnahmen gefördert werden. So werden die der- 
zeit für notwendig gehaltenen Vorhaben des land- 
wirtschaftlichen Wasserbaues bei gleichbleibenden 
Zuschußraten nicht vor 1995 abgeschlossen sein. 

Günstiger ist die Situation der Siedlungswasser- 
wirtschaft. Bei der Wasserversorgung wird ange- 
strebt, bis zum Jahre 1985 99 Vo der Bevölkerung 
an zentrale Wasserversorgungsanlagen anzuschlie- 
ßen. Am 31. Dezember 1972 deokten noch rd. 10,3 Vo 
der Einwohner ihren Wasserbedarf aus Haus- oder 
Gemeinschaftsbrunnen. 

Im Interesse der Reinhaltung der Gewässer ist es 
notwendig geworden, auch in ländlichen Gebieten 
vollbiologische Kläranlagen zu errichten. Die Ziel- 
setzung ist hier, den Prozentsatz der an eine me- 
chanisch-biologische Kläranlage angeschlossenen 
Einwohner von 56,6 Vo (Stand 31. Dezember 1972) 
bis zum Jahre 1985 auf 90 Vo zu erhöhen. 

Beim Wirtschaftswegebau ist vorgesehen, zumin- 
dest das Netz der Hauptwege von insgesamt 
42 500 km (41 300 km landwirtschaftliche und 
1 200 km forstwirtschaftliche Wege) so schnell wie 
irgend möglich auszubauen. Bis einschließlich 1973 
sind von den vorgenannten Wegen rd. 31 200 km 
fertiggestellt. Bei jährlich gleichbleibenden Zu- 
schußraten wird das gesteckte Ziel nicht vor dem 
Jahre 1991 erreicht werden können. 

5.1. Förderungsbereich Küstenplangebiet 

Das Küstenplangebiet umfaßt insbesondere die kü- 
stennahen und tidebeeinflußten Marsch- und Niede- 
rungsgebiete in den Regierungsbezirken Aurich, 
Stade und im Verwaltungsbezirk Oldenburg. Hier 
muß gleichzeitig mit der Verstärkung und Erhöhung 
der Deiche ein planmäßiger Ausbau der Entwässe- 
rungsanlagen als Grundlage jeder weiteren Er- 
schließung einhergehen. Die kurzen Sielzugzeiten 
reichen im allgemeinen nicht aus, um das Übermaß 
an Wasser abzuführen. Nur mit dem Einsatz von 
Schöpfwerken und mit entsprechend ausgebauten 
Vorflutsystemen können die Niederungsgebiete frei 
von Überschwemmungen gehalten werden. 

Wegen der begrenzten Zuschußmittel können nur 
vordringliche Maßnahmen ausgeführt werden. Be- 
vorzugt in der Reihe der Dringlichkeit ist unter an- 
derem die Fertigstellung der Hauptschöpfwerke 
und ihrer Zubringer. Von den insgesamt veran- 


schlagten Mitteln in Höhe von 60,000 Millionen DM 
entfallen 42,839 Millionen DM (rd. 71 %) auf Vorha- 
ben des landwirtschaftlichen Wasserbaues. 

Für Maßnahmen des Siedlungswasserbaues sind 
etwa 19% des Gesamtansatzes (11,255 Millionen 
DM) vorgesehen. Im einzelnen ist der Anschluß 
von 4 500 Einwohnern an zentrale Wasserversor- 
gungsanlagen und 23 800 EGW an zentrale Abwas- 
seranlagen geplant. 

An Wirtschaftswegen sollen etwa 105 km mit ei- 
nem Zuschuß von 3,751 Millionen DM ausgebaut 
werden. Der Restbetrag von 2,155 Millionen DM ist 
für Vorarbeiten (Generalpläne und Landbaupläne) 
sowie für sonstige Maßnahmen gemäß § 1 Abs. 1 
GemAgrG vorgesehen. 

5.2. Förderungsbereich Binnenland 

Der Förderungsbereich Binnenland umfaßt die au- 
ßerhalb des Küstenplan- und Emslandgebietes lie- 
genden Landesteile. Sachlicher Schwerpunkt ist in 
diesem Bereich mit rd. 36,400 Millionen DM (etwa 
71 % des Gesamtansatzes) der Hochwasserschutz 
(Ausgleich des Wasserabflusses und Schutz gegen 
die zerstörende Wirkung von Wasser und Wind). 

Neben weiteren Hochwasserschutzmaßnahmen in 
den Flußgebieten der Hunte, Mittelweser, Ilmenau, 
Jeetzel und Hase sind hier insbesondere die Vorha- 
ben im Rahmen des Aller-Leine-Oker-Plans zu nen- 
nen. Das Ziel, diese Talniederungen frei von stän- 
dig wiederkehrenden umfangreichen Überschwem- 
mungen durch Hochwasser zu halten, kann nicht 
allein durch die Vergrößerung der Abflußquer- 
schnitte, sondern nur in Verbindung mit einer An- 
zahl von Hochwasserspeichern — Talsperren und 
Rückhaltebecken — erreicht werden. Das z. Z. im 
Bau befindliche größte Einzelvorhaben ist das 
Flochwasserrückhaltebecken Salzderhölden. Es liegt 
unmittelbar unterhalb der Rhumemündung und hat 
einen Inhalt von 37,4 Millionen m^ bei einem zuge- 
hörigen Niederschlagsgebiet der Leine von 
2 200 km^. Mit den Ausbauarbeiten wurde im Haus- 
haltsjahr 1972 beigonnen. Die Fertigstellung ist bei 
derzeitig veranschlagten Baukosten von 93 Millio- 
nen DM für 1982 geplant. 

Außerhalb des Aller-Leine-Oker-Plans ist als weite- 
res bedeutendes Hochwasserrückhaltebecken die 
Anlage „Alfhausen-Rieste" im Niederschlagsgebiet 
der Hase im Bau. Dieses Becken, mit dem 1971 be- 
gonnen wurde, hat eine Größe von 20,8 Millionen 
JTV\ Die Ausbaukosten sind mit 60,2 Millionen DM 
veranschlagt. Bei jährlichen Bauvolumen von 6 bis 
7 Millionen DM wird erwartet, daß im Jahre 1980 
das erste Hochwasser gespeichert werden kann. 

Für Vorhaben des Siedlungs Wasserbaues sollen 4,5 
Millionen DM aufgewendet werden. Bei diesem 
Mitteleinsatz können rd. 7 300 Einwohner an zen- 
trale Wasserversorgungsanlagen und rd. 65 000 
EGW an zentrale Abwasseranlagen angeschlossen 
werden. 

An Wirtschaftswegen sollen etwa 275 km mit ei- 
nem Zuschuß von 6,960 Millionen DM ausgebaut 
werden. 
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Darüber hinaus sind 0,610 Millionen DM für ver- 
schiedene Zweckforschungen und 2,400 Millionen 
DM für die Beseitigung naturgegebener Nachteile 
für Boden und Pflanze eingeplant. 

5.3. Förderungsbereich Emslandgebiet 

Ziel der iEmslanderschließung ist (die verkehrsmäßi- 
ge und wasserwirtschaftliche Aufschließung, die 
Verbesserung der Agrarstruktur zwecks Erhöhung 
der Produktivität der landwirtschaftlichen Betriebe 
und die Ansetzung gewerblicher und industrieller 
Betriebe. 

Zur Lenkung dieses Erschließungswerkes wurde 
1951 die Emisland GmbH mit den Gesellschaftern 
Bundesrepublik Deutschland, Land Niedersachen 
und den acht Landkreisen Aschendorf-Hümmling, 
Grafschaft Bentheim, Längen, Meppen, Leer, Clop- 
penburg, Bersenbrück und Vechta gegründet. Die 
Emsland GmbH umfaßt ein Arbeitsgebiet von 
550 000 ha einschließlich der Regelung der Groß- 
wasserwirtschaft der Hase im Gebiet aller Partner- 
kreise. 

Im Rahmen der Emslanderschließung sollen folgen- 
de Ziele erreicht werden: 

— Verbesserung der landeskulturellen Verhältnis- 
se sowie Verbesserung der Verarbeitungs- und 
Vermarktungseinrichtungen landwirtschaftlicher 
Produkte, Umschulung der aus der Landwirt- 
schaft Aus, scheidenden in den dafür vorhandenen 
Einrichtungen der Industrie und des Hand- 
werks. 

— Aufforstungen von Grenzertragsböden und Schaf- 
fung von Windschutzanlagen als landschafts- 
pflegerische Maßnahmen. Entwicklung von Nah- 
erholungsgebieten. 

— Stärkung der Wirtschaftskraft als Vorausset- 
zung zur Steigerung (des Bruttoinlandsproduktes 
und der Realsteuerkraft. 

Die Finanzierung der Planungen der Agrarstruktur, 
der Landschaftspflege sowie der Wirtschafts-, Infra- 
und Bevölkerungsstruktur erfolgt mit Hilfe von 
Emsland-Sondermitteln. Durch den Übergang des 
Emslandprogrammes in die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" ist eine Finanzierung nur noch aus Mit- 
teln der Gemeinschaftsaufgabe möglich. 

Das Emslandpragramm ist im Sinne von § 2 
GemAgrG als räumlicher und sachlicher Schwer- 
punkt ainzusehen. 

Es ist notwendig, dieses Regionalprogramm weiter- 
zuführen, um die großräumig eingeleiteten Maßnah- 
men zu einem befriedigenden Abschluß zu brin- 
gen. 

Es wird angestrebt, in einem Zeitraum von 10 Jah- 
ren rd. 27 000 Arbeitsplätze für Männer zu schaffen. 
Daher ist es weiterhin notwendig, auch Investi- 
tionshilfen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgäbe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
für den gesamten Erschließungsraum in den ausge- 
wiesenen Schwerpunktorten zu gewähren. 


Nur das Zusammenwirken aller Maßnahmengrup- 
pen, vor allem auf den Gebieten der Agrar-, Wirt- 
schafts- und Infrastruktur, garantiert den sinnvollen 
Abschluß des Gesamterschließungswerkes. Die da- 
mit verbundene volkswirtschaftliche Gesundung 
des Raumes rechtfertigt den hohen Einsatz öffentli- 
cher Mittel und wird dem im Gesellschaftsvertrag 
festgelegten Gesellschaftszweck der Gesamter- 
schließung gerecht. 


6. Maßnahmen gemäß Gesetz 

über forstwirtschaftliöhe Zusammenschlüsse 

Bei der Beseitigung der durch den Orkan am 
13. November 1972 verursachten Schäden im nie- 
dersächsischen Privatwald hat sich der Wert lei- 
stungsfähiger forstwirtschaftlicher Zusammenschlüs- 
se für die Waldbesitzer und die Allgemeinheit 
besonders deutlich gezeigt. Der unerwartet schnelle 
Fortschritt bei der Beseitigung der Sturmschäden 
im niedersächsischen Privatwald ist sehr weitgehend 
der überbetrieblichen Organisation und Durchfüh- 
rung der Aufarbeitung und der Vermarktung des 
Sturmholzes durch die forstwirtschaftlichen Zusam- 
menschlüsse zu verdanken. 

Die Einzelwaldbesitzer konnten dadurch die unver- 
hältnismäßig hohen technischen und finanziellen 
Anstrengungen zur Beseitigung der Sturmschäden 
in ihren Wäldern gemeinschaftlich vornehmen. 

Förderungsmittel für die forstwirtschaftlichen Zu- 
sammenschlüsse werden künftig vermehrt für die 
weitere Mechanisierung der Forstarbeit (Beschaf- 
fung von Maschinen und Geräten für die Holzver- 
wertung und -bringung und für die Kulturvorberei- 
tung) und insbesondere auch für die Anlage von 
Holzaufarbeitungs- und Lagerplätzen erforderlich 
sein. 

Wegen der Gründung weiterer Zusammenschlüsse 
insbesondere lim Süden und Nordwesten Nieder- 
sachsens werden auch künftig weitere Mittel für 
Beihilfen zu (den Verwaltungskosten benötigt. 

1974 sind Zuschüsse in Höhe von 2,090 Millionen 
DM vorgesehen. 


7. Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur 

7.1. Verbesserung der Struktur bei öffentlichen Schlacht- 
höfen und Lebendviehmärkten (Referenzmärkten) 

Die als Auswirkung des Schlachthofstrukturplanes 
für Niedersachsen begonnene Stillegung von nicht 
entwicklungsfähigen kommunalen Schlachthöfen 
(bis 1973 insgesamt 7 Schließungen) wird sich auch 
1974 fortsetzen. Diese Strukturbereinigung bedingt 
insbesondere bei den entwicklungsfähigen Regio- 
nalschlachthöfen verstärkte Rationalisierungsmaß- 
nahmen. Außerdem sind Investitionsbeibilfen für 
den Ausbau und innerbetriebliche Rationalisie- 
rungsmaßnahmen der Schiwerpunktschlachthöfe 
Hannover, Braunschweig und Oldenburg vorgese- 
hen. 
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1974 werden für die genannten Maßnahmen Zu- 
schüsse in Höhe von 2,000 Millionen DM benö- 
tigt. 

7.2. Verbesserung der Struktur der Zuckerfabriken 

Mit dem Gesamtbetrag von 5,700 Millionen DM 
wird die Stillegung von Zuckerfabriken durch Ge- 
währung von Zuschüssen für die Abfindung von 
Arbeitnehmern und zum Verlustausgleich sowie 
der Ausbau verbleibender Fabriken nach Fusionen 
gefördert. Dabei liegen die Schwerpunkte in den 
Gebieten Hannover, Hildesheim und Braun- 
schweig. 

7.3. Investitionerr bei Vermarktungseinrichtungen 
frisches Obst und Gemüse 

Der Gesamtbetrag in Höhe von 4,000 Millionen DM 
ist vorgesehen, um den Bau, Ausbau und die Ver- 
besserung von Lager-, Reinigungs-, Sortier-, Ver- 
packungs- und Absatzeinrichtungen für Obst und 
Gemüse von voraussichtlich 60 Vorhaben zu fördern. 

Die regionalen Schwerpunkte liegen für Obst an 
der Niederelbe und für Gemüse in den Gebieten 
Ostfriesland-Emsland und Braiunschweig^Harz. 


8. Küstenschutz 

Das Küstengebiet wurde in unterschiedlichen Zeit- 
ahständen immer wieder verwüstet. Zuletzt hatten 
katastrophale Sturmfluten in den Jahren 1953 und 
1962 in den Niederlanden und an ider deutschen Kü-. 
ste zu schweren Verlusten geführt. Rd. 37 000 ha 
Niederungs gebiete kamen 1962 unter Wasser. 
Schwere Zerstörungen erlitten die Inselschutzwerke 
und Strandmauern auf den ostfriesischen Inseln. Es 
erwies sich als notwendig, die nach 'der Holland- 
Katastrophe ab 1954 auch in Niedersachsen vor- 
sorglich eingeleiteten Sicherungsarbeiten an Dei- 
chen und Schutzwerken wesentlich zu verstär- 
ken. 

Das von ider Niedersächsischen Landesregiierung 
entwickelte Niedersächsische Küstenprogramm — ■ 
Deichbau und Inselschutz ab 1963 — - umfaßt folgen- 
de Maßnahmen: 

— Erhöhung und Verstärkung von 585 km Haupt- 
deichen (See- und Flußdeiche), 

— Neubau von 24 Deichsielen und 7 Sperrwerken, 
um die Deichlinie von 872 km auf 615 km zu 
verkürzen. 

— Bau von 660 km Deichverteidigungswegen, 

— Ausbau der Inselschutzwerke und Weiterfüh- 
rung der Vorlandsicherungen an der Küste. 

Auf der Grundlage dieses Programms wird seither 
mit allen zu Gebote stehenden technischen und fi- 
nanziellen Mitteln an der Sicherung der Küste ge- 
arbeitet. Träger der Arbeiten sind im wesentlichen 
die 27 niedersächsischen Deichverbände. Die Deich- 
verbände haben für die Unterhaltung der Deiche zu 
sorgen, an den Baukosten müssen sie sich nicht 
mehr beteiligen. 


Im einzelnen sind 1974 folgende Maßnahmen vorge- 
sehen: 

— Vorarbeiten 

« 

Es sollen Modelluntersuchungen über die Ab- 
schleusung der Unterwesernebenflüsse weiter- 
geführt werden. 

— Neubau, Verstärkung und Erhöhung von Hoch- 
wasserschutzwerken 

Im Haushaltsjahr 1974 müssen mit einem Auf- 
wand von 42,040 Millionen DM weitere rd. 20 
km Hauptdeiche auf ihre endgültige Höhe und 
Stärke gebracht werden. 

Die Deichbaumaßnahmen werden in der Haupt- 
sache in folgenden Verbänden durchgeführt: 

Deichacht Krummhörn, Deichacht Norden, Ver- 
einigte Emsdeichachten, Leda-Jümme-Verband I, 
II. und III. Oldenburgischer Deichverband, 
Deichverband Vogtei-<Neuland, Deichverband 
Nord- und Südkehdingen und Deichverbände I. 
und II. Meile Alten Landes. 

— Sperrwerke und Bauwerke in Hochwasser- 
schutzwerken 

Neben einigen Sieibauten soll im Haushaltsjahr 
1974 insbesondere das Ochtumsperrwerk weiter- 
geführt werden. Am Ilmenau- und Lesumsperr- 
werk sind noch Restarbeiten auszuführen. 

— Buhnen und ähnliche Anlagen 

Im Haushaltsjahr 1974 müssen die Inselschutzar- 
beiten auf den ostfriesischen Inseln weiter vor- 
angetrieben werden, und zwar auf Langeoog, 
Norderney und Borkum. Daneben ist der Ufer- 
schutz durch Buhnen, Lahnungen und Deichwer- 
ke unerläßlich. 1974 sind hierfür Zuschüsse von 
4,500 Millionen DM vorgesehen. 

— Vorlandarbeiten vor scharliegenden Seedei- 
chen 

Auf einer Strecke von 68 km wird im Zuge des 
aktiven Küstenschutzes die Sicherung des Vor- 
landes erforderlich. Die Arbeiten werden 1974 
fortgesetzt. 

Die Hauptarbeiten werden an der Küste in den 
Landkreitsen Leer, Norden und Wittmund durch- 
geführt. Die Kosten der Maßnahme betragen 
1974 6,000 Millionen DM. 


Nordrhein- W estf alen 

Eine Zusammenstellung aller förderungsfähigen Ko- 
sten sow'ie des gesamten Mittelbedarfs für das 
Haushaltsjahr 1974 findet sich in Übersicht L 5. 

In Nordrhein-Westfalen gehören nur noch 3,8 v. H. 
aller Erwerbstätigen zur Land- und Forstwirtschaft; 
ihr Beitrag zum Sozialprodukt liegt bei 2,5 v. H. Der 
Bedeutung dieses Wirtschaftsbereiches in Nord- 
rhein-Westfalen mit seiner hohen Bevölkerungskon- 
zentration wird man bei einem zahlenmäßigen Ver- 
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gleich mit anderen Bereichen der Volkswirtschaft 
jedoch nicht gerecht. Bei weiterhin abnehmender 
Tendenz der Anzahl der landwirtschaftlichen Be- 
triebe und des Anteils der in diesem Wirtschafts- 
bereich Erwerbstätigen muß die Agrarpolitik des 
Landes sicherstellen, daß die verbleibenden Land- 
wirte auf verringerter landwirtschaftlicher Nutz- 
fläche nach wie vor die besonderen Aufgaben der 
Land- und Forstwirtschaft in Verdichtungsräumen 
wahrnehmen können: 

— Produktion von Nahrungsgütern im Interesse 
der Versorgungssicherheit auf regionaler Basis 

— Aufrechterhaltung einer ausreichenden ver- 
brauchsorientierten marktnahen landwirtschaft- 
lichen Produktion zur Förderung eines markt- 
wirtschaftlichen Wettbewerbs 

— Gewährleistung eines unmittelbaren Angebotes 
an Frischprodukten, die aus Gründen der Halt- 
barkeit und des Transportes bei Erzeugung in 
Marktnähe dem Verbraucher kostengünstiger 
oder mit besserer Qualität angeboten werden 
können 

— Erhaltung und Pflege der biologischen Umwelt, 
die angesichts der Konzentration von Menschen 
und Industrie in Nordrhein-Westfalen besonders 
gefährdet ist. 

Zwar begünstigt die Zusammenballung der Ver- 
braucher in Nordrhein-Westfalen den Absatz der 
einheimischen Erzeugnisse, auf der anderen Seite 
führt dies aber zu einer scharfen marktpolitischen 
Konfrontation, denn die agrarexportorientierten 
Nachbarländer werden auch in Zukunft versuchen, 
ihre Erzeugnisse hier abzusetzen. Deshalb ist es 
von entscheidender Bedeutung, leistungsfähige 
Vermarktungs- und Absatzeinrichtungen zu schaf- 
fen und fortzuentwickeln. 


1. Agrarstrukturelle Vorplanung 

Es ist beabsichtigt, 1974 in 6 Verfahren mit insge- 
samt 70 000 ha Förderungsmittel in Höhe von 0,700 
Millionen DM einzusetzen. Die Mittel werden 
schwerpunktmäßig eingesetzt zur Finanzierung von 
Vorplanungen für Flurbereinigungsmaßnahmen und 
für landwirtschaftliche Problemigebiete. Die Vor- 
planung wird außerdem in Gebieten durchgeführt, 
in denen im Zuge der kommunalen Neugliederung 
neue Gemeinden entstanden sind. 


2. Flurbereinigung 

Die Verfahrensgebiete sind so ausgewählt, daß die 
Flurbereinigung der im Landesentwicklungsgesetz 
und in den Lan'desentwicklungsplänen angestrebten 
Entwicklung der räumlichen Struktur unter Berück- 
sichtigung der Dorferneuemnjg, der Verkehrser- 
sdiließung und der Landschaftsordnung Rechnung 
tragen kann. 

Im Landesteil Westfalen sind hierbei besondere 
SchwerpunJkte zur Durchführung von wasserwirt- 
schaftlichen Maßnahmen und von Wirtschaftswege- 


bau die Em,s-Lippe-Niederung und die Aue-Diek- 
Niederungen und die Einbettung von Verkehrsbän- 
dern (Bundesautobahnen und Bundesstraßen). Im 
Landesteil Rheinland sind hauptsächlich Schwer- 
punkte zur Einbettung der hier besonders dichten 
Verkehrsbänder notwendig geworden. 

1974 soll in Verfahren nach dem Flurbereinigungs- 
gesetz für mindestens 25 000 ha die Einweisung in 
die neuen Grundstücke erfolgen. 


3. Einzelbetriebliche Maßnahmen 
und ländliche Siedlung 

Im Rahmen der einzelbetrieblichen Maßnahmen ist 
die Bedeutung der Aussiedlungen und der bauli- 
chen Maßnahmen in Altgehöften in den letzten Jah- 
ren erheblich gestiegen. Hauptschwerpunkt für den 
Einsatz der Mittel zur Förderung von 55 neuen 
Aussiedlungsvorhaben und von 200 neuen bauli- 
chen Maßnahmen im Altgehöft wird der Landesteil 
Westfalen isein. 

Im Rahmen der ländlichen Siedlung wird die Förde- 
rung von Auffangbetrieben insbesondere dort erfol- 
gen, wo wegen entstehender oder bereits entstande- 
ner Sozialbrache entwicklungsfähige Vollerwerbs- 
betriebe fehlen. Der Bodenzwischenerwerb soll 
ebenfalls dort gefördert werden, wo Auffangbe- 
triebe errichtet werden müssen, außerdem für beab- 
sichtigte Eingliederungsmaßnahmen und wenn es 
das öffentliche Interesse erfordert. 


4. Anpassungshilfe für ältere landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer 

In Nordrhein- Westfalen werden 1974 etwa 160 Ar- 
beitnehmer die Anpassungshilfe in Anspruch neh- 
men. Auf Grund der Ergebnisse der sozialökonomi- 
schen Betriebserhebunig kann davon ausgegangen 
werden, daß im Laufe der nächsten 10 Jahre insge- 
samt 1 600 landwirtschaftliche Arbeitnehmer, das 
sind etwa 25 v. H. aller älteren landwirtschaftlichen 
Arbeitskräfte, die Anpassungshilfe beantragen wer- 
den. 


5. Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen 

Bei den vorgesehenen Maßnahmen handelt es sich 
überwiegend um Vorhaben mit übergebietlicher Be- 
deutung. Hierzu gehören insbeson)dere die Maßnah- 
men zur Regelung der Wasserverhältnisse für Bo- 
den und Pflanze, zum Ausgleich des Wasserabflus- 
ses, zur Sicherung gegen idie zerstörende Kraft des 
Wassers, zum Schutz gegen Hochwasser und zur 
Verbesserung der Verhältnisse in ländlichen Ge- 
meinden durch zentrale Trinkwasserversorgungen 
und Abwasserbeseitigungsanlagen. 

Zuschüsse in Höhe von 63,670 Millionen DM sind 
1974 für diese Maßnahmen vorgesehen. 
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6. Maßnahmen auf Grund von EG-Verordnungen 

Nachdem die rheinischen Erzeugerorganisationen 
für Obst und Gemüse sich bereits 1968 zu einer 
Vereinigung zusammengeschlossen haben, wurde 
1972 die Westfälische Erzeugerorganisation für 
Gemüse und Obst gegründet, Ihr sind insgesamt 7 
Erzeugerorganisationen angeschlossen, die in den 
Jahren 1969 bis 1971 einen durchschnittlichen Um- 
satz von rd. 9,5 Millionen DM erbrachten. 1974 sol- 
len Zuschüsse in Höhe von 0,090 Millionen DM ge- 
währt werden. 


7. Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur 

7.1. Verbesserung der Molkereistruktur 

Der Strukturwandel begann 1956 in Nordrhein- 
Westfalen auf der Grundlage des Landesstruktur- 
programms für die Milchwirtschaft. Hieraus hat 
sich eine Betriebs- und Unternehmenskonzentration 
ergeben, die mit der Verwirklichung von 17 Ver- 
sorgungsgemeinschaften abgeschlossen werden soll 
und die eine optimale Versorgung der Verbraucher 
sicherstellt. Die Zahl der Hauptbetriebe wurde von 
325 (Stand 1. Januar 1955) auf 87 (Stand 31.Dezem-i 
ber 1972) vermindert. Die Zahl der Zweigbetriebe 
erhöhte sich im gleichen Zeitraum von 22 auf 39, 
die Zahl der Sammelstellen stieg von 2 auf 7. 

Zuschüsse in Höhe von 15,750 Millionen DM sollen 
1974 für diesen Zweck eingesetzt werden. 

7.2. Investitionen bei Vermarktungseinrichtungen 
für frisches Obst und Gemüse 

Im Bereich Obst und Gemüse werden schwer- 
punktmäßig die den beiden Vereinigungen von Er- 
zeugerorganisationen (Landesteil Nordrhein und 
Landesteil Westfalen) angeschlossenen Absatzge- 
nossenschaften gefördert. Nur modernste Vermark- 
tungseinrichtungen sind in der Lage, sich dem gera- 
de in Nordrhein- Westfalen ständig steigenden 
Druck der benachbarten Agrarexportländer gegen- 
über zu behaupten. 

Da die nordrhein-westfälischen Genossenschaften 
für ca. 20 000 Erzeuger vermarikten, sind für den 
weiteren Ausbau sehr hohe Investitionen erforder- 
lich. Eine weitere Förderung soll die Verarbei- 
tungsindustrie erfahren. In Verbindung mit der Zu- 
nahme des Vertragsgemüseanbaues sollen eine Rei- 
he bestehender Verarbeitungsbetriebe ausgebaut 
und voraussichtlich ein neuer Betrieb angesiedelt 
werden. 

1,413 Millionen DM sollen 1974 als Zuschüsse ge- 
währt werden. 

7.3. Investitionen bei Vermarktungseinrichtungen 
für Blumen und Zierpflanzen 

Auf Nordrhein-Westfalen entfallen — bezogen auf 
das Bundesgebiet — ca. 35 Vo der Wertschöpfung 
des Blumen- und Zierpflanzenanbaues. Trotz dieses 
hohen Anteils an der Gesamtproduktion kann nur 
ein Teil des Bedarfs im Lande selbst gedeckt wer- 
den. Der übergebietliche Absatz erfolgt in der 


Hauptsache über gemeinschaftliche Absatzeinrich- 
tungen, wie Blumengroßmärkte und Blumenverstei- 
gerungen. 

Die unmittelbare. Nachbarschaft der Niederlande 
mit ihrem starken Expansionsdrang auf dem Sektor 
Blumen und Zierpflanzen sowie der zu erwartende 
Export der dänischen Anbauer machen einen Aus- 
bau des Vermarktungssystems in Nordrhein-West- 
falen unverzichtbar. 

1974 sind Zuschüsse in Höhe von 1,350 Millionen 
DM vorgesehen. 


Hessen 

In Übersicht L 6 findet sich eine Zusammenstellung 
aller förderungsfähigen Kosten sowie des gesamten 
Mittelbedarfs für das Haushaltsjahr 1974. 


1. Agrarstrukturelle Vorplanung 

Die für 1974 vorgesehenen Mittel (1,250 Millionen 
DM) sind zur Fortführung und Fortschreibung der 
Vorplanung als Girundlage für 

— Schwerpunktprogramme zur Entwicklung struk- 
turschwacher Räume — hierzu gehören vor al- 
lem das Zonenrandgebiet und die Mittelgebirge 
— und 

— den agrarstrukturellen Bereich der regionalen 
Raumordnungspläne 

bestimmt. 

Die agrarstrukturelle Vorplanung wird grundsätz- 
lich unter der Trägerschaft der Regionalen Pla- 
nungsgemeinschaften erstellt, um eine ständige Ab- 
stimmung mit den Zielsetzungen deir Raumordnung 
und Landesplanung sicherzustellen. Sie erarbeitet 
die Leitlinien für die Durchführung von Entwick- 
lungsmaßnahmen in den einzelnen Landesteilen. 

Als besonderer Schwerpunkt ist für 1974 die Erar- 
beitung des „Entwicklungsprogramm Hessischer 
Odenwald" vorgesehen. 


2. Flurbereinigung 

Die Erstbereinigung ist in Hessen annähernd abge- 
schlossen. Nach einer neueren Auswertung der 
agrarstrukturellen Bestandsaufnahme steht in den 
nächsten Jahren eine landwirtschaftliche Nutzflä- 
che von etwa 350 000 ha zur Zweitbereinigung an, 
wobei vor allem der Entwicklung des ländlichen 
Raumes, der Infrastruktur, der Landschaftspflege 
und der Dorfentwicklung Rechnung getragen wer- 
den soll. Hierzu kommen noch Verfahren, die durch 
größere überörtliche Maßnahmen bedingt sind. 

In Durchführung befinden sich 353 Verfahren. 
Schwerpunktmäßig sollen die in den 5 EG-Verfah- 
ren (Knüllgebiet, Westerwald I bis III und Obere 
Kinzig) zusammengefaßten Flurbereinigungen in 
den nächsten Jahren gefördert werden. 
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Die im Knüllgebiet, Westerwald, Vogelsberg und 
Odenwald anstehenden Flurbereinigungsverfahren 
dienen zum Teil nicht ausschließlich der Verbesse- 
rung der Agrarstruktur. Für den Teil der Kosten, 
der überwiegend der Erhaltung der Kulturland- 
schaft, der Landschaftspflege und der Erholungs- 
funktion der Landschaft dient, werden Landesbei- 
hilfen bereitgestellt. 

1974 sind 3,000 Millionen DM Darlehen und 29,100 
Millionen DM Zuschüsse vorgesehen. 


3. Einzelbetriebliche Maßnahmen 
und ländliche Siedlung 

Die Betriebsgrößenstruktur hat sich in den zurück- 
liegenden Jahren erheiblich zugunsten der Haupt- 
erwerbsbetriebe verändert. Während 1960 rd. 
129000 Betriebe über Iba vorhanden waren, wei- 
sen die Erhebungen 1973 nur noch rd. 81 000 Betrie- 
be aus. Hiervon werden rd. 25 000 Betriebe haupt- 
beruflich bewirtschaftet, davon rd. 19 400 über 15 
ha. Von den Haupterwerbsbetrieben sind nach ei- 
ner Sondererhebung etwa 50 v. H. entwicklungsfä- 
hig im Sinne der Förderungsrichtlinieni hiervon 
können etwa 4 500 Betriebe als angepaßt angesehen 
werden. 

Zur Förderung der verbleibenden 8 000 Betriebe 
werden unter Berücksichtigung unterschiedlicher 
Entwicklungsabsichten und der Investitionsbereit- 
schaft aufgrund der bisherigen Erfahrungen im Jah- 
re 1974 folgende Maßnahmen für notwendig erach- 
tet: 

Zahl der Verfahren: 


Aussiedlung 34 

Althofsanierung 78 

Sonstige Investitionen 300 

Überbrückungshilfe 100 


50 V. H. der Wohnhäuser von Vollerwerbsbetrieben 
und 43 V. H. der Wohnhäuser von Zuerwerbsbetrie- 
ben sind vor 1900 erbaut; dementsprechend besteht 
ein dringendes Bedürfnis für Rationalisierungsmaß- 
nahmen in landwirtschaftlichen Wohnhäusern. Die 
Beihilfe beträgt im Durchschnitt 3 000 DM. 

Der Landesanteil der Zinszuschüsse wird im Jahr 
der Bewilligung einem zentralen Kreditinstitut ka- 
pitalisiert uiiid äbgezinst zur Verfügung gestellt. 

Dem Ausbau und der Errichtung von Auffangbe- 
trieben sowie der Anliegersiedlung kommt in Hes- 
sen wegen des hohen Brachlandanteils besondere 
Bedeutung zu; vorgesehen sind: 

mit durchschnittlichen Kosten von: 
20 Auffangbetriebe 273 000 DM 

15 Anliegersiedlungen 40 000 DM 

15 Maßnahmen des Bodenzwischenerwerbs 

157 000 DM 

Bei dem für Auffangbetriebe vorgesehenen Betrag 
handelt es sich um einen Durchschnittswert für 
den Ausbau bestehender und ausnahmsweise die Er- 
richtung neuer Betriebe. 


4. Waldbauliche und sonstige forstliche Maßnahmen 

4.1. Aufforstung von landwirtschaftlichen Grenzertragsböden, 
von Brachflächen und Ödland 

Der Brachflächenanteil ist in Hessen in den vergan- 
genen Jahren erheblich gestiegen. Es besteht ein 
Zusammenhang zwischen ungünstigen Boden- und 
Klimaverhältnissen einerseits und dem Vorhanden- 
sein einer ausreichenden Zahl industrieller Arbeits- 
plätze. Nach dem Landesentwicklungsplan „Hessen 
80" sollen in den nächsten 10 Jahren rd. 60 000 ha 
Grenzertragsböden, Brachflächen und öidland auf- 
geforstet werden. In den zurückliegenden Jahren 
wurden jeweils rd. 800 ha auf geforstet, davon rd. 
500 ha mit Bundes- und Landeszuschüssen; für 1974 
sind 520 ha vorgesehen. Das Schwergewicht liegt 
dabei auf der Durchführung großräumiger Vorha- 
ben im Rahmen forstlicher EG-Projekte im Lahn-Dill- 
Bergland, Odenwald, Waldeck sowie in der Rhön, 
im Knüll, Vogelsberg und Zonenrandgebiet. 

4.2. Umwandlung sowie Umbau ertragsschwacher 
Bestockung in standortgemäBen Hochwald 

Die Gesamtfläche an ertragsarmem Niederwald im 
hessischen Nichtstaatswald beläuft sich auf ca. 
12 000 ha. Dazu kommt etwa die doppelte Fläche 
umwandlungswürdiger ertragsschwacher sonstiger 
Bestockung. Der Hauptanteil hiervon steht im Ei- 
gentum kleiner privater und kommunaler Waldbe- 
sitzer. Diese Waldform muß sowohl aus betriebs- 
wirtschaftlicher wie auch aus volkswirtschaftlicher 
Sicht und nach landespflegerischen Gesichtspunk- 
ten umgewandelt ixnd durch ertragreichen Hoch- 
wald ersetzt werden. Für 1974 sind 500 ha vorgese- 
hen mit Schwerpunkten im Lahn-Dill-Gebiet, Oden- 
wald und Waldeck. 

4.3. Wertästung 

Im Interesse einer langfristigen Verbesserung der 
Einnahmesituation sollen in geeigneten Beständen 
vornehmlich des kleinbäuerlichen Waldbesitzes in 
1974 40 ha geastet werden. 

4.4. Anlage von Schutzpflanzungen 

Aus landeskulturellen Gründen, Verbesserung des 
Kleinklimas und Schutz gegen Erosionen sind in 
1974 unter Berücksichtigung einer optimalen Land- 
schaftsgestaltung und -pflege 45 km Schutzpflan- 
zungen in der freien Feldmark vorgesehen. Räumli- 
che Schwerpunkte sind die Höhenlagen ider Mittel- 
gebirge sowie die landwirtschaftlichen Intensivge- 
biete mit ausgeräumten Fluren. 


5. Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen 

5.1. Vorarbeiten 

Die Sicherstellung der Wasserversorgung, die Rein- 
haltung der Gewässer und der Schutz landwirt- 
schaftlicher Siedlungs- und Anbauflächen vor schä- 
digendem Hochwasser erfordern im ländlichen 
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Raum mehr als bisher überregionale Maßnahmen. 
Voraussetzung hierfür sind umfassende Untersu- 
chungen und Planungen. Insbesondere sind im Rah- 
men dieser Vorarbeiten und Vorplanungen Feststel- 
lungen zu treffen über nutzbare Wasservorkommen 
und deren Verteilung über ein Verbundnetz, über 
Umfang und Ursache der Gewässerverschmutzung 
im ländlichen Bereich und den Zusammenschluß 
von Gemeinden zur großräumigen Abwasserbe- 
handlung sowie Über die Abflußverhältnisse und 
ihre Auswirkung im Bereich hochwassergefährdeter 
Wasserläufe. Die Untersuchungsergebnisse sind 
Grundlage für die Planung und Durchführung der 
vordringlichsten überregionalen Bauvorhaben. 

5.2. Beseitigung naturgegebener Nachteile 
für Boden und Pflanze 

Vorgesehen sind Beregnungsmaßnahmen sowie 
Dränungen in einem Umfange votn rd. 1 200 ha land- 
wirtschaftlich genutzter Flächen (davon 40 ha für 
neue Projekte). Der Schwerpunkt liegt im Ausbau 
von Beregnungsanlagen in niederschlagsarmen Ge- 
bieten des hessischen Rieds. 

Die Dränungen werden vorwiegend in benachteilig- 
ten Gebieten Mittel- und Nordhessens zur Existenz- 
sicherung der landwirtschaftlichen Betriebe erfor- 
derlich. Der Einsatz dieser Mittel erfolgt schwer- 
punktmäßig in Flurneuordnungsverfahren mit 
EWG-Förderung. 

5.3. Ausgleich des Wasserabflusses, Schutz gegen die zer- 
störende Wirkung von Wasser und Wind 

Der überregionale Hochwasserschutz durch einen 
gezielten Ausbau der Gewässer über größere Nie- 
derschlagsgebiete und der Bau von Speicheranla- 
gen muß künftig intensiv weiterbetrieben werden, 
um Schäden an landwirtschaftlichen Nutz- und 
Siedlungsflächen zu vermeiden. Ubergebietliche 
Maßnahmen sind in allen hochwassergefährdeten 
Flußgebieten des ländlichen Raumes vorgesehen. In 
den Niederschlagsgebieten Winkelbach, Modau, 
Sdiwarzbach, Gersprenz, Mümling und Weschnitz in 
Südhessen, an Kinzig, Nidda, Nidder, Lumda und 
Dill in Mittelhessen sowie im Gebiet der Schwalm, 
der Wetschaft, der Haune, der Losse, der Fulda und 
der Diemel im nördlichen Teil des Landes Hessen 
sind überregionale Maßnahmen zur Abflußregelung 
vordringlich. Die vorgesehenen Mittel (25,000 Mil- 
lionen DM) dienen der zügigen Fortführung der 
überwiegend bereits begonnenen Maßnahmen. 

5.4. Landwirtschaftlicher Wirtschaftswegebau 

Die Förderung des landwirtschaftLichen Wirt- 
schaftswegebaues außerhalb der Flurbereinigung 
erfolgt in 1974 — ebenso wie in 1973 — nahezu 
ausschließlich schwerpunktmäßig in großräumigen 
Maßnahmen unter gleichzeitiger Inanspruchnahme 
von EAGFL-Zuschüssen. Es handelt sich um folgen- 
de Verfahren: 

Erda, Frankenberg, Südwestkreis Marburg, Beerfel- 
den III, Waldeck (Eder), Waldeck (Eisenberg), Wal- 
deck (Twiste), Marburg (Ebsdorf er Grund) und Hof- 
geismar 1. 


Durch die Förderung wird eine Verbesserung der 
Infrastruktur und eine Stärkung der Wirtschafts- 
kraft der ländlichen Gemeinden erzielt. Für den 
Ausbau von 428 km landwirtschaftlicher Wirt- 
schaftswege sind 10,700 Millionen DM einge- 
plant. 

5.5. Forstlicher Wirtschaftswegebau 

Die Erschließung des Nichtstaatswaldes ist unzurei- 
chend. Die anfallenden Holzmassen können zu ver- 
tretbaren Preisen nur dann abgesetzt werden, wenn 
die angebotenen Mengen den Einsatz moderner 
Groß raumf ahrzeuge erlauben. Dies setzt ein Wege- 
system voraus, das auf befestigten Hauptwegen 
Schwerlastverkehr zuläßt und die Vorlieferung 
Über eine ausreichende Zahl von Nebenwegen er- 
leichtert. Vergleichsweise wird im hessischen 
Staats wald bei z. Z. vorhandener Wegedichte von 
rd. 30 lfm/ha eine solche von rd. 40 lfm/ha im 
Durchschnitt angestrebt. Im Nichtstaatswald wird 
die derzeitige Wegedichte auf rd. 15 — 20 Ifm/ha ge- 
schätzt, wobei im Kleinprivatwald die Wegedichte 
unter 10 lfm/ha liegt. Bei einem Ausbaubedarf von 
rd. 20 lfm/ha ist die Anlage von rd. 10 000 km Ikw- 
fähiger forstlicher Wirtschaftswege im Nichtstaats- 
wald erforderlich. 

Die Baumaßnahmen werden schwerpunktmäßig zu- 
nächst in den Gebieten durchgeführt, in denen 
forstliche EG-Projekte abgewickelt werden. Für 
1974 ist der Ausbau von 104 km vorgesehen (1,300 
Millionen DM). 

5.6. Zentrale Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen 

Die Wasserversorgung im ländlichen Raum wurde 
in früheren Jahren überwiegend durch Einzelanla- 
gen, die Gemeinden oder kleinere Verbände betrei- 
ben, sichergestellt. Die Ansprüche an ausreichen- 
des und einwandfreies Trinkwasser sind jedoch in 
den Landgemeinden erheblich gestiegen. Der Was- 
serbedarf hat sich alleine in den vergangenen 15 
Jahren verdoppelt, er wird auch künftig erheblich 
anwachsen. Diese steigenden Bedarfsansprüche er- 
möglichen es heute und zukünftig in den überwie- 
genden Fällen nicht mehr, das benötigte Trink- und 
Brauchwasser jeweils im örtlichen Bereich zu er- 
schließen. Hierdurch kommt es zu erheblichen Eng- 
pässen in der Wasserversorgung, die zu nicht uner- 
heblichen Schwierigkeiten in der Landwirtschaft 
führen. Es wird daher notwendig, die nutzbaren 
Wasservorkommen zu erschließen und im Rahmen 
eines großräumigen Verbundsystems einen Aus- 
gleich zwischen Gebieten mit Wassermangel und 
W a s s e rüb er s c huß herbe i z uf ühr en . 

Der Förderungsschwerpunkt in der Wasserversor- 
gung liegt daher im Ausbau überregionaler Versor- 
gungseinrichtungen, durch die zukünftig die Land- 
gemeinden zu versorgen sind. Für ländliche Ge- 
meinden werden derartige Maßnahmen vordringlich 
notwendig in Südhessen, im gesamten oberhessi- 
schen und mittelhessischen Raum, insbesondere 
aber auch im Zonenrandgebiet und im Raume Fritz- 
lar-Homberg-Kassel. 

Gleichzeitig ist zur Reinhaltung der Gewässer der 
Ausbau von Kläranlagen und im Zusammenhang 
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damit auch der Kanalisationsanlagen zu verstärken. 
Vorrangig sollen ländliche Gemeinden zu Abwas- 
sergruppen zusammengeschlossen werden, um 
durch den Bau von größeren Gruppenklärwerken 
eine optimale Abwasserbehandlung zu ermöglichen. 
Schwerpimkte bilden die Maßnahmen in den ländli- 
chen Gemeinden des Rhein-Main-Raumes, in Süd- 
hessen im Gebiet des Schwarzbaches, der Mümling, 
der Gersprenz und der Rodau, in Mittelhessen im 
Gebiet der Lahn sowie in Nord- und Osthessen im 
Niederschlagsgebiet der Fulda, Weser und Werra. 
Mit der Ausführung dieser vordringlichen Maßnah- 
men wurde größtenteils bereits begonnen. Sie müs- 
sen zügig weitergeführt werden. 

Der Ausbau der Wasserversorgung und der Abwas- 
seranlagen in Hessen erfordert unter Berücksichti- 
gung der zukünftigen Entwicklung bis 1985 einen 
Kostenaufwand von 13 Mrd. DM, der überwiegend 
auf Anlagen im ländlichen Raum entfällt. 

1974 sind Zuschüsse in Höhe von 24,375 Mällionen 
DM vorgesehen. 


6. Maßnahmen aufgrund der VO (EWG) Nr. 1035/72 

Die Schwerpunkte der Obst- und Gemüseproduk- 
tion liegen in Hessen im Rhein-Main-Gebiet und im 
Raum Eschwege-Witzenhausen. Die hier ansässigen 
Erzeugerorganisationen für Obst und Gemüse ver- 
fügten im Schnitt der letzten drei Jahre über einen 
Warenumsatz von rd. 25 200 t mit einem Wert in 
Höhe von rd. 21 Millionen DM. Durch den Zusam- 
menschluß der im Jahre 1966 noch vorhandenen 10 
Erzeugermärkte zu 5 Erzeugerorganisationen konnte 
nicht nur eine ganz erhebliche Angebotskonzentra- 
tion, sondern auch eine Verminderung der Vermark- 
tungskosten und damit eine Stärkung der Marktpo- 
sition der Erzeuger erreicht werden. Im Jahre 1974 
sollen noch 2 Erzeugerorganisationen Starthilfen in 
Höhe von ins'gesamt 0,060 Millionen DM erhal- 
ten. 


7. Maßnahmen gemäß Marktstrukturgesetz 

Bis Ende 1972 haben sich über 30 000 landwirt^ 
schaftliche Betriebe in 32 Erzeugergemeinschaften 
(19 für Schlachtvieh, 8 für Qualitätsgetreide, 3 für 
Wein, je 1 für Zuchtvieh und Schlachtgeflügel so- 
wie 2 Vereinigungen von Erzeugergemeinschaften 
für Schlachtvieh und 1 Vereinigung für Qualitäts- 
getredde) zusammengeschlossen. 

1974 sind Förderungsmittel in Höhe von 2,850 Mil- 
lionen DM vorgesehen. 


8. Maßnahmen gemäß Gesetz 

über forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 

Die Mittel werden in den Schwerpunkten des bäu- 
erlichen Waldbesitzes für die erstmalige Beschaf- 
fung von Geräten und Maschinen sowie die erstma- 
lige Anlage von Holzaufarbeitungs- und -lagerplät- 
zen eingesetzt. 


Die Mechanisierung in den rd. 60 000 Betrieben des 
Privat- und Körperschaftswaldes ist bisher sehr ge- 
ring. Je Hektar sind etwa 10 — ^15 DM investiert, 
während Investitionen von 80 — 100 DM erforder- 
lich sind. Zur Erhaltung der Wirtschaftlichkeit die- 
ser Waldungen ist eine Förderung bei der Beschaf- 
fung von Maschinen und Geräten im Rahmen von 
Zusammens chlüs s en erf orderlich. 

Um die gemeinschaftliche Holzverwertung als Vor- 
aussetzung für vertretbare Holzerträge zu ermögli- 
chen, ist die Anlage von Aufbereitungs- und Lager- 
plätzen erforderlich, die möglichst vielen Mitglie- 
dern forstlicher Zusammenschlüsse zur Verfügung 
stehen. 

Für 1974 sind Zuschüsse von 0,500 Millionen DM 
vorgesehen. 


9. Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur 

Auf der Basis des Landesstrukturplanes zielt die 
Strukturverbesserung der hessischen Molkereiwirt- 
schaft auf die Schaffung von zunächst etwa 12 
Schwerpunktunternehmen ab, an die sich die umlie- 
genden d. h. räumlich mit ihnen in Verbindung ste- 
henden Molkereibetriebe anlehnen sollten, so daß 
jedem Schwerpunktunternehmen ein bestimmtes 
Gebiet zugeordnet werden kann. 

Im Hinblick auf diese Zielsetzung sind daher Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen in folgenden räumlichen 
Schwerpunkten noch zu verwirklichen: Raum Kas- 
sel- Waldeck, im Gebiet der Kreise Alsfeld, Gießen 
und Büdingen, im Rhein-Main-Gebiet sowie im 
Raum Darmstadt mit dem südlichen Landesteil. 

Im November 1973 waren in Hessen noch 63 Mol- 
kereiunternehmen vorhanden. 

4,750 Millionen DM sind 1974 für die Verbesserung 
der Molkereistruktur eingeplant. 

Wenngleich in den letzten Jahren in den Hauptpro- 
duktionsgebieten für Obst und Gemüse bereits eine 
sehr beachtliche Angebotskonzentration festzustel- 
len ist, müssen in den kommenden Jahren im Zuge 
einer weiteren Konzentration die vorhandenen An- 
lagen ausgebaut, modernisiert und mit technischen 
Einrichtungen ausgestattet bzw. neue Anlagen ge- 
schaffen werden. Dies gilt vornehmlich für den Er- 
fassungshandel und die Verarbeitungsindustrie im 
Süd- und mittelhessischen Raum, die, im Gegensatz 
zum Genossenschaftssektor, noch einen relativ ho- 
hen Nachholbedarf aufweisen. 

1974 sind Zuschüsse in Höhe von 0,125 Millionen 
DM vorgesehen. 

Auf dem Schlacht- und Viehhofsektor verstärkt 
sich auch im Land Hessen der Trend von der Le- 
bend- zur Totvermarktung. Auf der Grundlage ei- 
nes Schlachthofstrukturplans, in dem die für die 
Fleischversorgung und -hygiene unerläßlichen 
Schwerpunkt- und Regionalschlachthöfe ausgewie- 
sen sind, ist deshalb vorgesehen, die im nordhessi- 
schen Überschußgebiet gelegenen Schlachthöfe die- 
ser Situation anzupassen und gleichzeitig in den in 
ihrer Bedeutung zurückgehenden Referenzmärkten 
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im südhessischen Zuschußgebiet Rationalisierungs- 
maßnahmen zu treffen. Daneben kann es sich als 
notwendig erweisen, Schlachthöfe, die von ihren 
kommunalen Trägern stillgelegt werden, durch 
Fleischmärkte zu ersetzen. 

Investitionen in diesem Bereich sollen mit 0,500 
Millionen DM gefördert werden. 


Rheinland-Pfalz 

Eine Zusammenstellung aller förderungsfähigen Ko- 
sten sowie des gesamten Mittelbedarfs für das 
Haushaltsjahr 1974 findet sich in Übersicht L 7. 

Die in früheren Jahrzehnten im gesamten Landesge- 
biet ausgeübte Realteilung hat in Rheinland-Pfalz 
zu einer extremen Zersplitterung der landwirt- 
schaftlichen Nutzflächen und zu einer sehr ungünsti- 
gen Betriebsgrößenstniktur geführt. Für die Anpas- 
sung der Landwirtschaft kam erschwerend hinzu, 
daß es sich bei dem überwiegenden Teil der agrar- 
strukturellen Problemgebiete gleichzeitig um wirt- 
schaftsschwache ländliche Räume handelt, die hin- 
ter der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung 
zurückgeblieben sind. 

Trotz der seit 1950 unternommenen erheblichen An- 
strengungen zur Flumeuordnung imd des dynami- 
schen Strukturwandels, als dessen Folge die Zahl 
der landwirtschaftlichen Betriebe sich in dem Zeit- 
raum 1949 — 1972 um mehr als 50 v. H. verringerte, 
bestehen weiterhin umfangreiche Strukturmängel, 
die die Wettbewerbssituation der Landwirtschaft in 
Rheinland-Pfalz beeinträchtigen. Dies gilt im beson- 
deren Maße für die Landesteile Eifel-Hunsrück ein- 
schließlich des Weinbaugebietes Mosel-Saar-Ru- 
wer, die West- und Südpfalz sowie den Wester- 
wald. Die vorgenannten Gebiete stellen für den 
Einsatz der Mittel zur Verbesserung der Agrar- 
struktur räumliche Schwerpunkte im Sinne von § 2 
Abs. 2 GemAgrG dar. Von der Südpfalz abgesehen 
handelt es sich um Räume, die auch im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur“ durch Einbeziehung in die 
regionalen Aktionsprogramme gefördert werden. 

Seit Einleitung der regionalen Aktionsprogramme 
im Jahre 1969 sind Förderungsmittel für rd. 40 000 
neue Arbeitsplätze (erste Aufbaustufe) im gewerb- 
lich-industriellen Bereich bereitgestellt worden. Da- 
mit sind die Voraussetzungen für die notwendigen 
beruflichen Umschichtungen in der Landwirtschaft 
geschaffen. 

Aufgabe der Ararstnikturpolitik in den bisherigen 
landwirtschaftlichen Problemgebieten ist es, in den 
folgenden Jahren die Agrarstruktur unter Anpas- 
sung an die veränderten gesamtwirtschaftlichen 
Verhältnisse in diesen Räumen neu zu ordnen. Die 
Ziele und Maßnahmen für die Durchführung dieser 
Aufgabe sollen in landwirtschaftlichen Entwick- 
lungsprogrammen festgelegt werden. Dabei geht es 
insbesondere darum, sachliche und räumliche 
Schwerpunkte für die einzelnen Förderungsmaß- 
nahmen der Gemeinschaftsaufgabe festzulegen. Die- 


sem Ziel dienen Programme für das Eifel-Hunsrück- 
gebiet sowie für die West- und Südpfalz. 

Das landwirtschaftliche Entwicklungsprogramm für 
das Eifel-Hunsrückgebiet wurde 1973 veröffentlicht. 
Die Strukturanalyse für dieses Entwicklungspro- 
gramm zeigt, daß eine agrarstrukturelle Anpassung 
in einem angemessenen Zeitraum mit den zur Ver- 
fügung stehenden Mitteln im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe nur möglich sein wird, wenn für 
eine Reihe der Förderungs maßnahmen sachliche 
und räumliche Prioritäten gesetzt werden. Das gilt 
insbesondere für die Maßnahmen, bei denen finan- 
zielle Engpässe zu erwarten sind. Dazu rechnen vor 
allem die einzelbetriebliche Förderung, die Flur- 
neuordnung, die forstlichen Maßnahmen und der 
landwirtschaftliche Wirtschaftswegebau sowie die 
Förderung der Wasserversorgung und Abwasserbe- 
seitigung. 

Sachliche Schwerpunkte gemäß § 2 Abs. 2 GemAgrG 
für den Mitteleinsatz zur Verbesserung der Agrar- 
struktur in Rheinland-Pfalz sind: 

— die Flumeuordnung 

— die einzelbetriebliche Fördemng einschl. Sied- 
lung 

— die Verbessemng der Marktstruktur 

— die Wasserversorgung und Abwasseiibeseitigung 
in ländlichen Gemeinden 

— die Aufforstung von Brachflächen. 

Im Rahmenplan 1974 sind daher die Zuwachsquoten 
für die Jahre 1974 bis 1977 fast ausschließlich auf 
die vorgenannten Maßnahmen aufgeteilt worden. 
Ausgenommen davon ist die Verbessemng der 
Marktstruktur, da auf Grund der bereits erreichten 
Konzentration in der Molkereiwirtschaft der Mittel- 
bedarf für diesen Förderungssektor sinlkt. 

Die für die Wasserversorgung und Abwasserbesei- 
tigung in ländlichen Gemeinden erforderlichen 
Haushaltsmittel können wegen des begrenzten Pla- 
fonds an Bundesmitteln für die Gemeinschaftsaufga- 
be auch 1974 nicht in vollem Umfang in den Rah- 
menplan aufgenommen werden. 


1. Agrarstrukturelle Vorplanung 

Die Mittel für die agrarstfükturelle Vorplanung 
(0,200 Millionen DM) sind im Jahre 1974 für den 
schwerpunktmäßigen Einsatz im Gebiet des regio- 
nalen Aktionsprogramms „Mittelrhein-Lahn-Sieg“ 
bestimmt, um für diese Region die Zielvorstellun- 
gen über die künftige Landbewirtschaftung und die 
Maßnahmen zur Verbessemng der Agrarstruktur 
für den Zeitraum 1974 bis 1975 festzulegen. Für das 
Gebiet des Kreises Oberwesteirwald soll die agrar- 
strukturelle Vorplanung mit einem Lcindschaftsrah- 
menplan verbunden werden. Es handelt sich um ei- 
nen Raum, der innerhalb von Rheinland-Pfalz mit 
rd. 20 V. H. der LN den größten Anteil an Sozialbra- 
cheflächen aufweist. Mit der agrarstmkturellen 
Vorplanung und dem Landschaftsrahmenplan soll 
die Grundlage für eine Neuordnung der Landschaft 
in diesem Gebiet geschaffen werden. 
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2. Flurbereinigung einschließlich feiwilllgem 

Landtausch 

Rheinland-Pfalz weist von allen Bundesländern den 
größten Flurzersplitterungsgrad auf. Im Landes- 
durchschnitt liegt die Teilstückgröße der land- und 
forstwirtschaftlich genutzten Fläche noch unter ei- 
nem Hektar. Die außerordentlich starke Flurzer- 
splitterung geht, wie bereits erwähnt, auf die in den 
vergangenen Jahrzehnten in allen Landesteilen aus- 
geübte Realteilung zurück. Hinzu kommt, daß in 
den Flurbereinigungs verfahren vor 1945 auf Grund 
der kleinbetrieblichen Struktur und der vorherr- 
schenden tierischen Anspannung auch nur relativ 
kleine Grundstücke gebildet werden konnten. In 
den Gemarkungen, die bereits vor 1945 bereinigt 
wurden, ist daher in den folgenden Jahren die 
Zweitbereinigung beschleunigt durchzuführen. 

In den nächsten Jahren ist die Flurbereinigung in 
zunehmendem Maße als Instrument der Neuord- 
nung des ländlichen Raumes (Dorferneuerung) ein- 
zusetzen. 

Flurbereinigungs verfahren in Weinbergsgemarkun- 
gen sind vor 1945 nur in Ausnahmefällen ausge- 
führt worden. Von der gesamten Rebfläche, die in 
Rheinland-Pfalz rd. 57 000 ha umfaßt, waren im Jah- 
re 1945 nicht mehr als etwa 2 500 ha bereinigt. 

In Rheinland-Pfalz sind noch für 300 000 — 400 000 
ha LN Erst- und Zweitbereinigungen durchzufüh- 
ren. Davon entfallen 30 000 — 35 000 ha auf Wein- 
bergsflurbereinigungen. 

Nach dem Programm der Lande skulturverwaltung 
sollen jährlich im Rahmen von Flurbereinigungs- 
und Zusammenlegungsverfahren 30 000 ha zum Be- 
sitzübergang kommen. Darin sind 1 000 ha Rebflä- 
chen enthalten, deren Bereinigung den vierfachen 
Arbeitsaufwand gegenüber Ackerflurbereinigungen 
beansprucht. 

Für das Jahr 1974 ist vorgesehen, insgesamt etwa 
30 000 ha in neue Verfahren einzubeziehen. Diese 
werden sich wie folgt aufteilen: 

Flurbereinigungs verfahren 20 000 ha 

Weinbergsflurbereinigungen 1 000 ha 

beschleunigte Zusammen- 
legungsverfahren 9 000 ha 

freiwilliger Landtausch 600 ha 

Der Anteil der Flächen, die durch beschleunigte 
Zusammenlegungsverfahren bereinigt werden sol- 
len, wird gegenüber den Vorjahren merklich erhöht. 
Damit wird dem Grundsatz Rechnung getragen, ins- 
besondere für Zweitbereinigungen, soweit es das 
vorhandene Wegenetz zuläßt, die beschleunigte Zu- 
sammenlegung dem klassischen Flurbereinigungs- 
verfahren vorzuziehen. 

Da die Flurverfassung in allen Gebietsteilen des 
Landes infolge der Realteilung Mängel aufzeigt, ist 
eine räumliche Schwerpunktbildung für die Flur- 
neuordnung unter Ausschluß bestimmter Gebiete 
nicht möglich. 


Die in dem Rahmenplan 1974 vorgesehenen Förde- 
rungsmittel sollen schwerpunktmäßig in den beson- 
ders strukturschwachen Gebieten Eifel-Hunsrück, 
Westerwald und Pfalz eingesetzt werden. Im Eifel- 
Hunsrückraum sind Maßnahmen der Flurneuord- 
nung in der Westeifel und im Weinbaugebiet Mit- 
telmosel vordringlich. Für den Westerwald hat der 
Raum zwischen Montabaur und Hachenburg beson- 
deren Vorrang. Neben dem Weinbaugebiet Mittel- 
mosel bildet das Weinbaugebiet der Vorderpfalz ei- 
nen weiteren räumlichen Schwerpunkt. 

Die geplante Autobahn Lüttich-Main-Rhein (A 80 
bzw. 47) sowie die vorgesehene linksrheinische Au- 
tobahn A 14 werden darüber hinaus in den Gebiets- 
teilen Rheinhessen, Hunsrück und Eifel Zweckver- 
fahren nach den §§ 86, 87 FlurbG notwendig ma- 
chen. 

1974 sind für Maßnahmen der Flurbereinigung und 
des Freiwilligen Landtausches 4,000 Millionen DM 
öffentliche Darlehen und 52,700 Millionen DM Zu- 
schüsse vorgesehen. 


3. Langfristige Verpachtung in der Flurbereinigung 

Dieser Förderungsmaßnahme kommt bei der klein- 
betrieblichen Struktur in Rheinland-Pfalz sowohl 
für die Flurneuordnung als auch für die Aufstok- 
kung von Vollerwerbsbetrieben eine erhebliche Be- 
deutung zu. Mit den vorgesehenen Mitteln (0,550 
Millionen DM) soll 1974 eine Fläche von 850 ha 
mobilisiert werden. 


4. Einzelbetriebliche Maßnahmen 
und ländliche Siedlung 

Von den 103 000 landwirtschaftlichen Betrieben in 
Rheinland-Pfalz werden heute noch etwa 50 000 
hauptberuflich bewirtschaftet. Nach der agrarstruk- 
turellen Rahmenplanung und den ersten Ergebnis- 
sen ihrer Fortschreibung kann angenommen wer- 
den, daß 20 000 dieser Betriebe als Vollerwerbsbe- 
triebe entwicklungsfähig sind. 

Etwa 7 500 der entwicklungsfähigen Betriebe sind 
zur Zeit bereits soweit angepaßt, daß keine öffentli- 
chen Förderungsmittel mehr eingesetzt zu werden 
brauchen. In den übrigen 12 500 Betrieben sind vor 
allem bauliche Investitionen zur weiteren Anpas- 
sung erforderlich. Bei der Siedlungsstruktur, die 
durch das Haufendorf mit engen Hoflagen gekenn- 
zeichnet wird, ist die Fortführung der Aussiedlung 
von landwirtschaftlichen Betrieben sowohl aus be- 
triebswirtschaftlichen wie auch aus städtebaulichen 
Gründen notwendig. 

In 15 000 — ^20 000 nicht entwicklungsfähigen Betrie- 
ben haben die Inhaber ein Alter erreicht (45 — 60 
Jahre), das einen beruflichen Übergang in andere 
Wirtschaftsbereiche ausschließt. Für diese Gruppe 
kommen die vorgesehenen Überbrückungshilfen in 
Betracht. 

Die Mittel für das einzelbetriebliche Förderungs- 
programm sollen wie folgt eingesetzt werden: 


117 



Drucksache 7/1538 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Anzahl 


— Aussiedlung 80 

— bauliche Maßnahmen im Altgehöft 95 

— sonstige Rationalisierungsmaßnahmen 300 

— Überbrückungshilfe 200 

— Wohnungsförderung 1 600 


Nach der bisherigen Inanspruchnahme der Mittel 
für das Einzelbetriebliche Föriderungsprogramm 
zeichnen sich das Eifel-Hunsrückgebiet einschließ- 
lich des Weinbaugebietes Mosel-Saar-Ruwer sowie 
die Vorderpfalz als räumliche Förderungsschwer- 
punkte für einzelbetriebliche Investitionen in Voll- 
erwerbsbetrieben ab. Eine unterdurchschnittliche 
Investitionstätigkeit ist in üen Gebieten Wester- 
wald und Westpfalz festzustellen. 

Ländliche Siedlung 

Die agrarstrukturelle Rahmenplanung für Rhein- 
land-Pfalz hat gezeigt, daß in einigen Gebieten mit 
dem Entstehen von größeren, Sozialbracheflächen 
zu rechnen ist, obwohl es sich nicht um Grenzstand- 
orte für die Landwirtschaft handelt. Es sind Gebie- 
te, in denen auf Grund der ungünstigen Betriebs- 
größenstruktur der hauptberuflich bewirtschafteten 
Betriebe und des hohen Anteils an Nebenerwerbs- 
betrieben die Landbewirtschaftung in zunehmendem 
Maße auf gegeben wird. Auf der anderen Seite fehlt 
in diesen Räumen eine ausreichende Zahl von 
hauptberuflich bewirtschafteten Betrieben, die von 
ihrer Ausgangssituation her in der Lage wären, die 
freiwerdenden Flächen aufzufangen. Das Brachfal- 
len landwirtschaftlicher Nutzflächen in diesen Ge- 
bieten hat somit vorwiegend strukturelle Gründe. 

Die Siedlungsmittel sollen in den nächsten Jahren 
schwerpunktmäßig für den Ausbau bereits beste- 
hender entwicklungsfähiger Betriebe eingesetzt 
werden, die eine Funktion als Landauffangbetriebe 
übernehmen. Die Neuerrichtung von Landauffang- 
betrieben soll mit Rücksicht auf die außerordent- 
lich hohen Kosten nur im Ausnahmefall gefördert 
werden. Hierfür dürften nur Spezialbetriebe infrage 
kommen, die in der Lage sind, über extensive Nut- 
zungsformen Flächen von mehr als 100 ha LN auf- 
zunehmen. 

Für das Jahr 1974 ist der Mitteleinsatz wie folgt 
vorgesehen: 

Anliegersiedlung 20 Betriebe 

Ausbau bestehender Betriebe 8 Betriebe 

Neuerrichtüng von Auffangbetrieben 2 Betriebe 

B odenz wis Chen erw erb 5 Fälle 

5. Leistungsprüfungen in der tierischen Erzeugung 

Leistungsprüfungsanstalten 

Für weitere Fortschritte in der Schweinezucht sind 
außer den bisher durchgeführten Nachkommen- 
schaftsprüfungen auch Eigenleistungsprüfungen von 
Ebern notwendig. 


Hierfür ist die Errichtung eines abgetrennten Prü- 
fungsstalles in der Landesanstalt Neumühle not- 
wendig. Nach einer in Kürze zu erwartenden ge- 
setzlichen Vorschrift können Eber nur noch gekört 
werden, wenn Ergebnisse der Eigenleistungsprüfun- 
gen vorliegen. Andere Bundesländer haben derarti- 
ge Anstalten bereits gebaut. 

Für die Finanzierung der erforderlichen Erweite- 
rung der Leistungsprüfungsanstalt in Neumühle sind 
0,609 Millionen DM aus Mitteln der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" vorgesehen. 


6. Beschaffung von Rebpflanzgut für Umstellungen 
im Weinbau 

ln Rheinland-Pfalz sind insgesamt noch 30 000 bis 
35 000 ha Rebflächen wiederaufzubauen. Die durch- 
schnittliche jährliche WiBderaufbauleistung soll 
etwa 1 000 — 1 200 ha betragen. 1974 isind hierfür 
2,000 Millionen DM vorgesehen, die schwerpunkt- 
mäßig an der Mittelmosel, in der Pfalz und in 
Rheinhessen eingesetzt werden sollen. 

7. Waldbauiiche und sonstige forstliche Maßnahmen 

In Rheinland-Pfalz haben die Brachflächen mit rd, 
56 000 ha bisher die absolut größte Ausdehnung im 
Vergleich zu den übrigen Bundesländern erreicht. 
Der Anteil der Brachflächen beträgt 6 v. H. an der 
gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche. Es ist 
damit zu rechnen, daß bis 1985 weitere 100 000 ha 
brachfallen, 

Schwerpunkte der Sozialbrache sind der Pfälzer 
Wald, das Westpfälzer Bergland und der Wester- 
wald. 

In der Westpfalz und im Kreis Oberwesterwald be- 
läuft sich der Anteil der Forstflächen bisher ledig- 
lich auf 25 — 35 v. H. Er liegt damit erheblich unter 
dem Durchschnitt vergleichbarer Mittelgebirgsla- 
gen. In den beiden genannten Gebieten kommt da- 
her der Aufforstung aus ökologischen Gründen 
Priorität zu. 

Im Jahre 1974 werden die Mittel schwerpunktmäßig 
eingesetzt für: 

— Aufforstung von Brachflächen 1 170 ha 

— Umwandlung von Nieder- in Hochwald 280 ha 

8. Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen 

Schwerpunkte des Mitteleinsatzes sind die Wasser- 
versorgung und Abwasserbeseitigung in ländlichen 
Gemeinden, der Hochwasserschutz, Beregnungs Vor- 
haben und der landwirtschaftliche Wegebau außer- 
halb der Flurbereinigung. 

8.1. Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 
in ländlichen Gemeinden 

Der Anteil der ländlichen Bevölkerung in Gemein- 
den unter 2 000 Einwohnern beträgt nach der 
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Volks- und Berufszählung von 1970 in Rheinland- 
Pfalz 33 V. H. der Gesamtbevölkerung, während im 
Bundesgebiet der Anteil der Einwohner in ländli- 
chen Gemeinden sich nur noch auf 18 v. H. be- 
läuft. , 

Die ländlichen Gemeinden in den Höhengebieten 
des Landes haben ihre Wasserversorgung bisher 
vornehmlich über Einzelanlagen gedeckt. Der zu- 
nehmende Wasserbedarf der Bevölkerung macht je- 
doch in den nächsten Jahren zur Sicherstellung ei- 
ner ausreichenden Wasserversorgung den Bau von 
überregionalen Versorgungssystemen und Gruppen- 
wasserwerken notwendig. Gegenwärtig sind 10 
Fernversorgungsprojekte für ländliche Räume im 
Bau oder in der Planung. Die Baukosten für diese 
Großprojekte belaufen sich auf insgesamt 400 Mil- 
lionen DM. Räumliche Schwerpunkte sind ländliche 
Gebiete mit einer Einwohnerdichte, die zumeist un- 
ter 150 E/qkm liegt. Es handelt sich um Gebiete, die 
zum überwiegenden Teil strukturschwach sind und 
daher auch in die regionalen Aktionsprogramme 
einbezogen wurden. 

Räumliche Schwerpunkte sind insbesondere die Ei- 
fel, der Hunsrück und der nördliche Teil der West- 
pfalz. 

Nach dem Stand von 1972 sind in Rheinland-Pfalz 
rd. 80 V. H. der Bevölkerung an das öffentliche Ka- 
nalnetz angeschlossen. Kläranlagen dagegen beste- 
hen erst für rd. 50 v. H. der Einwohner. Von diesen 
Kläranlagen erfüllt jedoch lediglich die Hälfte die 
Voraussetzungen für eine mechanisch-biologische 
Abwasserreinigung. Bei den künftig tim verstärken- 
den Anstrengungen auf dem Abwassersektor, die 
im Interesse des Umweltschutzes erfolgen müssen, 
ist grundsätzlich die mechanisch-biologische Ab- 
wasserbehandlung erforderlich. Auch in den ländli- 
chen Räumen sind nach Möglichkeit Gruppenklär- 
anlagen anzustreben. 

Allein im ländlichen Bereich sind zur Lösung der 
anstehenden Probleme noch Investitionen für den 
Bau von Abwasseranlagen in Höhe von rd. 1,5 Mil- 
liarden DM erforderlich, die einen Zeitraum von 12 
bis 15 Jahren in Anspruch nehmen werden. Der Fünf- 
Jahresplan des Landes sieht die Durchführung der 
dringendsten Maßnahmen im näheren Einzugsge- 
biet des Rheins, der Mosel und Nahe vor, die nach 
ihrer Realisierung eine deutliche Verbesserung des 
gegenwärtigen Verschmutzungszustandes erwarten 
lassen. Auch hier sind die Kommunen und Verbän- 
de auf eine nachhaltige finanzielle Förderung der 
Baumaßnahmen angewiesen. 

Der gesamte Mittelansatz für die zentrale Wasser- 
versorgung und Abwasserbeseitigung in ländlichen 
Gemeinden beträgt 1974 Zuschüsse in Höhe von 
30,510 Millionen DM. 

8.2. Schutz gegen die zerstörende Wirkung 
von Wasser und Wind 

Die außerordentlich umfangreichen Überschwem- 
mungen im Jahre 1970 haben vor allem landwirt- 
schaftliche Nutzflächen betroffen. Diese Hochwas- 
serschäden haben gezeigt, daß zur Verhinderung 
oder Verminderung künftiger Hochwassergefahren 
die Schutzmaßnahmen durch Gewässerbau, Verstär- 


kung der Fluß deiche und den Bau von Hochwasser- 
rückhaltebecken intensiviert werden müssen. 
Räumliche Schwerpunkte für Schutzmaßnahmen in 
ländlichen Gebieten sind 1974 die Vorderpfalz, 
Rheinhessen sowie das Nahe- und Moselgebiet. Im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe sind 1974 für 
Hochwasserschutzmaßnahmen und den Ausbau von 
Gewässern 8,000 Millionen DM Zuschüsse einge- 
plant. 

8.3. Beseitigung naturgegebener Nachteile 
für Boden und Pflanze 

Einen Schwerpunkt auf diesem Gebiet bildet das 
seit 1970 im Bau befindliche Großprojekt „Bereg- 
nung der nördlichen Vorderpfalz". Als Nahziel sol- 
len durch dieses Projekt Beregnungsmöglichkeiten 
für rd. 14 000 ha landwirtschaftliche Nutzflächen 
geschaffen werden. Die Beregnung ist Vorausset- 
zung dafür, die Wettbewerbsfähigkeit des Gemüse- 
baugebietes im Raum Speyer, Ludwigshafen und 
Frankenthal zu sichern und zu verbessern. 

Nach Abschluß des 1. Bauabschnittes, in dem das 
Hauptpumpwerk am „Otterstädter Altrhein" (ge- 
plante Wasserförderung 18 000 cbm/h) fertiggestellt 
und 6 km Hauptleitungen mit 1 600 mm Durchmes- 
ser verlegt wurden, ist die Anlage im April 1972 in 
Betrieb genommen worden. An jährlichen Bauko- 
sten sind in den folgenden Jahren bis zu 10 Millio- 
nen DM vorgesehen. 

Die Verwirklichung dieses in der Bundesrepublik 
größten Beregnungsprojektes wird nach den gegen- 
wärtigen Kostenschätzungen in einer Bauzeit von 
10 Jahren fd. 100 Millionen DM erfordern, wovon 
rd. 30 ®/o von den Verbandsmitgliedern aufzubringen 
sind. 

Für den Bau von Beregnungsanlagen sowie sonsti- 
ge Meliorationsmaßnahmen sind für 1974 5,300 

Millionen DM Zuschüsse eingeplant. 

8.4. Wiiischaftswegebau 

Ein gut ausgebautes und befestigtes Wegenetz ist 
in den zahlreichen Gemeinden, die vor Übergang 
von der tierischen Anspannung zur Mechanisierung 
flurbereinigt wurden, nicht vorhanden. Es muß 
nachträglich durch Förderung des Wirtschaftswege- 
baues außerhalb der Flurbereinigung geschaffen 
werden. Ein Ausbau der befestigten Wege ist aber 
auch in Gemarkungen notwendig, die noch nicht 
bereinigt sind, in denen aber Flurbereinigungsver- 
fahren in absehbarer Zeit nicht eingeleitet werden 
können. 

Von den für 1974 insgesamt eingeplanten Mittel 
(8,900 Millionen DM) sind 6,900 Millionen DM für 
den landwirtschaftlichen und 2,000 Millionen DM 
für den forstlichen Wegebau bestimmt. 


9. Maßnahmen auf Grund der VO (EWG) Nr. 1035/72, 
Maßnahmen gemäß Marktstrukturgesetz 
und Verbesserung der Marktstruktur 

Sachliche Schwerpunkte der Förderung sind: 

Die Schaffung leistungsfähiger Vermarktungsein- 
richtungen in der Molkerei-, Vieh- und Fleisch-, 
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Obst- und Gemüse- upd Weinwirtschaft sowie die 
Gewährung von Start- 'und Investitionsbeihilfen für 
Erzeugergemeinschaften nach dem Marktstruktur- 
gesetz. 

Die Verbesserung der Molkereistruktur wird bis 
1976 abgeschlossen werden können. Bis zu diesem 
Zeitpunkt wird sich die Zahl der Unternehmen auf 
13 verringern; deren durchschnittliche jährliche Ar- 
beitskapazität wird 60 Millionen kg Milch betragen. 
Die im Rahmenplan 1974 eingesetzten Mittel (3,600 
Millionen DM) für die Molkereiwirtschaft sind dazu 
bestimmt, die Strukturverbesserung in diesem 
Marktsektor im Eifel-Hunsrückgebiet und in der 
Pfalz abizuschließen. 

Seit 1973 verlagert sich die Förderung zur Rationa- 
lisierung der Vermarktung stärker auf die Wein- 
wirtschaft. 

Die Gewährung von Start- und Investitionsbeihilfen 
für Erzeugergemeinschaften erfordert in den näch- 
sten Jahren einen zunehmenden Mittelbedarf. In 
Rheinland-Pfalz wurden bisher 60 Erzeugergemein- 
schaften nach dem Marktstrukturgesetz anerkannt, 
davon 40 für Wein und 7 für Trauben/Most. Hinzu 
kommen 11 Erzeugerorganisationen, die auf Grund 
der EWG -Verordnung Nr. 1035/72 beihilfefähig 
sind. 

Die Zahl der Erzeugergemeinschaften nach dem 
Marktstrukturgesetz wird sich bis Ende 1974 insbe- 
sondere durch die Bildung weiterer Gemeinschaften 
im Weinbau voraussichtlich auf 90 erhöhen. 

Von den 8,000 Millionen DM, die für Förderungs- 
maßnahmen nach dem Marktstrukturgesetz in den 
Rahmenplan 1974 auf genommen wurden, werden 
voraussichtlich rd. 85 v. H. von den Erzeugerge- 
meinschaften für Wein, Trauben und Most sowie 
der Weinwirtschaft in Anspruch genommen. Dabei 
ist vor allem mit einem steigenden Mittelbedarf für 
die Förderung von Unternehmen der Wein Wirt- 
schaft nach § 6 des Marktstrukturgesetzes zu rech- 
nen. 


Saarland 

Eine Zusammenstellung aller förderungsfähigen Ko- 
sten sowie des gesamten Mittelbedarfs für das 
Haushaltsjahr 1974 findet sich in Übersicht L 8. 

Die Agrarstrukturpolitik der Landesregierung ver- 
folgt das Ziel, eine leistungsfähige Landwirtschaft 
mit einem ausgewogenen Verhältnis von entwick- 
lungsfähigen Voll-, Zu- und Nebenerwerbsbetrieben 
als integrierten Bestandteil der Volkswirtschaft zu 
schaffen und zu erhalten. 

Die Landwirtschaft leidet heute noch in weiten Tei- 
len des Saarlandes an den Folgen der jahrzehnte- 
lang geübten Realteilung und der damit vefbunde- 
nen extremen Zersplitterung der landwirtschaftli- 
chen Nutzflächen. Sachliche Schwerpunkte gern. § 2 
Abs. 2 GemAgrG sind daher die Flurneuordnung 
und die einzelbetriebliche Förderung einschließlich 
der ländlichen Siedlung. Daneben steht die Aus- 
richtung der Betriebe auf eine den Gegebenheiten 


des Marktes entsprechende Produktion und die Si- 
cherung des Absatzes im Vordergrund der agrarpo- 
litischen Arbeit. Ein weiterer sachlicher Schwer- 
punkt des Rahmenplans 1974 liegt in den wasser- 
wirtschaftlichen und kulturbautechnischen Maß- 
nahmen. 

Neben diesen sachlichen Schwerpunkten werden 
im Rahmenplan den regionalen Bedürfnissen ent- 
sprechend auch räumliche Schwerpunkte gebildet. 
Im Saarland lassen sich grundsätzlich zwei Regio- 
nen unterschiedlicher Wirtschaftsstruktur unter- 
scheiden: Der industrielle Ballungsraum und der 
stärker landwirtschaftlich orientierte nördliche Teil 
des Landes. Die Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur unterstützen die Bestrebungen der 
regionalen Wirtschaftsförderung, die wirtschaftli- 
che Entwicklung innerhalb der beiden Regionen 
auszugleichen und die Lebensverhältnisse der Be- 
völkerung insgesamt zu verbessern. 


1. Agrarstrukturelle Vorplanung 

In dem Industrieland Saarland ist es von besonde- 
rer Bedeutung, daß sich die landwirtschaftlichen 
Förderungsmaßnahmen sinnvoll in die angestrebte 
Gesamtentwicklung des Raumes einfügen. Die 
agrarstrukturelle Vorplanung liefert hierzu einen 
wesentlichen Beitrag. 

Im Jahre 1974 werden voraussichtlich in Zusam- 
menhang mit dem Beschluß der Bundesregierung 
über die Kanalisierung der Saar bis zur Mosel zwei 
weitere agrarstrukturelle Vorplanungen in Auftrag 
gegeben. 


2. Flurbereinigung einschiießiich freiwiiiigem 
Landtausch 

Im Saarland hat die Flurbereinigung erst nach der 
wirtschaftlichen Rückgliederung des Landes in die 
Bundesrepublik in nennenswertem Umfange einge- 
setzt. Bis Ende 1972 konnten von den insgesamt 
150 000 ha bereinigungsbedürftiger Flächen 48 000 
ha in 51 Zusammenlegungs- und 25 Flurbereini- 
gungsverfahren bereinigt werden. Die Verbesse- 
rung der Produktionsgrundlagen für die Landwirt- 
schaft, der Infrastruktur der ländlichen Gemeinden 
und nicht zuletzt das Bestreben, das weitere Brach- 
fallen landwirtschaftlicher Flächen zu verhindern, 
machen eine zügige Fortführung der Flurbereini- 
gung notwendig, woibei die Flurbereinigung im 
klassischen Sinne nur dann durchgeführt wird, 
wenn neben landwirtschaftlichen auch öffentliche 
Interessen im Bereich des Verkehrs, des Siedlungs- 
wesens, der Verteidigung etc. dies erfordern. 

Das beschleunigte Zusammenlegungsverfahren, im 
begrenzten Umfange auch der freiwillige Land- 
tausch, kommen zur Anwendung, wenn es vorwie- 
gend um die Beseitigung der Besitzzersplitterung 
und um andere landwirtschaftliche Beleinge der 
Strukturverbesserung geht. 1974 werden 22 000 ha 
in der Flurbereinigung imd 30 500 ha in der be- 
schleunigten Zusammenlegung bearbeitet. Davon 
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wird im Jahre 1974 die Flurbereinigung für 1 800 ha 
und die beschleunigte Zusammenlegung für 2 500 
ha neu angeordnet. 


3. Einzelbetriebliche Maßnahmen 
und ländliche Siedlung 

3.1. Elnzelbetriebliche Maßnahmen 

Die Ziele des Einzelbetrieblichen Förderungspro- 
gramms werden im Saarland ln erster Linie über 
bauliche Maßnahmen in bestehenden Betrieben er- 
reicht. Soweit es das öffentliche Interesse erfordert 
und die eingehende Ortslage sinnvolle bauliche Ver- 
besserungen unmöglich macht, werden auch künftig 
Aussiedlungen notwendig sein. 

Von der im einzelbetrieblichen Förderungsprogramm 
vorgesehenen Überbrückungshilfe für Inhaber nicht- 
entwicklungsfähiger Betriebe wurde bisher kaum 
Gebrauch gemacht, da das Saarland aufgrund seiner 
engen Verflechtung von Landwirtschaft und Indu- 
strie außerlandwirtschaftliche Berufsmöglichkeiten in 
ausreichendem Maße bietet. 

Für 1974 sind folgende neue Maßnahmen vorgese- 
hen: 

5 Aussiedlungen 

20 bauliche Maßnahmen in Altgehöften 
40 sonstige Investitionen 

40 Maßnahmen zur Verbesserung des Wohn- 
bereiches 

20 Überbrückungsmaßnahmen 
100 Förderungen freiwilliger Buchführung. 

3.2. Ländliche Siedlung 

Der Umfang des Brachlandes konnte in den Jahren 
1960-1972 von rd. 25 000 ha auf rd. 12 000 ha redu- 
ziert werden. Dies war nur durch die Maßnahmen 
der ländlichen Siedlung in Verbindung mit der 
Flurbereinigung und dem Wirtschaftswegebau mög- 
lich. In diesem Zeitraum wurde ein Netz von neuen 
Betrieben geschaffen, die die Bewirtschaftung von 
strukturbedingten Brachflächen übernommen ha- 
ben. Sie sind auch künftig in der Lage, noch frei- 
werdende Flächen aufzunehmen und somit vor der 
Brache zu bewahren. Unter dem Aspekt der Land- 
schaftserhaltung und Landschaftspflege kommt da- 
her der Anliegersiedlung auch künftig noch eine 
gewisse Bedeutung zu. Für 1974 ist die Förderung 
von 5 Auffangbetrieben und 10 Anliegersiedlungen 
geplant. 


4. Waldbauliche und sonstige forstliche Maßnahmen 

Aufforstung landwirtschaftlicher Grenzertragsbö- 
den, von Brachflächen und von Ödland 

In den nächsten Jahren werden weitere landwirt- 
schaftliche Nutzflächen brachfallen. Etwa 25 ha sol- 
len 1974 im Rahmen der Gemeinschaftsaufgäbe auf- 
geforstet werden. Es ist beabsichtigt, die Auffor- 
stung möglichst in geschlossenen Aufforstungsge- 
wannen zu fördern. 


Umwandlung sowie Umbau ertragsschwacher Be- 
stockungen in standortgemäßen Hochwald sowie 
Kuiturvorbereitungen 

Besonders im Kleinprivatwald und im Gehöfer- 
schaftswald ist der Anteil des Stockausschlagwal- 
des — es handelt sich meist um durchgewachsene 
ehemalige Lohhecken — sehr hoch. Er liegt zur 
Zeit bei 30 ®/o der Privatwaldfläche des Landes. Auf 
anderen Flächen, insbesondere auch im Gemeinde- 
wald, stocken Hochwaldbestände, die aus den ver- 
schiedensten Gründen nur von sehr geringer Lei- 
stung und Qualität sind. Die Umwandlung in lei- 
stungsfähigen Hochwald, die von den Eigentümern 
ohne den Anreiz öffentlicher Zuschüsse kaum 
durchgeführt werden kann, ist Voraussetzung für 
eine erfolgversprechende forstliche Bewirtschaf- 
tung dieser Flächen. Für 1974 sind hier rd. 40 ha 
vorgesehen. 

Im Rahmen dieser Umwandlungsmaßnahmen sind 
auch umfangreiche Bodenvorbereitungen, insbeson- 
dere die Beseitigung des nicht verwertbaren auf- 
stockenden Bewuchses erforderlich. Diese Vorbe- 
reitungsarbeiten erfassen eine Fläche von rd. 35 
ha. 


5. Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen 

5.1. Wasserversorgung 

Ein großer Teil der saarländischen Gemeinden ist 
landwirtschaftlich orientiert. Infolge ihrer geogra- 
phischen Lage am Rand der Ballungsgebiete hat die 
Entwicklung der zentralen Wasserversorgung hier 
noch nicht den hohen Stand erreicht wie in den 
Verdichtungsräumen. Mit der Vergrößerung der 
Transportwege für das Wasser wachsen die finan- 
ziellen Belastungen, zumal der spezifische Ver- 
brauch auf dem Land nur einen relativ niedrigen 
Wert erreicht. Das findet seinen Niederschlag in 
der TarifgeS'taltung. Die Wasserpreise liegen durch- 
weg Über 1 DM/cbm Wasser. Andererseits steigt 
mit einer Verbesserung der sanitären Einrichtungen 
der Wasserbedarf, so daß die vorhandenen Anlagen 
vielfach nicht ausreichen. 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe sollen 1974 
0,750 Millionen DM Zuschüsse für die Verbesse- 
rung der Wasserversorgung bereitgestellt wer- 
den. 

5.2. Abwasserbeseitigung 

In den noch weitgehend ländlich orientierten Be- 
reichen, insbesondere des nördlichen Teiles des 
Saarlandes, wurde der Abwasserbeseitigung und 
-reinigung bisher nicht in ausreichendem Umfang 
Rechnung getragen. Der steigende Lebensstandard 
hat jedoch auch in den ländlichen Gemeinden zu 
einem stetig steigenden Abwasseranfall geführt. 
Das hat zur Folge, daß die Gewässer in den land- 
wirtschaftlich strukturierten Gebieten stark verun- 
reinigt sind und der Wert dieser Gebiete für Erho- 
lungszwecke beeinträchtigt wird. Zudem hat die 
schlechte Finanzausstattung dieser Gemeinden 
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zwangsläufig zu einem erheblichen Nachholbedarf 
beim Bau der notwendigen Hauptsammler und 
Kläranlagen geführt. Die vorgesehenen Maßnahmen 
stehen im Einklang mit den raumordnerischen und 
den übrigen agrarstrukturellen Planungen. Zuschüs- 
se in Höhe von 2,660 Millionen DM sollen für die- 
sen Zweck eingesetzt werden. 

5.3. Schutz gegen die zerstörende Wirkung 
von Wasser und Wind 

Ein nicht unwesentlicher Teil der agrarstrukturver- 
bessernden Maßnahmen ist der Ausbau von Was- 
serläufen zum Schutze gegen Hochwasser. Der 
Schutz der Kultur und Siedlungsflächen kann nur 
durch ordnungsgemäße Vorflut erreicht werden. 
Mit den veranschlagten Mitteln in Höbe von 1,808 
Millionen DM sollen Ausbaumaßnahmen an Was- 
serläufen mit 10,6 km Gesamtlänge gefördert wer- 
den. 


6. Verbesserung der Marktstruktur 

und Maßnahmen gemäß Marktstrukturgesetz 

Zur Vervollständigung des Produktionsprogrammes 
der fusionierten Molkereiunternehmen sind zusätz- 
liche Folgeinvestitionen insbesondere auf dem 
Trinkmilchsektor erforderlich. Für die Durchfüh- 
rung dieser Maßnahmen sind Zuwendungen bis zur 
Höhe von 0,286 Millionen DM vorgesehen. 

Die Schlachthöfe Dillingen und Neunkirchen sollen 
im Zuge der Verbesserung der Schlachthof Struktur 
des Saarlandes weiter ausgebaut und modernisiert 
werden. Hierfür werden im Jahre 1974 voraussicht- 
lich 0,400 Millionen DM an Zuschüssen benöitigt. 

Für Erzeugergemeinschaften nach dem MStrG wer- 
den 1974 als Startbeihilfen voraussichtlich 0,030 
Millionen DM zur Verfügung gestellt. 


Baden-Württemberg 

In Übersicht L 9 findet sich eine Zusammenstellung 
aller förderungsfähigen Kosten sowie des gesamten 
Mittelbedarfs für das Haushaltsjahr 1974. 


1. Agrarstrukturelle Vorplanung 

Die agrarstrukturellen Vorplanungen werden mit 
Vorrang in »den Gebieten erstellt, in denen regiona- 
le Strukturprogramme wie das Alb- und Schwarz- 
waldprogramm durchgeführt werden. Für diese re- 
gionalen Strukturprogramme sollen die agrarstruk- 
turellen Vo-rplanungen unmittelbare Unterlage für 
ein koordiniertes Vorgehen sein, die Abstimmung 
mit allen berührten Stellen erleichtern und gebün- 
delte Maßnahmen ermöglichen. Weiterhin werden 
die agrarstrukturellen Vorplanungen in Schwer- 
punkten der im Landesentwicklungsplan abgegrenz- 
ten Erholungslandschaften und in den Schwerpunk- 
ten der Flurneuordnung erstellt. 


Jährlich werden 6 bis 8 Vorhaben neu eingeleitet. 
Die Nahbereiche umfassen in der Regel eine Fläche 
von 15 000 bis 18 000 ha. 1974 sind Zuschüsse in 
Höhe von 0,620 Millionen DM vorgesehen. 


2. Flurbereinigung 

Der Neuordnung des ländlichen Raumes durch die 
Flurbereinigung kommt im dichtbevölkerten Land 
Baden-Württemberg besondere Bedeutung zu. Auf 
Grund der Landes- und Regionalplanung werden im 
Rahmen der Flurbereinigung zunehmend Maßnah- 
men der Dorferneuerung, der Infrastrukturverbesse- 
rung sowie der Landschaftspflege und des Erho- 
lungswesens verwirklicht. 

Schwerpunkte sind: Unterer Neckarraum (Stuttgart- 
Mannheim), Raum Hohenlohe-Taubergrund, Raum 
Oberrhein (Rastatt-Lörrach), oberer Neckarraum, 
Raum Ostalb (Ulm-Härtsfeld), Raum Oberland und 
Raum westlicher Bodensiee. 


Infolge verstärktem Ausbau des Straßennetzes wer- 
den Flurbereinigungsverfahren in erheblichem Um- 
fang nach den §§ 86-89 Flufbereinigungsgesetz, in 
denen Land für die Autobahnen, Bundes- und Lan- 
desstraßen bereitgestellt wird, 'durchgeführt. 

Baden-Württemberg verfügt z. Z. über 22 629 ha 
Rebland, wovon 16 548 ha im Ertrag stehen. Die 
Durchführung von Rebflurbereinigungen ist im Hin- 
blick auf den hohen arbeitswirtschaftlichen Effekt 
besonders vordringlich. In den letzten Jahren be- 
trug der Umfang an Aufwendungen für Rebflurbe- 
reinigungen rd. V.3 der gesamten Ausführungsko- 
sten. Obwohl bei Rebflurbereinigungen, vor allem 
in Steillagen, relativ hohe Ausführungskosten ent- 
stehen, ist die Wirtschaftlichkeit dieser Verfahren 
gegeben. 


Natch den Erhebungen über die Dringlichkeit der 
Flurbereinigung ergab sich Ende des Jahres 1972 
im Lande Baden- Württemberg folgendes Bild: 


Landwirtschaftliche Nutzfläche 
insgesamt 

endgültig bereinigte Fläche 
erneut zu bereinigende Fläche 
vordringlich zu bereinigende Fläche 


1 761 071 ha 
682 609 ha 
250 423 ha 
707 545 ha 


Im Lande Baden-Württemberg werden die Verfah- 
ren nach dem Flurbereinigungsgesetz im Durch- 
schnitt mit einem Zuschußsatz von rd. 69 ®/o der 
Ausführungskosten finanziert. 


Die verbleibenden Ausführungskosten (31 ®/o) wer- 
den nach Abzug der Beiträge Dritter (bis zu 5 ®/o) 
als Eigenleistung von den Teilnehmern aufgebracht. 
In dieser Eigenleistung sind in der Regel 10 ®/o der 
gesamten Ausführungskosten als zinsverbilligte, 
mittelfristige Darlehen enthalten. Die 1974 vorgese- 
henen Zuschüsse betragen 75,150 Millionen DM, 
hinzu kommen zinsverbilligte Kapitalmarktdarlehen 
in Höhe von 12,000 Millionen DM. 
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3. Langfristige Verpachtung in der Flurbereinigung 

Im Hinblick auf die Agrarverfassung und die Be- 
sitzstruktur in Baden-Württemberg ist diese Maß- 
nahme besonders aktuell, Ihre Bedeutung wird in 
den kommenden Jahren weiter zunehmen. Für 1974 
sind Zuschüsse in Höhe von 1,350 Millionen DM 
vorgesehen. 


4. Einzelbetriebliche Maßnahmen und 
ländliche Siedlung 

Uber 1 Million iha landwirtschaftliche Nutzfläche 
werden von Haupterwerbslandwirten bewirtschaf- 
tet. Nur ein Teil dieser Haupterwerbslandwirte er- 
füllt die in den Förderungsgrundsätzen enthaltenen 
Voraussetzungen bezügliich des Einkommens bzw. 
kann sich zu diesem Einkommensziel hinentwik- 
keln. 

Die entwicklungsfähigen Betriebe werden im Laufe 
der nächsten 10 Jahre zusätzlich etwa 200 000 bis 
300 000 ha LN aufnehmen und bewirtschaften. Um 
dies zu ermöglichen, sind in den nächsten Jahren 
erhebliche Investitionen erforderlich, da nur etwa 
^/a dieser Betriebe über ausreichende Wirtschaftsge- 
bäude verfügt. 

Für die umfassende Sanierung der Wirtschaftsge- 
bäude eines Betriebes in Form einer Aussiedlung, 
Teilaussiedlung, Betriebszweigaussiiedlung, bauli- 
chen Maßnahmen im Altgehöft oder im Rahmen der 
ländlichen Siedlung entstehen im Durchschnitt Bau- 
kosten in Höhe von 300 000 DM. iBei schätzungs- 
weise 450 Vorhaben im Jahr ergibt sioh in den 
nächsten 10 Jahren ein Gesamtinvestitionsvolumen 
von rd. 2 Mrd. DM. 

Hinzu kommt der Investitionsbedarf in den künfti- 
gen Haupterwerbsbetrieben für idie Aufstockung 
von Vieh-, Maschinen- und Umlaufkapital. Er dürf- 
te rd. 4 000 DM/ha aufgestockte Fläche betragen. 
Dies bedeutet einen zusätzlichen Investitionsbedarf 
von rd. 1,2 Mrd. DM. Unberücksichtigt ist dabei 
ein evtl. Investitionsbedarf für den Landankauf, 
wenn Pacht nicht möglich ist, der je ha LN mit 
durchschnittlich 12 000 DM angenommen werden 
kann. 

Außerdem sind bei der Hälfte der Betriebe die 
Wohngebäui(^e zu verbessern. Der durchschnittliche 
Aufwand je Wo'hngebäude liegt bei etwa 70 000 
DM, so daß sich der Investitionsbedarf im Bereich 
der Wohngebäude um 1,4 Milliarden DM im näch- 
sten Jahrzehnt bewegen wird. 

Die erforderlichen Anpassungsmaßnahmen können 
auf Grund unzureichender Eigenkapitalbildung nur 
unter Einsatz von Finanzierungshilfen tragbar ge- 
staltet werden und zum Erfolg führen. 

4.1. Maßnahmen In entwicklungsfähigen Betrieben 

4.1.1. Aussiedlung und Teüaussiedlung 

Für die Aussiedlung und Teilaussiedlung landwirt- 
schaftlicher Betriebe, vor allem aus den eng ver- 


bauten Haufendörfern des Realteilungsgebietes, be- 
steht in Baden- Württemberg nach wie vor ein er- 
hebliches öffentliches Interesse. Bedingt durch den 
Strukturwandel und die außerordentliche Verteue- 
rung der Baukosten ist die Zahl der Aussiedlungen 
im Durchschnitt der Jahre 1968 — 1972 auf 150 je Jahr 
zurückgegangen. Bei den in den Förderungsgrund- 
sätzen vorgesehenen Konditionen ist mit einem 
weiteren Rückgang zu rechnen, so daß die Einlei- 
tung von nur 40 Aussiedlungen und 10 Teilaussied- 
lungen, die in den Jahren 1974 bis 1977 ausgeführt 
werden, vorgesehen ist. Bei einem Gesamtinvesti- 
tionsvolumen von 24,800 Millionen DM für die vor- 
genannten Vorhaben werden die Förderungsmittel 
ln diesem Zeitraum voraussichtlich betragen: 

Zuschüsse 7,500 Millionen DM 

öffentliche Darlehen 8,500 Millionen DM 

zins verbilligte 

Kapitalmarktdarlehen 5,100 Millionen DM 

Darüber hinaus sind Förderungsmittel für im Haus- 
haltsjahr 1973 eingeleitete, idurch Verpflichtungser- 
mäditigungen abgedeckte Maßnahmen vorgesehen. 

4.1.2. Betriebszweigaussiedlung 

In vielen Orten Baden- Württembergs sind Erweite- 
rungen landwirtschaftlicher Betriebsgebäude auf 
Grund beengter Hoflagen oder aus Gründen des Im- 
missionsschutzes am alten Standort nicht durch- 
führbar. Eine Aussiedlung des gesamten Betriebes 
ist jedoch wegen stark gestiegener Baukosten nicht 
immer zu verwirklichen. Zum Teil genügt jedoch 
die Ausgliederung von Betriebszweigen, wenn sich 
Wohngebäude und ein Teil der Wirtschaftsgebäude 
in ordentlichem Zustand befinden. 

Geplant ist die Einleitung von 15 Betriebszweigaus- 
siedlungen, die in den Jahren 1974 bis 1977 ausge- 
führt werden. Bei einem Gesamtinvestitionsvolu- 
men in Höhe von 3,600 Millionen DM werden in 
diesem Zeitraum voraussichtlich folgende Förde- 
rüngsmittel eingesetzt werden müssen: 

Zuschüsse 0,760 Millionen DM 

öffentliche Darlehen 1,100 Millionen DM 

zinsverbilligte 

Kapitalmarktdarlehen 1,400 Millionen DM 

Darüber hinaus sind Förderungsmittel für im Haus- 
haltsjahr 1973 eingeleitete, durch Verpfliohtungser- 
mächtigungen abgedeckte Maßnahmen vorgesehen. 

4.1.3. Bauliche Maßnahmen In Altgehöften 

Nach den Erhebungen zur agrarstrukturellen Rah- 
menplanung im Jahre 1969 weisen nahezu 75 Vo der 
in Baden- Württemberg hauptberuflich bewirtschaf- 
teten und rd. 65 Vo der als entwicklungsfähig anzu- 
sehenden Betriebe ungenügende Wirtschaftsgebäu- 
de auf. Nachholbedarf besteht vor allem dort, wo 
die Eigenkapitalbildung der Betriebe auf Grund un- 
günstiger natürlicher oder struktureller Verhältnis- 
se besonders gering ist. 


123 



Drucksache 7/1538 


Deutsdier Bundestag — 7« Wahlperiode 


Im Haushaltsjahr 1974 ist mit der Bewilligung von 
250 baulichen Maßnahmen im Altgehöft zu rech- 
nen, die im Zeitraum von 1974 bis 1977 zur Durch- 
führung kommen. Hierfür sind in diesem Zeitraum 
bei einem Gesamtinvestitionsvolumen von 51,000 
Millionen DM an Förderungsmitteln bereitzustellen. 

Zuschüsse 7,100 Millionen DM 

öffentliche Darlehen 18,400 Millionen DM 

zinsverbilligte 

Kapitalmarktdarlehen 21,000 Millionen DM 

Darüber hinaus sind Förderungsmittel für im Haus- 
haltsjahr 1973 eingeleitete, durch Verpflichtungser- 
mächtigungen abgedeckte Maßnahmen vorgesehen. 

4.1.4. Sonstige Investitionen 

In vielen entwicklungsfähigen Betrieben Baden- 
Württembergs — vor allem in den Grünland- und 
Futteibaubetrieben — ist neben den Maßnahmen 
zur Mechanisierung und Rationalisierung eine Auf- 
stockung der Tieibestände zur Erhöhung des ge- 
samten Produktionsvolumens des Betriebes erfor- 
derlich, Zur Sicherung einer idauernden Existenz- 
grundlage werden in Einzelfällen auch Landzukäufe 
gefördert. 

Im Haushaltsjahr 1974 ist mit ca. 750 Anträgen für 
Verbesserungsmaßnahmen an Wirtschaftsgebäuden, 
die Beschaffung von lebendem und totem Inventar 
sowie zur Erleichterung des Landankaufs (150 ha 
LN) mit einem förderungsfähigen Investitionsvolu- 
men von insgesamt 35,300 Millionen DM zu rech- 
nen. Bei angenommenen Eigenleistungen von 5,300 
Millionen DM werden zur Vollfinanzierung etwa 
30,000 Millionen DM zins verbilligte Kapitalmarkt- 
mittel benötigt. 

4.2. Ratlonaiisierang von Betrieben durch Verbesserung 
des Wohntells 

Im Haushaltsjahr 1974 ist mit 100 Anträgen*für die 
Förderung von Neubau oder Kauf sowie Aus- und 
Umbau, für Maßnahmen im arbeitswirtschaftlichen 
Bereich landwirtschaftlicher Wohnhäuser mit 2 100 
Anträgen zu rechnen. Die Gesamtinvestitionskasten 
für diese Maßnahmen belaufen sich auf 30,000 Mil- 
lionen DM. Bei Eigenleistungen von 19,800 Millio- 
nen DM sind in den Jahren 1974 und 1975 folgende 
Förderungsmittel erforderlich: 

Zuschüsse 4,200 Millionen DM 

zinsverbilligte 

Kapitalmarktdarlehen 4,000 Millionen DM 

4.3. Ländliche Siedlung 

4.3.1. Errichtung von Landauffangbetrieben 

und Weiterentwicklung bestehender Betriebe 

Der Strukturwandel in der Landwirtschaft hat die 
Sozialstruktur der meisten Gemeinden des Landes 
grundlegend geändert. In einer größeren Anzahl 
von Gemeinden des Landes sind kaum noch haupt- 
berufliche Landwirte vorhanden, so daß besonders 
in den Problemgebieten aber auch in den Ballungs- 
gebieten des Landes die Landbewirtschaftung stetig 
zurückgeht. 


Zur Sicherung und Erhaltung der Kulturlandschaft 
und zur Entwicklung der Funktionsfähigkeit ländli- 
cher Gebiete sollen bestehende Betriebe zu Land- 
auffangbetrieben entwickelt werden. 

Geplant sind insgesamt 110 Vorhaben, die in den 
Jahren 1974 bis 1977 ausgeführt werden. Bei einem 
förderungsfähigen Investitionsvolumen von 45,500 
Millionen DM sind in diesem Zeitraum Förderungs- 
mittel in folgender Höhe erforderlich: 

Zuschüsse 12,600 Millionen DM 

öffentliche Darlehen 26,700 Millionen DM 

Darüber hinaus sind Förderungsmittel für im Haus- 
haltsjahr 1973 eingeleitete, durch Verpflichtungser- 
mächtigungen abgedeckte Maßnahmen vorgesehen. 

4.3.2. Anliegersledlung 

Die durch den Strukturwandel freiwerdenden Grund- 
stücke aufgelöster oder abstockender Betriebe sollen 
in der Regel nicht brachfallen. Beim Bewirtschaf- 
tungsübergang hat die Aufstockung im Wege der 
Pacht den Vorrang. In Fällen, in denen die Pachtauf- 
stockung nicht möglich oder aus agrarstrukturellen 
Gründen der Erwerb anfallenden Landes geboten ist, 
wird die Eigentumsaufstockung als Anliegersiedlung 
gefördert. Vorgesehen ist die Aufstockung von 90 
Betrieben mit einem förderungsfähigen Investitions- 
volumen von 3,500 Millionen DM, wofür im Haus- 
haltsjahr 1974 3,200 Millionen DM benötigt werden. 

4.3.3. Bodenzwischenerwerb 

Die strukturelle Verbesserung und Entwicklung des 
ländlichen Raumes wird erleichtert, wesentlich be- 
schleunigt und veohilligt, wenn hierfür Land zur 
Verfügung gestellt werden kann. Im Haushaltsjahr 
1974 ist für den Landauffang ein förderungsfähiges 
Investitionsvolumen von 2,300 Millionen DM zu- 
grunde gelegt. Dies erfordert die Bereitstellung von 
öffentlichen Darlehen in Höhe von 2,000 Millionen 
DM. 

4.4. Invesfitionsbelhiifen für Überbrückungsmaßnahmen 

Auf Grund der ungünstigen Agrarstruktur in Ba- 
den-Württemberg sind zahlreiche landwirtschaftli- 
che Betriebe nach den Grundsätzen für die Förde- 
rung von einzelbetrieblichen Investitionen als nicht 
entwicklirngsfähig anzusehen. 

Im Haushaltsjahr 1974 ist mit ca. 125 Anträgen auf 
Überbrückungshilfen mit einem förderungsfähigen 
Gesamtaufwand von voraussichtlich ca. 3,125 Mil- 
lionen DM zu rechnen. Bei Eigenleistungen von 
0,625 Millionen DM sind 2,500 Millionen DM zins- 
verbilligte Kapitalmarktdarlehen erforderlich. 


5. Förderung der langfristigen Verpachtung 
durch Prämien 

Die landwirtschaftlichen Betriebe Baden- Württem- 
bergs sind überwiegend kleinbetrieblich struktu- 
riert. Weniger als 10®/o der Betriebe bewirtschaften 
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mehr als 20 ha LN; etwa ein Viertel dieser Betriebe 
nur 10 — 20 ha. Auf diese Gruppe entfällt jedoch fast 
die Hälfte der gesamten landwirtschaftlichen Nutz- 
fläche. Die Mehrzahl aller Betriebe bewirtschaftet 
weniger als 10 ha. 

Der Vergrößerung der Produktionsgrundlage über 
Flächenzupaohtung kommt deshalb besondere Be- 
deutung zu. Die kontinuierliche Verbesserung der 
Flächenausstattung einzelner Betriebe setzt aber eine 
ausreichende Bodenmobilität voraus, die durch Prä' 
miengewährung an erstmals verpachtende Grund- 
eigentümer oder Bewirtschafter erhöht wird. 

Im Haushaltsjahr 1974 werden voraussichtlich bei 
ca. 1 900 ha langfristig zu verpachtenden Flächen 
die Voraussetzungen für eine Prämiengewährung 
erfüllt sein. Der Mittelbedarf beläuft sich bei einem 
Förderungssatz von 500-1 500 DM/ha auf 1,000 Mil- 
lion DM. 


6. Leistungsprüfung in der tierischen Erzeugung 

6.1. Leistungsprüfungsanstalten für Rinder, Schweine 
und Schafe 

Es ist beabsichtigt, im Jahre 1974 einen Prüf stall 
mit 400 Prüfplätzen für die Eigenleistungsprüfung 
von Ebern und Sauen eines Basiszuchtbetriebes des 
Hybridzuchtprogrammes beim Schwein zu errich- 
ten. 

Die förderungsfähigen Investitionskosten (bauliche 
und technische Einrichtung) werden sich voraus- 
sichtlich auf 0,400 Millionen DM belaufen. Dies er- 
fordert einen Zuschuß in Höhe von 0,200 Millionen 
DM. 


7. Waldbauliche und sonstige forstliche Maßnahmen 

Die Föirderung von waldbaulichen imd sonstigen 
forstlichen Maßnahmen wird fortgesetzt, soweit sie 
zur Verbesserung der Agrarstruktur erforderlich ist 
und zur wirtschaftlichen Festigung der Betriebe 
beiträgt. Eine räumliche Schwerpunktbildung er- 
folgt im Rahmen des Schwarzwaldprogramms, des 
Albprogramms und der verschiedenen EAGFL- Vor- 
haben. 

7.1. Aufforstung von landwirtschaftlichen Grenzertragsböden, 
von Brachflächen und Ödland 

Im Jahre 1962 wurde im Rahmen der agrar struktu- 
rellen Rahmenplanung eine Bodenbilanz aufgestellt. 
Dabei wurden die Flächen, die für eine künftige 
forstliche Nutzung zweckmäßig erscheint, festge- 
legt. Von den damals mit 76 000 ha ermittelten 
Grenzerltragsböden ist eine Fläche von 48 000 ha 
aufforstungsfähig, hierzu kommen noch 20 000 ha 
Ödland. Danach stehen ohne Berücksichtigung der 
inzwischen fortgeschrittenen Entwicklung ca. 68 000 
ha Grenzertragsböden, Ödland und Brachflächen zur 
Erstaufforstung heran. 


Eine Förderung der Aufforstung erfolgt nur, wenn 
die betreffenden Maßnahmen im Interesse der ange- 
strebten Agrar-, Wald- oder Landschafts Struktur 
zweckmäßig sowie landeskuTturell unbedenklich 
oder erwünscht sind. 

Für das Jahr 1974 ist die Aufforstung bei 1 000 ha 
vorgesehen. Es ist mit ird. 2 000 Anträgen bei förde- 
rungsfähigen Gesamtkosten von 3,300 Millionen 
DM zu rechnen. Zu den Vorhaben im Rahmen des 
Schwarz waldplanes sind Zuschüsse aus dem Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds Land- 
wirtschaft zugesagt. Der Bedarf an Zuschüssen aus 
der Gemeinschaftsaufgabe beträgt im Haushaltsjahr 
1974 1,460 Millionen DM. 

7.2. Umwandlung sowie Umbau ertragsschwacher 
Bestockung In standortgemäßen Hochwald 

Nach den Ergebnissen des forstlichen Fachentwick- 
lungsplanes sind im Lande etwa 10 000 ha umwand- 
lungswürdige ertrags schwache Waldungen vorhan- 
den, welche in standartgemäßen Hochwald umzu- 
wandeln .sind und einer Förderung bedürfen. 

Für das Jahr 1974 ist die Umwandlung von 440 ha 
in standortgemäßen Hochwald vorgesehen. Es ist 
mit rd. 600 Anträgen bei förderungsfähigen Gesamt- 
kosten von 1,600 Millionen DM zu rechnen. Der 
überwiegende Teil dieser Maßnahmen wird im 
Rahmen des EAGFL-Projektes „Schwarz waldplan" 
durchgeführt und gefördert. Der Bedarf an Zuschüs- 
sen im Haushaltsjahr 1974 beträgt 0,800 Millionen 
DM. 

7.3. Trennung von Wald und Weide 

In Teilen des Schwarz waldes soll die noch beste- 
hende Waldweideberechtigung durch die Freistel- 
lung des Waldes und die Bereitstellung von Weide- 
flächen beseitigt werden. Für die ersatzweise Be- 
reitstellung von bestehenden Weideflächen kom- 
men etwa 3 000 ha in Frage. 

Für das Jahr 1974 ist die ersatzweise Bereitstellung 
von 200 ha Weidefläche (80 Vorhaben) mit förde- 
rungsfähigen Gesamtkosten von 0,500 Millionen DM 
vorgesehen. Die Maßnahme wird im Rahmen des 
EAGFL-Projekts „Schwarzwaldplan" durdigeführt 
und gefördert. Der Bedarf an Zuschüssen im Haus- 
haltsjahr 1974 beträgt 0,190 Millionen DM. 

7.4. Anlage von Schutzpflanzungen und Feldgehölzen 

Um zu befürchtende oder bereits eingetretene Schä- 
den durch Wind und Wasser an Boden und Kultur- 
pflanzen zu verhindern oder zu mildern, ist im 
Rheintal, auf der Schwäb. Alb und teilweise auch in 
den übrigen Landesteilen die Anlage von Schutz- 
pflanzungen und Feldgehölzen notwendig. Insge- 
samt ist die Anlage von 1 200 km Schutzpflanzun- 
gen erforderlich. 

Im Haushaltsjahr 1974 ist die Schaffung von 130 
km (auf km 1-reihig umgerechnet) Schutzpflanzun- 
gen und 10 ha Feldgehölzen notwendig, um drohen- 
de Schäden zu vermeiden. Bei förderungsfähigen 
Kosten von ca. 0,650 Millionen DM (25 Anträge) be- 
trägt der Zuschußbedarf 0,370 Millionen DM. 
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8. Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen 

8.1. Beseitigung naturgegebener Nachteile 
für Boden und Pflanze 

In weiten Teilen des Landes wird durch den nicht 
ausgeglichenen Wasserhaushalt des Bodens in er- 
heblichem Maße die Feldbewirtschaftung erschwert 
und das Wachstum der Kulturen beeinträchtigt. 
Vor allem in der Hohenloher Ebene, der Baar und 
den Talniederungen der Donau und ihrer südlichen 
Zuflüsse sind die zumeist tonreichen Böden stark 
vernäßt. Die Regelung des Bödenwasserhaushalts 
insbesondere durch Dränung isit für die landwirt- 
schaftlichen Betriebe von größter wirtschaftlicher 
Bedeutung. 

In anderen Gebieten des Landes leiden die Intensiv- 
und Sonderkulturen häufig unter empfindlichem 
Wassermangel. Dies trifft vor allem für die Gemü- 
seanbaugebiete der Rheinebene und des mittleren 
Neckarraumes sowie für die Weinbau gebiete des 
Tauber grundes zu. Hier müssen dringend weitere 
Beregnungsanlagen erstellt werden, die zugleich 
zur Bekämpfung der Spätfröste eingesetzt werden 
können. 

Der Schwerpunkt der Maßnahmen liegt im Hohen- 
loher Raum, wo z. Z. Entwässerungen von 3 größe- 
ren Wasser- und Bodenverbänden — Brettach, Land- 
hege und Westliches Hohenlohe — , deren Baupro- 
gramm sich über mehrere Jahre erstreckt und zu- 
sammen eine Fläche von rd. 17 000 ha umfaßt, 
durchgeführt werden. Die Verbände Landhege und 
Westliches Hohenlohe erhalten Zuschüsse aus dem 
EAGFL. 

Außer den vorgenannten Maßnahmen sind beson- 
ders in der Baar und im Donauraum zahlreiche, 
meist kleinere Entwässerungen geplant. Insgesamt 
ist im Jahre 1974 die Entwässerung von 5 000 ha 
LN vorgesehen. 

Von den Beregnungsvorhaben ist vor allem die Be- 
regnungsanlage des Wasser- und Bodenverbands 
Gerlachsheim, Tauberkreis, für rd. 50 ha Rebflächen 
zu nennen. 

8.2. Ausgleich des Wasserabflusses 

Die geographischen Verhältnisse lassen in Baden- 
Württemberg nur selten den Bau von großen Tal- 
sperren zu. Es sind deshalb vor allem Systeme klei- 
nerer Hochwasserrückhaltehecken im Oberlauf und 
in den Seitengewässern der Flüsse mit dem Schwer- 
punkt im schwäbisch-fränkischen Hügelland vorge- 
sehen. Ein größeres Rückhaltebecken ist in Ober- 
schwaben im Bau. 

Z. Z. laufen Baumaßnahmen von 15 Wasserverbän- 
den oder Gemeinden. Mit den vorgesehenen Mit- 
teln (14,000 Millionen DM) ist der Bau von jährlich 
6 bis 8 Millionen cbm Rückhalteraum möglich. 

8.3. Schutz gegen die zerstörende Wirkung 
von Wasser und Wind 

Schwerpunkte dieser Maßnahmen liegen am Rhein 
und Neckar, im Hohenloher Raum und in Ober- 
schwaben. 


Etwa 12 Vo der Baukosten werden auf Ausbaumaß- 
nahmen an Gewässern I. Ordnung und Haupfdäm- 
men entfallen, die das Land selbst durchführt. Für 
die Baumaßnahmen der Gemeinden und der Was- 
ser- und !B Odenverbände an Gewässern 11. Ordnung 
sind Zuschüsse von durchschnittlich etwa 50 Vo der 
Baukosten, im Einzelfall zwischen 20 und 75 Vo vor- 
gesehen. 

Insgesamt sind Zuschüsse in Höhe von 12,700 Mil- 
lionen DM vorgesehen. 

8.4. Befestigung und Neubau von landwirtschaftlichen 
Wirtschaftswegen 

In vielen Gemeinden des Landes sind die Feldfluren 
noch völlig unzureichend durch befestigte Wege 
erschlossen. In Streusiedlungsgebieten, insbesonde- 
re im Schwarzwald und Allgäu, haben sehr viele 
landwirtschaftliche Gehöfte noch keine dauernd be- 
fahrbare Verbindung mit dem Straßennetz. 

Außerhalb der Flurbereinigung erfolgt der Ausbau 
des Wegenetzes vorwiegend in den von Natur be- 
nachteiligten Gebieten und den besonderen Förde- 
rungsgebieten des Landes durch Bodenverbände, 
die eine größere Zahl von Gemeinden umfassen 
und später auch die Unterhaltung der ausgebauten 
Wege übernehmen. Die mehrjährigen Ausbaupro- 
gramme werden größtenteils aus dem Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds gefördert. Im Jah- 
re 1974 sollen insgesamt 750 km landwirtschaftliche 
Wege befestigt oder aus gebaut werden. 

8.5. Forstwirtschaftlicher Wirtschaftswegebau 

Der Bauern- und sonstige Kleinprivatwald mit 
312 000 ha und der Körperschaftswald mit 540 000 
ha nehmen insgesamt 65 Vo der gesamten Waldflä- 
che des Landes ein. In den stark parzellierten Bau- 
ern- und Kleinprivatwäldern war bisher eine sinn- 
volle Erschließung nur möglich, wenn sich mehrere 
Waldbesitzer zusammengeschlossen haben. Seit 1956 
wurden im Bauern- und Kleinprivatwald sowie im 
Körperschaftswald rd. 3 000 km Wirtschaftswege ge- 
baut und mit Bundes- und Landesmitteln gefördert. 
Um eine ausreichende Erschließung zu erhalten, sol- 
len weitere 6 000 km befestigte Wirtschaftswege ge- 
baut werden. 

Maßnahmen werden in der Regel in Gebieten, die 
von Natur aus benachteiligt sind und die auch vor 
allem im landwirtschaftlichen Bereich erhebliche 
strukturelle Mängel aufweisen idurchgeführt. Es 
handelt sich meist um sehr steile Lagen (z. B. des 
Schwarzwaldes oder des schwäbisch-fränkischen 
Waldes), bei denen ein verstärkter Maschinenein- 
satz z. B. zur Holzernte nicht möglich ist. Eine 
räumliche Schwerpunktbildung erfolgt im Rahmen 
des Schwarz waldplanes, des Albprogramms und der 
verschiedenen 'EAGFL- Vorhaben. 

Geplant sind für das Jahr 1974 über 100 Projekte 
mit einer Länge von rd. insgesamt 300 km. Die Bau- 
kosten je km Weg belaufen sich im Landesdurch- 
schnitt auf rd. 35 000 DM. Bei förderungsfähigen 
Gesamtkosten von 10,000 Millionen DM beträgt der 
Bedarf au Zuschüssen im Haushaltsjahr 1974 3,400 
Millionen DM. 
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8.6. Zentrale Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen 
In ländlichen Gemeinden 

99 ^/o der Bevölkerung Baden-Württembergs werden 
zwar durch zentrale Wasserversorgungsanlagen 
versorgt, jedoch sind diese Versorgungsanlagen 
dem steigenden Wasserverbrauch vielfach nicht ge- 
wachsen. Da das örtliche Wasserdargebot nicht 
ausreicht, muß durch den Ausbau der Gruppen- 
und Fernversorgungen zusätzliches Wasser heran- 
geführt werden. Der Schwerpunkt liegt dabei in 
den nördlichen und nordöstlichen Landesteilen so- 
wie im Schwarzwald und auf der Schwäbischen 
Alb. 

Auf dem Gebiet der Abwasserbeseitigung steht die 
Abwasserreinigung in zentralen Kläranlagen im 
Vordergrund. Angestrebt werden leistungsfähige 
Anlagen, die oft nur durch überörtliche Lösungen 
zu verwirklichen sind. Räumliche Schwerpunkte 
liegen in den Einzugsgebieten des Bodensees, des 
Rheins, des Neckars sowie der Donau. 

Vorgesehen sind je etwa 100 Bauvorhaben der 
Wasserversorgung und der Abwasserbeseitigung. 

19,400 Millionen DM Zuschüsse sind für 1974 einge- 
plant. 


9. Maßnahmen auf Grund der VO (EWG) Nr. 1035/72 

Zur Förderung der Konzentration des Angebots ha- 
ben die Erzeuger in den Hauptproduktionszentren 
des Obst- und Gemüseanbaus Erzeugerorganisatio- 
nen auf Grund der VO Nr. 159/66 (jetzt VO 
Nr. 1035/72) gegründet. 

Die 19 Erzeugerorganisationen haben einen Waren- 
umsatz von rd. 135 Millionen DM. Die Förderung 
ist im Lande nahezu abgeschlossen. Die für das 
Jahr 1974 vorgesehenen Zuschüsse in Höhe von 
0,200 Millionen DM sind vor allem für Startbeihil- 
fen an die im Jahre 1970 gegründeten Erzeugeror- 
ganisationen bestimmt. Die Erzeugerorganisationen 
sind in den Marktkontoren Obst und Gemüse e. V., 
Stuttgart und Karlsruhe, vereinigt. 


10. Maßnahmen gemäß Marktstrukturgesetz 

Die Landwirtschaft des Landes Baden-Württemberg 
ist auf ein wirkungsvolles Vermarktungs System be- 
sonders angewiesen; eine leistungsfähig und ko- 
stengünstig arbeitende Vermarktung verbessert die 
Wettbewerbs Stellung der heimischen Landwirt- 
schaft gegenüber dem in- und ausländischen Ange- 
bot. 

Die Bemühungen zur Förderung des landwirtschaft- 
lichen Vermarktungs Wesens in Baden-Württemberg 
konzentrieren sich auf die Förderung der Rationali- 
sierung der Erfassung und der Be- und Verarbei- 
tung von landwirtschaftlichen Produkten, weil die 
Rationalisierungsmöglichkeiten und die erzielbaren 
Kostensenkungen in dieser Stufe besonders groß 
sind. 

Im Haushaltsjahr 1974 ist mit einem Mittelbedarf in 
Höhe von 13,520 Millionen DM zu rechnen. 


Davon entfallen auf: 



Start- 

bei- 

hilfen 

nach 

§5(1) 

MStrG 

Investitions- 

beihilfen 

nach nach 

§ 5 (4) § 6 

MStrG MStrG 

in Millionen DM 

tierischer Sektor 

pflanzlicher Sektor . . . 

3,200 1,100 0,500 

0,320 6,900 1,500 

insgesamt . . . 

3,520 8,000 2,000 


11. Maßnahmen gemäß Gesetz 

über forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 

Die zum Teil ungünstigen waldstrukturellen Verhält- 
nisse im Lande (ausgeprägte Waldflurzersplitte- 
rung, unbefriedigende Bestockungsverhältnisse, un- 
genügender Wegeaufschluß und starke Zersplitte- 
rung des Holzangebots) lassen sich in zahlreichen 
Fällen nur durch die Bildung forstwirtschaftlicher 
Zusammenschlüsse beseitigen. 

Ende 1971 bestanden in Baden- Württemberg 560 
forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse; ihnen ge- 
hören rd. 24 000 Waldbesitzer mit 261 000 ha Wald 
an. Mit der Bildung weiterer Zusammenschlüsse ist 
zu rechnen. Für 1974 sind Zuschüsse in Höhe von 
insgesamt 0,700 Millionen DM vorgesehen. 

11.1. Erstinvestitionen zur Verbesserung der fortswirtschaft- 
lichen Erzeugung und Förderung des Absatzes von 
Forsterzeugnissen 

In Baden- Württemberg gibt es rd. 140 000 bäuerliche 
Waldbesitzer mit einer durchschnittlichen Waldbe- 
sitzgröße von 2,20 ha. Auch der durchschnittliche 
Waldbesitz der Gemeinden und sonstigen Körper- 
schaften ist nicht groß. Größere Maschinen, Geräte 
und Fahrzeuge können daher nur im Rahmen der 
Kooperation wirtschaftlich eingesetzt und voll aus- 
gelastet werden. 

Für das Jahr 1974 sind durch die bestehenden und 
neu zu bildenden forstwirtschaftlichen Zusammen- 
schlüsse Investitionen in einem Umfang von 1,340 
Millionen DM vorgesehen. Sie umfassen die Beschaf- 
fung von überbetrieblichen Geräten, Maschinen und 
Fahrzeugen sowie die Erstellung und Einrichtung 
mehrerer Holzhöfe und verschiedener Holzaufarbei- 
tungs- und Lagerplätze. Gefördert werden ca. 52 Zu- 
sammenschlüsse mit etwa 200 000 ha Wald. Zu- 
schüsse in Höhe von 0,536 Millionen DM sind vor- 
gesehen. 

11.2. Verwaltung und Beratung 

Um den bestehenden und neu zu bildenden Zusam- 
menschlüssen über die Anfangsschwierigkeiten hin- 
wegzuhelfen, können die forstwirtschaftlichen Zu- 
sammenschlüsse degressive Zuschüsse zu den Ko- 
sten der Verwaltung und Beratung erhalten. 
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Für das Jahr 1974 ist vorgesehen, 18 forstwirt- 
schaftlichen Zusammenschlüssen Zuschüsse in Höhe 
von 40 V. H. der nachgewiesenen beihilfefähigen 
Verwaltungskosten von voraussichtlich 0,410 Millio- 
nen DM zu gewähren; es sind 0,164 Millionen DM 
erforderlich. 


12. Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur 

12.1. Verbesserung der Molkerelstruktur 

Die Molkereistruktur kann in weiten Gebieten des 
Landes bereits als bereinigt angesehen werden. In 
Durchführung der Strukturverbesserung konnten in 
den Jahren 1956 bis 1972 212 Molkereibetriebe 

stillgelegt und die freiwerdenden Milchmengen lei- 
stungsstarken Betrieben zugeordnet werden. 

Die weitere Förderung ist auf der Grundlage der 
Zielvorstellungen der Molkereistrukturplanung auf 
die beschleunigte Strukturbereinigung in den noch 
verbesserungsbedürftigen Regionen — insbesonde- 
re Mittlerer Neckarraum und Hohenlohe-Franken 
— • aus gerichtet. 

Im Haushaltsjahr 1974 isind Zuschüsse in Höhe von 
8,000 Millionen DM vorgesehen. 

12.2. Verbesserung der Struktur bei öffentlichen Schlacht- 
höfen und Lebendviehmärkten (Referenzmärkten) 

Auf der Grundlage der Schlachthoforientierungs- 
und -anpassungsp Innung für Baden- Württemberg 
werden strukturverbessernde Maßnahmen bei öf- 
fentlichen Schlachthöfen und Lebendviehmärkten 
(Referenzmärkte) durchgeführt. In dieser Planung 
sind 'Schwerpunktmäßig solche Schlachthöfe und 
Märkte ausgewiesen, die für die Fleischversorgung 
von überörtlicher Bedeutung isind unter gleichzeiti- 
ger optimaler Gestaltung der Schlacht- und Fleisch- 
hygiene. 

Im Haushaltsjahr 1974 ist mit förderungsfähigen In- 
vestitionen in Höhe von ca. 17 Millionen DM zu 
rechnen, wofür Zuschüsse in Höhe von 4,000 Mil- 
lionen DM bereitzustellen sind. 

12.3. Investitionen bei Vermarktungseinrichtungen 
für frisches Obst und Gemüse 

Schwerpunkte der Obst- und Gemüsevermarktung 
sind die Räume Bergstraße, Mittelbaden, Kaiser- 
stuhl, Breisgau, Markgräfler Land, Bodenseegebiet 
und das württembergische Unterland. 

Die vorgesehenen Zuschüsse in Höhe von 3,400 
Millionen DM werden vorrangig zum weiteren Aus- 
bau und zur innerbetrieblichen Rationalisierung der 
vorhandenen Märkte bereitgestellt. In Betracht 
kommen insbesondere die Ausweitung der Lagerka- 
pazitäten für die Langzeitlagerung von Tafelobst 
und die Beschaffung von technischen Einrichtungen 
zur marktgerechten Aufbereitung der angelieferten 
Ware in Anpassung an die Erfordernisse des Mark- 
tes. 


Bayern 

Eine Zusammenstellung aller förderungsfähigen Ko- 
sten sowie des gesamten Mittelbedarfs für das Haus- 
haltsjahr 1974 findet sich in Übersicht L 10. 


1. Agrarstrukturelle Vorplanung 

Neben bereits eingeleiteten Vorhaben in Planungs- 
räumen mit insgesamt rd. 1 Million ha sollen 1974 
neue Planungen in ländlichen Nahbereichen mit ei- 
ner Gesamtfläche von rd. 300 000 ha gefördert wer- 
den. Hierfür wird ein Förderungsbetrag von 0,800 
Millionen DM benötigt. 


2. Flurbereinigung und freiwilliger Landtausch 

Bayern ist der größte Flächenstaat der Bundesrepu- 
blik. Der Neuordnung des ländlichen Raumes durch 
Flurbereinigung kommt deshalb eine besondere Be- 
deutung zu. 

Die sachlichen Schwerpunkte der Förderung liegen 
in den Bereichen 

— Bodenordnung 

— ländlicher Wegebau 

— Dorferneuerung 

— Beseitigung naturgegebener Nachteile für Boden 
und Pflanzen sowie 

— • Landschaftspflege und Erholung 

Die Bedeutung der Dörfern euerung wird in den kom- 
menden Jahren weiter zunehmen. 

Bei der Flurbereinigung gilt es nicht nur das Bild 
und die Vielfalt der Landschaft zu erhalten, sondern 
im verstärkten Maß ist dafür zu sorgen, daß sie für 
die Aufnahme von Touristen, Urlaubern und Erho- 
lungssuchenden aufbereitet und gestärkt wird. 

Nach den Erhebungen zum Landes entwicklungspro - 
gramm wurde festgestellt, daß in Bayern noch eine 
Fläche von etwa 3,2 Millionen ha einer Neuord- 
nung ZU unterziehen ist. 

In früheren Jahren (bis 31. 12. 1973) wurde bereits 
eine Fläche von 1,2 Millionen ha nach neuzeitli- 
chen betriebswirtschaftlichen Erkenntnissen geord- 
net. 

Räumliche Schwerpunkte hinsichtlich der Neuver- 
teilung in 1974 liegen in den Landkreisen: Landshut, 
Donau-Ries, Neumarkt/Opf., Ansbach, Bayreuth, 
Augsburg- West. Schweinfurt, Haßberge-Kreis, Neu- 
stadt/WN. 

Das Grenzland gegenüber der DDR und CSSR ist 
ein weiterer Schwerpunkt der Neuordnungstätig- 
keit. 

7 Flurbereinigungsverfahren mit etwa 8 800 ha wer- 
den wegen des weiteren Ausbaues des überörtli- 
chen Ver^kehrsnetzes nach den §§ 86-89 des Flurbe- 
reinigungsgesetzes durchgeführt. In diesen Verfah- 
ren wird der Flächenbedarf für Autobahnen, Bun- 
des- und Staatsstraßen sowie Kanäle und Flugplät- 
ze bereitgestellt. 
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1974 sind in Bayern insgesamt 1 128 Flurbereini- 
gungsverfahren — davon 25 Weinbergsbereinigun- 
gen — und 45 beschleunigte Zusammenlegungsver- 
fahren anhängig. 

Zur Finanzierung dieser Vorhaben sollen Zuschüsse 
in Höhe von 206,793 Millionen DM gegeben wer- 
den. Außerdem ist die Zinsverbilligung eines Darle- 
hensvolumens von 24,000 Millionen DM vorgese- 
hen. 

Im Rahmen des freiwilligen Landtausches stehen 
150 fortzuführende und 100 neue Fälle mit einer 
Tauschfläche von 1 000 ha zur Förderung an. Die 
hierfür vorgesehenen Mittel belaufen sich auf 1,000 
Millionen DM. 


3. Einzelbetriebliche Maßnahmen 
und ländliche Siedlung 

3.1. Einzelbetriebliche Förderung im Wirtschaftsteil 

Von den rd. 340 000 landwirtschaftlichen Betrieben 
Bayerns weisen rd. 46 000 Betriebe eine Größe von 
mehr als 20 ha LN auf und können allgemein als 
entwicklungsfähige Vollerwerbsbetriebe angesehen 
werden. Dazu kommen Spezialbetriebe unter 20 ha 
LN mit Sonderkulturen sowie in kleinbäuerlichen 
Gebieten auch noch vereinzelt Betriebe mit weni- 
ger als 20 ha, die durch größere Landzulagen zu 
Auffangbetrieben aus gebaut werden. 

Nur knapp die Hälfte der entwicklungsfähigen Voll- 
erwerbsbetriebe verfügen über ausreichende Wirt- 
schaftsgebäude. Fast in allen Betrieben sind laufend 
wesentliche Verbesserungen der technischen Aus- 
stattung notwendig. Für den Ausbau der Hofstelle 
und die Inventarausstattung entstehen hohe Investi- 
tionskosten. 

Im Haushaltsjahr 1974 ist die Bewilligung von 70 
Aussiedlungen, 500 baulichen Maßnahmen in Alt- 
gehöften und 800 sonstigen Investitionsmaßnah- 
men im Wirtschaftsteil entwicklungsfähiger Betrie- 
be vorgesehen. 

3.2. Maßnahmen zur Verbesserung des Wohnteils 

Die Wohngebäude landwirtschaftlicher Betriebe sind 
zu einem überdurchschnittlich hohen Anteil veraltet. 
Um tüchtige junge Menschen in den Betrieben zu 
halten, müssen die Wohnbedingungen verbessert 
werden. In den kommenden Jahren ist wegen des 
großen Nachholbedarfes und der Häufung von Hof- 
übergaben (die geburtenstarken Nachkriegsjahrgänge 
rücken als Betriebsleiter nach) auf diesem Sektor mit 
einer anwachsenden Bautätigkeit zu rechnen. 

Für den Rahmenplan 1974 ist die Bewilligung von 
3 000 Wohnhausneu- oder Umbauten vorgesehen. 
Dafür werlden im Rahmen des einzelbetrieblichen 
Förderungsprogramms Zuschüsse in Höhe von 9,000 
Millionen DM und zinsverbilligte Kapitalmarktdar- 
lehen von 30 Millionen DM benötigt. 

3.3. Ländliche Siedlung 

Vorgesehen ist die Schaffung von 25 Landau f fang- 
betrieben mit einer durchschnittlichen Betriebsflä- 


che von 40 ha LN, die dazu bestimmt sind, Flächen 
zu bewirtschaften, an deren landwirtschaftlicher 
Nutzung ein erhebliches öffentliches Interesse be- 
steht. 

Wegen des hohen Kapitaleinsatzes wird die Errich- 
tung von Auffangbetrieben nur in Brachlandgegen- 
den — hauptsächlich im unterfränkischen Raum — 
und aus staatspolitischen Gründen in Grenzlandge- 
bieten — Bayerischer Wald — für vertretbar aber 
auch für notwendig erachtet. Bei den veranschlag- 
ten Mitteln sind auch nachträglich anfallende not- 
wendige Nachfinanzierungen von früheren Sied- 
lungsmaßnahmen mitberücksichtigt. 

Die Aniiegersiediung betrifft Einzelgrundstücke und 
in zunehmendem Umfang Betriebsflächen von gan- 
zen landwirtschaftlichen Anwesen, die aus wirtschaft- 
lichen oder familiären Gründen nicht zur Verpach- 
tung abgegeben, sondern verkauft werden müssen. 

Für Zwecke der Agrarstrukturverbesserung ist aus 
Gründen der derzeitigen Preisunsicherheit auf dem 
landwirtschaftlichen Grundstücksmarkt der vorsorg- 
liche Ankauf von Grundstücken von rd. 400 ha ein- 
geplant (Bodenzwischenerwerb). 

Für die Maßnahmen der Ländlichen Siedlung sind 
Förderungsmittel in Höhe von 13,000 Millionen DM 
vorgesehen; davon 10,000 Millionen DM Öffentliche 
Darlehen und 3,000 Millionen DM Zuschüsse. 


4. Waldbauliche und sonstige forstliche Maßnahmen 

4.1. Vorarbeiten 

Soweit im Einzelfall Fachplanungen noch nicht vor- 
liegen, sind bei den Maßnahmen „Aufforstung land- 
wirtschaftlicher Grenzertragsböden" und „Umwand- 
lung und Umbau ertragsschwacher Waldbestockun- 
gen" den Zielen des Landesentwicklungsprogram- 
rnes entsprechende Festlegungen zu treffen. Die an- 
fallenden Kosten sollen mit dem Höchstsatz von 
80 Vo gefördert werden. Die erforderlichen Mittel 
betragen 0,080 Millionen DM. 

4.2. Aufforstung landwirtschaftlicher Grenzertragsböden 
einschließlich Brach- und Ddflächen 

Von den 3,6 Millionen Hektar landwirtschaftlich 
genutzten Flächen in Bayern weist rd. eine Million 
Hektar Ertragsmeßzahlen von 35 und weniger auf. 
In zunehmendem Maße werden solche Flächen zur 
Aufforstung anstehen, da eine landwirtschaftliche 
Nutzung vielfach ökonomisch nicht mehr vertretbar 
ist. 1974 wird mit einer Aufforstung von ca. 1 000 ha, 
insbesondere in den Mittelgebirgslagen der Rhön, 
des Frankenwaldes, des Fichtelgebirges, des Ober- 
pfälzer Waldes und des Bayerischen Waldes sowie 
im Alpenraum, gerechnet. Hierfür ergibt sich ein 
Bedarf an Zuschüssen in Höhe von 1,200 Millionen 
DM. 

4.3. Umwandlung sowie Umbau ertragsschwacher 
Bestockung in standortgemäßen Hochwald 

Vergleichbar den landwirtschaftlichen Grenzertrags- 
flächen stellen rd. 60 000 Hektar ertragslose Wald- 
bestandsformen ein ungelöstes Problem dar. Die Be- 
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chen Nutzflächen vor Überflutungen. Durch geziel- 
te Abgabe des gespeicherten Wassers können die 
Niedrigabflüsse der Gewässer zur Verbesserung 
der Wassergüte auf gehöht werden. Uber Trinkwas- 
sertalsperren soll Trink- und Brauchwasser bereit- 
gestellt werden für die noch schlecht versorgten 
ländlichen Gebiete, bei denen die hydrogeologi- 
schen Voraussetzungen für eine ausreichende Was- 
serversorgung aus dem Grundwasser nicht gegeben 
sind. Dazu kommt bei allen Wasserspeichern ihre 
Bedeutung für die Naherholung und den Fremden- 
verkehr. 


stände von 80 Vo dieser Flächen gelten als sanie- 
rungswürdig. Schwerpunkte ergeben sich hierbei vor 
allem in den Regierungsbezirken Unterfranken und 
Oberpfalz. Der hohen Aufwendungen wegen sind 
nur relativ geringe Jahresfortschritte realisierbar. 
Für diese Maßnahme sind Zuschüsse in Höhe von 
1,000 Millionen DM veranschlagt. 

4.4. Trennung von Wald und Weide 

Zur Freistellung des Waldes von Weiderechten ist 
es vor allem im Bereich des bayerischen Alpenge- 
bietes erforderlich, für die landwirtschaftlichen Be- 
triebe geeignete Ersatzflächen zur Verfügung zu 
stellen. Durch die Förderung der Instandsetzung 
und Einzäunung solcher Ersatzweideflächen wird 
die Ablösung der Waldweiderechte erheblich er- 
leichtert. 

Im Jahr 1974 wird mit einer Bereitstellung von 70 
ha Ersatzweidefläche gerechnet. Hierfür werden 
Zuschüsse in Höhe von 0,100 Millionen DM erfor- 
derlich. 

4.5. Schutzpflanzungen 

Schutzpflanzungen isind vor allem in waldärmeren 
Gebieten zur Verbesserung des Kleinklimas, zum 
Schutz gegen Erosionen und zur Bereicherung der 
Landschaft erforderlich. Es wird damit gerechnet, 
daß 1974 Schutzpflanzungen im bisherigen Umfang 
(etwa 80 km jährlich) angelegt werden. Hierfür ent- 
steht ein Zuschußbedarf von 0,220 Millionen DM. 

5. Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen 


5.1. Beseitigung naturgegebener Nachteile 
für Boden und Pflanze 

Die Entwässerung von grundwasservernäßten und 
staunassen Böden ist eine wesentliche Vorausset- 
zung für den modernen landwirtschaftlichen Be- 
trieb. Insbesondere im südbayerischen Voralpen- 
land und Bergland ist infolge der hohen mittleren 
jährlichen Niederschläge (900 bis 2 500 mm) eine 
landwirtschaftliche Nutzung der Böden im Zuge der 
weitgehenden Mechanisierung und Rationalisierung 
der Landwirtschaft häufig nur noch dann möglich, 
wenn der Bo den Wasserhaushalt geregelt ist. Im 
Jahre 1974 soll auf rd. 620 ha landwirtschaftlicher 
Nutzfläche durch Regelung ides Bodenwasserhaus- 
halts die Bodenbewirtschaftung verbessert wer- 
den. 

Neben der Zinsverbilligung von Kapitalmarktdarle- 
hen in Höhe von 0,400 Millionen DM sind für diese 
Maßnahme Zuschüsse in Höhe von 1,200 Millionen 
DM erforderlich. 

5.2. Ausgleich des Wasserabflusses 

Durch den Bau von Talsperren und Hochwasser- 
rückhaltebecken können meist mehrere wasserwirt- 
schaftliche Aufgaben gleichzeitig abgelöst werden: 
Die Rückhaltung von Hochwässern ermöglicht ins- 
besondere im Alpenvorland den Schutz der unter- 
halb gelegenen Siedlungen und landwirtschaftli- 


Mit den für 1974 vorgesehenen Beträgen sollen ins- 
besondere die Arbeiten für das Hochwasserrückhal- 
tebecken an der Vils bei Marklkofen, für die Tal- 
sperre an der Schwarzach bei Eixendorf, für die 
Talsperre an der Förmitz bei Förbau und für die 
Trinkwassertal sperre am Kleinen Regen bei Frau- 
enau fortgeführt werden, deren Speicherraum ins- 
gesamt 62 hm^ beträgt. Davon sollen 1974 ein an- 
teiliger Speicherraum von 13 hm^ geschaffen wer- 
den. 

Bei der Überleitung von Altmühl- und Donauwas- 
ser in das Regnitz-Maingebiet, durch die eine Ver- 
minderung der wasserwirtschaftlichen Gegensätze 
zwischen Nord- und Südbayem erreicht werden 
soll, werden die im Jahre 1973 begonnenen Bauar- 
beiten an der Altmühl bei Gunzenhausen fortge- 
führt. Außerdem sollen im Jahre 1974 die Bauarbei- 
ten für das Ausgleichsbecken Altmühltal in Angriff 
genommen und der Grunderwerb sowie die Planung 
für den Überleitungsstollen und den Brombachspei- 
cher fortgeführt werden. 

An Förderungsmitteln sind für diese Maßnahme Zu- 
schüsse in Höhe von 27,650 Millionen DM veran- 
schlagt. 

5.3. Schutz gegen die zerstörende Wirkung 
von Wasser und Wind 

Im Rahmen des Alpenplanes sollen durch den Aus- 
bau von Wildbächen, einschließlich der Sanierimg 
der Niederschlagsgebiete, die Grundlagen für eine 
Strukturverbesserung des bayerischen Berglandes 
geschaffen werden, da nur eine wirtschaftlich gesi- 
cherte Bergbevölkerung die in Jahrhunderten ge- 
wachsene Kulturlandschaft des Alpenraumes zu er- 
halten vermag. Neben der Fortführung technischer 
und biologischer Maßnahmen zur Bekämpfung der 
unmittelbaren, naturgegebenen Erosionserscheinun- 
gen muß daher verstärkt daran gearbeitet werden, 
die Gebirgslandschaft in ihrer Gesamtheit zu sanie- 
ren, das teilweise gestörte natürliche Gleichge- 
wicht wiederherzustellen und damit die Vorausset- 
zungen für eine Gesundung des Wasser- und Ge- 
schiebehaushalts im bayerischen Alpen- und Voral- 
pengebiet zu schaffen. Zur Verwirklichung dieses 
Zieles sind 1974 rd. 50 km Gewässer zu verbauen. 
Damit kann eine Fläche von rd. 1 500 ha geschützt 
werden. Außerdem sind rd. 70 km Alm- und Sanie- 
rungswege vorgesehen, die eine wichtige Vorausset- 
zung für die Nutzung der Almen und Alpen und die 
Durchführung der Sanierungsmaßnahmen sind. 

Auch außerhalb des unmittelbaren Alpenbereiches 
ist der Schutz von Siedlungen imd landwirtschaft- 
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lieh genutzten Flächen vor Überflutungen eine vor- 
dringliche wasserbauliche Aufgabe. Trotz der be- 
reits durchgeführten Hochwasserschutzmaßnahmen 
werden noch heute weite Talgründe der großen A1-: 
penflüsse mit Teilen bei Rosenheim, Regensburg 
und Kelheim sowie eine Vielzahl kleinerer Siedlun- 
gen und ausgedehnte landwirtschaftliche Nutzflä- 
chen überschwemmt. Durch Deiche, Flutmulden 
und Binnenentwässerungsanlagen sind diese Flä- 
chen gegen die Wassergefahren zu schützen. Die 
weiten Täler der Flüsse mit ihren reichlichen Was- 
servorkommen dienen der Landwirtschaft als An- 
bauflächen für Intensivkulturen; auch hierzu soll 
das Land weitgehend hochwasserfrei sein. An fast 
allen südbayerischen Alpenflüssen und an der Do- 
nau, aber auch an den Flüssen im Maingebiet, die 
trotz eines geringen Mittelwasserabflusses gefährli- 
che Hochwasser erzeugen, sind daher im Jahre 
1974 umfangreiche Baumaßnahmen nötig. Fortge- 
führt werden insbesondere die Arbeiten für den 
Hochwasserschutz im Raum von Rosenheim, begon- 
nen werden die Hochwasserfreilegungen im Raum 
Regensburg und Kelheim. Die aus diesen Maßnah- 
men nutzenziehenden Flächen umfassen 5 285 ha 
Vorteilsfläche, die verbesserten Flußlauflängen be- 
tragen 54 km. 

Einige südbayerische Flüsse tiefen sich örtlich sehr 
stark ein. Sie gefährden dadurch nicht nur die An- 
lagen am Fluß. Der Grundwasserspiegel in den Tal- 
alluvionen wird abgesenkt; die nutzbaren Wasser- 
vorräte für die Wasserversorgung und die landwirt- 
schaftliche Bewässerung nehmen ab. Zum Schutz 
der Landwirtschaft vor der schädlichen Austrock- 
nung der Talböden müssen die Flüsse durch Sohl- 
schwellen und Wehre festgelegt werden. Mit einem 
weiteren Abschnitt soll 1974 die Sanierung der un- 
teren Isar fortgeführt werden. 

Neben der Zinsverbilligung von Kapitalmarktdarle- 
hen in Höhe von 2,900 Millionen DM sind für diese 
Maßnahmen Zuschüsse in Höhe von 27,800 Millio- 
nen DM vorgesehen. 

5.4. Befestigung und Neubau von Wirtschaftswegen 

Im Jahre 1974 sollen rd. 400 km Wirtschaftswege 
außerhalb der Flurbereinigung gebaut werden. Da- 
bei handelt es sich um eine Reihe sorgfältig aufein- 
ander abgestimmter Einzelmaßnahmen, die zur Be- 
seitigung flächen- und besitzstruktureller Belastun- 
gen in Bayern vordringlich sind. 

Hierfür sind Zuschüsse in Höhe von 20,000 Millio- 
nen DM erforderlich. Darüber hinaus ist die Zins- 
verbilligung von Kapitalmarktdarlehen (13,000 Mil- 
lionen DM) vorgesehen. 

5.5. Forstlicher Wirtschaftswegebau 

Das Ergebnis der durchgeführten Forstwegenetzpla- 
nung zeigt, daß die Hälfte aller Privat- und Körper- 
schaftswaldflächen unzureichend erschlossen sind. 
Zur Beseitigung der daraus sich ergebenden Wett- 
bewerbsnachteile bei Produktion und Absatz sind 
in einem Entwicklungszeitraum von 17 Jahren rd. 
16 000 Kilometer Wirtschaftswege LKW-fahrbar zu 
befestigen. 1974 ist die Befestigung von rd. 550 km 
— vornehmlich in den waldreicheren Gebieten Un- 


ter- und Oberfrankens, der Oberpfalz und des ober- 
bayerischen Alpen- und Alpenvorlandes — vorge- 
sehen. 

Hierfür sind neben der Zinsverbilligung von Kapi- 
talmarktdarlehen (3,000 Millionen DM) Zuschüsse 
in Höhe von 9,000 Millionen DM veranschlagt. 

5.6. Zentrale Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen 
in ländlichen Gemeinden 

Die künftige Entwicklung erfordert die Bereitstel- 
lung zusätzlichen Trink- und Brauchwassers, wenn 
die sonstigen Investitionen zur wirtschaftlichen Be- 
lebung der ländlichen Räume Erfolg haben sollen. 

Mit den für 1974 vorgesehenen Maßnahmen soll der 
Anschluß von etwa 27 000 Einwohnern an eine öf- 
fentliche Wasserversorgungsanlage ermöglicht wer- 
den. 

Der ständig zunehmende Wasserverbrauch bedingt 
auch im ländlichen Raum einen erhöhten Abwas- 
seranfall. 

Durch die für 1974 vorgesehenen Baumaßnahmen 
sollen die Abwässer von etwa 64 000 Einwohnern 
erstmals in Kanälen abgeleitet und einer Sammel- 
kläranlage zugeführt werden. 

Für diese Maßnahme sind neben der Zinsverbilli- 
gung von Kapitalmarktdarlehen (58,700 Millionen 
DM) Zuschüsse in Höhe von 12,500 Millionen OM 
erforderlich. 


6. Maßnahmen auf Grund von EG-Verordnungen 

In Bayern ist derzeit eine Erzeugergemeinschaft für 
Hopfen auf Grund der Verordnung der EWG Nr. 
1696/71 anerkannt. Mit der Anerkennung von zwei 
weiteren Erzeugergemeinschaften ist Anfang 1974 zu 
rechnen. Für Startbeihilfen nach Artikel 8 der Ver- 
ordnung wird mit einem Mittelbedarf von 1 ,500 Mil- 
lionen DM gerechnet. Im Jahre 1974 werden ca. 
1 000 ha Hopfenanbaufläche umgestellt. Bei einer 
Umstellungsbeihilfe von 1 500 RE je ha ergibt sich 
hierfür ein Mittelbedarf von 5,000 Millionen DM. 

Der Schwerpunkt der Maßnahme liegt in der Haller- 
tau. 

7. Maßnahmen gemäß Marktstrukturgesetz 

1974 sind für die Förderung von Maßnähmen gemäß 
Mai^ktstrukturgesetz Mittel in Höhe von insgesamt 
8,380 Millionen DM erforderlich. Für die Gewäh- 
rung von Startbeihilfen an 94 Erzeugergemeinschaf- 
ten ergibt sich ein Mittelbedarf von 2,300 Millionen 
DM. Investitionsbeihilfen nach § 5 Abs. 4 werden 
voraussichtlich von 40 Erzeugergemeinschaften be- 
antragt; in 15 Fällen ist eine Förderung nach §6 
vorgesehen. 


8. Maßnahmen gemäß Gesetz 

über fortswirtschaftliche Zusammenschlüsse 

Derzeit bestehen in Bayern 139 Forstbetriebsge- 
meinschaften und eine Forstwirtschaftliche Vereini- 
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gung. Ihnen gehören 50 000 Waldbesitzer mit rd. 
500 000 Hektar FN an. Diese forstlichen Zusam- 
menschlüsse sollen bei der Aufbringung ihrer Inve- 
stitions- und Verwaltungskosten gemäß dem Gesetz 
über forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse geför- 
dert werden. Hierfür sind Zuschüsse in Höhe von 
1,170 Millionen DM eingeplant. 


9. Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur 

Verbesserung der Molkereistruktur 

Die Strukturverbesserung der Molkerei Wirtschaft 
wird im Haushaltsjahr 1974 weitergeführt. Mit den 
vorgesehenen Mitteln von 13,500 Millionen DM sol- 
len in etwa 25 Fällen Investitionen gefördert und 
Entschädigungen für die Stillegung von Kapazitäten 
und Abfindungen für Arbeitnehmer gezahlt wer- 
den. 

Verbesserung der Struktur bei öffentlichen Schlacht- 
höfen und Lebendviehmärkten 

Die veranschlagten Förderungsmittel in Höhe von 
3,000 Millionen DM sind bestimmt für Maßnahmen 
im Bereich des öffentlichen Schlacht- und Viehhof- 
wesens. Grundlage für die Vergaibe ist der Schlacht- 
hofstrukturplan für Bayern. 

Investitionen bei Vermarktungseinrichtungen für 
frisches Obst und Gemüse 

Aus den vorgesehenen Mitteln in Höhe von 0,500 
Millionen DM werden im Haushaltsjahr 1974 in 10 
Fällen Vermarktungseinriditungen für frisches Obst 
und Gemüse gefördert. 


Berlin 

Eine Zusammenstellung aller förderungsfähigen Ko- 
sten und des gesamten Mittelbedarfs im Haushalts- 
jahr 1974 findet sich in Übersicht L 1 1. 


1. Einzelbetriebljche Maßnahmen 
und ländliche Siedlungen 

Der im Bereich der Landwirtschaft und des Garten- 
baues zu verzeichnende Strukturwandel zwingt ins- 
besond-ere ältere Betriebe zu Investitionen, die sie 
aus eigener Kraft finanziell nicht tragen können. 


Für das Jahr 1974 ist die Förderung von 10 Betrie- 
ben durch Gewährung öffentlicher Darlehen und 
zinsverbilligter Kapitalmarktdarlehen vorgesehen. 

Teilweise besteht noch ein erhebliches Gefälle zwi- 
schen den Wohnbedingungen der im nichtlandwirt- 
schaftlichen Bereich tätigen zu den im landwirt- 
schaftlichen Bereich tätigen Personen. Hier sollen 
Maßnahmen zur Verbesserung der ländlichen Wohn- 
verhältnisse und zur Verbeserung des arbeitswirt- 
schaftlichen Bereichs landwirtschaftlicher Wohnhäu- 
ser durch Beihilfen Abhilfe schaffen. 

Der Zukauf von Gelände, das nahe an der landwirt- 
schaftlichen Betriebsstätte liegt, soll aus Mitteln 
der Anliegersiedlung weiterhin gefördert werden. 


2. Landarbeiterwohnungsbau 

Die ständige Abwanderung von Arbeitskräften aus 
der Landwirtschaft hat zu einem bedrohlichen Man- 
gel an qualifizierten Arbeitskräften, insbesondere 
im Gartenbau, geführt. Gute Arbeitskräfte können 
aber nur angeworben werden, wenn ihnen in der 
Nähe der Arbeitsstätte Wohnraum nachgewiesen 
werden kann. Der Eigenheimbau ist hier zwingend 
erforderlich, und zwar für jährlich 10 Landarbeiter- 
familien. 


3. Maßnahmen gemäß Marktstrukturgesetz 

Eine in Berlin-Rudow bestehende gärtnerische Er- 
zeugergemeinschaft erfüllt seit dem 1. Juli 1971 die 
Förderungsvorauss et Zungen nach dem Markts truk- 
turgesetz. 

Außerdem ist mit der Gründung von zwei weiteren 
Erzeugeirgemeinschaften in Lübars oder in Spandau 
und in Britz zu rechnen. 


4. Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur 

In Spandau soll das „Ersatzbauvoi^haben für Ver- 
sorgungseinrichtungen des Schlachthofes einschließ- 
lich Verwaltungsgebäude" finanziell gefördert wer- 
den. 

Die bisherigen Versorgungseinrichtungen waren ver- 
altet und zum Teil nur provisorisch in unzulänglichen 
Baulichkeiten verstreut über das Schlachthof gelände 
untergebracht. 
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TEIL V 

Zusammenfassung der Anmeldungen 1974 für das Bundesgebiet 


Die Übersicht Z 1 enthält das Mittelvolumen für 
alle Maßnahmen des 2. Rahmenplanes. Der Rahmen- 
plan 1974 hat ein Finanzvolumen an Kassenmitteln 
von rd. 1 969,000 Millionen DM. Davon entfallen 
auf den Bund 1 200,000 Millionen DM, auf die Län- 
der rd. 769,000 Millionen DM. 

Der Planungsausschuß bat im Oktober 1973 be- 
schlossen, die Mittel auf die Länder wiederum nach 
einem bestimmten Schlüssel zu verteilen. Dieser 
Verteilerschlüssel beruht auf den Bewilligungen 
früherer Haushaltsjahre. Er wird bei der nächsten 
Fortschreibung des Rahmenplanes überprüft. Hier- 
bei werden die bis zu diesem Zeitpunkt vorliegen- 
den Ergebnisse der Arbeiten zur Bildung räumli- 
cher und sachlicher Schwerpunkte berücksichtigt 
werden. 

Die Bundesmittel werden 1974 wie folgt auf die 
Länder verteilt: 

Millionen DM 


Schleswig-Holstein 147,600 

Hamburg 18,352 

Bremen 8,400 

Niedersachsen 270,000 

Nordrhein-Westfalen 136,800 

Hessen 81,400 

Rheinland-Pfalz 99,600 

Saarland 10,800 

Baden- Württemberg 164,400 

Bayern 260,522 

Berlin 2,126 


1 200,000 

Die Übersicht Z 2 gibt einen Überblick über die für 
das Haushaltsjahr 1974 vorgesehenen Verp flieh tungs- 
ermäditigungen, von denen 129,100 Millionen DM 
auf Darlehen, 877,788 Millionen DM auf Zuschüsse 
und 317,817 Millionen DM auf Zinszuschüsse entfal- 
len, Die Aufteilung der Verpflichtungsermächtigun- 
gen auf die einzelnen Maßnahmen und die Fähig- 
keiten gehen aus den Übersichten V 1 bis V 1 1 her- 
vor. 
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TEIL VI 

Fortschreibung des Rahmenplans für die Finanzplanjahre 1975 bis 1977 


In den Übersichten Z 3, Z 4 und Z5 sind die Anmel- 
dungen der Länder, aufgegliedert nach Maßnahmen, 
füi die Finanzplanjahre 1975 bis 1977 zusammenge- 
stellt. 

Der Bund kann für die Jahre 1975 bis 1977 voraus- 
sichtlich folgende Mittel bereitstellen; 

1975 1 314 Millionen DM 

1976 1 256 Millionen DM 

1977 1 202 Millionen DM. 

Demgegenüber würde sich aus den Länderanmel- 
dungen folgender Bundesanteil ergeben: 

1975 1 543 Millionen DM 

1976 1 603 Millionen DM 

1977 1 673 Millionen DM. 

Somit haben die Länder mehr angemeldet als der 
Bund mitfinanzieren kann. 
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Anhang 


Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 

Vom 3. September 1969 

(BGBl i 1969, S. 1573) geändert durch Gesetz zur Änderung über die 
Gemeinschaftsaufgaben vom 23. Dezember 1971 (BGBl I 1971, S. 2140) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz 'beschlossen: 

§1 

Gemeinschaftsaufgabe 

(1) Zur Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes werden als Gemeinschaftsaufgabe 
im Sinne des Artikels 91 a Abs. 1 des Grundgeset- 
zes wahrgenommen: 

1. Maßnahmen zur Verbesserung der Produktions- 
und Arbeitsbedingungen in der Land- und Forst- 
wirtschaft durch 

a) Flurbereinigung und freiwilligen Landtausch, 

b) Vergrößerung und Aussiedlung land- und 
forstwirtschaftlicher Betriebe, 

c) rationellere Gestaltung land- und forstwirt- 
schaftlicher Betriebe sowie der land- und 
forstwirtschaftlichen Erzeugung, 

d) sonstige Maßnahmen, die für die gesamte 
Land- und Forstwirtschaft bedeutsam sind; 

2. . wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 

Maßnahmen; 

3. Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruk- 
tur in der Land-, Fisch- und Forstwirtschaft durch 

a) Förderung von Zusammenschlüssen land-, 
fisch- und forstwirtschaftlicher Erzeuger, 

b) Errichtung, Ausbau, Zusammenfassung und 
Stillegung von Vermarktungseinrichtungen 
zur Rationalisierung und Verbesserung des 
Absatzes land-, fisch- und forstwirtschaftli- 
cher Erzeugnisse, 

4. Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit an den 
Küsten der Nord- und Ostsee sowie an den flie- 
ßenden oberirdischen Gewässsern im Tidegebiet 
gegen Sturmfluten (Küstenschutz). 

(2) Eine für Maßnahmen gemäß Absatz 1 erforder- 
liche Vorplanung ist Bestandteil der Gemein- 
schaftsaufgabe. 

§2 

Allgemeine Grundsätze 

(1) Die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe dient 
dazu, eine leistungsfähige, auf künftige Anforde- 
rungen aus ge richtete Land- und Forstwirtschaft zu 
gewährleisten und deren Eingliederung in den Ge- 


meinsamen Markt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten zu erleichtern sowie den Küstenschutz zu ver- 
bessern. Dabei sind die Ziele und Erfordernisse der 
Raumordnung und Landesplanung zu beachten. 

(2) Bei der Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe 
sollen räumliche und sachliche Schwerpunkte ge- 
bildet werden. Die Maßnahmen sind mit anderen 
öffentlichen Neuordnungs- und Entwicklungsmaß- 
nahmen abzustimmen. 

§3 

Förderungsarten 

Die finanzielle Förderung kann in der Gewährung 
von Zuschüssen, Darlehen, Zinszuschüssen und 
Bürgschaften bestehen. 

§4 

Gemeinsamer Rahmenplan 

(1) Für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe 
wird ein gemeinsamer Rahmenplan aufgestellt. 

(2) Der Rahmenplan ist für den Zeitraum der Fi- 
nanzplanung aufzustellen, jedes Jahr sachlich zu 
prüfen, der Entwicklung anzupassen und fortzufüh- 
ren. Die mehrjährige Finanzplanung des Bundes 
und der Länder ist zu berücksichtigen. 

§5 

Inhalt des Rahmenplans 

(1) Der Rahmenplan bezeichnet die jeweils in den 
einzelnen Haushaltsjahren durchzuführenden Maß- 
nahmen mit den ihnen zugrunde liegenden Zielvor- 
stellungen. Er weist die Arten der Förderung, nach 
Ländern getrennt, sowie die vom Bund und von je- 
dem Land für die Erfüllung der Gemeinschaftsauf- 
gabe im nächsten Jahr bereitzustellenden und für 
die folgenden Jahre des Planungszeitraumes je- 
weils vorzuse‘henden Mittel aus. 

(2) Der Rahmenplan enthält ferner bei den Maß- 
nahmen Angaben über 

1. den Verwendungszweck der Mittel und die För- 
derungsvoraussetzungen, 

2. die Art und Höhe der Bundes- und Landesmittel 
sowie die Beteiligung Dritter und der Begün- 
stigten, 

3. die Sicherung der Mittel, 

4. die Tilgung und Verzinsung von Darlehen, 

5. die Rückforderung von Mitteln. 
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§6 

Planungsausschuß 

(1) Für die Rahmenplanung bilden die Bundesre- 
gierung und die Landesregierungen einen Planungs- 
ausschuß. Ihm gehören der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten als Vorsitzen- 
der sowie der Bundesminister der Finanzen und ein 
Minister (Senator) jedes Landes an. Eine Vertre- 
tung ist zulässig. 

(2) Die Stimmenzahl des Bundes entspricht der 
Zahl der Länder. Jedes Land hat eine Stimme. 

(3) Der Planungsausschuß beschließt mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen. 

(4) Der Planungsausschuß gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. 

§7 

Anmeldungen zum Rahmenplan 

(1) Bis zum l.März jeden Jahres schlagen die 
Länder dem Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten die von ihnen vorgesehenen 
Maßnahmen zur Aufnahme in den Rahmenplan vor. 
Mit der Anmeldung gilt die Zustimmung des Lan- 
des gemäß Artikel 91 a Abs. 3 Satz 2 des Grundge- 
setzes als erteilt. Die Zustimmung kann bis zur Be- 
schlußfassung über den Rahmenplan widerrufen 
werden, 

(2) Die Anmeldung enthält Angaben über 

1. die Art und den Umfang der jährlich durchzufüh- 
renden Maßnahmen sowie 

2. die voraussichtlichen Kosten, getrennt nach 

Maßnahmen, Kostenträgern und Haushaltsjah- 
ren. 

Die angemeldeten Maßnahmen sind zu begründen. 
Aus der Begründung muß ersichtlich sein, daß die 
Maßnahmen wirtschaftlich und zweckmäßig sind. 

(3) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten legt die Anmeldungen der Län- 
der und seine eigenen Vorschläge dem Planungs- 
ausschuß zur Beschlußfassung vor. 

(4) Für Anmeldungen zur Änderung des Rahmen- 
planes gelten die Absätze 1 bis 3 sinngemäß. 

§8 

Verfahren nach Beschluß über den Rahmenplan 

Der Planungsausschuß leitet den Rahmenplan der 
Bundesregierung und den Landesregierungen zu. 
Die Bundesregierung und die Landesregierungen 
nehmen die für die Durchführung des Rahmenplans 
im nächsten Jahr erforderlichen Ansätze in die Ent- 
würfe ihrer Haushaltspläne auf. 

§9 

Durchführung des Rahmenplans 

(1) Die Durchführung des Rahmenplans ist Aufga- 
be der Länder. 


(2) Die Landesregierungen unterrichten die Bun- 
desregierung und den Bundesrat auf Verlangen 
über die Durchführung des Rahmenplans und den 
allgemeinen Stand der Gemeinschaftsaufgabe. 


§ 10 

(1) Der Bund erstattet vorbehaltlich des Artikels 
91 a Abs. 4 Satz 4 des Grundgesetzes jedem Land 
die ihm in Durchführung des Rahmenplans entstan- 
denen Ausgaben in Höhe von 

60 V. H. bei Maßnahmen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
und bei der dazu erforderlichen Vorpla- 
nung (§ 1 Abs. 2) sowie 

70 V. H. bei Maßnahmen nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 und 
bei der dazu erforderlichen Vorplanung 
(§ 1 Abs. 2). 

(2) Der Bund leistet bis zur voraussichtlichen Höhe 
des nach Absatz 1 von ihm zu erstattenden Betra- 
ges entsprechend dem jeweiligen Stand der Maß- 
nahme und der bereitgestellten Haushaltsmittel 
Vorauszahlungen an das Land. Zur Feststellung des 
Mittelbedarfs teilen die Länder dem Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten die 
Höhe der verausgabten Mittel sowie den Stand und 
die voraussichtliche Entwicklung der Maßnahmen 
mit. 

§ 11 

Rückzahlung und Verzinsung der Bundesmittel 

(1) Beträge, die vom Zuwendungsempfänger zur 
Tilgung und Verzinsung erhaltener Darlehen oder 
zum Ausgleich der auf Grund übernommener Bürg- 
schaften erstatteten Ausfälle gezahlt werden, sind 
vom Land anteilig an den Bund abzuführen. 

(2) Der Bund kann zugewiesene Bundesmittel von 
einem Land zurückfordern, wenn die festgelegten 
Bedingungen ganz oder teilweise nicht erfüllt wer- 
den, 

(3) Im Falle der Nichterfüllung der Bedingungen 
durch den Zuwendungsempfänger fordert das Land 
die Mittel in Höhe des Bundesanteils zurück und 
leitet die zurückerhaltenen Beträge an den Bund 
weiter. 

(4) Die an den Bund nach den vorstehenden Ab- 
sätzen abzuführenden Beträge sind vom Land von 
2 V. H. über dem für Kassenkredite des Bundes gel- 
tenden Zinssatz der Deutschen Bundesbank zu ver- 
zinsen, im Falle des Absatzes 2 vom Zeitpunkt der 
Auszahlung der Bundesmittel an, im Falle der Ab- 
sätze 1 und 3 vom Beginn des zweiten auf den Ein- 
gang des Betrages beim Land folgenden Monats. 

§ 12 

Überleitungsvorschrift 

Bis zum Beginn der Durchführung des ersten 
Rahmenplans kann nach den bisherigen Grundsät- 
zen verfahren werden, längstens jedoch bis zum 
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Ablauf des zweiten Kalenderjahres, das dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes folgt. 

§ 13 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nadi Maßgabe des § 13 Abs, 1 
des Dritten Uherleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 14 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 
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Geschäftsordnung des Planungsausschusses für Agrarstruktur und Küstenschutz 


Der Planungsausschuß für die Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Kü- 
stenschutzes" hat sich nach § 6 Abs. 4 des Gesetzes 
über die Gemeinschaftsaufgabe „Yerbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" vom 3. Sep- 
tember 1969 — BGBl I S. 1573 — (GemAgrG) durch 
Beschluß vom 19. Februar 1971/20. Juli 1972 folgende 
Geschäftsordnung gegeben: 


1. Organisation des Planungsausschusses 


§1 

Bezeichnung 

Der Planungsaus sdhuß führt die Bezeichnung: 
„Planungsausschuß für Agrarstruktur und Küsten- 
schutz" (PLANAK). 

§ 2 

Mitglieder 

Jedes Land teilt dem Vorsitzenden mit, welcher 
Minister (Senator) Mitglied des Planungsausschus- 
ses ist und wer dieses Mitglied im Planungsaus- 
schuß vertritt. 

§*3 

Vorsitz 

' Der Vorsitzende (oder sein Vertreter) führt die 
Geschäfte des Planungsausschusses nach Maßgabe 
dieser Geschäftsordnung} er leitet die Sitzungen 
des Planungsausschusses. 

Der PLANAK wählt ohne Aussprache einen Mi- 
nister (Senator) zum Vertreter des Vorsitzenden. 

§4 

Unterausschuß 

(1) Der Planungsausschuß setzt zur Vorbereitung 
seiner Beratung und Beschlußfassung einen Unter- 
ausschuß ein. 

(2) Der Unterausschuß setzt sich aus einem Be- 
auftragten des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten als Vorsitzenden sowie 
aus je einem Beauftragten der übrigen Mitglieder 
des Planungsausschusses zusammen. 


11. Verfahren der Anmeldung zum Rahmenplan 

§5 

Anmeldung 

(1) Der Planungsausschuß beschließt über die 
Form und den Umfang der Anmeldung nach §§ 5 
und 7 GemAgrG. 

(2) Die Länder übersenden dem Vorsitzenden ihre 
Anmeldung zum Rähmenplan in fünffacher Ausfer- 
tigung, den übrigen Mitgliedern des Planungsaus- 
schusses in zweifacher Ausfertigung. 

§6 

Widerruf 

Eine Zustimmung gemäß § 7 Abs. 1 GemAgrG 
wird durch Erklärung gegenüber dem Vorsitzenden 
widerrufen; die Erklärung soll in schriftlicher Form 
abgegeben werden. Der Vorsitzende setzt die übri- 
gen Mitglieder des Planungsaus Schusses von der 
Erklärung in Kenntnis. 


III. Verfahren des Planungsausschusses 
§7 

Sitzungsort 

Der Planungsausschuß tagt am Sitz des Vorsit- 
zenden. Der Planungsausschuß kann Ausnahmen 
beschließen. 

§8 

Einberufung 

(1) Der Vorsitzende beruft ddn Planungsausschuß 
nach Bedarf ein. Der Planungsausschuß ist minde- 
stens einmal jährlich, spätestens zum 1. Juni, einzu- 
berufen; er ist außerdem einzuberufen, wenn es ein 
Mitglied des Planungsausschusses verlangt. 

(2) Der Vorsitzende bereitet die Sitzungen vor. 
Hierzu werden die vom Vorsitzenden und von den 
übrigen Mitglieder vorgeschlagenen Beratungsge- 
genstände in einer Tagesordnung zusammenge- 
stellt. 

(3) Der Vorsitzende fügt der Einladung zu den 
Sitzungen des Planungsausschusses die Tagesord- 
nung mit Unterlagen sowie etwaige Stellungnah- 
men und Empfehlungen des Unterausschusses 
bei. 

(4) Die Einladung mit Unterlagen soll den Mit- 
gliedern des Planungsausschusses spätestens einen 
Monat vor der Sitzung zugehen. 
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§9 

Beschlußfähigkeit 

(1) Vor Eintritt in die Beratungen stellt der Vor- 
sitzende die Ordnungsmäßigkeit der Einladungen 
und die Beschlußfähigkeit fest. Der Planungsaus- 
schuß ist beschlußfähig, wenn der Bund und minde- 
stens sieben Länder vertreten sind. 

(2) über nicht mit der Einladung mitgeteilte Ta- 
gesordnungspunkte darf nur beschlossen werden, 
wenn kein Mitglied widerspricht; § 11 gilt in die- 
sem Falle nicht. 

§ 10 

Beratung und Beschlußfassung 

(1) Jedes Mitglied des Planungsausschusses kann 
zu den Beratungsgegenständen Anträge stellen. 
Sind zu demselben Gegenstand mehrere Anträge 
gestellt worden, so ist über den weitestgehenden 
Antrag zuerst abzustimmen. Im Zweifelsfalle ent- 
scheidet der Vorsitzende, welcher Antrag der wei- 
testgehende ist. 

(2) Über Anträge zur Geschäftsordnung ist vor 
Erledigung der Sachanträge abzustimmen. 

(3) Vor der Abstimmung stellt der Vorsitzende 
die erforderliche )Stimmenmehrheit fest. 

§11 

Auslegung der Geschäftsordnung 

und Abweichungen von der Geschäftsordnung 

Über Meinungsverschiedenheiten bei Auslegun- 
gen der Geschäftsordnung entscheidet der Pla- 
nungsausschuß; über Abweichungen von der Ge- 
schäftsordnung ist ein einstimmiger Beschluß des 
Planungsausschusses erforderlich. 

§ 12 

Allgemeine Verfahrensgrundsätze 

(1) Die Sitzungen des Planungsausschusses sind 
nicht öffentlich. 

(2) Jedes Mitglied des Planungsausschusses kann 
zu den Sitzungen höchstens drei Berater hinzuzie- 
hen. Der Planungsaus schuß kann weitere Personen 
zulassen. Er kann zu den einzelnen Beratungsge- 
genständen Sachverständige heranziehen und — so- 
weit erforderlich — Berichterstatter bestellen. 

§ 13 

Umiaufverfahren 

(1) Hält der Vorsitzende die mündliche Beratung 
einer Angelegenheit für nidüt erforderlich, so kann 
der Beschluß auf schriftlichem Wege gefaßt werden 
(Umlaufsache). 


(2) Der Vorsitzende teilt den Gegenstand der Be- 
schlußfassung und einen Entscheidungsvorschlag 
den übrigen Mitgliedern des Planungsausschusses 
schriftlich mit. Der Zeitpunkt des Abgangs der Mit- 
teilung muß amtlich belegt sein. Ein Beschluß 
kommt zustande, wenn dem Vorsitzenden innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung kein Wi- 
derspruch zugeht. Widerspricht ein Mitglied inner- 
halb dieser Frist, so setzt der Vorsitzende die An- 
gelegenheit auf die Tagesordnung der nächsten Sit- 
zung des Planungsausschusses. 

§ 14 

Sitzungsniederschrift 

(1) über die Sitzungen des Planungsausschusses 
wird von einem vom Vorsitzenden bestellten 
Schriftführer eine Niederschrift aufgenommen. Die 
Niederschrift ist vertraulich. Die Vertraulichkeit 
kann vom Planungsausschuß durch Beschluß aufge- 
hoben werden. 

(2) Die Niederschrift muß enthalten: 

a) die Namen der Teilnehmer, 

b) die behandelten Beratungsgegenstände, 

c) eine kurze Darstellung des Verlaufs der Ver- 
handlung und der abgegebenen Erklärungen, 

d) die Anträge, 

e) die Beschlüsse, 

f) das zahlenmäßige Ergebnis der Abstimmung. 

(3) Die Niederschrift ist vom Schriftführer und 
vom Vorsitzenden zu unterzeichnen und sodann 
den übrigen Mitgliedern zu übersenden. Die Nie- 
derschrift gilt als genehmigt, wenn die Mitglieder 
nicht innerhalb von drei Wochen nach Eingang 
schriftlich Einwendungen erheben. Werden Einwen- 
dungen erhoben, so entscheidet der PI anungs aus- 
schuß. 

§15 

Verfahren des Unterausschusses 

(1) Der Planungsausschuß weist dem Unteraus- 
schuß die Beratungsgegenstänide zu. 

(2) Der Unterausschuß wendet die für das Ver- 
fahren des Planungsausschusses geltenden Bestim- 
mungen entsprechend mit der Maßgabe an, daß je- 
des Mitglied fünf Berater hinzuziehen kann. 

(3) Der Unterausschuß kann dem Planungsaus- 
schuß Stellungnahmen und Empfehlungen zu den 
ihm zugewiesenen Beratungsgegenständen abgeben. 
Kommen im Unterausschuß Stellungnahmen oder 
Empfehlungen nicht einstimmig zustande, so stellt 
der Vorsitzende des Unterausschusses fest, welche 
Mitglieder abweichende Auffassungen vertreten. 
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Übersicht Fl 


Agrarstrukturelle Vorplanung 

— Beträge in Millionen DM — 

HJ = Haushaltsjahr 


Land 

Anzahl der im HJ 1974 
zu fördernden 
Vorhaben 

Beteiligte Fläche der 
im HJ 1974 zu 
fördernden Vorhaben 

Förderungsfähige 
Gesamtkosten der im 

HJ 1974 zu fördernden 
Vorhaben 

Zuschüsse (Bedarf an 
Kassenmitteln 
im HJ 1974) 

1 

2 

3 

4 

5 

Schleswig-Holstein 

30 

40 000 ha 

0,360 

0,300 

Hamburg 

1 

5 700 ha 

0,200 

0,020 

Bremen 

— 

— 

— 

__ 

Niedersachsen 

10 

150 000 ha 

0,850 

0,750 

Nordrhein- Westfalen 

6 

70 000 ha 

0,700 

0,700 

Hessen 

14 

625 000 ha 

1,250 

1,250 

Rheinland-Pfalz 

8 

40 000 ha 

0,250 

0,200 

Saarland 

2 

35 000 ha 

0,160 

0,120 

Baden-Württemberg 

15 

270 000 ha 

0,870 

0,620 

Bayern 

65 

1 300 000 ha 

2,450 

0,800 

Berlin 

— 

— 

— 


insgesamt . . . 

151 

2 535 700 ha 

7,090 

4,760 
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Ü b e r s i c h t F 2 


Flurbereinigung 

. — Beträge in Millionen DM — 

a) = Im HJ 1974 zu fördernde 

Verfahren 

b) = Aufgrund haushaltsreditlidier 

Verpflichtungen aus dem HJ 
1973 (1. Rahmenplan) gebun- 

dene Beträge 
HJ “ Haushaltsjahr 


Maßnahme 

1 Flurbereinigungsverfahren 

1 Weinbergsflurbereinigimgen 

Land 

i 

Anzahl und beteiligte 
Fläche der im HJ 1974 
zu fördernden 
Verfahren 

Förde- 

rungs- 

fähige 

Gesamt- 

kosten 

der 

im HJ zu 
för- 
dernden 
Verfahren 

1 

öffent- 
liche Dar- 
lehen 
' (Bedarf 
an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ ! 
1974) 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 

mitteln 

imHJ 

1974) 

1 

Zins- 
zu- 
schüsse 
(Bedarf l 
an 

Kassen- 
mitteln 
imHJ 1 
1974) 

Anzahl und beteiligte 
Fläche der im HJ 1974 
zu fördernden 
Verfahren 

Förde- 

rungs- 

fähige 

Gesamt- 

kosten 

der 

im HJ zu 
för- 
dernden 

1 Verfahren 


1 

1 


2 


i 

3 1 

4 I 

5 1 

6 


7 

! 

8 

Schleswig- 

a) 

190 [ 

194 

560 

hä 

66,162 

1,300 

25.172 

0,068 





Holstein 

• •■b) 






— 

5,900 

0,158 





Hamburg 

...a) 

b) 

-1 


— 



— 

— 

— 


— 


— 

Bremen 

...a) 

b) 

-1 


— 


— 

— 

— ■ 

— 

— 1 

. — 


' — 

Niedersachsen . . . 

...a) 

150] 

218 

076 

ha 

66,030 

3,000 

46,630 










b) 







— 

— 





Nordrhein- 

a) 

348 [ 

737 

000 

ha 

177,730 



67,750 



— 1 

— 


— 

Westfalen 

• • b). 






— 

18,750 

— 





Hessen 

. . . .a) 

b) 

348] 

236 

160 

ha 

32,400 

2,200 

24,900 

— 

5 I 

500 

ha 

5,500 

Rheinland-Pfalz . 


204 1 

109 

600 

ha 

47,662 

1,456 

18,252 


80 1 

9 050 

ha 

47,925 


b) 






— 

7,422 

— 





Saarland 


28] 

22 

000 

ha 

3,140 

0,200 

2,000 

0,005 

3 1 

110 

ha 

0,200 


b) 






— 

— 

0,010 





Baden- 

a) 

430] 

290 

000 

ha 

102,250 

— 

36,500 

0,094 

110 ) 

2 800 

ha 

41,800 

Württemberg 

• ■ ■ b) 






— 

12,200 

— 





Bayern 

. . . .a) 

1 058] 

816 

600 

ha 

351,700 

— 

116,590 

0,547 

25 1 

3 100 

ha 

4,950 


b) 






— 

82,000 

0,740 





Berlin 

. . . .a) 
b) 

-1 


— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

insgesamt 

a) 

. ...a) 
b) 

+ b) 

2 756] 

2 623 996 ha 

847,074 

8.156 

8.156 

337,794 

126,272 

464,066 

0,714 

0,908 

1,622 

223 1 

15 560 ha 

100,375 
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Übersicht F2 


1 

Beschleunigte Zusammenlegungsverfahren 


Mittelbedarf insgesamt 

öffent- 
liche Dar- 
lehen 
(Bedarf 
an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zins- 

zu- 

schüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Anzahl und beteiligte 
Fläche der im HJ 1974 
zu fördernden 
Verfahren 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im 

HJ 1974 
zu för- 
dernden 
Verfahren 

öffent- 
liche Dar- 
lehen 
(Bedarf 
an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zins- 

schüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

öffent- 
liche 
Darlehen 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zinszu- 

schüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 

1974) 

9 

10 

11 


12 

1 13 

14 

15 

16 


17 1 

19 ! 

18 




74 

40 774 ha 

6,000 





1,300 

25,172 

0,068 

— 

— 

— 

— 

1 — 

— 

— 

1,600 

0,010 


— 

7,500 

0,168 

— 


— 

22 

1 12 418 ha 

4,300 

0,300 

3,400 

— 


3,300 

50,030 

— 



_ 










67,750 


— 

— 

— 




— 

— 

— 


— 

18,750 

— 

0,800 

4,200 

— 

— 

1 — 

— 

— 

— 

— 


3,000 

29,100 

— 

2,544 

14,296 



75 

1 27 400 ha 

7,538 

_ 

2,530 




4,000 

35,078 



— 

8,600 

— 




— 

1,400 

— 



17,422 

— 

— 

0,150 

— 

54 

1 30 500 ha 

3,900 

0,300 

2,350 

0,009 


0,500 

4,500 

0,014 

— 

— 

— 





— 

0,010 


— 

— 

0,020 

— 

15,800 

0,046 

120 

1 60 000 ha 

12,400 

— 

4,100 

0,010 


__ 

56,400 

0,150 

— 

5,150 

— 




— 

1,400 

— 


— 

18,750 

— 

— 

2,110 

0,009 

45 

18 000 ha 

7,000 

— 

2,700 

0,014 

i 

— ■ 

21,400 

0,570 

— 

1,393 

0,010 

— 

— 

— 

— 

2,000 

0,020 


— 

85,393 

0,770 

3,344 

36,556 

0,055 

390 

1 189 092 ha 

41,138 

0,600 

15,080 

0,033 


12,100 

389,430 

0,802 

— 

15,143 

0,010 




— 

6,400 

0,040 


— 

147,815 

0,958 

3,344 

51,699 

0,065 




0,600 

21,480 

0,073 


12,100 

537,245 

1,760 
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Übersicht F3 


Langfristige Verpachtung in der Flurbereinigung 

— Beträge in Millionen DM — 

HJ = Haushaltsjahr 


Land 

Anzahl der im HJ | 
1974 zu bewilligenden | 
Fälle 

Beteiligte Fläche der 
im HJ 1974 zu 
bewilligenden Fälle 

Zuschüsse (Bedarf an 
Kassenmitteln im HJ 
1974) für aufzubringende 
Beiträge 

1 

2 1 

3 

4 

Schleswig-Holstein 

30 

375 ha 

0,150 

Hamburg 

— 

— 

— 

Bremen 

— 

— 

— 

Niedersadisen 

190 

1 650 ha 

1,300 

Nordrhein-Westfalen . . . 

— 

— 

— 

Hessen 

120 

500 ha 

0,377 

Rheinland-Pfalz 

300 

850 ha 

0,550 

Saarland 

24 

100 ha 

0,050 

Baden-Württemberg .... 

500 

2 000 ha 

1,350 

Bayern 

750 

3 750 ha 

3,000 

Berlin 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

1 

j 1 914 

9 225 ha 

6,777 
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Übersicht F4 


HJ = Haushaltsjahr 


Freiwilliger Landtausch 

— Beträge in Millionen DM - — 


Land 

Anzahl der im HJ 1974 
zu fördernden 

Fälle 

Beteiligte Fläche der 
im HJ 1974 zu 
fördernden Fälle 

Förderungsfähige 
Gesamtkosten der im 

HJ 1974 zu 
fördernden Fälle 

Zuschüsse (Bedarf an 
Kassenmitteln 
im HJ 1974) 

1 

2 

3 

4 

5 

Schleswig-Holstein 

25 

380 ha 

0,200 

0,150 

Hamburg 

— 

— 

— 

— 

Bremen 

— 

— 

— 

— 

Niedersadisen 

440 

3 450 ha 

1,750 

1,530 

Nordrhein-Westfalen 

— 

— 

— 

— 

Hessen 

40 

60 ha 

0,028 

0,025 

Rheinland-Pfalz 

290 

600 ha 

0,220 

0,200 

Saarland 

— 

— 

— 

— 

Baden-Württemberg 

60 

200 ha 

0,112 

0,100 

Bayern 

250 

1 000 ha 

1,920 

1,000 

Berlin 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

1 105 

5 690 ha 

4,230 

3,005 
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Übersicht F5 


Einzelbetriebliche Maßnahmen und ländliche Siedlung 

— Beträge in Millionen DM — 

a) = Im HJ 1974 zu bewilligende 

Vorhaben bzw. Fälle 

b) — Aufgrund haushaltsreditlidier 

Verpflichtungen aus dem HJ 
1973 (1. Rahmenplan) gebun- 

dene Beträge 
HJ = Haushaltsjahr 


Maßnahme 

Investitionen in entwidUungsfähigen Betrieben 

Rationalisierung von Betrieben 
durch Verbesserung des Wohnteils 

Land 

Anzahl 
der im HJ 
1974 zu 
bewilli- 
genden 
Vorhaben 

j . davon 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im 

HJ 1974 ' 
zu bewil- 
ligenden 
Vorhaben 

öffent- 

liche 

Darlehen 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln im 
HJ 1974) 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln im 
HJ 1974) 

Zinszu- 

schüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Anzahl 
der im 

HJ 1974 
zu bewil- 
genden 
Vorhaben 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- I 
kosten 
der im 

HJ 1974 1 
zu bewil- 
ligenden 
Vorhaben 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zinszu- 

schüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Aus- 

sied- 

lungen 

Althof- 
sanie- 
rungen i 

1 


1 2 1 

l 2 a 1 

1 2 b 1 

3 i 

4 1 

5 1 

6 1 

: 7 ! 

8 1 

9 1 

10 

Schleswig- 

a) 

1 998 

18 

180 

83,849 

5,117 

0,452 

0,555 

3 500 

24.120 

3,420 

0,050 

Holstein 

b) 





6,683 

3,728 

2,669 



1,080 

0,250 

Hamburg 

a) 

80 

— 

40 

7,200 

1,103 

0,178 

0,131 

54 

0,590 

0,144 

— 


b) 





0,397 

0,093 

0,116 



— 

— 

Bremen ... 

a) 

18 

2 

11 

2,920 

0,72Q 

0,154 

0,034 

29 

0,711 

0,085 

0,006 


b) 





— 

—* 

0,084 



— 

0,016 

Niedersachsen . 

a) 

1 970 

70 

400 

182,957 

17,750 

9,781 

1,588 

4 600 

51,793 

8,544 

0,230 


b) 





7,740 

5,488 

2,049 



3,337 

0,399 

Nordrhein- 

a) 

1 555 

55 

200 

119,200 



3,160 

1,783 

1 800 

36,973 

6,192 


Westfalen 

b) 





9,790 

7,400 

2,498 



2,090 

— 

Hessen 

a) 

412 

34 

78 

51,200 

4,160 

2,020 

0,560 

600 

9,060 

1,860 

— 


b) 





2,640 

1,280 

1,097 



— 

— 

Rheinland-Pfalz , 

a) 

475 

80 

95 

92,490 

8,250 

4,790 

0,740 

1 600 

17,850 

2,300 

0,100 


b) 





6,700 

1,510 

1,200 



0,250 

0,250 

Saarland 

a) 

65 

5 

20 

7,200 

0,550 

0,750 

0,038 

40 

0,500 

0,100 

— 


b) 





1,250 

0,850 

0,105 



0,100 

— 

Baden- 

a) 

1 065 

65 

250 

114,700 

12,800 

6,560 

0,920 

2 200 

30,000 

4,200 

0,050 

Württemberg . . . 

b) 





10,800 

3,000 

2,200 



— 

0,200 

Bayern 

a) 

1 370 

70 

500 

205,300 

18,100 

12,540 

0,880 

3 000 

105,000 

9,000 

0,300 


b) 





11,900 

3,660 

2,350 



— 

0,750 

Berlin 

a) 

20 

— 

10 

1,810 

0,600 

0,045 

0,009 

6 

0,080 

0,018 

— 


b) 





— 

— 

0,069 



— 

— 

insgesamt 

a) 

9 028 

399 

1 784 

868,826 

69,150 

40,430 

7,238 

17 429 

276,677 

35,863 

0,736 


b) 





57,900 

27,009 

14,437 



6,857 

1,865 


a) +b) 





127,050 

67,439 

21,675 



42,720 

2,601 
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Übersicht F5 


Ländliche Siedlung 

Investitionshilfen 
für Uberbrückungsmaßnahmen 

Buchführung 


Mittelbedarf insgesamt 

Anzahl und betei- 
ligte Fläche der im 

HJ 1974 zu 
bewilligenden 
Vorhaben 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im 

HJ 1974 
zu bewil- 
ligenden 
Vorhaben 

öffent- 
liche Dar- 
lehen 
(Bedarf 
an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Anzahl 
der im 

HJ 1974 
zu bewil- 
ligenden 
Vorhaben 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im 

HJ 1974 
zu bewil- 
ligenden 
Vorhaben 

Zins- 

zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Anzahl 
der im 

HJ 1974 
zu bewil- 
ligenden 
Fälle 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 

mitteln 

imHJ 

1974) 

öffent- 

liche 

Darlehen 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zins- 

zusdiüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 

1974) 


11 

12 

1 13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 


20 

21 

22 

94 

520 ha 

7,663 

3,210 

0,600 

200 

3,125 

0,025 

400 



8,327 

4,472 

0,630 




5,815 

— 



0,119 


0,090 


12,498 

4,898 

3,038 











5 

0,100 

0,001 

8 



1,103 

0,322 

0,132 




— 

— 



0,002 


0,003 


0,397 

0,096 

0,118 











— 

— 

— 

20 



0,720 

0,239 

0,040 




— 

— 



— 


— 


— 

— 

0,100 

200 

1 544 ha 

19,823 

9,488 

4,560 

50 

1,165 

0,015 

600 



27,238 

22,885 

1,833 




4,392 

— 



0,057 


0,210 


12,132 

9,035 

2,505 

45 

— 

6,500 

2,520 

0,560 

150 

1,810 

0,031 

800 



2,520 

9,912 

1,814 




2,180 

0,240 



0,043 


0,240 


11,970 

9,970 

2,541 

50 

247 ha 

8,415 

1,602 

0,015 

100 

2,500 

0,040 

300 



5,762 

3,895 

0,600 




5,243 

1,140 



0,100 


0,150 


7,883 

2,570 

1,197 

30 

350 ha 

3,200 

1,600 

0,250 

200 

4,000 

0,060 

133 



9,850 

7,340 

0,900 




0,450 

0,200 



0,101 


0,040 


7,150 

2,000 

1,551 

15 

— 

1,200 

0,300 

0,100 

20 

0,300 

0,004 

100 



0,850 

0,950 

0,042 




0,300 

0,100 



0,010 


0,030 


1,550 

1,080 

0,115 

200 

230 ha 

51,300 

15,000 

6,000 

125 

3,125 

0,030 

1 200 



27,800 

16,760 

1,000 




2,000 

1,000 



0,100 


0,300 


12,800 

4,300 

2,500 

105 

1 590 ha 

35,600 

7,400 

2,000 

700 

28,000 

0,140 

1 461 



25,500 

23,540 

1,320 




2,600 

1,000 



0,500 


0,440 


14,500 

5,100 

3,600 

2 



0,305 

0,241 

0,042 

— 

— 

— 

— 



0,841 

0,105 

0,009 




— 

— 



— 


— 


— 

— 

0,069 

741 

4 481 ha 

134,006 

41,361 

14,127 

1 550 

44,125 

0,346 

5 002 



110,511 

90,420 

8,320 




22,980 

3,680 



1,032 


1,503 


80,880 

39,049 

17,334 




64,341 

17,807 



1,378 


1,503 


191,391 

129,469 

25,654 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Übersicht F6 


Förderung der langfristigen Verpachtung durch Prämien 

— Beträge in Millionen DM — 

HJ = Haushaltsjahr 


Land 

Anzahl der im HJ 
1974 zu bewilligenden 
Fälle 

Beteiligte Fläche der 
im HJ 1974 zu 
bewilligenden 

Fälle 

Zuschüsse (Bedarf an 
Kassenmitteln im 

HJ 1974) 

1 

2 

3 

4 

Sdileswig-Holstein 

310 

5 000 ha 

2,500 

Hamburg 

6 

110 ha 

0,055 

Bremen 

4 

40 ha 

0,020 

Niedersachsen 

550 

6 600 ha 

3,300 

Nordrhein-Westfalen .... 

— 

— 

— 

Hessen 

400 

2 000 ha 

1,000 

Rheinland-Pfalz 

64 

360 ha 

0,200 

Saarland 

50 

180 ha 

0,090 

Baden-Württemberg 

300 

1 900 ha 

1,000 

Bayern 

1 500 

6 000 ha 

3,000 

Berlin 

2 

5 ha 

0,002 

insgesamt . . . 

3 186 

22 195 ha 

11,167 
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Übersicht F7 


HJ = Haushaltsjahr 


Umstellung von Mildikuhbeständen auf Bestände zur Fleischerzeugung 

— ■ Beträge in Millionen DM — 


' 

Land 

Betriebe, die 5 bis 10 

Milchkühe halten 

Betriebe, die mindestens 

11 Milchkühe halten 

Anzahl der 
Antrag- 
steller im 

HJ 1974 

Anzahl der 
Kühe 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln im 
HJ 1974) 

Anzahl der 
Antrag- 
steller im 
HJ 1974 

Anzahl der 
Kühe 

. 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln im 

HJ 1974) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Schleswig-Holstein 


— 

— 

500 

15 000 

4,500 

Hamburg 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Bremen 

— 

— 

— 

12 

185 

0,100 

Niedersachsen 

300 

2 000 

0,900 

1 000 

18 000 

8,100 

Nordrhein-Westfalen 

2 850 

14 500 

8,000 

1 250 

20 500 

11,000 

Hessen 

200 

1 600 

0,800 

60 

900 

0,450 

Rheinland-Pfalz 

724 

4 344 

1,154 

265 

3 184 

0,846 

Saarland 

25 

180 

0,060 

10 

120 

0,040 

Baden-Württemberg 

850 

6 550 

2,000 

150 

2 800 

1,000 

Bayern 

1 275 

9 800 

2,000 

225 

4 200 

1,000 

Berlin 

— 

— 

— 

2 

23 

0,018 

insgesamt . . . 

6 224 

38 974 

14,914 

j 3 474 

64 912 

27,054 


Mittelbedarf 

insgesamt 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassenmitteln 
im HJ 1974) 

8 


4,500 

0,100 

9.000 

19,000 

1,250 

2.000 
0,100 

3,000 

3,000 
0,018 

41,968 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Übersicht F8 


HJ = Haushaltsjahr 


Leistungsprüfungen in der tierischen Erzeugung 

— Beträge in Millionen DM — 


Maßnahme 

Mildileistungsprüfungen 

Kontrollringe für Mastschweine, 
Ferkel, Mastrinder, Jungmasthammel 
sowie Eier 

Schweinehybrid- 

programm 

Land 

Anzahl 

der 

Kühe 

l^örderungs- 
fähige 
Gesarat- 
kosten der 
im HJ 1974 
zu bewilli- 
genden 
Fälle 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln im 
HJ 1974) 

Anzahl 

der 

Ringe 

Förderungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten der 
im HJ 1974 
zu bewilli- 
genden 
Fälle 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln im 
HJ 1974) 

Förderungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten des i 
Programms ! 
im HJ 1974 

Zuschüsse 
(Anteil des 
jeweiligen 
Landes am 
Gesamt- 
kassen- 
mittelbedarf 
im HJ 1974) 

1 i 

1 2 1 

1 3 1 

1 4 

1 5 1 

1 '6 1 

1 7 i 

8 1 

9 

Schleswig-Holstein 

265 500 

10,319 

5,310 

4 

1,250 

0,450 


0,175 

Hamburg 

1 600 

0,062 

0,032 

1 

0,010 

0,004 


0,003 

Bremen 

2 600 

0,052 

0,052 

— 


— 


0,001 

Niedersachsen 

610 000 

29,948 

5,679 

100 

2,360 

1,100 


0,716 

Nordrhein-Westfalen .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

Hessen 

105 000 

4,025 

1,400 1 

28 

0,926 

0,463 


0,244 

Rheinland-Pfalz 

70000 

2,750 

1,100 

2 

0,760 

0,380 


0,220 

Saarland 

6 000 

0,270 

0,120 

3 

0,018 

0,009 


0,011 

Baden-Württemberg 

240 000 

9,700 

5,200 

27 

1,300 

0,650 


— 

Bayern 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


0,600 

Berlin 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

insgesamt . . . 

1 300 700 

57,126 

18 893 1 

165 

6,624 

3,056 

2,320 

1,970 
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Übersicht F8 


Übersicht F 9 


Beschaffung von Rebpflanzgut 
für Umstellungen im Weinbau 

— Beträge in Millionen DM — 

HJ = Haushaltsjahr 


Leistungsprüfungsanstalten für Rinder, 
Sdiweine und Schafe 


Mittelbedarf 

insgesamt 

Anzahl der 
Anstalten 

Förderungs- 

fähige 

Gesamtkosten 
der im 

HJ 1974 
zu bewilli- 
genden 
Vorhaben 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln im 

HJ 1974) 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassenmitteln 
im HJ 1974) 

10 

11 

12 


13 








5,935 

— 

— 

— 


0,039 

— 

— 



0,053 

8 

0,200 

0,200 


7,695 








2,107 

1 

0,609 

0,609 


2,309 

— 

— 

— 


0,140 

1 

0,200' 

0,200 


6,050 

* 

— 

— 


0,600 

10 

1,009 

1,009 


24,928 


Land 

Anzahl der 
im HJ 1974 
zu beschaf- 
fenden 
Rebstöcke 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im 

HJ 1974 
zu bewil- 
ligenden 
Fälle 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln 
im 

HJ 1974) 

1 

2 

3 

4 

Schleswig-Holstein .... 

— 

— 

— 

Hamburg 

— 

— 

— . 

Bremen 

— 

— 

— 

Niedersadisen 

— 

— 

— 

Nordrhein-Westfalen . . 

— 

— 

— 

Hessen 

670 000 

1,000 

0,250 

Rheinland-Pfalz 

7 500 000 

8,125 

2,000 

Saarland 

27 000 

0,040 

0,010 

Baden-Württemberg . . . 

— 

— 

— 

Bayern 

— 

— 

• — 

Berlin 

— 

> 

— 

insgesamt . . . 

8 197 000 

9,165 

2,260 
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Übersicht F 10 


HJ = Haushaltsjahr 


Waldbauliche und sonstige forstliche Maßnahmen 

— Beträge in Millionen DM — 


Maßnahme 

Vorarbeiten 

Aufstockung von landwirtschaftlichen 
Grenzertragsböden, Brachflächen und 
Ödland 

Umwandlung sowie Umbau von 
ertragsschwacher Bestockung in 
standortgemäßen Hochwald 

Land 

Beteiligte 
Fläche der 
im HJ 1974 
zu bewilli- 
genden 
Vorhaben 

Förderungs- 
fähige Ge- 
samtkosten 
der im HJ 
1974 zu 
bewilligen- 
den Vor- 
. haben 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln im 
HJ 1974) 

Beteiligte 
Fläche der 
im HJ 1974 
zu bewilli- 
genden 
Vorhaben 

Förderungs- 
fähige Ge- : 
samtkosten ^ 
der im HJ 
1974 zu 
bewilli- 
genden 
Vorhaben 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln im 
HJ 1974) 

Beteiligte 
Fläche der 
im HJ 1974 
zu bewilli- ! 

genden 

Vorhaben 

Förderungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten der 
im HJ 1974 
zu bewilli- 
genden 
Vorhaben 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln im 
HJ 1974) 

1 

! 2 

1 3 

1 4 

1 5 

i 6 1 

1 7 1 

1 8 1 

9 1 

10 

Schleswig-Holstein 

300 ha 

0,005 

0,004 

250 ha 1,000 

0,620 

50 ha 

0,175 

0,100 

Hamburg 

— 

— 

— 

5 ha 

0,020 

0,010 







Bremen 

_ 

— - 

— 

_ 

— 


— 

— 

— 

Niedersachsen 

450 ha 

0,140 

0,110 

1 198 ha 

4,540 

2,730 

110 ha 

0,420 

0,250 

Nordrhein-Westfalen . . . 

— . 

— 

— 

— 











Hessen 

— 

— 

— 

520 ha 

1,300 

0,657 

500 ha 

1,300 

0,657 

Rheinland-Pfalz 

195 ha 

0,080 

0,060 

1 170 ha 

4,425 

2,000 

280 ha 

0,900 

0,440 

Saarland 

— 

— 

— 

25 ha 

0,067 

0,053 

40 ha 

0,104 

0,083 

Baden-Württemberg 

— 

— 

— 

1 000 ha 

3,300 

1,460 

440 ha 

1,600 

0,800 

Bayern 

5 000 ha 

0,100 

0,080 

1 000 ha 

4,000 

1,200 

800 ha 

5,250 

1,000 

Berlin 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

5 945 ha 

0,325 

0,254 

5 168 ha 

18,652 

8,730 

i 2 220 ha 

9,749 

3,330 
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üb 


Wertästung, Trennung von Wald und Weide, 
Anlage von Schutzpflanzungen und 
Feldgehölzen 

(ausschließlich Gehöfteinbindungen) 

Beteiligte 
Fläche bzw. 
Länge der im 
HJ 1974 zu 
bewilli- 
genden 
Vorhaben 

Förderungs- 

fähige 

Gesamtkosten 
der im HJ 
1974 zu 
bewilli- 
genden 
Vorhaben 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mittein im 

HJ 1974) 

.11 

12 1 

13 

50 ha 

15 km 

0,080 

0,064 

— 

— 

— 

— 


— 

120 ha 
200 km 

2,090 

1,150 

— 

— 

— 

70 ha 

45 km 

0,250 

0,186 

233 ha 

10 km 

0,435 

0,300 

5 ha 

3 km 

0,015 

0,011 

1 100 ha 

10 km 

1,710 

0,740 

570 ha 

80 km 

0,690 

0,420 

— 

— 


2 148 ha 

363 km 

5,270 

2,871 


ersieht F 10 


Mittelbedarf 

insgesamt 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassenmitteln im 
HJ 1974) 

14 

0,788 

0,010 

4,240 

1,500 

2,800 

0,147 

3,000 

2,700* 


15,185 
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Deutsdier Bundestag — 7« Wahlperiode 


Übersicht F 11 


Landarbeiterwohnungsbau und Anpassungshilfe 
für ältere landwirtschaftliche Arbeitnehmer 

— Beträge in Millionen DM — 

HJ = Haushaltsjahr 


Maßnahme 

Neubau und Kauf von 
Landarbeiterwohnungen 

Bauliche Verbesserung von 
Landarbeiterwohnungen 

Anpassungshilfe für 
ältere landwirtschaft- 
liche Arbeitnehmer 


Mittel- 

bedarf 

insgesamt 

Land 

Anzahl 
der im 

HJ 1974 
zu be- 
willigen- 
den 

Vorhaben 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im 

HJ 1974 
zu bewil- 
ligenden 
Vorhaben 

Zusdiösse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln 
im 

HJ 1974) 

Anzahl 
der im 

HJ 1974 
zu bewil- 
ligenden 
Vorhaben 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im 

HJ 1974 
zu bewil- 
ligenden 
Vorhaben 

Zusdiüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 

mitteln 

imHJ 

1974) 

Anzahl 

der 

Fälle 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
1974) 
im HJ 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 


10 

Schleswig-Holstein 

60 

7,800 

2,325 

20 

0,260 

0,100 

48 

0,188 


2,613 

Hamburg 

3 

0,330 

0,090 

3 

0,048 

0,023 

3 

0,012 


0,125 

Bremen 

6 

0,750 

0,200 

— 

— 

— 

— 

— 


0,200 

Niedersachsen 

135 

17,150 

4,085 

10 

0,500 

0,080 

40 

0,255 


4,420 

Nordrhein- Westfalen 

— 

— 

— 


— 

— 

160 

0,800 


0,800 

Hessen 

20 

2,600 

0,530 

10 

0,200 

0,070 

12 

0,060 


0,660 

Rheinland-Pfalz 

25 

3,125 

0,920 

10 

0,180 

0,080 

10 

0,050 


1,050 

Saarland 

6 

0,690 

0,135 

3 

0,060 

0,015 

5 

0,030 


0,180 

Baden-Württemberg 

14 

2,400 

0,570 

5 

0,800 

0,130 

20 

0,100 


0,800 

Bayern 

17 

4,350 

0,800 

13 

0,750 

0,200 

12 

0,050 


1,050 

Berlin 

10 

1,400 

0,410 

— 

— 

— 

— 



0,410 

insgesamt . . . 

296 

40,595 

10,065 

74 

2,798 

0,698 

310 

1,545 


12,308 
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Übersicht F12 


Wasserwirtschaftliche und kulturbautedinisdie Maßnahmen 

— Beträge in Millionen DM — 


a) = Im HJ 1974 zu bewilligende 

Vorhaben 

b) — Aufgrund haushaltsreditlidier 

Verpflichtungen aus dem HJ 
1973 (1. Rahmenplan) gebun- 
dene Beträge 

HJ “ Haushaltsjahr 


Anmerkungen zu Sp. 2, 5, 9, 13, 17 und 21: 

Der Umfang bezieht sich auf Vorteilsflächen (ha), Flußlauflängen 
(km), versorgte Einwohner (E), Speicherinhalte bei 
Talsperren u. a. (hm®). 


Maßnahme 

Vorarbeiten 

Beseitigung naturgegebener Nachteile 
für Boden und Pflanze 

Ausgleich des Wasserabflusses 

Land 

Anzahl 

der 

Vor- 

haben 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Ge- 
samt- 
kosten 
der im 
HJ 1974 
zu be- 
willi- 
genden 
Vor- 
haben 

Zu- 

sdiüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Umfang 
(s. Anmer- 
kung) 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im 

HJ 1974 
zu be- 
willi- 
genden 
Vor- 
haben 

Zu- 

schüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zins- 

zu- 

schüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 

mitteln 

imHJ 

1974) 

i 

Umfang 
(s. An- 
mer- 
kung) 

Förde- 
rungs- 
fähige 1 
Gesamt- 
kosten 
der im 

HJ 1974 1 
zu be- 
willigen- 
den Vor- 
haben 

Zu- 

schüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zinszu- 

schüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

1 ' 


2 

1 3 

1 4 1 

5 

1 6 

1 7 1 

8 I 

9 

1 10 

1 11 

1 12 

Schleswig-Holstein . . 

. a) 

3 

1,000 

1,000 

6 640 ha 

36,948 

15,178 

0,040 






b) 



— 



7,657 

0,200 



— 


Hamburg 

• a) 
b) 

* a) 
b) 

7 

0,277 

0,127 

— 

— 

— 

— 

4 Vorh. 

6,230 

3,380 

— 

Bremen 

1 

0,020 

0,005 

1 300 ha 

3,500 

0,477 

— 

— 

— 

— 

— 

Niedersachsen 

• a) 

10 

0,924 

0,865 

400 km 

73,028 

58,016 

— 

6 hm® 

26,057 

25,490 

— 


b) 



— 

10 600 ha 


— 

— 



— 

— 

Nordrhein- Westfalen 

• a) 

5 

1,680 

1,200 

450 ha 

1,580 

0,650 

— 

7 hm® 

22,030 

10,970 

— 


b) 



— 



1,350 

— 



7,200 

— 

Hessen 

. a) 

3 

0,800 

0,800 

40 ha 

4,400 

2,200 

— 

6 km 

18,515 

17,590 

: — 


b) 








9 hm® 




Rheinland-Pfalz 

• a) 
b) 

. a) 

3 

0,490 

0,490 

700 ha 

8,200 

5,300 

— 

4 hm® 

1,900 

1,200 

— 

Saarland 

. 1 

0,050 

0,050 

— 

— 

— 

! 

' 1 

— 

— 

— 

— 

B aden- W ürttemb erg 

b) 

• a) 

7 

0,100 

0,100 

4 200 ha 

12,500 

2,700 

0,025 

7,5 hm® 

20,800 

3,000 

0,015 


b) 



0,200 



4,200 

0,125 



11,000 

0,040 

Bayern 

• 

5 

0,600 

0,600 

620 ha 

2,750 

1,200 

0,008 

10 hm® 

28,600 

12,600 

— 


b) 



— 



— 

0,020 



15,050 

— 

Berlin 

• a) 
b) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

• a) 

45 

5,941 

5,237 

400 km 

142,906 

85,721 

0,073 

6 km 

124,132 

74,230 

0,015 






24 550 ha 




43,5 hm® 





b) 



0,200 



13,207 

0,345 



33,250 

0,040 

a) +b) 



5,437 



98,928 

0,418 



107,480 

0,055 
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Schutz gegen die zerstörende Wirkung 
von Wasser und Wind 


Zentrale Wasserversorgungsanlagen 
in ländlichen Gemeinden 


Zentralabwasseranlagen 
in ländlichen Gemeinden 


Land 


Umfang 
(s. Anmer- 
kung) 


Förde- 



rungs- 

Zu- 

Zinszu- 

fähige 

schüsse 

schüsse 

Gesamt- 

(Bedarf 

(Bedarf 

kosten 

an 

an 

der im 

Kassen- 

Kassen- 

HJ 1974 , 

mitteln 

mitteln 

zu bewil- 

im HJ 

1 imHJ 

ligenden 

Vorhaben 

1974) 

i 1974) 

1 


Umfang 
(s. An- 
merkung) 


Förde- 



rungs- 

Zu- 

Zinszu- 

fähige 

schüsse 

schüsse 

Gesamt- 

(Bedarf 

(Bedarf 

kosten 

an 

an 

der im 

Kassen- 

Kassen- 

HJ 1974 

mitteln 

mitteln 

zu bewil- 

im HJ 

im HJ 

ligenden 

Vorhaben 

1974) 

1974) 


Umfang 
(s. Anmer- 
kung) 


Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im 
HJ 1974 
zu be- 
willi- 
genden 
Vorhaben 




! 13 

! 14 

1 15 1 

16 

1 17 

1 18 

1 19 [ 

20 

I 21 

i 22 

Schleswig-Holstein . . 

• a) 





17 000 E 

42,168 

9,593 

0,075 

27 300 E 

54,548 


b) 



— 

— * 



5,657 

0,375 



Hamburg 

. a) 
h) 

— 

— 


— i 

— 

— 

~ 

— 

7 000E 

11,750 

Bremen 

■ a) 
b) 

. a) 

4,4 km 

2,800 

0,124 

— i 

— 

— 

— 

— 

— 

. — 

Niedersachsen 

60 km 

24,988 

21,878 

' 

13 000 E 

22,986 

8,594 


96 000 E 

37,503 


b) 

■ a) 

200 ha 



— ^ 







Nordrhein-Westfalen 

43 km 

14,220 

6,000 


32 000 E 

36,000 

7,200 



8 000E 

8,950 


b) 



3,000 

1 



7,200 

— 



Hessen 

• a) 

11 km 

7,800 

7,410 


35 000 E 

30,093 

9,775 

— 

105 000 E 

45,000 


b) 

. a) 
b) 

• a) 

2,5 hm® 










Rheinland-Pfalz 

18,5 km 

14,000 

8,000 

! 

180 000 E 

31,400 

14,000 

— 

153 000 E 

48,000 

Saarland 

3,8 ha 
10,6 km 

4,408 

1,808 

0,026 

15 000 E 

3,250 

0,750 

0,015 

26 000 E 

10,160 



b) 



— 

0,065 




0,011 



Baden-Württemberg 

• a) 

72 km 

25,600 

3,000 

0,030 

45 000 E 

48,000 

7,000 

— . ^ 

70 000 E 

42,000 


b) 



9,700 

0,210 



5,000 

— 



Bayern 

• a) 

174 km 

6 785 ha 

46,700 

22,000 

0,058 

27 000 E 

23,000 

8,000 

0,214 

64 000 E 

82,000 


b) 



5,800 

0,215 



— 

0,535 



Berlin 

• a) 
b) 

— 

— 

— 

' — 

— 

— 

— 

— 

— 

— - 

Summen 

■ a) 

393,5 km 

6 988 ha 

140,516 

70,220 

0,114 

364 000 E 

236,897 

64,912 

0,304 

556 300 E 

339,911 



2,5 hm® 











b) 



18,500 

0,490 



17,857 

0,921 1 



a) + b) 



88,720 

0,604 



82,769 

1,225 
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Zentrale 

Abwasseranlagen 
in ländlichen 
Gemeinden 

Befestigung und Neubau von Wirtschaftswegen 
(Landwirtschaft) 

Befestigung und Neubau von Wirtschaftswegen 
(Forstwirtschaft) 


Mittelbedarf 

insgesamt 

Zu- 

schüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zinszu- 

schüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Umfang 
(s. Anmer- 
kung) 

Förderungs- 
fähige Ge- 
samtkosten 
der im 

HJ 1974 zu 
bewilli- 
genden 
Vorhaben 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln 
im HJ 1974) 

Zinszu- 
schüsse 
(Bedarf 
an Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Umfang 
(s. Anmer- 
kung) 

Förderungs- 
fähige Ge- 
samtkosten 
der im HJ 
1974 zu be- 
willigenden 
Vorhaben 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln im 
HJ 1974) 

Zinszu- 
schüsse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln im 

HJ 1974) 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln 
im HJ 1974) 

Zins- 
zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 


33 

34 

15,013 

0,115 

215 km 

14,965 

10,725 

0,019 

5 km 

0,300 

0,225 

0,001 


51,734 

0,250 

5,657 

0,575 



— 

0,100 



— 

— 


18,971 

1,250 

5,750 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


9,257 

— 

— 

— 

4 km 

0,320 

0,064 

— 

— 

— 

— 

— 


0,670 

— 

14,381 

— 

360 km 

24,293 

10,771 

— 

40 km 

1,200 

0,840 

— 


140,835 

~ 

1,800 


600 km 

31,000 

15,300 







43,120 


1,800 

— 



— 

— 



— 

— 


20,550 

~ 

14,600 

— 

428 km 

21,400 

10,700 

— 

104 km 

2,600 

1,300 

— 

! 

64,375 

— 

16,510 


200 km 

15,200 

6,900 

— 

155 km 

3,100 

2,000 

— 


54,400 

— 

2,660 

0,060 

20 km 

1,950 

1,160 

0,008 

10 km 

0,300 

0,140 

— 


6,568 

0,109 

— 

0,055 



— 

0,015 



_ 

— 


— 

0,146 

2,400 

— 

750 km 

85,000 

15,900 

0,180 

300 km 

10,000 

3,400 

— 


37,500 

0,250 

5,000 

— 



14,000 

0,475 



— 

— 


49,100 

0,850 

4,500 

0,960 

400 km 

75,000 

20,000 

0,260 

550 km 

26,000 

9,000 

0,060 


77,900 

1,560 

— 

2,400 

— 

— 

— 

0,580 

— 

— 



0,250 


20,850 

4,000 

77,614 

1,135 

2 977 km 

269,128 

91,520 

0,467 

1 164 km 

43,500 

16,905 

0,061 


486,359 

2,169 

12,457 

3,030 



14,000 

1,170 




0,250 


109,471 

6,246 

90,071 

4,165 



105,520 

1,637 



16,905 

0,311 


595,830 

8,415 
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Übersicht F 13 


Maßnahmen auf Grund von EG- Verordnungen 


1. Obst und Gemüse (VO [EWG] Nr. 1035/72) 

2. Fischwirtschaftliche Erzeugnisse (VO [EWG] Nr. 2142/70) 

3. Hopfen (VO [EWG] Nr. 1696/71) 

— Beträge in Millionen DM — 

HJ = Haushaltsjahr 


Startbeihilfen Fisdiwirtsdiaftlidie 

Startbeihilfen Obst und Gemüse Erzeugnisse (Art. 6 Abs. 1 der Startbeihilfen Hopfen 

Maßnahme (Art. 14 Abs. 1 der VO VO [EWG] Nr. 2142/70 in Ver- (Art. 8 der VO [EWG] 

[EWG] Nr. 1035/72) bindung mit Art. 2 der VO Nr. 1696/71) 

[EWG] Nr. 171/71) 

Anzahl Anzahl Anzahl 

der im Wert der Zuschüsse der im Zuschüsse der im Zuschüsse 

HJ 1974 im HJ (Bedarf an HJ 1974 Verwal- (Bedarf an HJ 1974 Verwal- (Bedarf an 
zu för- 1974 ver* Kassen- zu för- tungs- Kassen- zu för- tungs- Kassen- 
dernden markteten mittein dernden kosten im mittein dernden kosten im mittein 


■ 

Erzeuger- 

organisa- 

tionen 

Erzeu- 

gung 

im HJ 
1974) 

Erzeuger- 

gemein- 

schaften 

HJ 1974 

im HJ 
1974) 

Erzeuger- 

gemein- 

schaften 

HJ 1974 

im HJ 
1974) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 10 

Schleswig-Holstein 

1 

5,400 

0,054 

12 

0,250 

0,100 

— 

. — 

— 

Hamburg 

— 

— 

— 

1 

0,460 

0,183 

— 

~ 

— 

Bremen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Niedersachsen 

9 

40,000 

1,180 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Nordrhein-Westfalen 

7 

9,363 

0,090 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Hessen 

2 

6,000 

0,060 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Rheinland-Pfalz 

1 

8,300 

0,250 

1 — 

— 

— 


— 

— 

Saarland 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

Baden-Württemberg 

4 

12,500 

0,200 


— 

— 

— 

— 

— 

Bayern 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

5 

2,500 

1,500 

Berlin 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

24 

81,563 

1,834 

13 

0,710 

0,283 

5 

2,500 

1,500 
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Beihilfen an Erzeugergemeinsdiaften 
für Hopfen (Art. 9 der VO [EWG] 

Nr. 1696/71) 


Mittelbedarf 

insgesamt 

Anzahl und 
beteiligte 
Flä'die der 
im HJ 1974 
zu fördernden 
Erzeuger- 
gemein* 
sdiaften 

Gesamtkosten 
der Sorten- 
urastellung im 
HJ 1974 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassenmitteln 
im HJ 1974) 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln im HJ 

1974) 

11 

12 

13 


14 





' 


0,154 

— 

— 

— 


0,183 





— 


1,180 

— 

— 

— 


0,090 

— 

— 

— 


0,060 

— 

— 

i 


0,250 



— . 

— 


0,200 

5/ 1000 ha 

20,000 

5,000 


6,500 

5 / 1000 ha 

20,000 

5,000 


8,617 
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HJ == Haushaltsjahr 


Maßnahmen gemäß Marktstrukturgesetz (MStrG) 

— Beträge in Millionen DM — 


Maßnahme 

Startbeihilfen für Erzeuger- 
gemeinschaften und 
Vereinigungen von Erzeuger- 
gemeinschaften (§ 5 Abs. 1 MStrG) 

Investitionsbeihilfen für Erzeuger- 
gemeinschaften und 
Vereinigungen von Erzeuger- 
gemeinschaften (§ 5 Abs. 4 MStrG) 

Investitionsbeihilfen 
für Unternehmen (§ 6 MStrG) 

Land 

Anzahl 
der im 

HJ 1974 
zu för- 
dernden 
Erzeuger- 
gemein- 
schaften 
und Ver- 
einigun- 
gen von 
Erzeuger- 
gemein- 
schaften 

Beihilfe- 
fähige 
Organisa- 
tions- 
kosten im 
HJ 1974 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Anzahl 
der im 

HJ 1974 
zu bewil- 
ligenden 
Vor- 
haben 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im 

HJ 1974 
zu bewil- 
ligenden 
Vorhaben 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Anzahl 
der im 

HJ 1974 
zu bewil- 
ligenden 
Vorhaben 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im 

HJ 1974 
zu bewil- 
ligenden 
Vorhaben 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

1 

2 

1 3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Schleswig-Holstein . . 

35 

25,000 

1,500 

7 

3,800 

0,850 



_ 



Hamburg 

2 

0,350 

0,180 

2 

0,200 

0,050 

— 

— 

— 

Bremen 

3 

0,800 

0,160 

4 

4,400 

1,100 

2 

1,375 

0,275 

Niedersachsen 

70 

11,000 

4,400 

50 

8,000 

2,000 

20 

12,350 

2,470 

Nordrhein-Westfalen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Hessen 

24 

8,300 

2,000 

11 

2,800 

0,690 

4 

0,800 

0,160 

Rheinland-Pfalz 

50 

10,000 

2,500 

20 

10,000 

2,500 

12 

15,000 

3,000 

Saarland 

1 

0,045 

0,030 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Baden-Württemberg . . 

50 

10,000 

3,520 

50 

34,000 

8,000 

25 

30,000 

2,000 

Bayern 

94 

8,470 

2,300 

40 

15,500 

2,230 

15 

30,700 

3,850 

Berlin 

3 

0,425 

0,105 

3 

1,100 

0,135 

— 

— 

— 

insgesamt 

332 

74,390 

16,695 

187 

79,800 

17,555 

78 

90,225 

11,755 


Mittel- 

bedarf 

insgesamt 


Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 


11 


2,350 

0,230 

1,535 

8,870 


2,850 

8,000 

0,030 

13,520 

8,380 

0,240 


46,005 
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Uber 


Maßnahmen gemäß Gesetz über forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse (FZusG) 


HJ = Haushaltsjahr 


— Beträge in Millionen DM — 


Maßnahme 

Beihilfen für Erstinvestitionen 
(§ 25 Abs. 1 FZusG) 

Zuschüsse zu den Kosten 
der Verwaltung und Beratung 
{§ 25 Abs. 2 FZusG) 

Land 

Anzahl der 
im HJ 1974 
zu fördern- 
den 

''Zusammen- 

schlüsse 

Förderungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im HJ 
1974 zu för- 
dernden 
Investi- 
tionen 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln im 
HJ 1974) 

Anzahl der 
im HJ 1974 
zu fördern- 
den 

Zusammen- 

schlüsse 

Angemes- 
sene Kosten 
der Ver- 
waltung 
und 

Beratung 
im HJ 1974 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassen- 
mitteln im 

HJ 1974) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Schleswig-Holstein 

5 

0,100 

0,040 

15 

0,400 

0,160 

Hamburg 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Bremen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Niedersachsen 

95 

2,875 

1,150 

70 

2,350 

0,940 

Nordrhein-Westfalen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Hessen 

112 

1,205 

0,482 

10 

0,045 

0,018 

Rheinland-Pfalz 

43 

0,600 

0,240 

4 

0,024 

0,010 

Saarland 

1 

0,003 

0,001 

2 

0,005 

0,002 

Baden-Württemberg 

52 

1,340 

0,536 

18 

0,410 

0,164 

Bayern 

180 

2,390 

1,000 

140 

0,425 

0,170 

Berlin 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

488 

8,513 

3,449 

259 

3,659 

1,464 


icht F 15 


Mittelbedarf 

insgesamt 


Zusdiüsse 
{Bedarf an 
Kassenmitteln 
im HJ 1974) 


8 


0,200 


2,090 

0,500 

0,250 

0,003 

0,700 

1,170 


4,913 
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Maßnahmen zur Verbesserung der Markt Struktur 

(ohne Aufteilung der Mittel für die Maßnahme 
„Investitionen im Bereich der Be- und Verarbeitung von Kartoffeln") 

— Beträge in Millionen DM — 

HJ = Haushaltsjahr 


Maßnahme 

Verbesserung der Molkereistruktur 

Verbesserung der Struktur 
bei öffentlichen Schlachthöfen 
und Lebendviehmärkten 

Land 

Anzahl der 
im HJ 1974 
zu bewilligen- 
den Vorhaben 

Förderungs- 

fähige 

Gesamtkosten 
der im HJ 
1974 zu bewil- 
ligenden 
Vorhaben 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassenmitteln 
im HJ 1974) 

Anzahl der 
im HJ 1974 
zu bewilligen- 
den Vorhaben 

Förderung- 

fähige 

Gesamtkosten 
der im HJ 
1974 zu bewil- 
ligenden 
Vorhaben 

Zuschüsse 
(Bedarf an 
Kassenmitteln 
im HJ 1974) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Schleswig-Holstein 

20 

23,600 

3,876 






Hamburg 

— 

— 

— 

1 

5,200 

1,300 

Bremen 

— 


— 

1 

4,584 

1,146 

Niedersachsen 

44 

60,000 

15,000 

4 

8,000 

2,000 

Nordrhein-Westfalen 

97 

77,222 

15,750 

— 

— 

— 

Hessen 

17 

15,080 

4,750 

2 

2,000 

0,500 

Rheinland-Pfalz 

6 

12,000 

3,600 

4 

4,000 

1,000 

Saarland 

2 

1,200 

0,286 

2 

1,600 

0,400 

Baden-Württemberg 

22 

50,000 

8,000 

12 

30,000 

4,000 

Bayern 

25 

149,000 

13,500 

7 

26,100 

3,000 

Berlin 

— 

— 

— 

1 

7,400 

1.850 

insgesamt 

233 

388,102 

64,762 

34 

88,884 

15,196 
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Verbesserung der Struktur 
der Zuckerfabriken (Niedersadisen) 
bzw, der Seefisdimärkte (Bremen) 

Investitionen bei Vermarktungs- 
einrichtungen für frisches Obst 
und Gemüse 

Investitionen bei Vermarktungs- 
einriditungen für Blumen 
und Zierpflanzen 


Mittelbedarf 

insgesamt 


Förderungs- 



Förderungs- 



Förderungs- 

Zuschüsse 



Anzahl der 

fähige Ge- 

Zuschüsse 

Anzahl der 

fähige Ge- 

Zuschüsse 

Anzahl der 

fähige Ge- 


Zuschüsse 

im HJ 1974 

saratkosten 

(Bedarf an 

im HJ 1974 

samtkosten 

(Bedarf an 

im HJ 1974 

samtkosten 

(Bedarf an 


(Bedarf an 

zu bewil- 

der im HJ 

Kassen- 

zu bewil- 

der im HJ 

Kassen- 

zu bewil- 

der im HJ 

Kassen- 


Kassenmitteln 

ligenden 

Vorhaben 

1974 zu be- 
willigenden 
Vorhaben 

mittein im 
HJ 1974) 

ligenden 

Vorhaben 

1974 zu be- 
willigenden 
Vorhaben 

mittein im 
HJ 1974) 

ligenden 

Vorhaben 

1974 zu be- 
willigenden 
Vorhaben 

mittein im 

HJ 1974) 


im HJ 1974) 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 


17 







2 

4,000 

1,000 

3 

1,050 

0,125 


5,001 

— 

— 

— 

2 

0,200 

0,050 

— 

— 

— 


1,350 

2 

4,000 

1,000 

1 

1,600 

0,400 

— 

— 

— 


2,546 

4 

22,800 

5,700 

30 

16,000 

4,000 

5 

3,280 

0,820 


27,520 

— 

— 

— 

8 

22,852 

1,413 

7 

23,800 

1,350 


18,513 

— 

— 

— 

2 

0,500 

0,125 

3 

0,320 

0,080 


5,455 

— 

— 


10 

6,800 

1,700 

8 

0,800 

0,200 


6,500 


— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 


0,686 

— 

— 

— 

19 

20,000 

3,400 

2 

0,500 

0,100 


15,500 

— 

— 

— 

10 

4,200 

0,500 

— 

— 

— 


17,000 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 


1,850 

6 

26,800 

6,700 

84 

76,152 

12,588 

28 

29,750 

2,675 


101,921 
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HJ = Haushaltsjahr 


Küstenschutz 

— Beträge in Millionen DM — 


Maßnahme 


Vorarbeiten 


Neubau, Verstärkung und Erhöhung 
von Hochwassersciiutzwerken 



Förderungs- 
fähige Ge- 

Zusdiüsse 

Umfang 
(Länge der 
Deiche und 

Förderungs- 
fähige Ge- 

Zuschüsse 


Umfang 

samtkosten 

(Bedarf an 

Schutzwerke 

samtkosten 

(Bedarf an 

Land 

(Anzahl der 

der im HJ 

Kassen- 

in km. 

der im HJ 

Kassen- 


Vorhaben) 

1974 zu för- 
dernden 
Vorhaben 

mittein 
im HJ 1974) 

Anzahl der 
Sperrwerke 
und sonstige 
Anlagen) 

1974 zu för- 
denden 
Vorhaben 

mittein 
im HJ 1974) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Schleswig-Holstein 

5 

0,500 

0,500 

3,5 km 

65,690 

15,200 

Hamburg 

— 

— 

— i 

20 

15,400 

9,400 

Bremen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Niedersachsen 

3 

0,300 

0,300 

30 

22 km 

42,040 

42,040 

insgesamt 

8 

0,800 

0,800 

50 

23,5 km 

123,130 

66,640 
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Sperrwerke und Bauwerke in Hodiwassersdiutzwerken 

Buhnen und ähnliche Anlagen; 
Vorlandarbeiten von scharliegenden Seedeichen 


Mittelbedarf 

insgesamt 

Umfang (Anzahl 
der Sperrwerke 
und sonstigen 
Anlagen) 

Förderungsfähige 
Gesamtkosten 
der im HJ 1974 
zu fördernden 
Vorhaben 

Zuschüsse (Bedarf 
an Kassenmitteln 
im HJ 1974} 

Umfang (Länge 
der Deiche und 
Schutzwerke 
in km, Anzahl 
der Sperrwerke 
und sonstigen 
Anlagen) 

Förderungsfähige 
Gesamtkosten 
der im HJ 1974 
zu fördernden 
Vorhaben 

Zuschüsse (Bedarf 
an Kassenmitteln 
im HJ 1974) 


Zuschüsse (Bedarf 
an Kassenmitteln 
im HJ 1974) 

8 

9 

10 

11 

12 

13 


14 

2 

44,800 

38,500 

7,2 km 

15,300 

15,300 


69,500 

4 

9,300 

5,300 

— 

— 

— 


14,700 

1 

6,666 

6,666 

— 

— 

— ; 


6,666 

3 

40,000 

40,000 

10 

7,5 km 

10,500 

10,500 


92,840 

10 

100,766 

90,466 

10 

25,800 

25,800 


183,706 




14,7 km 
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Agrarstrukturelle Vorplanung 

hier: Verpflichtungsermäditigungen 1974 
— Beträge in Millionen DM — 

HJ = Haushaltsjahr 


Land 

Verpflich- 
tungs- 
ermädi- 
tigungen 
für Zuschüsse 

Von dem Betrag in Spalte 2 werden fällig 

im HJ 
1975 

im HJ 
1976 

im HJ 
1977 

in den 
Folge- 
jahren 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Schleswig-Holstein 

— 

— 

— 

— . 

— 

Hamburg 

— 

— 

— 

— 

— 

Bremen 

— 

— 

— 

— 

— 

Niedersachsen 

0,100 

0,100 

— 

— 

— 

Nordrhein-Westfalen 

— 

— 

— 

— 

— 

Hessen 

— 

— 

— 

— 

— 

Rheinland-Pfalz 

— 

— 

— 

— 

— 

Saarland 

— 

— 

— 

— 

— 

Baden-Württemberg 

0,250 

0,250 

— 

— 

— 

Bayern 

1,150 

0,750 

0,400 


— 

Berlin 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

1,500 

1,100 

0,400 

— 

— 
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Flurbereinigung 

hier: Verpflichtungsermächtigungen 1974 
— Beträge in Millionen DM — 

HJ = Haushaltsjahr 


Land 

Verpfliditungsermächtigungen für 

Von den Beträgen in den Spalten 2, 3 und 4 
werden fällig 

im HJ 1975 

öffentlidie 

Darlehen 

Zuschüsse 

Zins- 

zuschüsse 

öffentliche 

Darlehen 

Zuschüsse 

Zins- 

zuschüsse 

1 

2 1 

3 

4 

5 

6 

7 

Schleswig-Holstein 

1,060 

26,630 

2,614 

0,354 

8,890 

0,262 

Hamburg 

— 

— 

— 


— 

— 

Bremen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Niedersachsen 

~ 

7,000 

— 

— 

7,000 

— 

Nordrhein-Westfalen 

— 

65,000 

— 

— 

20,000 

— 

Hessen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Rheinland-Pfalz 

— 

45,000 

— 

~ 

9,000 

— 

Saarland 

— 

— 

0,385 

— 

— 

0,035 

Baden-Württemberg 

— 

62,500 

3,300 

— 

6,200 

0,600 

Bayern 

— 

180,000 

12,960 

— 

50,000 

1,200 

Berlin 

— 

— 

— 


— 

— 

insgesamt 

1,060 

386,130 

19,259 

0,354 

101,090 

2,097 
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Von den Beträgen in 

den Spalten 2, 3 und 4 werden fällig 



im HJ 1976 | 

im HJ 1977 

1 in den Folgej ähren 

öffentliche | 


Zins- 1 

öffentliche 


Zins- 

öffentliche 

1 

Zins- 

Darlehen ] 

Zuschüsse 

Zuschüsse i 

Darlehen 

Zuschüsse 

Zuschüsse 

Darlehen 


Zuschüsse 

8 1 

9 

1 10 

1 11 1 

12 1 

13 1 

1 14 

1 15 1 

16 

0,353 

8,870 

0,248 

0,353 

8,870 

0,234 

— 

— 

1,870 

— 

18,000 

— 

— 

16,000 

— 

— 

11,000 

— 

— 

16,000 

— 

— 

11,000 

— 

— 

9,000 

— 

— 

— 

0,034 


— 

0,032 

— 

— 

0,284 

— 

6,200 

0,540 

— 

15,700 

0,480 

— 

34,400 

1,680 

— 

50,000 

1,140 

— 

50,000 

1,080 

— 

30,000 

9,540 

0,353 

99,070 

1,962 

0,353 

101,570 

1,826 

— 

84,400 

13,374 
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Einzelbetriebliche Maßnahmen und ländliche Siedlung 

hier: Verpflichtungsermächtigungen 1974 
— Beträge in Millionen DM — • 

HJ = Haushaltsjahr 


Land 

Verpflichtungsermächtigungen für 

Von den Beträgen in den Spalten 2, 3 und 4 
werden fällig 

im HJ 1975 

Öffentliche 

Darlehen 

Zuschüsse 

Zins- 

zusdiüsse 

öffentliche 

Darlehen 

Zuschüsse 

Zins- 

zuschüsse 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Schleswig-Holstein 

8,800 

6,060 

19,680 

7,600 

4,448 

3,007 

Hamburg 

1,097 

0,058 

1,666 

0,550 

0,037 

0,170 

Bremen 

— 

0,034 

0,400 

— 

0,006 

0,087 

Niedersachsen 

22,142 

12,929 

45,439 

15,042 

9,129 

3,200 

Nordrhein-Westfalen 

11,000 

11,900 

44,335 

10,000 

9,140 

6,151 

Hessen 

9,501 

4,584 

12,544 

4,751 

2,126 

1,500 

Rheinland-Pfalz 

10,000 

7,425 

17,600 

3,550 

4,515 

2,200 

Saarland 

2,400 

1,370 

0,840 

1,550 

1,080 

0,105 

Baden-Württemberg 

32,100 

19,450 

25,800 

17,900 

9,860 

2,200 

Bayern 

31,000 

14,390 

61,680 

20,500 

8,510 

6,600 

Berlin 

— 

— 

0,420 

— 

— 

0,021 

insgesamt 

128,040 

78,200 

230,404 

81,443 

48,851 

25,241 
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Von den Beträgen in den Spalten 2, 3 und 4 werden fällig 


im HJ 1976 | 

im HJ 1977 1 

in den Folgejahren 

öffentliche 1 
Darlehen 

Zuscälüsse 

Zins- 

zusdiüsse 

öffentliche 

Darlehen 

Zuschüsse 

Zins- 

zuschüsse 

öffentliche 

Darlehen 

Zuschüsse 

Zins - 

zuschüsse 

8 

1 9 1 

1 10 

1 11 

1 12 

1 13 1 

1 14 

1 15 

1 16 

0,600 

0,696 

2,727 

0,600 

0,596 

2,450 

— . 

0,320 

11,496 

0,275 

0,008 

0,180 

0,272 

0,008 

0,175 

— 

0,005 

1,141 

— 

0,006 

0,075 

— 

0,006 

0,062 j 

— 

0,016 

0,176 

3,550 

1,660 

4,344 

3,550 

1,660 

4,541 


0,480 

33,354 

1,000 

1,720 

5,672 

— 

0,480 

5,192 

— 

0,560 

27,320 

4,750 

2,128 

1,400 

— 

0,090 

1,300 

— 

0,240 

8,344 

4,450 

2,755 

2,063 

2,000 

0,145 

1,912 

— 

0,010 

11,425 

0,850 

0,180 

0,097 

— 

0,030 

0,090 

— 

0,080 

0,548 

9,900 

5,560 

2,700 

4,300 

3,060 

2,750 

— 

0,970 

18,150 

10,500 

4,010 

6,150 

— 

0,510 

5,700 

— 

1,360 

43,230 

— 

— 

0,020 

— 

— 

0,019 

— 

— 

0,360 

35,875 

18,723 

25,428 

10,722 

6,585 

24,191 

— 

4,041 

155,544 
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Umstellungsprämie 

hier: Verpflichtungsermächtigungen 1974 
— Beträge in Millionen DM — 

HJ = Haushaltsjahr 


Land 

Verpflidi- 
tungs- 
ermäct- 
tigungen 
für Zuschüsse 

Von dem Betrag in Spalte 2 werden fällig 

im HJ 1975 

im HJ 1976 

im HJ 1977 

in den 
Folgejahren 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Schleswig-Holstein 

13,500 

6,750 

2,250 

2,250 

2,250 

Hamburg 


— 

— 

— 

~ 

Bremen 

0,100 

—■ 

0,050 

0,050 

— 

Niedersachsen 

13,000 

2,000 

4,500 

1,000 

5,500 

Nordrhein-Westfalen 

19,000 

9,500 

— 

9,500 

— 

Hessen 

1,250 

0,625 

0,625 

— 

— 

Rheinland-Pfalz 

5,200 

2,600 

1,800 

0,800 

— 

Saarland 

0,230 

0,115 

0,083 

0,032 

— 

Baden-Württemberg 

6,000 

3,500 

0,250 

2,000 

0,250 

Bayern 

9,000 

4,500- 

1,500 

3,000 

— 

Berlin 

p 

o 

00 

0,009 

0,009 

— 

— 

insgesamt 

67,298 

29,599 

11,067 

18,632 

8,000 
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Übersicht V6 


Waldbauliche und sonstige forstliche Maßnahmen 

hier: Verpflichtungsermächtigungen 1974 
— Beträge in Millionen DM — 

HJ = Haushaltsjahr 


Land 

Ver- 
pflidi- 
tungs- 
ermäch- 
tigun- 
gen für 
Zu- 
schüsse 

Von dem Betrag in Spalte 2 
werden fällig 

im HJ 
1975 

im HJ 
1976 

im HJ 
1977 

in den 
Folge- 
jah- 
ren 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Schleswig-Holstein . 

0,220 

0,220 

— 

— 

— 

Hamburg 

— 

— 

— 

— 

— 

Bremen 

— 

— 

— 

— 

— 

Niedersachsen .... 

— 

— 

— 

— 

— 

Nordrhein-Westfalen 

— 

— 

— 

— 

— 

Hessen 

— 

— 

— 

— 

— 

Rheinland-Pfalz .... 

— 

— 

— 

— 

— 

Saarland 

— 

— 

— 


— 

Baden-Württemberg 

— 

— 

— 

— 

— 

Bayern 

1,500 

1,200 

0,300 

— 

— 

Berlin 

— 


— 

— 

— 

insgesamt 

1,720 

1,420 

0,300 

— 

— 


Landarbeiterwohnungsbau 

hier: Verpflichtungsermächtigungen 1974 
— Beträge in Millionen DM — 

HJ “ Haushaltsjahr 


Land 

Ver- 
pflich- 
tungs- 
ermäch- 
tigun- 
qen für 
Zu- 
schüsse 

Von dem Betrag in Spalte 2 
werden fällig 

im HJ 
1975 

im HJ 
1976 

im HJ 
1977 

in den 
Folge- 
jah- 
ren 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Schleswig-Holstein . 

— 

— 

— 

— 

— 

Hamburg 

— 

— 

— 

„ 

— 

Bremen 

— 

— 

— 

— 

— 

Niedersachsen .... 

— 

— 

— 

— 

— 

Nordrhein-Westfalen 

— 

— 

— 

— 

— 

Hessen 

0,450 

0,250 

0,200 

— 

— 

Rheinland-Pfalz .... 

— 

— 

— 

— 

— 

Saarland 

— 

— 

— 

— 

— 

Baden-Württemberg 

0,200 

0,200 

— 

— 

— 

Bayern 

0,700 

0,700 

— 

— 

— 

Berlin 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

1,350 

1,150 

0,200 

— 

— 




Drucksache 7/1538 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Übersicht V7 

Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische Maßnahmen 

hier: Verpfliditungsermäditigungen 1974 
— Beträge in Millionen DM — 

HJ = Haushaltsjahr 


Verpfliditungs- 

Von den Beträgen in den Spalten 2 und 3 werden fällig 

ermächtigungen für 

im HJ 1975 

im HJ 1976 

im HJ 1977 

in den Folgejahren 

Zuschüsse 

Zuschüsse 

Zuschüsse 

Zuschüsse 

Zuschüsse 

Zuschüsse 

zusdiusse 


1 |2|3|4|5|6l7|8l9!l0lll 


Schleswig-Holstein .... 

57,630 

11,876 

21,546 

1,188 

18,042 

1,125 

18,042 

1,063 



8,500 

Hamburg 

6,943 

— 

4,629 

— 

2,314 

— 

— 

— 

— 

— 

Bremen 

5,827 

— 

0,665 

— 

0,665 

— 

0,665 

— 

3,832 

— 

Niedersachsen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Nordrhein-Westfalen .... 

45,600 

— 

10,500 

— 

10,600 

— 

9,500 

— 

15,000 


Hessen 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Rheinland-Pfalz 

11,000 

— 

11,000 

— 

— 

— 

— 

— 

1 — 

— 

Saarland 

— 

2,938 

— 

0,273 

— 

0,259 

— 

0,244 

— 

2,162 

Baden-Württemberg .... 

63,000 

12,000 

38,800 

1,150 

16,400 

1,090 1 

7,800 

1,040 

— 

8,720 

Bayern ' 

37,000 

41,340 

37,000 

3,900 


3,705 



3,510 


30,225 

Berlin 

i 



k 

— 

— 


— 




i insgesamt 

227,000 

68,154 

124,140 

6,511 

48,021 

6,179 

36,007 

5,857 

j 18,832 

49,607 
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Drudesache 7/1538 


Übersicht V 8 


Maßnahmen gemäß Marktstrukturgesetz 

hier: Verpflichtungsermächtigungen 1974 
— Beträge in Millionen DM ■ — 

HJ = Haushaltsjahr 


Land 

Verpflich- 

tungs- 

ermäch- 

tigungen 

für 

Zuschüsse 

Von dem Betrag in Spalte 2 werden fällig 

1 

im HJ 1975 

im HJ 1976 

im HJ 1977 

in den 
Folgej ähren 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Schleswig-Holstein 

— . 

— 

— 

— 


Hamburg 



— 

— 

— 

Bremen 

— 

— 

— 

— 


Niedersachsen 

— 

— 

— 

— 

— 

Nordrhein-Westfalen 

— 

— 

— 

— 

— 

Hessen 

— 

— 

— 

— 

— 

Rheinland-Pfalz 

— 

— 

— 

— 

— 

Saarland 1 

— 

— 

— 

— 

— 

Baden-Württemberg 

4,000 

2,800 

1,000 

0,200 

— 

Bayern 

3,000 

2,000 

1,000 

— 

— 

Berlin 

— 

— 

— 

— 


insgesamt 

7,000 

j 4,800 

2,000 

0,200 

— 
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Übersicht V 9 


Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur 

hier: Verpfliditungsermäditigungen 1974 
— Beträge in Millionen DM — 

HJ == Haushaltsjahr 


Land 

Verpflidi- 

tungs- 

ennädi- 

tigungen 

für 

Zuschüsse 

Von dem Betrag in Spalte 2 werden fällig 

im HJ 1975 

im HJ 1976 

im HJ 1977 

in den 
Folgejahren 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Schleswig-Holstein 

3,500 

3,500 

— 

— 

— 

Hamburg 

— 

— 

— 


— 

Bremen 

— 


— 

■— 

— 

Niedersachsen 

— 

— 

— 

, — 

— 

Nordrhein- Westfalen 

14,000 

10,000 

3,000 

1,000 

— 

Hessen 

— 

— 

— 

— 

— 

Rheinland-Pfalz 

— 

— 


— 

— 

Saarland 

— 

— 

— 

— 

— 

Baden-Württemberg 

8,500 

5,500 

1,800 

1,200 

— 

Bayern 

8,000 

5,000 

3,000 

— 

— 

Berlin 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

34,000 

24,000 

7,800 

2,200 

— 
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Übersicht V 10 


Küstenschutz 

hier: Verpflichtungsermächtigungen 1974 
— Beträge in Millionen DM — 

HJ = Haushaltsjahr 


Land 

Verpflidi- 

tungs- 

ermädi- 

tigungen 

für 

Zuschüsse 

Von dem Betrag in Spalte 2 werden fällig 

im HJ 1975 

im HJ 1976 

im HJ 1977 

in den 
Folgejahren 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Schleswig-Holstein 

56,790 

23,193 

23,411 

10,186 



Hamburg 

10,000 

1 

9,000 

1,000 

— 

— 

Bremen 


— 

— 

— 

— 

Niedersachsen 

— 

— 

— 

— 

— 

Summen 

66,790 

32,193 

24,411 

10,186 



Übersicht V 11 


Verpflichtungsermächtigungen 1974 im Lande Bayern für die übrigen Maßnahmen 

— Beträge in Millionen DM — 

HJ = Haushaltsjahr 


Maßnahme 

Verpflich- 

tungs- 

ermädi- 

tigungen 

für 

Zuschüsse 

Von dem Betrag in Spalte 2 werden fällig 


im HJ 1975 

im HJ 1976 

im HJ 1977 

in den 
Folgejahren 

1 

2 

3 

4 

5 

1 6 

Langfristige Verpachtung in 
der Flurbereinigung 

1,000 


0,400 

0,400 

0,200 

Freiwilliger Landtausch 

0,600 

0,300 

0,300 

— 

— 

Maßnahmen aufgrund von 

EG -Verordnungen 

5,000 

4,000 

1,000 





Maßnahmen gemäß Gesetz 
über forstwirtschaftliche Zu- 
sammenschlüsse 

0,200 

0,200 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

6,800 

4,500 

1,700 

0,400 

0,200 
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Land: Schleswig-Holstein 

HJ “ Haushaltsjahr 


Zusammenstellung 

der förderungsfähigen Gesamtkosten und des Mittelbedarfs 
für das Haushaltsjahr 1974 

— Beträge in Millionen DM — 


Übersicht L 1 


Lfd. 

Nr. 

Fördeningsgrundsatz 

Maßnahme 

Aufgrund haushaltsreditlidier 
Verpflichtungen aus dem HJ 

1973 {l. Rahmenplan) 
gebundene Beträge 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im 

HJ 1974 
zu bewil- 
ligenden 
bzw. 
zu för- 
dernden 
Vorhaben 
usw. 

Von dem Betrag in Spalte 7 
(Förderungsfähige Gesamtkosten) 
entfallen auf 

Für den 
Betrag in 
Spalte 10 
(zinszu- 
verbil- 
ligende 
Darlehen) 
im HJ 
1974 

benötigte 

Zins- 

zusdiüsse 

(Kassen- 

mittel) 

öffent- 
lidie Dar- 
lehen 
(Bedarf 
an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zins- 

zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

öffent- 
liche Dar- 
lehen 
(Bedarf 
an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zinszu- 

verbil- 

ligende 

Darlehen 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

1 7 

8 

9 

10 

11 

1 

Agrarstrukturelle Vorplanung 



0,360 

0,300 




2.1 Flurbereinigungsverfahren 1 



5,900 

0,158 

66,162 

1,300 

25,172 

5,500 

0,068 

2 

Flurbereinigung 

2.2 Weinbergsflurbereinigungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— , 

— 



2.3 Beschleunigte Zusammenlegungsverfahien , . . 

— 

1,600 

0,010 

6,000 

— 

— 

— 

— 



insgesamt 

— 

7,500 

0,168 

72,162 

1,300 

25,172 

5,500 

0,068 

3 

Langfristige Verpachtung in der 











Flurbereinigung 

■ 






0,150 



4 1 

Freiwilliger Landtausch 

1 ! 




0,200 1 


0,150 





5.1 Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben 

6,683 

3,728 

2,669 

83,849 

5,117 

0,452 ' 

55,500 

0,555 



5.2 Verbesserung des Wohnteils 


1,080 

0,250 

24,120 


3,420 

5,000 

0,050 

R 

Einzelbetriebliche Maßnahmen und 

5.3 Ländliche Siedlung 

5,815 

— 


7,663 

3,210 

0,600 



o 

ländliche Siedlung 

5.4 Uberbrückungsmaßnahmen 



0,119 

3,125 



2,500 

0,025 



5.5 Buchführung 


0,090 









insgesamt 

12,498 

4,898 

3,038 


8,327 

4,472 

63,000 

0,630 


6 I Langfristige Verpachtung (Prämien) | III 2,500 


7 

Umstellungsprämie 

7.1 Betriebe mit 5 bis 10 Milchkühen 

7.2 Betriebe mit mindestens 11 Milchkühen ..... 

insgesamt 



- 

4,500 

4,500 


8 

Leistungsprüfungen in der 
tierischen Erzeugung 

8.1. Milchleistungsprüfungen 

8.2 Kontrollringe 

8.3 Schweinehybridprogramm 

8.4 Leistungsprüfungsanstalten 

insgesamt 


10,319 

1,250 

5,310 

0,450 

0,175 

5,935 


9 1 Umstellungen im Weinbau | | — | — | 

10 

Waldbauliche und sonstige 
forstliche Maßnahmen 

10.1 Vorarbeiten 

10.2 Aufforstungen 

10.3 Umwandlungen 

10.4 Wertästung, Schutzpflanzungen usw 

insgesamt 


0,005 

1,000 

0,175 

0,080 

1,260 

0,004 

0,620 

0,100 

0,064 

0,788 
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11 

Landarbeiterwohnungsbau und 
Anpassungshilfe für ältere 
landwirtschaftliche Arbeitnehmer 

11.1 Neubau und Kauf von Landarbeiterwohnungen 

11.2 Bauliche Verbesserung von Landarbeiter- 
wohnungen 

11.3 Anpassungshilfe 

insgesamt 


7,800 

0,260 

2,325 

0,100 

0,188 

2,613 


12 

Wasserwirtschaftliche und 
kulturbautechnische Maßnahmen 

12.1 Vorarbeiten 

12.2 Beseitigung naturgegebener Nachteile 

12.3 Ausgleich des Wasserabflusses 

12.4 Schutz gegen Wasser und Wind 

12.5 Zentrale Wasserversorgungsanlagen 

12.6 Zentrale Abwasseranlagen 

12.7 Wirtschaftswegebau (Landwirtschaft) 

12.8 Wirtschaftswegebau (Forstwirtschaft) 

insgesamt 

7.657 0,200 

5.657 0,375 

5,657 0,575 

— 0,100 

18,971 1,250 

1,000 

36,948 

42,168 

54,548 

14,965 

0,300 

149,929 

1,000 

15,178 4,000 

9,593 7,500 

15,013 11,500 

10,725 1,965 

0,225 0,035 

51,734 25,000 

0,040 

0,075 

0,115 

0,019 

0,001 

0,250 

13 

Maßnahmen aufgrund von 

EG-V erordnungen 

13.1 Startbeihilfen Obst und Gemüse 

13.2 Startbeihilfen Fischwirtsch. Erzeugnisse 

13.3 Startbeihilfen Hopfen 

13.4 Beihilfen Hopfen 

insgesamt 


0,250 

0,054 

0,100 

0,154 


14 

Maßnahmen gemäß 
Marktstrukturgesetz (MStG) 

14.1 Startbeihilfen gemäß § 5 Abs. 1 MStrG 

14.2 Investitionsbeihilfen gemäß § 5 Abs. 4 MStrG 

14.3 Investitionsbeihilfen gemäß § 6 MStrG 

insgesamt 


25,000 

3,800 

1,500 

0,850 

2,350 


15 

Maßnahmen gemäß Gesetz über 
forstwirtschaftliche Zusammen- 
schlüsse (FZusG) 

15.1 Beihilfen für Erstinvestitionen gemäß § 25 Ab. 1 

15.2 Zuschüsse Verwaltung und Beratung gemäß 

§ 25 Abs. 2 

insgesamt 


0,100 

0,400 

0,040 

0,160 

0,200 


16 

Maßnahmen zur Verbesserung der 
Marktstruktur 

16.1 Molkereistruktur 

1 6.2 Schlachthofstruktur 

16.3 Struktur der Zuckerfabriken 

16.4 Investitionen für Obst und Gemüse 

16.5 Investitionen für Blumen und Zierpflanzen .. 

insgesamt 


23,600 

4,000 

1,050 

28,650 

3,876 

1,000 

0,125 

5,001 


17 

Küstenschutz 

17.1 Vorarbeiten 

17.2 Neubau von Schutz werken 

17.3 Sperrwerke 

17.4 Buhnen, Vorlandarbeiten 

insgesamt 


0,500 

65,690 

44,800 

15,300 

126,290 

0,500 

15,200 

38.500 

15,300 

69.500 



Mittelbedarf/insgesamt 

1 234,417 

1 12,498 

31,369 

4,456 1 

i 9,627 

175,519 

1 0,948 

Bundesanteil 

1 147,600 

7,499 

18,821 

2,674 1 

1 5,776 

112,261 

1 0,569 

Landesanteil 

1 86,817 

1 4,999 

12,548 

1,782 1 

1 3,851 

63,258 

1 0,379 


CO 
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Land: Hamburg 

HJ = Haushaltsjahr 


Zusammenstellung 

der förderungsfähigen Gesamtkosten und des Mittelbedarfs 
für das Haushaltsjahr 1974 

— Beträge in Millionen DM — ■ 


Übersicht L2 


Lfd. 

Nr. 

Förderungsgrundsatz 

Maßnahme 

Aufgrund haushaltsreditlidier 
Verpfliditungen aus dem HJ 

1973 (1. Rahmenplan) 
gebundene Beträge 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im HJ 
1974 zu 
bewil- 
ligenden 
bzw. zu 
för- 
dernden 
Vorhaben 
usw. 

Von dem Betrag in Spalte 7 
(Förderungs fähige Gesamtkosten) 
entfallen, auf 

Für den 
Betrag in 
Spalte 10 
(zinszu- 
verbil- 
ligende 
Darlehen) 
im HJ 
1974 

benötigte 

Zins- 

zusdiüsse 

(Kassen- 

mittel) 

öffent- 
liche Dar- 
lehen 
(Bedarf 
an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zins- 

zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

öffent- 
liche Dar- 
lehen 
(Bedarf 
an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zuschüsjse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zinszu- 

verbil- 

ligende 

Darlehen 

1 i 

1 2 1 

3 1 

4 1 

5 i 

6 1 

7 1 

8 1 

9 ! 

10 1 

1 H 

1 

Agrarstrukturelle Vorplanung 



0,200 

0,020 




2.1 Flurbereinigungsverfahren 

— 

— 

— ' 

— 

— 

— 

— 

— 

o 


2,2 Weinbergsflurbereinigungen 

— 

— 

— 

— 

— , 

— , 

— , 

— 


riurbereinigung 

2.3 Besdileunigte Zusammenlegungsverfahren . . . 

— 

— . 

— 

— 

— 

. — 

— 

— 



insgesamt 

— 

— 

— , 

— 

— 

— 

— 

, 


Langfristige Verpachtung in der 
Flurbereinigung 

1 




4 I Freiwilliger Landtausdi 


5 

Einzelbetriebliche Maßnahmen und 
ländliche Siedlung 

5.1 Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben 

5.2 Verbesserung des Wohnteils 

5.3 Ländliche Siedlung 

5.4 Uberbrückungsmaßnahmen 

5.5 Buchführung 

insgesamt 

0,397 0,093 0,116 

0,002 

0,003 

0,397 0,096 0,118 

7,200 

0,590 

0,100 

1,103 0,178 3,915 

0,144 — 

0,050 

1,103 0,322 3,965 

0,131 

0,001 

0,132 

6 1 Langfristige Verpachtung (Prämien) | | | 0,055 | 

7 

Umstellungsprämie 

■ 7.1 Betriebe mit 5 bis 10 Milchkühen 

7.2 Betriebe mit mindestens 11 Milchkühen 

insgesamt 



z 


8 

Leistungsprüfungen in der 
tierischen Erzeugung 

8.1. Milchleistungsprüfungen 

8.2 Kontrollringe 

8.3 Schweinehybridprogramm 

8.4 Leistungsprüfungsanstalten 

insgesamt 


0,062 1 
0,010 ! 

0,032 

0,004 

0,003 

0,039 



9 I Umstellungen im Weinbau 


10 


Waldbaulidie und sonstige 
forstlidie Maßnahmen 


10.1 Vorarbeiten 

10.2 Aufforstungen 

10.3 Umwandlungen 

10.4 Wertästung, Sdiutzpflanzungen usw. 

insgesamt 


0,020 

0,020 


0,010 


0,010 
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11 

Landarbeiterwohnungsbau und 
Anpassungshilfe für ältere 
landwirtsdiaftliche Arbeitnehmer 

11.1 Neubau und Kauf von Landarbeiter Wohnungen 

11.2 Bauliche Verbesserung von Landarbeiter- 
wohnungen 

11.3 Anpassungshilfe 

insgesamt 


0,330 

0,048 

0,090 

0,023 

0,012 

0,125 


12 

Wasserwirtsdiaftlidie und 
kulturbautechnisdie Maßnahmen 

12.1 Vorarbeiten 

12.2 Beseitigung naturgegebener Nachteile 

12.3 Ausgleich des Wasserabflusses 

12.4 Schutz gegen Wasser und Wind 

12.5 Zentrale Wasserversorgungsanlagen 

12.6 Zentrale Abwasseranlagen 

12.7 Wirtschaftswegebau (Landwirtschaft) 

12.8 Wirtschaf tswegebau (Forstwirtschaft) 

insgesamt 

— — 

0,277 

6,230 

11,750 

18,257 

0,127 

3,380 — 

5,750 — 

9,257 — 

— 

13 

Maßnahmen aufgrund von 

EG- Verordnungen 

13.1 Startbeihilfen Obst und Gemüse 

13.2 Startbeihilfen Fischwirtsch. Erzeugnisse 

13.3 Startbeihilfen Hopfen 

13.4 Beihilfen Hopfen 

insgesamt 


0,460 

0,183 

0,183 


14 

Maßnahmen gemäß 
Marktstrukturgesetz (MStrG) 

14.1 Startbeihilfen gemäß § 5 Abs. 1 MStrG 

14.2 Investitionsbeihilfen gemäß § 5 Abs. 4 MStrG 

14.3 Investitionsbeihilfen gemäß § 6 MStrG 

insgesamt 


0,350 

0,200 

0,180 

0,050 

0,230 


15 

Maßnahmen gemäß Gesetz über 
forstwirtschaftliche Zusammen- 
schlüsse (FZusG) 

15.1 Beihilfen für Erstinvestitionen gern. § 25 Abs. 1 

15.2 Zuschüsse Verwaltung und Beratung gemäß 

§ 25 Abs. 2 

insgesamt 


— 

— 


16 

Maßnahmen zur Verbesserung der 
Marktstruktur 

16.1 Molkereistruktur 

16.2 Schlachthofstruktur 

16.3 Struktur der Zuckerfabriken 

16.4 Investitionen für Obst und Gemüse 

16.5 Investitionen für Blumen und Zierpflanzen . . 

insgesamt 


5,200 

0,200 

5,400 

1,300 

0,050 

1,350 


17 

Küstenschutz 

17.1 Vorarbeiten 

17.2 Neubau von Schutzwerken 

17.3 Sperrwerke 

17.4 Buhnen, Vorlandarbeiten 

insgesamt 


15,400 

9,300 

24,700 

9,400 

5,300 

14,700 



Mittelbedarf insgesamt 

1 28,137 1 

0,397 

0,096 

0,118 1 

1 1,103 

26,291 

1 0,132 

Bundesanteil 

1 18,352 1 

0,238 

0,058 

0,071 1 

1 0,662 

17,244 

1 0,079 

Landesanteil 

1 9,785 1 

0,159 

0,038 

0,047 1 

1 0,441 

9,047 

1 0,053 
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Land: Bremen 

HJ = Haushaltsjahr 


Zusammenstellung 

der förderungsfähigen Gesamtkosten und des Mittelbedarfs 
für das Haushaltsjahr 1974 

— • Beträge in Millionen DM — 


Übersicht L3 






Aufgrund haushaltsreditlicher 
Verpfliditungen aus dem HJ 

1973 (1. Rahmenplan) 
gebundene Beträge 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesarat- 
kosten 
der im HJ 
1974 zu 
bewil- 
ligenden 
bzw. zu 
för- 
dernden 
Vorhaben 
usw. 

Von dem Betrag in Spalte 7 
(Förderungsfähige Gesamtkosten) 
entfallen auf 

Für den 
Betrag in 
Spalte 10 
(zinszu- 

Lfd. 

Nr. 

Förderungsgrundsatz 


Maßnahme 

öffent- 
liche Dar- 
lehen 
(Bedarf 
an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zins- 

zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

öffent- 
liche Dar- 
lehen 
(Bedarf 
an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zinszu- 

verbil- 

ligende 

Darlehen 

ligende 
Darlehen) 
im HJ 
1974 

benötigte 

Zins- 

zuschüsse 

(Kassen- 

mittel) 

1 1 

l 2 

1 

3 

1 4 

i 5 

i 6 

1 7 

1 8 1 

9 l 

10 

! 11 

1 

Agrarstrukturelle Vorplanung 



— 

— 



2 

Flurbereinigung 

2.1 Flurbereinigungs verfahren 

2.2 Weinbergsflurbereinigungen 

2.3 Beschleunigte Zusammenlegungsverfahren . . . 

insgesamt 

— — — 

r 

— — — 


3 

Langfristige Verpachtung in der 
Flurbereinigung 


1 

1 




4 1 Freiwilliger Landtausch | | | — | — 1 

5 

Einzelbetriebliche Maßnahmen und 
ländliche Siedlung 

5.1 Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben 

5.2 Verbesserung des Wohnteils 

5.3 Ländliche Siedlung 

5.4 Überbrückungsmaßnahmen 

5.5 Buchführung 

insgesamt 

_ _ 0,084 

— 0,016 

— — 0,100 

2,920 

0,711 

0,720 0,154 1,698 

0,085 0,302 

0,720 0,239 2,000 

0,034 

0,006 

0,040 

6 1 Langfristige Verpachtung (Prämien) | III 0,020 | 

7 

Umstellungsprämie 

7.1 Betriebe mit 5 bis 10 Milchkühen 

7.2 Betriebe mit mindestens 11 Milchkühen 

insgesamt 



0,100 

0,100 


8 

Leistungsprüfungen in der 
tierischen Erzeugung 

8.1. Milchleistungsprüfungen 

8.2 Kontrollringe 

8.3 Schweinehybridprogramm 

8.4 Leistungsprüfungsanstalten 

insgesamt 


0,052 

0,052 

0,001 

0,053 


9 1 Umstellungen im Weinbau | | — | — 1 | 

10 

Waldbauliche und sonstige 
forstliche Maßnahmen 

10.1 Vorarbeiten 

10.2 Aufforstungen 

10.3 Umwandlungen 

10.4 Wertästung, Schutzpflanzungen usw 

insgesamt 


— 

— 
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11 

Landarbeiterwohnungsbau und 
Anpassungshilfe für ältere 
landwirtsdiaftliche Arbeitnehmer 

11.1 Neubau und Kauf von Landarbeiterwohnungen 

11.2 Bauliche Verbesserung von Landarbeiter- 
wohnungen 

11.3 Anpassungshilfe 

insgesamt 


0,750 

0,200 

0,200 


12 

Wasserwirtschaftliche und 
kulturbautechnische Maßnahmen 

12.1 Vorarbeiten 

12.2 Beseitigung naturgegebener Nachteile 

12.3 Ausgleich des Wasserabflusses 

12.4 Schutz gegen Wasser und Wind 

12.5 Zentrale Wasserversorgungsanlagen 

12.6 Zentrale Abwasseranlagen 

12.7 Wirtschaftswegebau (Landwirtschaft) 

12.8 Wirtschaftswegebau (Forstwirtschaft) 

insgesamt 

— — 

0,020 

3,500 

2,800 

0,320 

6,640 

0,005 

0,477 — 

0,124 — 

0,064 — 

0,670 — 

— 

13 

Maßnahmen aufgrund von 

EG- Verordnungen 

13.1 Startbeihilfen Obst und Gemüse 

13.2 Startbeihilfen Fischwirtsch. Erzeugnisse 

13.3 Startbeihilfen Hopfen 

13.4 Beihilfen Hopfen 

insgesamt 


— 



14 

Maßnahmen gemäß 
Marktstrukturgesetz (MStrG) 

14.1 Startbeihilfen gemäß § 5 Abs. 1 MStrG 

14.2 Investitionsbeihilfen gemäß § 5 Abs. 4 MStrG 

14.3 Investitionsbeihilfen gemäß § 6 MStrG 

insgesamt 


0,800 

1 4,400 

1,375 

1 

0,160 

1,100 

0,275 

1,535 


15 

Maßnahmen gemäß Gesetz über 
forstwirtschaftliche Zusammen- 
schlüsse (FZusG) 

15. 1 Beihilfen für Erstinvestitionen gemäß § 25 Abs. 1 

15.2 Zuschüsse Verwaltung und Beratung gemäß 

§ 25 Abs. 2 

insgesamt 


— 

— 


17 

Maßnahmen zur Verbesserung der 
Marktstruktur 

16.1 Molkereistruktur 

16.2 Schlachthof Struktur 

16.3 Struktur der Zuckerfabriken 

16.4 Investitionen für Obst und Gemüse 

16.5 Investitionen für Blumen und Zierpflanzen . . 

insgesamt 


4,584 

4,000 

1,600 

10,184 

1,146 

1,000 

0,400 

2,546 


! 

16 

Küstenschutz 

17.1 Vorarbeiten 

17.2 Neubau von Schutzwerken 

17.3 Sperrwerke 

17.4 Buhnen, Vorlandarbeiten 

insgesamt 

] 

6,666 

6,666 

6,666 

6,666 



Mittelbedarf insgesamt | 

12,889 1 — — 

0,100 1 

1 0.720 

12,029 1 

0,040 

Bundesanteil | 

8,400 1 — — 

0,060 1 

1 0,432 

7,884 1 

0,024 

Landesanteil | 

4,489 1 — — 

0,040 i 

1 0,288 

4,145 1 

0,016 


00 

CO 
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S Zusammenstellung Übersicht : ^ 

der förderungsfähigen Gesamtkosten und des Mittelbedarfs 
Land: Niedersadisen für das Haushaltsjahr 1974 

HJ = Haushaltsjahr — Beträge in Millionen DM — 


Lfd. 

Nr. 

Förderungsgruncteatz 

Maßnahme 

Aufgrund haushaltsreditlicher 
Verpflichtungen aus dem HJ 

1973 (1. RahmenplanJ 
gebundene Beträge 

öffent- 

liehe Dar- Zuschüsse 

lehen (Bedarf 

(Bedarf an 

an Kassen- „ 

Kassen- mittein 

mittein im HJ mititeln 

im HJ 1974) “3 

1974) 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im HJ 
1974 zu 
bewil- 
ligenden 
bzw. zu 
för- 
dernden 
Vorhaben 
usw. 

Von dem Betrag in Spalte 7 
(Förderungsfähige Gesamtkosten) 
entfallen auf 

öffent- 
liche Dar- Zuschüsse 
lehen (Bedarf 

(Bedarf an "tu 

an Kassen- ™verbil- 

Kassen- mittein 

mifteln im HJ Darlehen 

im HJ 1974) 

1974) 

Für den 
Betrag in 
Spalte iO 
(zinszu- 
verbil- 
ligende 
Darlehen) 
im HJ 

1974 

benötigte 

Zins- 

zuschüsse 

(Kassen- 

mittel) 

1 

2 

3 

4 1 5 1 6 1 

7 1 

8 1 9 1 10 

11 

1 

Agrarstrukturelle Vorplanung 


■ 

0,850 

0,750 


2 

Flurbereinigung 

2.1 Flurbereinigungs verfahren 

2.2 Weinbergsflurbereinigungen 

2.3 Beschleunigte Zusammenlegungsverfahren . . . 

insgesamt 

— — — 

66,030 

4,300 

70,330 

3,000 46,630 — 

0,300 3,400 — 

3,300 50,030 — 

— 

3 

Langfristige Verpachtung in der 
Flurbereinigung 




1,300 


4 

Freiwilliger Landtausch 



1,750 

1,530 


5 

Einzelbetriebliche Maßnahmen und 
ländliche Siedlung 

5.1 Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben 

5.2 Verbesserung des Wohnteils 

5.3 Ländliche Siedlung 

5.4 Überbrückungsmaßnahmen 

5.5 Buchführung 

insgesamt 

1 7,740 5,488 2,049 

! 3,337 0,399 j 

! 4,392 — 

0,057 

0,210 

12,132 9,035 2,505 j 

182,957 

51,793 

19,823 

1,165 

17,750 9,781 106,100 

8,544 10,200 

9,488 4,560 

1,065 

27,238 22,885 117,365 

1,588 

0,230 

0,015 

1,833 

6 1 

1 Langfristige Verpachtung (Prämien) | 


1 

1 

3,300 1 


7 

Umstellungsprämie 

7.1 Betriebe mit 5 bis 10 Milchkühen 

7.2 Betriebe mit mindestens 11 Milchkühen 

insgesamt 



0,900 1 

8,100 

9,000 1 


8 

Leistungsprüfungen in der 
tierischen Erzeugung 

8.1. Milchleistungsprüfungen 

8.2 Kontrollringe 

8.3 Schweinehybridprogramm 

8.4 Leistungsprüfungsanstalten 

insgesamt 


29,948 

2,360 

0,200 

1 5,679 

! 1,100 

0,716 

1 0,200 

7,695 


9 

1 Umstellungen im Weinbau 

1 i 

1 

1 

1 — 

1 

10 

Waldbauliche und sonstige 
forstliche Maßnahmen 

1 10.1 Vorarbeiten 

10.2 Aufforstungen 

10.3 Umwandlungen 

10.4 Wertästung, Schutzpflanzungen usw 

insgesamt 


0,140 
4,540 
0,420 
2,090 ! 
7; 190 

0,110 

2,730 

0,250 

1,150 

4,240 
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11 

Landarbeiterwohnungsbau und 
Anpassungshilfe für ältere 
landwirtschaftliche Arbeitnehmer 

11.1 Neubau und Kauf von Landarbeiterwohnungen 

11.2 Bauliche Verbesserung von Landarbeiter- 
wohnungen 

11.3 Anpassungshilfe 

insgesamt 


17,150 

0,500 

4,085 

0,080 

0,255 

4,420 


12 

Wasserwirtschaftliche und 
kulturbautechnische Maßnahmen 

12.1 Vorarbeiten 

12.2 Beseitigung naturgegebener Nachteile 

12.3 Ausgleich des Wasserabflusses 

12.4 Schutz gegen Wasser und Wind 

12.5 Zentrale Wasserversorgungsanlagen 

12.6 Zentrale Abwasseranlagen 

12.7 Wirtschaftswegebau (Landwirtschaft) 

12.8 Wirtschaftswegebau (Forstwirtschaft) 

insgesamt 

— — 

0,924 

73,028 

26,057 

24,988 

22,986 

37,503 

24,293 

1,200 

210,979 

0,865 

58,016 — 

25,490 — 

21,878 — 

8,594 — 

14,381 — 

10,771 — 

0,840 — 

140,835 — 

— 



13.1 Startbeihilfen Obst und Gemüse 



1,180 




13.2 Startbeihilfen Fischwirtsch. Erzeugnisse 


— ' 

— 



Maßnahmen aufgrund von 

13.3 Startbeihilfen Hopfen 


— 





EG-Verordnungen 

13.4 Beihilfen Hopfen 


— 

— 




insgesamt 



1,180 




14.1 Startbeihilfen gemäß § 5 Abs. 1 MStrG 


11,000 

4,400 



Maßnahmen gemäß 

14.2 Investitionsbeihilfen gemäß § 5 Abs. 4 MStrG 


8,000 

2,000 


14 

Marktstrukturgesetz (MStrG) 

14.3 Investitionsbeihilfen gemäß § 6 MStrG 


12,350 

2,470 




insgesamt 



8,870 




15.1 Beihilfen für Erstinvestitionen gemäß § 25 Abs. 1 


2,875 

1,150 


15 

Maßnahmen gemäß Gesetz über 
forstwirtschaftliche Zusammen- 

15.2 Zuschüsse Verwaltung und Beratung gemäß 
§ 25 Abs. 2 


2,350 

0,940 



schlüsse (FZusG) 

insgesamt 



2,090 




16.1 Molkereistruktur 


60,000 

15,000 




16.2 Schlachthof Struktur 


8,000 

2,000 



Maßnahmen zur Verbesserung der 

16.3 Struktur der Zuckerfabriken 


22,800 

5,700 


16 

Marktstruktur 

16,4 Investitionen für Obst und Gemüse 


16,000 

4,000 




16.5 Investitionen für Blumen und Zierpflanzen . . 


3,280 

0,820 




insgesamt 


110,080 

27,520 




17.1 Vorarbeiten 


0,300 

0,300 1 




17.2 Neubau von Schutzwerken 


42,040 

42,040 


17 

Küstenschutz 

17.3 Sperrwerke 


40,000 

40,000 




17.4 Buhnen, Vorlandarbeiten 


10,500 

10,500 




insgesamt 


92,840 

92,840 



Mittelbedarf insgesamt 

1 434,528 

1 12,132 

9,035 

2,505 1 

1 30,538 

378,485 

1 1,833 

Bundesanteil 

1 270,000 

7,279 

5,421 

1,503 1 

1 18,322 

236,375 

1 1,100 

Landesanteil 

1 164,528 

1 4,853 

3,614 

1,002 1 

1 12,216 

142,110 

1 0,733 
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Zusammenstellung Übersicht L5 

der förderungsfähigen Gesamtkosten und des Mittelbedarfs 
Land: Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 1974 

HJ == Haushaltsjahr — Beträge in Millionen DM — 





Aufgrund haushaltsreditlidier 
Verpflichtungen aus dem HJ 

1973 {1. Rahmenplan) 
gebundene Beträge 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im HJ 
1974 zu 
bewil- 
ligenden 
bzw. zu 
för- 
dernden 
Vorhaben 
usw. 1 

Von dem Betrag in Spalte 7 
(Förderungsfähige Gesaratkosten) 
entfallen auf 

Für den 
Betrag in 
Spalte 10 
(zinszu- 
verbil- 
ligende 
Darlehen) 
im HJ 
1974 

benötigte 

Zins- 

zuschüsse 

(Kassen- 

mittel) 

Lfd. 

Nr. 

Förderungsgriindsatz 

Maßnahme 

' 

öffent- 
liche Dar- 
lehen 
(Bedarf 
an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zuschüs,se 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zins- 

zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

öffent- 
liche Dar- 
lehen 
(Bedarf 
an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 1 

Zins- 

zuverbil- 

ligende 

Darlehen 

1 

1 2 

1 3 

1 4 

[ 5 

l 6 

1 ^ 

1 8 j 

9 i 

10 1 

1 11 

1 

Agrarstrukturelle Vorplanung 



0,700 

0,700 i 



2 

Flurbereinigung 

2.1 Flurbereinigungsverfahren 

2.2 Weinbergsflurbereinigungen 

2.3 Beschleunigte Zusammenlegungsverfahren . . . 

insgesamt 

— 18,750 — 

— 18,750 — 

177,730 

177,730 

— 67,750 — 

— 67,750 — 

— 

3 

Langfristige Verpachtung in der 
Flurbereinigung 




— 


4 1 Freiwilliger Landtausch | | — | — 

5 

Einzelbetriebliche Maßnahmen und 
ländliche Siedlung 

5.1 Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben 

5.2 Verbesserung des Wohnteils 

5.3 Ländliche Siedlung 

5.4 Uberbrückungsmaßnahmen 

5.5 Buchführung 

insgesamt 

9,790 7,400 2,498 

2,090 — 

2,180 0,240 

0,043 

0,240 

11,970 9,970 2,541 

119,200 

36,973 

6,500 

1,810 

— 3,160 89,140 

6,192 — 

2,520 0,560 

1,560 

2,520 9,912 90,700 

1,783 

0,031 

1 1,814 

6 [ Langfristige Verpachtung (Prämien) [ | | | — | 

7 

Umstellungsprämie 

7.1 Betriebe mit 5 bis 10 Milchkühen 

7.2 Betriebe mit mindestens 11 Milchkühen 

insgesamt 



8,000 

11,000 

19,000 


8 

Leistungsprüfungen in der 
tierischen Erzeugung 

8.1. Milchleistungsprüfungen 

8.2 Kontrollringe 

8.3 Schweinehybridprogramm 

8.4 Leistungsprüfungsanstalten 

insgesamt 


— 

— 


9 1 Umstellungen im Weinbau | | | — — | 

10 

Waldbauliche und sonstige 
forstliche Maßnahmen 

10.1 Vorarbeiten 

10.2 Aufforstungen 

10.3 Umwandlungen 

10.4 Wertästung, Schutzpflanzungen usw 

insgesamt 


— 

— 
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11 

Landarbeiterwohnungsbau und 
Anpassungshilfe für ältere 
landwirtsdiaftlidie Arbeitnehmer 

11.1 Neubau und Kauf von Landarbeiterwohnungen 

11.2 Bauliche Verbesserung von Landarbeiter- 
wohnungen 

11.3 Anpassungshilfe 


— 

0,800 




insgesamt 



0,800 











12.1 Vorarbeiten 


1,680 

1,580 

22,030 

14,220 

36.000 
8,950 

31.000 

1,200 

0,650 

10,970 





12.2 Beseitigung naturgegebener Nachteile 

12.3 Ausgleich des Wasserabflusses - 

1,350 — 

7,200 — 

3,000 — 

7,200 — 

1,800 ~ 

— 

— 

12 

Wasserwirtschaftliche und 
kulturbautechnisdie Maßnahmen 

12.4 Schutz gegen Wasser und Wind 

12.5 Zentrale Wasserversorgungsanlagen 

12.6 Zentrale Abwasseranlagen 

6,000 

7,200 

1,800 

— 

— 



12.7 Wirtschaftswegebau (Landwirtschaft) 

12.8 Wirtschafts Wegebau (Forstwirtschaft) 


15,300 

— 

— 



insgesamt 

20,550 — 

115,460 

43,120 










13 

Maßnahmen aufgrund von 

13.1 Startbeihilfen Obst und Gemüse 

13.2 Startbeihilfen Fischwirtsch. Erzeugnisse 

13.3 Startbeihilfen Hopfen 


— 

0,090 



EG- Verordnungen 

13.4 Beihilfen Hopfen 

insgesamt 


— 

0,090 



14 

Maßnahmen gemäß 
Marktstrukturgesetz (MStrG) 

14.1 Startbeihilfen gemäß § 5 Abs. 1 MStrG 

14.2 Investitionsbeihilfen gemäß § 5 Abs. 4 MStrG 

14.3 Investitionsbeihilfen gemäß § 6 MStrG 

insgesamt 




— 









■ ' 

15 

Maßnahmen gemäß Gesetz über 
forstwirtschaftliche Zusammen- 
schlüsse (FZusG) 

1 5. 1 Beihilfen für Erstinvestitionen gemäß § 25 Abs. 1 

15.2 Zuschüsse Verwaltung und Beratung gemäß 

§ 25 Abs. 2 

insgesamt , 


— 

-- 




16.1 Molkereistruktur 

16.2 Schlachthof Struktur 


77,222 

15,750 



16 

Maßnahmen zur Verbesserung der 
Marktstruktur 

16.3 Struktur der Zuckerfabriken 

16.4 Investitionen für Obst und Gemüse 

16.5 Investitionen für Blumen und Zierpflanzen . . 

insgesamt 


22,852 

23,800 

123,874 

1,413 

1,350 

18,513 




1 

17.1 Vorarbeiten 


_ 




17 

Küstenschutz 

17.2 Neubau von Schutzwerken 

17.3 Sperrwerke 


-- 

— 



j 17.4 Buhnen, Vorlandarbeiten 








1 insgesamt 












' 1 


Mittelbedarf insgesamt 

1 228,000 

11,970 

49,270 

2,541 1 

1 2,520 

159,885 

1 1,814 

Bundesanteil 

1 136,800 

7,182 

29,562 

1,525 1 

1 1,512 

95,931 

1 1,088 

Landesanteil 

1 91,200 

1 4,788 

19,708 

1,016 1 

1 1,008 

63,954 

1 0,726 
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Zusammenstellung UbersichtLG 

der förderungsfähigen Gesamtkosten und des Mittelbedarfs 
Land: Hessen für das Haushaltsjahr 1974 

HJ = Haushaltsjahr — Beträge in Millionen DM — 


Lfd. 

Nr. 

Förderungsgrundeatz 

Maßnahme 

Aufgrun< 

Verpflic 

1973 

geh 

öffent- 
liche Dar- 
lehen 
(Bedarf 
an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

i haushaltsrt 
htungen aus 
(1. Rahmen] 
undene Beti 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im PU 
1974) 

echtlicher 
dem HJ 
plan) 
äge 

Zins- 

zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im PU 
1974 zu 
bewil- 
ligenden 
bzw. zu 
för- 
dernden 
Vorhaben 
usw. 

Von dei 
(Förderunc 

öffent- 1 
liehe Dar- 
lehen 
(Bedarf 
an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) i 

n Betrag in 
fsfähige Ges 
entfallen aul 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Spalte 7 1 

amtkosten) 

f 

Zins- 

zuverbil- 

ligende 

Darlehen 

Für den 
Betrag in 
Spalte 10 
(zinszu- 
verbil- 
ligende 
Darlehen) 
im HJ 
1974 

benötigte 

Zins- 

zuschüsse 

(Kassen- 

mittel) 

ll 2 i 3 |4|5|6i7|8|9|l0|ll 

1 

! 

Agrarstrukturelle Vorplanung 



1,250 

1,250 


2 

Flurbereinigung 

* 2.1 Flurbereinigungsverfahren 

1 2.2 Weinbergsflurbereinigungen 

' 2.3 Beschleunigte Zusammenlegungsverfahren . . . 
insgesamt 

— — — 

1 32,400 

1 5,500 

37,900 

j 2,200 24,900 — 

0,800 4,200 — 

3,000 29,100 — 

— 

3 

Langfristige Verpachtung in der 
Flurbereinigung 




0,377 


4 1 Freiwilliger Landtausdi | | | 0,028 0,025 | 

5 

Einzelbetriebliche Maßnahmen und 
ländliche Siedlung 

5.1 Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben 

5.2 Verbesserung des Wohnteils 

5.3 Ländliche Siedlung 

5.4 Überbrückungsmaßnahmen 

5.5 Buchführung 

insgesamt 

2,640 1,280 1,097 

5,243 1,140 

0,100 

0,150 

7,883 2,570 1,197 

51,200 

9,060 

8,415 

2,500 

4,160 2,020 28,000 

1,860 — 
1,602 0,015 

2,000 

5,762 3,895 30,000 

0,560 

0,040 

0,600 

6 1 Langfristige Verpachtung (Prämien) | | | | 1,000 | 

7 

Umstellungsprämie 

7.1 Betriebe mit 5 bis 10 Milchkühen 

7.2 Betriebe mit mindestens 11 Milchkühen 

insgesamt 



0,800 

0,450 

1,250 


8 

Leistungsprüfungen in der 
tierischen Erzeugung 

8.1. Milchleistungsprüfungen 

8.2 Kontrollringe 

8.3 Schweinehybridprogramm 

8.4 Leistungsprüfungsanstalten 

insgesamt 


4,025 

0,926 

1,400 

0,463 

0,244 

2,107 


9 1 Umstellungen im Weinbau | | | 1,000 ] 0,250 | 

10 

Waldbauliche und sonstige 
forstliche Maßnahmen 

10.1 Vorarbeiten 

10.2 Aufforstungen 

10.3 Umwandlungen 

10.4 Wertästung, Schutzpflanzungen usw 

insgesamt 


1,300 

1,300 

0,250 

2,850 

0,657 

0,657 . 

0,186 

1,500 1 
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11 

Landarbeiterwohnungsbau und 
Anpassungshilfe für ältere 
landwirtschaftliche Arbeitnehmer 

11.1 Neubau und Kauf von Landarbeiterwohnungen 

11.2 Bauliche Verbesserung von Landarbeiter- 
wohnungen 

11.3 Anpassungshilfe 

insgesamt 


2,600 

0,200 

0,530 

0,070 

0,060 

0,660 


12 

Wasserwirtschaftliche und 
kulturbautechnische Maßnahmen 

12.1 Vorarbeiten 

12.2 Beseitigung naturgegebener Nachteile 

12.3 Ausgleich des Wasserabflusses 

12.4 Schutz gegen Wasser und Wind 

12.5 Zentrale Wasserversorgungsanlagen 

12.6 Zentrale Abwasseranlagen 

12.7 Wirtschaftswegebau (Landwirtschaft) 

12.8 Wirtschaftswegebau (Forstwirtschaft) 

insgesamt 

— — 

0,800 

4,400 

18,515 

7,800 

30,093 

45,000 

21,400 

2,600 

130,608 

0,800 

2,200 — 

17,590 — 

7,410 — 

9,775 — 

14,600 — 

10,700 — 

1,300 — 

64,375 — 

— 

13 

Maßnahmen aufgrund von 

EG-V erordnungen 

13.1 Startbeihilfen Obst und Gemüse 

13.2 Startbeihilfen Fischwirtsch. Erzeugnisse ...... 

13.3 Startbeihilfen Hopfen 

13.4 Beihilfen Hopfen 

insgesamt 


— 

0,060 

0,060 


14 

1 

Maßnahmen gemäß 
Marktstrukturgesetz (MStrG) 

14.1 Startbeihilfen gemäß § 5 Abs. 1 MStrG 

14.2 Investitionsbeihilfen gemäß § 5 Abs. 4 MStrG 

14.3 Investitionsbeihilfen gemäß § 6 MStrG 

insgesamt 


8,300 

2,800 

0,800 

2,000 

0,690 

0,160 

2,850 


15 1 

Maßnahmen gemäß Gesetz über 
forstwirtschaftliche Zusammen- 
schlüsse (FZusG) 

15. 1 Beihilfen für Erstinvestitionen gemäß § 25 Abs. 1 

15.2 Zuschüsse Verwaltung und Beratung gemäß 

§ 25 Abs. 2 

insgesamt 


1,205 

0,045 

0,482 

0,018 

0,500 


16 

Maßnahmen zur Verbesserung der 
Marktstruktur 

16.1 Molkereistruktur 

16.2 Schlachthof Struktur 

16.3 Struktur der Zuckerfabriken 

16.4 Investitionen für Obst und Gemüse 

16.5 Investitionen für Blumen und Zierpflanzen . . 

insgesamt 


15,080 

2,000 

0,500 

0,320 

17,900 

4,750 

0,500 

0,125 

0,080 

5,455 


17 

Küstenschutz 

17.1 Vorarbeiten 

17.2 Neubau von Schutzwerken 

17.3 Sperrwerke 

17.4 Buhnen, Vorlandarbeiten 

insgesamt 


— 


i 


Mittelbedarf insgesamt 

1 135,666 

7,883 

2,570 

1,197 1 

1 8,762 

114,654 

1 0,600 

Bundesanteil 

1 81,400 

4,730 

1,542 

0,718 1 

1 5,257 

68,793 

1 0,360 

Landesanteil 

1 54,266 1 

1 3,153 

1,028 

0,479 1 

1 3,505 

45,861 

1 0,240 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode PfUCkSSChG 7/1538 




8 


Zusammenstellung Übersicht L7 

der förderungsfähigen Gesamtkosten und des Mittelbedarfs 
Land: Rheinland-Pfalz für das Haushaltsjahr 1974 

HJ = Haushaltsjahr — Beträge in Millionen DM — 






Aufgrund haushaitsreditlidier 
Verpfliditungen aus dem HJ 

1973 (1. Rahmenplan) 
gebundene Beträge 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im HJ 
1974 zu 
bewil- 
ligenden 
bzw. zu 
för- 
dernden 
Vorhaben 
usw. 

Von dem Betrag in Spalte 7 
(Förderungsfähige Gesamtkosten) 
entfallen auf 

Für den 
Betrag in 
Spalte 10 
(zinszu- 
verbil- 
ligende 
Darlehen) 
im HJ 
1974 

benötigte 

Zins- 

zuschüsse 

(Kassen- 

mittel) 

Lfd. 

Nr. ; 

j 

Förderungsgrundäatz 


Maßnahme 

öffent- 
liche Dar- 
lehen 
(Bedarf 
an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zusdiüsse 
(Bedarf 
an 1 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zins- 

zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

öffent- 
lidie Dar- 
lehen 
(Bedarf 
an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zins- 

zuverbil- 

ligende 

Darlehen 

1 1 

2 1 


3 1 

4 1 

5 ! 

6 1 

7 1 

8 1 

9 1 

10 1 

11 

1 

Agrarstrukturelle Vorplanung 



0,250 

0.200 



2 

Flurbereinigung 

2.1 Flurbereinigungsverfahren 

2.2 Weinbergsflurbereinigungen 

2.3 Beschleunigte Zusammenlegungsverfahren . . . 

insgesamt 

— 7,422 — 

— 8,600 — 

— 1,400 — 

— 17,422 — 

47,662 

47,925 

7,538 

103,125 

1,456 18,252 

2,544 14,296 

2,530 — 

4,000 35,078 — 

— 

3 

Langfristige Verpachtung in der 
Flurbereinigung 

1 

1 



0,550 


4 1 Freiwilliger Landtausch | | 1 0,220 | 0,200 | 

5 

Einzelbetriebliche Maßnahmen und 
ländliche Siedlung 

5.1 Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben 

5.2 Verbesserung des Wohnteils 

5.3 Ländliche Siedlung 

5.4 Überbrückungsmaßnahmen 

5.5 Buchführung 

insgesamt 

6,700 1,510 1,200 

0,250 0,250 j 

0,450 0,200 

0,101 

0,040 

7,150 2,000 1,551 

92,490 

17,850 

3,200 

4,000 

8,250 4,790 37,000 

2,300 5,000 

1,600 0,250 

3,000 

9,850 7,340 45,000 

0,740 

0,100 

0,060 

0,900 

6 1 Langfristige Verpachtung (Prämien) III 0,200 | 

7 ' 

i 

Umstellungsprämie 

7.1 Betriebe mit 5 bis 10 Milchkühen 

7.2 Betriebe mit mindestens 11 Milchkühen 

insgesamt 

1 : 


1,154 

0,846 

2,000 


8 

Leistungsprüfungen in der 
tierischen Erzeugung 

8.1. Milchleistungsprüfungen 

8.2 Kontrollringe 

8.3 Schweinehybridprogramm 

8.4 Leistungsprüfungsanstalten 

insgesamt 


1 2,750 

0,760 

0,609 

1 1,100 

0,380 

0,220 

0,609 

2,309 


9 1 Umstellungen im Weinbau | | | 8,125 | 2,000 | 

10 

Waldbaulidie und sonstige 
forstliche Maßnahmen 

10.1 Vorarbeiten 

10.2 Aufforstungen 

10.3 Umwandlungen 

10.4 Wertästung, Schutzpflanzungen usw 

insgesamt 

. 

0,080 

4,425 

0,900 

0,435 

5,840 

1 0,060 

2,000 

0,440 

0,300 

2,800 



O 


Ol 

CO 

00 


ö 

CD 


c 


B- 


td 

C 

P 

a 


pj 




Pi 

g; 

"Ö 


o 

& 

(D 




11 

Landarbeiterwohnungsbau und 
Anpassungshilfe für ältere 
landwirtschaftliche Arbeitnehmer 

11.1 Neubau und Kauf von Landarbeiterwohnungen 

11.2 Bauliche Verbesserung von Landarbeiter- 
wohnungen 

11.3 Anpassungshilfe 

insgesamt 


3,125 

0,180 

0,920 

0,080 

0,050 

1,050 


12 

Wasserwirtschaftliche und 
kulturbautechnische Maßnahmen 

12.1 Vorarbeiten 

12.2 Beseitigung naturgegebener Nachteile 

12.3 Ausgleich des Wasserabflusses 

12.4 Schutz gegen Wasser und Wind 

12.5 Zentrale Wasserversorgungsanlagen 

12.6 Zentrale Abwasseranlagen 

12.7 Wirtschaftswegebau (Landwirtschaft) 

12.8 Wirtschaftswegebau (Forstwirtschaft) 

insgesamt 

— — 

0,490 

8,200 

1,900 

14,000 

31,400 

48,000 

15,200 

3,100 

122,290 

0,490 

5,300 — 

1,200 — 

8,000 — 

14,000 — 

16,510 — 

6,900 — 

2,000 — 

54,400 — 

— * 

13 

Maßnahmen aufgrund von 
EG-Verordnungen 

13.1 Startbeihilfen Obst und Gemüse 

13.2 Startbeihilfen Fischwirtsch. Erzeugnisse 

13.3 Startbeihilfen Hopfen 

13.4 Beihilfen Hopfen 

insgesamt 


— 

0,250 

0,250 


14 

Maßnahmen gemäß 
Marktstrukturgesetz (MStrG) 

14.1 Startbeihilfen gemäß § 5 Abs. 1 MStrG 

14.2 Investitionsbeihilfen gemäß § 5 Abs. 4 MStrG 

14.3 Investitionsbeihilfen gemäß § 6 MStrG 

insgesamt 


10,000 

10,000 

15,000 

2,500 

2,500 

3.000 

8.000 


15 

Maßnahmen gemäß Gesetz über 
forstwirtschaftliche Zusammen- 
schlüsse (FZusG) 

15.1 Beihilfen für Erstinvestitionen gemäß § 25 Abs. 1 

15.2 Zuschüsse Verwaltung und Beratung gemäß 

§ 25 Abs. 2 

insgesamt 


0,600 

0,024 

0,240 

0,010 

0,250 


16 ' 

Maßnahmen zur Verbesserung der 
Marktstruktur 

16.1 Molkereistruktur 

16.2 Schlachthof Struktur 

16.3 Struktur der Zuckerfabriken 

16.4 Investitionen für Obst und Gemüse 

16.5 Investitionen für Blumen und Zierpflanzen . . 

insgesamt 


12,000 

4,000 

6,800 

0,800 

23,600 

3,600 

1,000 

1,700 

0,200 

6,500 


17 

1 

1 

Küstenschutz 

17.1 Vorarbeiten 

17.2 Neubau von Schutzwerken 

17.3 Sperrwerke 

17.4 Buhnen, Vorlandarbeiten 

insgesamt 


— 

— 



Mittelbedarf insgesamt 

1 166,000 

1 7,150 

19,422 

1,551 1 

1 13,850 

123,127 

1 0,900 

Bundesanteil 

1 99,600 

1 4,290 

11,653 

0,931 1 

1 8,310 

73,876 

1 0,540 

Landesanteil 

1 66,400 

1 2,860 

7,769 

0,620 1 

1 5,540 

49,251 

1 0,360 
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Land: Saarland 

HJ = Haushaltsjahr 


Zusammenstellung 

der förderungsfähigen Gesamtkosten und des Mittelbedarfs 
für das Haushaltsjahr 1974 

— Beträge in Millionen DM — 


Übersicht L8 


Lfd. 

Nr. 

Förderungsgrundisatz 

Maßnahme 

Aufgrund haushaltsrechtlidier 
Verpflichtungen aus dem HJ 

1973 (1. Rahmenplan) 
gebundene Beträge 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im HJ 
1974 zu 
bewil- 
ligenden 
bzw. zu 
för- 
dernden 
Vorhaben 
usw. 

Von dem Betrag in Spalte 7 
(Förderungsfähige Gesamtkosten) 
entfallen auf 

Für den 
Betrag in 
Spalte 10 
(zinszu- 
verbil- 
ligende 
Darlehen) 
im HJ 
1974 

benötigte 

Zins- 

zuschüsse 

(Kassen- 

mittel) 

öffent- 
liche Dar- 
lehen 
(Bedarf 
an 

Kassen- 

mitteln 

1974) 

Zuschüsse | 
(Bedarf 
an 

Kassen- 
mittein 
im HJ 
1974) 

Zins- 

zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

öffent- 
liche Dar- 
lehen 
(Bedarf 
an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zins- 

zuverbil- 

ligende 

Darlehen 

1 1 2 .1 i 4 1 5 1 6 1 7 1 8 1 9 1 10 1 11 

1 

Agrarstrukturelle Vorplanung 



0,160 

0,120 


2 

Flurbereinigung 

2.1 Flurbereinigungsverfahren 

2.2 Weinbergsflurbereiniqungen 

2.3 Beschleunigte Zusammenlegungsverfahren . . . 

insgesamt 

— 0,010 

— — 0,010 

— — 0,020 

3,140 

0,200 

3,900 

7,240 

0,200 2,000 0,250 

— 0,150 

0,300 2,350 0,450 

0,500 4,500 0,700 

1 0,005 

0,009 
i 0,014 


3 

Langfristige Verpachtung in der 
Flurbereinigung 




0,050 



4 I Freiwilliger Landtausch 


5 

Einzelbetrieblidie Maßnahmen und 
ländliche Siedlung 

5.1 Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben 

5.2 Verbesserung des Wohnteils 

5.3 Ländliche Siedlung 

5.4 Überbrückungsmaßnahmen 

5.5 Buchführung 

insgesamt 

1,250 0,850 0,105 

0,100 — 
0,300 0,100 

0,010 

0,030 

1,550 1,080 0,115 

7.200 
0,500 

1.200 
0,300 

0,550 0,750 1,900 

0,100 — 
0,300 0,100 

0,200 

0,850 0,950 2,100 

0,038 

0,004 

0,042 

6 1 Langfristige Verpachtung (Prämien) | III 0,090 | 

7 

Umstellungsprämie 

7.1 Betriebe mit 5 bis 10 Milchkühen 

7.2 Betriebe mit mindestens 11 Milchkühen 

insgesamt 



0,060 

0,040 

0,100 


8 

Leistungsprüfungen in der 
tierischen Erzeugung 

8.1. Milchleistungsprüfungen 

8.2 Kontrollringe 

8.3 Schweinehybridprogramm 

8.4 Leistungsprüfungsanstalten 

insgesamt 


0,270 

0,018 

0,120 

0,009 

0,011 

0,140 


9 I Umstellungen im Weinbau | | | 0,040 | 0,010 | 

10 

Waldbaulidie und sonstige 
forstliche Maßnahmen 

10.1 Vorarbeiten 

10.2 Aufforstungen 

10.3 Umwandlungen 

10.4 Wertästung, Schutzpflanzungen usw 

insgesamt 


0,067 

0,104 

0,015 

0,186 

0,053 

0,083 

0,011 

0,147 
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11 

Landarbeiterwohnungsbau und 
Anpassungshilfe für ältere 
landwirtschaftliche Arbeitnehmer 

11.1 Neubau und Kauf von Landarbeiterwohnungen 

11.2 Bauliche Verbesserung von Landarbeiter- 
wohnungen 

11.3 Anpassungshilfe 

insgesamt 


0,690 

0,060 

0,135 

0,015 

0,030 

0,180 


12 

Wasserwirtschaftliche und 
külturbautechnische Maßnahmen 

12.1 Vorarbeiten 

12.2 Beseitigung naturgegebener Nachteile 

12.3 Ausgleich des Wasserabflusses 

12.4 Schutz gegen Wasser und Wind 

12.5 Zentrale Wasserversorgungsanlagen 

12.6 Zentrale Abwasseranlagen 

12.7 Wirtschaftswegebau (Landwirtschaft) 

12.8 Wirtschaftswegebau (Forstwirtschaft) 

insgesamt 

— 0,065 

— 0,011 

— 0,055 
0,015 

— 0,146 

0,050 

4,408 

3,250 

10,160 

1,950 

0,300 

20,118 

0,050 

1,808 1,300 

0,750 0,750 

2,660 3,000 

1,160 0,400 

0,140 — 

6,568 5,450 

0,026 

0,015 

0,060 

0,008 

0,109 

13 

Maßnahmen aufgrund von 
EG-Verordnungen 

13.1 Startbeihilfen Obst und Gemüse 

13.2 Startbeihilfen Fischwirtsch. Erzeugnisse 

13.3 Startbeihilfen Hopfen 

13.4 Beihilfen Hopfen 

insgesamt 


— 



14 

Maßnahmen gemäß 
Marktstrukturgesetz (MStrG) 

14.1 Startbeihilfen gemäß § 5 Abs. 1 MStrG 

14.2 Investitionsbeihilfen gemäß § 5 Abs. 4 MStrG 

14.3 Investitionsbeihilfen gemäß § 6 MStrG 

insgesamt 


0,045 

0,030 

0,030 


15 

Maßnahmen gemäß Gesetz über 
forstwirtschaftliche Zusammen- 
schlüsse (FZusG) 

1 5. 1 Beihilfen für Erstinvestitionen gemäß § 25 Abs. 1 

15.2 Zuschüsse Verwaltung und Beratung gemäß 

§ 25 Abs. 2 

insgesamt 


0,003 

0,005 

0,001 

0,002 

0,003 


16 

Maßnahmen zur Verbesserung der 
Marktstruktur 

16.1 Molkereistruktur 

16.2 Schlachthof Struktur 

16.3 Struktur der Zuckerfabriken 

16.4 Investitionen für Obst und Gemüse 

16.5 Investitionen für Blumen und Zierpflanzen . . 

insgesamt 


1,200 

1,600 

2,800 

0,286 

0,400 

0,686 


17 

Küstenschutz 

17.1 Vorarbeiten 

17.2 Neubau von Schutzwerken 

17.3 Sperrwerke 

17.4 Buhnen, Vorlandarbeiten 

insgesamt 


— 

— 



Mittelbedarf insgesamt 

1 18,000 

1,550 

1,080 

0,281 1 

1 1,350 

13,574 

1 0,165 

Bundesanteil 

] 10,800 

0,930 

0,648 

0,169 1 

1 0,810 

8,144 

1 0,099 

Landesanteil 

1 7,200 1 

0,620 

0,432 

0,112 1 

1 0,540 

5,430 

1 0,066 
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Zusammenstellung Übersicht L9 

der förderungsfähigen Gesamtkosten und des Mittelbedarfs 
Land: Baden- Württemberg für das Haushaltsjahr 1974 

HJ = Haushaltsjahr — Beträge in Millionen DM — 


Lfd. 

Nr. 

Förde rungs gründe atz 

Maßnahme 

Aufgrund haushaltsrechtlidier 
Verpflichtungen aus dem HJ 

1973 (1. Rahmenplan) 
gebundene Beträge 

öffent- 
liche Dar- Zuschüsse Zins- 
lehen (Bedarf Zuschüsse 

(Bedarf an (Bedarf 

an Kassen- an 

Kassen- mittein Kassen- 
mitteln im HJ mittein 

im HJ 1974) 1974) 

1974) ; 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im HJ 
1974 zu 
bewil- 
ligenden 
bzw. zu 
för- 
dernden 
Vorhaben 
usw. 

Von dem Betrag in Spalte 7 
(Förderungsfähige Gesamtkosten) 
entfallen auf 

öffent- 
liche Dar- Zuschüsse 
leben (Bedarf 

(Bedarf an 

an Kassen- znverbil- 

Kassen- miltein 

mittein im HJ Darlehen 

im HJ 1974) 

1974) 

Für den 
Betrag in 
Spalte 10 
(zinszu- 
verbil- 
ligende 
Darlehen) 
im HJ 
1974 

benötigte 

Zins- 

zuschüsse 

(Kassen- 

mittel) 

1 1 

1 2 

I 3 1 

4 1 5 1 6 1 

7 1 

8 j 9 1 10 j 

1 11 

1 

Agrarstrukturelle Vorplanung 



0,870 

0,620 


2 

Flurb er einigung 

2.1 Flurbereinigungs verfahren 

2.2 Weinbergsflurbereinigungen 

2.3 Beschleunigte Zusammenlegungs verfahren . . . 

insgesamt 

— 12,200 — 

— 5,150 -- 

— 1,400 -- 

~ 18,750 — 

102,250 

41,800 

12,400 

156,450 

— 36,500 7,500 

— 15,800 3,700 

— 4,100 0,800 

— 56,400 12,000 

0,094 

0,046 

0,010 

0,150 

3 

Langfristige Verpachtung in der 
Flurbereinigung 


I 


! 

1,350 


4 1 

Freiwilliger Landtausch 

1 1 

1 

' 0,112 1 

0,100 1 


5 

Einzelbetriebliche Maßnahmen und ^ 
ländliche Siedlung 

5.1 Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben 

5.2 Verbesserung des Wohnteils 

5.3 Ländliche Siedlung ' 

5.4 Überbrückungsmaßnahmen 

5.5 Buchführung j 

insgesamt 

10.800 3,000 2,200 

— 0,200 
2,000 1,000 

0,100 

0,300 

12.800 4,300 2,500 

114,700 

30,000 

51,300 

3,125 

12.800 6,560 57,500 

4,200 4,000 

15,000 6,000 

2,500 

27.800 16,760 64,000 

0,920 

0,050 

0,030 

1,000 

6 1 

Langfristige Verpachtung (Prämien) j 

: 1 

1 

1 

1,000 1 


7 

Umstellungsprämie 

7.1 Betriebe mit 5 bis 10 Milchkühen 

7.2 Betriebe mit mindestens 11 Milchkühen 

insgesamt 



2,000 

1,000 

3,000 


8 

Leistungsprüfungen in der 
tierischen Erzeugung 

1 8.1. Milchleistungsprüfungen 

8.2 Kontrollringe 

8.3 Schweinehybridprogramm 

8.4 Leistungsprüfungsanstalten 

insgesamt 


9,700 

1,300 

0,200 

[ 5,200 

0,650 

0,200 

6,050 


9 1 

Umstellungen im Weinbau | 

1 

1 

- 1 

1 


10 

Waldbauliche und sonstige 
forstliche Maßnahmen 

10.1 Vorarbeiten 

10.2 Aufforstungen 

10.3 Umwandlungen 

10.4 Wertästung, Schutzpflanzungen usw 

insgesamt 


3,300 

1,600 

1,710 

6,610 

1,460 

0,800 

0,740 

3,000 
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11 

Landarbeiterwohnungsbau und 
Anpassungshilfe für ältere 
landwirtschaftliche Arbeitnehmer 

11.1 Neubau und Kauf von Landarbeiterwohnungen 

11.2 Bauliche Verbesserung von Landarbeiter- 
wohnungen 

11.3 Anpassungshilfe 

insgesamt j 


2,400 

0,800 

0,570 

0,130 

0,100 

0,800 


12 

Wasserwirtschaftliche und 
kulturbautechnische Maßnahmen 

12.1 Vorarbeiten 

12.2 Beseitigung naturgegebener Nachteile 

12.3 Ausgleich des Wasserabflusses 

12.4 Schutz gegen Wasser und Wind 

12.5 Zentrale Wasserversorgungsanlagen 

12.6 Zentrale Abwasseranlagen 

12.7 Wirtschaftswegebau (Landwirtschaft) 

12.8 Wirtschaftswegebau (Forstwirtschaft) 

insgesamt I 

0,200 

4,200 0,125 

11.000 0,040 

9,700 0,210 

5,000 — 

5,000 — 

14.000 0,475 

49,100 0,850 

0,100 

12,500 

20,800 

25,600 

48.000 

42.000 

85.000 

10.000 
244,000 

0,100 

2,700 2,500 

3,000 .1,400 

3.000 2,900 

7.000 — 

2.400 — 

15,900 16,200 

3.400 — 

37,500 23,000 

0,025 

0,015 

0,030 

0,180 

1 0,250 

13 

Maßnahmen aufgrund von 
EG-Verordnungen 

13.1 Startbeihilfen Obst und Gemüse 

13.2 Startbeihilfen Fischwirtsch. Erzeugnisse 

13.3 Startbeihilfen Hopfen 

13.4 Beihilfen Hopfen 

insgesamt 


— 

0,20Q 

0,200 


14 

Maßnahmen gemäß ! 

Marktstrukturgesetz (MStrG) 

14.1 Startbeihilfen gemäß § 5 Abs. 1 MStrG 

14.2 Investitionsbeihilfen gemäß § 5 Abs. 4 MStrG 

14.3 Investitionsbeihilfen gemäß § 6 MStrG 

insgesamt 


10,000 

34.000 

30.000 

3,520 

8,000 

2,000 

13,520 


15 

Maßnahmen gemäß Gesetz über 
forstwirtschaftliche Zusammen- 
schlüsse (FZusG) 

15.1 Beihilfen für Erstinvestitionen gemäß § 25 Abs. 1 

15.2 Zusdiüsse Verwaltung und Beratung gemäß 

§ 25 Abs. 2 . . 

insgesamt 


1,340 

0,410 

0,536 

0,164 

0,700 


16 

Maßnahmen zur Verbesserung der 
Marktstruktur 

16.1 Molkereistruktur 

16.2 Schlachthof Struktur 

16.3 Struktur der Zuckerfabriken 

16.4 Investitionen für Obst und Gemüse 

16.5 Investitionen für Blumen und Zierpflanzen . , 

insgesamt 


1 50,000 

30.000 

20.000 
0,500 

: 100,500 

8,000 1 
4,000 

3,400 

0,100 

15,500 


17 

Küstenschutz 

17.1 Vorarbeiten 

17.2 Neubau von Schutzwerken 

17.3 Sperrwerke 

17.4 Buhnen, Vorlandarbeiten 

insgesamt 


— 

— 



Mittelbedarf insgesamt 

1 274,000 

1 12,800 

72,150 

3,350 1 

1 27,800 

156,500 

1 1,400 

Bundesanteil 

1 164,400 

7,680 

43,290 

2,010 1 

1 16,680 

93,900 

1 0,840 

Landesanteil 

1 109,600 

1 5,120 

28,860 

1,340 1 

i 11,120 

62,600 

1 0,560 
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Zusammenstellung Übersicht LIO 

der förderungsfähigen Gesamtkosten und des Mittelbedarfs 
Land: Bayern für das Haushaltsjahr 1974 

HJ = Haushaltsjahr — Beträge in Millionen DM — 


Lfd. 

Nr. 

Förderungsgrund/satz 

Maßnahme 

Aufgrund haushaltsrechtlicher 
Verpflichtungen aus dem HJ 

1973 (1. Rahmenplan) 
gebundene Beträge 

öffent- 

liAeDar- Z«|*asse 

leben (Bedarf jg ^ j 

.(Bedarf an ^ 

an Kassen- 

jr ... , Kassen- 

Kassen- mitteln 

mittein im HJ 

im HJ 1974) ^ 

1974) 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im HJ 
1974 zu 
bewil- 
ligenden 
bzw. zu 
för- 
dernden 
Vorhaben 
usw. 

Von dem Betrag in Spalte 7 
(Förderungsfähige Gesamtkosten) 
entfallen auf 

öffent- 
liche Dar- Zuschüsse 
leben (Bedarf 

(Bedarf an 

an Kassen- zuverbil- 

Kassen- mitteln 

mitteln im HJ Darlehen 

im HJ 1974) 

1974) 

Für den 
Betrag in 
Spalte 10 
(zinszu- 
verbil- 
ligende 
Darlehen) 
im HJ 
‘1974 
benötigte 
Zins- 
zuschüsse 
(Kassen- 
mittel) 

1 

2 

3 

4 1 5 1 6 

7 

8 1 9 1 10 

11 

1 

Agrarstrukturelle Vorplanung 



2,450 

0,800 


2 

Flurbereinigung 

2.1 Flurbereinigungsverfahren 

2.2 Weinbergsflurbereinigungen 

2.3 Beschleunigte Zusammenlegungsverfahren . . . 

insgesamt ; 

— 82,000 0,740 

— 1,393 0,010 

— 2,000 0,020 

— 85,393 0,770 

351,700 

4,950 

7,000 

363,650 

— 116,590 23,500 

— 2,110 0,200 

— 2,700 0,300 

— 121,400 24,000 

0,547 

0,009 

0,014 

0,570 

3 

Langfristige Verpachtung in der 
Flurbereinigung 




3,000 


4 

Freiwilliger Landtausdi 



1,920 

[ 1,000 


5 

Einzelbetriebliche Maßnahmen und 
ländliche Siedlung 

5.1 Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben 

5.2 Verbesserung des Wohnteils 

5.3 Ländliche Siedlung 

5.4 Uberbrückungsmaßnahmen 

5.5 Buchführung 

insgesamt 

11,900 3,660 2,350 

— - 0,750 

2,600 1,000 

0,500 

0,440 

14,500 5,100 3,600 

205,300 

105,000 

35,600 

28,000 

18,100 12,540 88,000 

9,000 30,000 
7,400 2;000 

14,000 

25,500 23,540 132,000 

0,880 

0,300 

0,140 

1,320 

6 

1 Langfristige Verpachtung (Prämien) 

1 1 

1 

1 

i 3,000 

1 

7 

Umstellungsprämie 

7.1 Betriebe mit 5 bis 10 Milchkühen 

7.2 Betriebe mit mindestens 11 Milchkühen 

insgesamt 



2,000 

1,000 

3,000 


8 

Leistungsprüfungen in der 
tierischen Erzeugung 

8.1. Milchleistungsprüfungen 

8.2 Kontrollringe 

8.3 Schweinehybridprogramm 

8.4 Leistungsprüfungsanstalten 

insgesamt 


— 

0,600 



0,600 


9 

1 Umstellungen im Weinbau 

1 

1 

1 - 

1 - 

1 

10 

Waldbauliche und sonstige 
forstliche Maßnahmen 

10.1 Vorarbeiten 

10.2 Aufforstungen 

10.3 Umwandlungen 

10.4 Wertästung, Schutzpflanzungen usw 

insgesamt 


0,100 

4,000 

5,250 

0,690 

10,040 

0,080 

1,200 

1,000 

0,420 

2,700 
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11 

Landarbeiterwohnungsbau und 
Anpassungshilfe für ältere 
landwirtsdiaftliche Arbeitnehmer 

11.1 Neubau und Kauf von Landarbeiterwohnungen 

11.2 Bauliche Verbesserung von Landarbeiter- 
wohnungen 

11.3 Anpassungshilfe 

insgesamt 


4,350 

0,750 

0,800 

0,200 

0,050 

1,050 


12 

Wasserwirtsdiaftlidie und 
kulturbautechnisdie Maßnahmen 

12.1 Vorarbeiten 

12.2 Beseitigung naturgegebener Nachteile 

12.3 Ausgleich des Wasserabflusses 

12.4 Schutz gegen Wasser und Wind 

12.5 Zentrale Wasserversorgungsanlagen 

12.6 Zentrale Abwasseranlagen 

12.7 Wirtschafts Wegebau (Landwirtschaft) 

12.8 Wirtschafts Wegebau (Forstwirtschaft) 

insgesamt 

0,020 

15,050 — 

5,800 0,215 

— 0,535 

— 2,400 

— 0,580 

— 0,250 

20,850 4,000 

2,750 

0,600 

28,600 

46,700 

23.000 

82.000 

75.000 

26.000 
284,650 

0,600 

1,200 0,400 

12,600 — 

22.000 2,900 

8.000 10,700 

4,500 48,000 

20.000 13,000 

9.000 3,000 

77,900 78,000 

0,008 

0,058 

0,214 

0,960 

0,260 

0,060 

1,560 

ei 

Maßnahmen aufgrund von 

EG- Verordnungen 

13.1 Startbeihilfen Obst und Gemüse 

13.2 Startbeihilfen Fischwirtsch. Erzeugnisse 

13.3 Startbeihilfen Hopfen 

13.4 Beihilfen Hopfen 

insgesamt 


2,500 

20,000 

1.500 

5,000 

6.500 


14 

Maßnahmen gemäß 
Marktstrukturgesetz (MStrG) 

14.1 Startbeihilfen gemäß § 5 Abs. 1 MStrG 

14.2 Investitionsbeihilfen gemäß § 5 Abs, 4 MStrG 

14.3 Investitionsbeihilfen gemäß § 6 MStrG 

insgesamt 


8,470 

15,500 

30,700 

2,300 

2,230 

3,850 

8,380 


15 

Maßnahmen gemäß Gesetz über 

1 forstwirtschaftliche Zusammen- 
schlüsse (FZusG) 

15.1 Beihilfen für Erstinvestitionen gemäß § 25 Abs. 1 

15.2 Zuschüsse Verwaltung und Beratung gemäß 

§ 25 Abs. 2 

insgesamt 


2,390 

0,425 

1,000 

0,170 

1,170 


16 

Maßnahmen zur Verbesserung der 
Marktstruktur 

16.1 Molkereistruktur 

16.2 Schlachthofstruktur 

16.3 Struktur der Zuckerfabriken 

16.4 Investitionen für Obst und Gemüse 

16.5 Investitionen für Blumen und Zierpflanzen . . 

insgesamt 


149,000 

26,100 

4,200 

179,300 

13,500 

3,000 

0,500 

17,000 


17 

Küstenschutz 

1 17.1 Vorarbeiten 

17.2 Neubau von Schutzwerken 

17.3 Sperrwerke 

17.4 Buhnen, Vorlandarbeiten 

insgesamt 


~ 

— 



Mittelbedarf insgesamt 

1 434,203 

14,500. 

111,343 

8,370 1 

1 25,500 

271,040 

I 3,450 

Bundesanteil 

1 260,522 

8,700 

66,806 

5,022 1 

1 15,300 

162,624 

1 2,070 

Landesanteil 

1 173,681 

1 5,800 

44,537 

3,348 1 

1 10,200 

108,416 

1 1,380 
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Land: Berlin 
HJ = Haushaltsjahr 


Zusammenstellung Übersicht Lll 

der förderungsfähigen Gesamtkosten und des Mittelbedarfs 
für das Haushaltsjahr 1974 

— Beträge in Millionen DM — 


Lfd. 

Nr. 

Förderungsgrundsatz 

Maßnahme 

Aufgrund haushaltsreditlidier i 
Verpflichtungen aus dem HJ 

1973 (1. Rahmenplan) 
gebundene Beträge 

Förde- 
rungs- 
fähige 
Gesamt- 
kosten 
der im 

HJ 1974 
zu bewil- 
ligenden 
bzw. zu 
för- 
dernden 
Vorhaben 
usw. 

Von dem Betrag (Spalte 7) 
(Förderungsfähige Gesamtkosten) 
entfallen auf 

Für den 
Betrag in 
Spalte 10 
(zinszu- 
verbil- 
ligende 
Darlehen) 
im HJ 
1974 be- 
nötigte 
Zins- 
zuschüsse 
(Kassen- 
mittel) 

öffent- 

liche 

Darlehen 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zins- 

zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

öffent- 

liche 

Darlehen 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zuschüsse 

(Bedarf 

an 

Kassen- 
mitteln 
im HJ 
1974) 

Zins- 

zuverbil- 

ligende 

Darlehen 

1 

1 2 

1 3 

! 4 

1 5 

1 6 

! 7 ! 

8 ! 

9 1 

10 [ 

11 

1 

Agrarstrukturelle Vorplanung 



— 

1 




2.1 Flurbereinigungs verfahren 

— 

— 

— 

— ' 

— 

— 

— , 

— 

o 

Flurbereinigung 

2.2 Weinbergsflurbereinigungen 

— 

— 

— 

— 

— . 

— 

— 

— . 

A 

2.3 Beschleunigte Zusammenlegungsverfahren . . . 

— 

— 

— 

— 

— 

•— 

— 

— 



insgesamt 

— 

— 

— • 

— 

— 




3 

Langfristige Verpachtung in der 











Flurbereinigung 











4 I Freiwilliger Landtausch 




5.1 

5 2 

Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben 
Vprhp«ispning Hp«; W^ohnteils 

— 

— 

0,069 

1,810 

0,080 

0,600 

0,045 

0,018 

0,900 

0,009 


Einzelbetriebliche Maßnahmen und 
ländliche Siedlung 

5 3 

T.änHlirhe Sipflliing 





0,305 

0,241 

0,042 



5 

5.4 

Uberbrückungsmaßnahmen 





— . 

— 


5.5 

Buchführung 











insgesamt 

— 

— 

0,069 


0,841 

0,105 

0,900 

0,009 


6 I Langfristige Verpachtung (Prämien) [ 


7 

Umstellungsprämie 

7.1 Betriebe mit 5 bis 10 Milchkühen 

7.2 Betriebe mit mindestens 11 Milchkühen 

insgesamt 

1 


0,018 

0,018 


8 

Leistungsprüfungen in der 
tierischen Erzeugung 

8.1. Milchleistungsprüfungen 

8.2 Kontrollringe 

8.3 Schweinehybridprogramm 

8.4 Leistungsprüfungsanstalten 

insgesamt • 

' 

— 

— 



9 I Umstellungen inx. Weinbau 


Waldbauliche und sonstige 
forstliche Maßnahmen 


10.1 Vorarbeiten 

10.2 Aufforstungen 

10.3 Umwandlungen 

10.4 Wertästung, Schutzpflanzungen usw. 

insgesamt 
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11 

Landarbeiterwohnungsbau und 
Anpassungshilfe für ältere 
landwirtschaftliche Arbeitnehmer 

11.1 Neubau und Kauf von Landarbeiterwohnungen 

11.2 Bauliche Verbesserung von Landarbeiter- 
wohnungen 

11.3 Anpassungshilfe 

insgesamt 


1,400 

0,410 

0,410 


12 

Wasserwirtschaftliche und 
kulturbautechnische Maßnahmen 

12.1 Vorarbeiten 

12.2 Beseitigung naturgegebener Nachteile 

12.3 Ausgleich des Wasserabflusses 

12.4 Schutz gegen Wasser und Wind 

12.5 Zentrale Wasserversorgungsanlagen 

12.6 Zentrale Abwasseranlagen 

12.7 Wirtschaftswegebau (Landwirtschaft) 

12.8 Wirtschaftswegebau (Forstwirtschaft) 

insgesamt 

— — 

1 1 1 1 1 1 1 1 1 

1 1 1 1 1 1 1 1 

1 1 1 1 1 1 1 1 1 

— 

13 

Maßnahmen aufgrund von 

EG- Verordnungen 

13.1 Startbeihilfen Obst und Gemüse 

13.2 Startbeihilfen Fischwirtsch. Erzeugnisse 

13.3 Startbeihilfen Hopfen 

13.4 Beihilfen Hopfen 

insgesamt 


— 

— 


14 

Maßnahmen gemäß 
Marktstrukturgesetz (MStrG) 

14.1 Startbeihilfen gemäß § 5 Abs. 1 MStrG 

14.2 Investitionsbeihilfen gemäß § 5 Abs. 4 MStrG 

14.3 Investitionsbeihilfen gemäß § 6 MStrG 

insgesamt 


0,425 

1,100 

0,105 

0,135 

0,240 


15 

Maßnahmen gemäß Gesetz über 
forstwirtschaftliche Zusammen- 
schlüsse (FZusG) 

15.1 Beihilfen für Erstinvestitionen gemäß § 25 Abs. 1 

15.2 Zuschüsse Verwaltung und Beratung gemäß 

§ 25 Abs. 2 

insgesamt 


— 



16 

Maßnahmen zur Verbesserung der 
Marktstruktur 

16.1 Molkereistruktur 

16.2 Schlachthof Struktur 

1 16.3 Struktur der Zuckerfabriken 

16.4 Investitionen für Obst und Gemüse 

16.5 Investitionen für Blumen und Zierpflanzen . . 

insgesamt 


7,400 



7,400 

1,850 

1,850 


17 

Küstenschutz 

17.1 Vorarbeiten 

! 17.2 Neubau von Schutzwerken 

17.3 Sperrwerke 

17.4 Buhnen, Vorlandarbeiten 

insgesamt 


— 

— 




Mittelbedarf insgesamt 

1 3,544 1 — 

— 0,069 1 

i 0,841 

2,625 

1 0,009 

Bundes anteil 

1 2,126 1 — 

— 0,041 1 

1 0,505 

1,575 

1 0,005 

Landesanteil 

1 1,418 1 — 

— 0,028 1 

1 0,336 

1,050 

1 0,004 


CO 

CO 
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Übersicht ZI 


Zusammenstellung für das Haushaltsjahr 1974 

(Kassenmittel) 

— Beträge in Millionen DM — 

D: öffentliche Darlehen 
Z: Zuschüsse 

ZZ: Zuschüsse für zinsverbilligte Darlehen 
HJ = Haushaltsjahr 


Land 

Mittelansatz 

insgesamt 

von dem 
Betrag in 
Spalte 2 
entfallen 
auf Bund 

■ 

von dem 
Betrag in 
Spalte 2 
entfallen 
auf Land 

von dem Betrag in Spalte 2 entfallen auf 

Agrar- 

struktu- 

relle 

Vor- 

planung 

Flurbereinigung 

Lang- 
fristige 
Ver- 
pach- 
tung in 
der 
Flur- 
bereini- 
gung 

Frei- 

williger 

Land- 

tausdi 

Einzelbetriebliche 
Maßnahmen und 
ländliche Siedlung 

z 

D 1 

z 1 

2 Z 

z 

z 

D 1 

z 1 

ZZ 

1 

2 

3 

4 

5 

6 1 

7 ! 

8 , 

9 

10 1 

11 1 

12 1 

13 

Schleswig-Holstein . . 

234,417 

147,600 

86,817 

0,300 

1,300 

32,672 

0,236 

0,150 

0,150 

20,825 

9,370 

3,668 

Hamburg 

28,137 

18,352 

9,785 

0,020 


— 

— 

— 

— 

1,500 

0,418 

0,250 

Bremen 

12,889 

8,400 

4,489 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,720 

0,239 

0,140 

Niedersachsen 

434,528 

270,000 

164,528 

0,750 

3,300 

50,030 

— 

1,300 

1,530 

39,370 

31,920 

4,338 

Nordrhein-Westfalen 

228,000 

136,800 

91,200 

0,700 

— 

86,500 

— 

— 

— 

14,490 

19,882 

4,355 

Hessen 

135,666 

81,400 

54,266 

1,250 

3,000 

29,100 

— 

0,377 

0,025 

13,645 

6,465 

1,797 

Rheinland-Pfalz .... 

166,000 

99,600 

66,400 

0,200 

4,000 

52,500 

— 

0,550 

0,200 

17,000 

9,340 

2,451 

Saarland 

18,000 

10,800 

7,200 

0,120 

0,500 

4,500 

0,034 

0,050 

— 

2,400 

2,030 

0,157 

Baden-Württemberg 

274,000 

164,400 

109,600 

0,620 

— 

75,150 

0,150 

1,350 

0,100 

40,600 

. 21,060 

3,500 

Bayern 

434,203 

260,522 

173,681 

0,800 

— 

206,793 

1,340 

3,000 

1,000 

40,000 

28,640 

4,920 

Berlin 

3,544 

2,126 

1,418 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,841 

0,105 

0,078 

insgesamt 

1 969,384 1 

1 200,000 

769,384 

4,760 

12,100 

537,245 

1,760 

6,777 

3,005 

191,391 

129,469 

25,654 


Bundesanteil 

2,856 

7,260 

322,347 

1,056 

4,066 

1,803 

114,835 

77,681 

15,392 

Länderanteil 

1,904 

4,840 

214,898 

0,704 

2,711 

1,202 

76,556 

51,788 

10,262 


200 
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Übersicht Z 1 


von dem Betrag in Spalte 2 entfallen auf 


Lang- 

fristige 

Verpach- 

tung 

(Prämien) 

Umstel- 

lungs- 

prämie 

Leistungs- 

prüfungen 

Umstel- 
lung im 
Weinbau 

Waldbau- 

liche 

Maß- 

nahmen 

Land- 

arbeiter- 

woh- 

j nungsbau 
und An- 
j passungs- 
hilfe 

W asserwirtschaf t- 
liche und kulturbau- 
tedinisdie 
Maßnahmen 

Zu- 

sammen- 
j Schlüsse 

1 aufgrund 

1 von 

EG-VO 

Markt- 

struktur- 

gesetz 

Gesetz 

über 

forst- 

wirtsdiaft- 

lidie 

Zu- 
sammen- 1 
Schlüsse 

Verbesse- 
rung der 
Markt- 
struktur 

Küsten- 

schutz 

z 1 

1 z 1 

1 z 1 

1 z 

1 z 

1 z 

1 z i 

zz 1 

z 1 

z 1 

z 1 

Z 1 

i Z 

14 1 

! 15 

1 16 

1 ■ 17 

1 18 1 

1 19 1 

1 20 1 

21 1 

22 1 

1 23 1 

24 : 

1 25 

1 26 

2,500 

4,500 

5,935 

— 

0,788 

2,613 

70,705 

1,500 

0,154 

2,350 

0,200 

5,001 

69,500 

0,055 

— 

0,039 

— 

0,010 

0,125 

9,257 

— 

0,183 

0,230 

— 

1,350 

14,700 

0,020 

0,100 

0,053 


— 

0,200 

0,670 

— 

— 

1,535 

— 

2,546 

6,666 

3,300 

9,000 

7,695 

— 

4,240 

4,420 

140,833 


1,180 

8,870 

2,090 

27,520 

92,840 

— 

19,000 

— 

— 

— 

0,800 

63,670 

— 

0,090 

— 

__ 

18,513 

— 

1,000 

1,250 

2,107 

0,250 

1,500 

0,660 

64,375 

— 

0,060 

2,850 

0,500 

5,455 

— 

0,200 

2,000 

2,309 

2,000 

2,800 

1,050 

54,400 


0,250 

8,000 

0,250 

6,500 

— 

0,090 

0,100 

0,140 

0,010 

0,147 

0,180 

6,568 

0,255 


0,030 

0,003 

0,686 

— 

1,000 

3,000 

6,050 

— 

3,000 

0,800 

86,600 

1,100 

0,200 

13,520 

0,700 

15,500 

— 

3,000 

3,000 

0,600 

— 

2,700 

1,050 

98,750 

5,560 

6,500 

8,380 

1,170 

17,000 

— 

0,002 

0,018 

— 

— 

— 

0,410 

— 

— 

— 

0,240 

— 

1,850 

— 

11,167 

41,968 

24,928 

2,260 

15,185 

12,308 

595,830 

8,415 

8,617 

46,005 

4,913 

101,921 

183,706 


6,700 

25,181 

14,957 

1,356 

9,111 

7,385 

357,498 

5,049 

5,170 

27,603 

2,948 

61,152 

128,594 

4,467 

16,787 

9,971 

0,904 

6,074 

4,923 

238,332 

3,366 

3,447 

18,402 

1,965 

40,769 

55,112 
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Zusammenstellung der Verpfliditungsermäditigungen für das Haushaltsjahr 1974 

— Beträge in Millionen DM — 

D: öffentliche Darlehen 
Z: Zuschüsse 

ZZ: Zuschüsse für zinsverbilligte Darlehen 
HJ == Haushaltsjahr 









Förderungsgrundsatz 






Land 

Agrar- 

struk- 




Einzelbetriebliche 

Umsteh 

Wald- 

bau- 

Land- 

arbeit- 

Wasserwirt- 
schaftliche und 

Markt- 

Ver- 

besse- 

turelle 

Vor- 

planung 

Flurbereinigung 

Maßnahmen und 
ländliche Siedlung 

lungs- 

prämie 

liehe 

Maß- 

nahmen 

terwoh- 

nungs- 

bau 

kulturbautech- 
nische Maß- 
nahmen 

Struk- 

tur- 

gesetz 

rung 

der 

Markt- 

struktur 


Z 

D i 

Z 

N 

N 

D 

z 1 

ZZ 

z 

z 

z 

z 

ZZ 

z 

z 

1 

2 

3 1 

4 

5 

6 

7 

8 

9 ■ 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

Schleswig-Holstein . . 



1,060 

26,630 

2,614 

8,800 

6,060 

19,680 

13,500 

0,220 


57,630 

11,876 


3,500 

Hamburg 

- 

— 

— 

- 

1,097 

0,058 

1,666 

— 

— 

— 

6,943 

— 

— 

— 

Bremen 

— 

~ 

— 

— 

— 

0,034 

0,400 

0,100 

— 


5,827 

— 

— 


Niedersadisen 

0,100 

- 

7,000 

__ 

22,142 

12,929 

45,439 

13,000 

— 

— 

— 

— 



Nordrhein-Westfalen 

~ 

~ 

65,000 

— 

11,000 

11,900 

44,335 

19,000 

— 

— 

45,600 

— 

_ 

14,000 

Hessen 

_ 


— 

— 

9,501 

4,584 

12,544 

1,250 

_ 

0,450 

— 

— 

— 


Rheinland-Pfalz 

— 

— 

45,000 

— 

10,000 

7,425 

17,600 

5,200 


— 

11,000 

— 

— 


Saarland 

— 

— 

— 

0,385 

2,400 

1,370 

0,840 

0,230 


— 

— 

2,938 

— 

— 

Baden-Württemberg. . 

0,250 

— 

62,500 

3,300 

32,100 

19,450 

25,800 

6,000 


0,200 

63,000 

12,000 

4,000 

8,500 

Bayern 

1,150 

— 

180,000 

12,960 

31,000 

14,390 

61,680 

9,000 

1,500 

0,700 

37,000 

41,340 

3,000 

8,000 

Berlin 

— 

— 

— 

— 


— 

0,420 

0,018 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

1,500 

1,060 

386,130 

19,259 128,040 

78,200 

230,404 

67,298 

1,720 

1,350 

227,000 

68,154 

7,000 

34,000 


Bundesanteil 

0,900 

0,636 

213,678 

11,555 

76,824 

46,920 

138,243 

40,379 

1,032 

0,810 

136,200 

40,892 

4,200 

20,400 

Länderanteil 

0,600 

0,424 

154,452 

7,704 

51,216 

31,280 

92,161 

26,919 

0,688 

0,540 

90,800 

27,262 

2,800 

13,600 
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Förderungs- 

grundsatz 






Von den Beträgen in den Spalten 18, 

19 bzw. 20 werden fällig 



Küsten- 

schutz 

übrige 

Maß- 

nahmen 

Summe Spalten 

2 bis 17 

im HJ 1975 

im HJ 1976 

im HJ 1977 

in den Folgejahren 

Z 

z 

D I 

z ! 

ZZ 

D 

1 z ! 

ZZ 

D 

1 z 1 

ZZ 

D 

1 z 

ZZ 

D 

2 1 

ZZ 

16 

17 

18 

19 1 

20 

21 

22 1 

23 

24 

1 25 1 

26 

27 

28 1 

29 

30 

31 1 

32 

56,790 



9,860 

164,330 

34,170 

7,954 

68,547 

4,457 

0,953 

53,269 

4,100 

0,953 

39.944 

3,747 


2,570 

21,866 

10,000 

- 

1,097 

17,001 

1,666 

0,550 

13,666 

0,170 

0,275 

3,322 

0,180 

0,272 

0,008 

0,175 

— 

0,005 

1,141 

— 

— 

- 

5,961 

0,400 

- 

0,671 

0,087 

— 

0,721 

0,075 

_ 

0,721 

0,062 

— 

3,848 

0,176 

— 

— 

22,142 

33,029 

45,439 

15,042 

18,229 

3,200 

3,550 

6,160 

4,344 

3,550 

2,660 

4,541 

— 

5,980 

33,354 

~ 

— 

11,000 

155,500 

44,335 

10,000 

59,140 

6,151 

1,000 

33,320 

5,672 

_ 

36,480 

5,192 

— 

26,560 

27,320 

~ 

— 

9,501 

6,284 

12,544 

4,751 

3,001 

1,500 

4,750 

2,953 

1,400 

— 

0,090 

1,300 

— 

0,240 

8,344 

— 

~ 

10,000 

68,625 

17,600 

3,550 

27,115 

2,200 

4,450 

20,555 

2,063 

2,000 

11,945 

1,912 

— 

9,010 

11,425 

— 

~ ' 

2,400 

1,600 

4,163 

1,550 

1,195 

0,413 

0,850 

0,263 

0,390 

— 

0,062 

0,366 

— 

0,080 

2,994 

— 

— 

32,100 

163,900 

41,100 

17,900 

67,110 

3,950 

9,900 

31,210 

4,330 

4,300 

29,960 

4,270 

— 

35,620 

28,550 

— 

6,800 

31,000 

261,540 

115,980 

20,500 

114,160 

11,700 

10,500 

61,910 

10,995 

— 

53,910 

10.290 

— 

31,560 

82,995 

— 

— 

__ 

0.018 

0,420 

— 

0,009 

0,021 

— 

0,009 

0,020 

— 

— 

0,019 

- 

- 

0,360 

66,790 

6,800 

129,100 

877,788 

317,817 1 

81,797 

372,843 

33,849 

1 36,228 

213,692 

33,569 

11,075 

175,780 

31,874 

- 

115,473 

218,525 


46,753 

4,080 

77,460 

533,352 

190,690 

49,078 

226,925 

20,309 

21,737 

130,656 

20,141 

6,645 

106,487 

19,125 

— 

69,284 

131,115 

20,037 

2,720 

51,640 

344,436 

127,127 

32,719 

145,918 

13,540 

14,491 

83,036 

13,428 

4,430 

69,293 

12,749 


46,189 

87,410 
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Zusammenstellung 

a) der Länderanmeldungen 

b) der vorgesehenen Bundesmittel für das Haushaltsjahr 1975 

: — Beträge in Millionen DM — 

D: öffentliche Darlehen 
Z: Zuschüsse 

ZZ: Zuschüsse für zinsverbilligte Darlehen 
a) Länderanmeldungen 


Land 

Mittel- 

bedarf 

insgesamt 

von dem Betrag in Spalte 2 entfallen auf 

Agrar- 

struktu- 

relle 

Vor- 

planung 

Flurbereinigung 

Lang- 
fristige 
Verpach- 
tung 
in der 
Flurberei- 
nigung 

Frei- 
williger 
Land- 
. tausch 

Einzelbetriebliche Maßnahmen 
und ländliche Siedlung 

Z 

D 

1 z 1 

ZZ 

z 

z 

1 D 1 

z 1 

ZZ 

1 

2 

3 

4 

I 5 1 

6 

7 

9 

8 1 

10 i 

11 

Schleswig-Holstein 

277,322 

0,300 

1,300 

43,112 

0,489 

0,150 

0,200 

24,425 

9,890 

6,279 

Hamburg 

24,556 

0,020 

— 

— 

— 

— 

— 

1,850 

0,445 

0,410 

Bremen 

11,434 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,720 

0,241 

0,240 

Niedersachsen 

487,439 

0,750 

3,300 

50,035 

— 

1,300 

1,530 

52,540 

35,849 

8,768 

Nordrhein-Westfalen . . 

430,905 

0,700 

15,000 

106,700 

— 

— 

— 

30,670 

20,710 

8,480 

Hessen 

142,774 

2,000 

3,000 

25,750 

— 

0,377 

0,025 

23,591 

10,759 

3,440 

Rheinland-Pfalz 

191,467 

0,350 

6,000 

56,664 

~ 

0,600 

0,200 

22,150 

13,170 

5,163 

Saarland 

20,666 

0,120 

0,500 

5,000 

0,061 

0,050 

— 

2,550 

2,190 

0,252 

Baden-Württemberg . . 

337,400 

0,620 

— 

85,700 

0,750 

1,600 

0,120 

62,030 

34,270 

5,200 

Bayern 

614,350 

1,600 

— 

250,000 

2,510 

4,000 

1,000 

73,400 

45,810 

12,920 

Berlin 

1,666 

— 

— 

~ 

— 


— 

0,900 

0,123 

0,123 

insgesamt . . . 

2 539,979 

6,460 

29,100 

622,961 

3,810 

8,077 

3,075 

294,826 

173,457 

51,275 


b) vorgesehene 

Bundesmittel 1 314,000 
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Lang- 

fristige 

Ver- 

paditung 

(Prämien) 

Umstel- 

lungs- 

prämie 

Lei- 

stungs- 

prüfun- 

gen 

Umstel- 
lung im 
Weinbau 

Waldbau- 

lidie 

Maß- 

nahmen 

Land- 
arbeiter- 
woh- 
nungsbau 
und An- 
passungs- 
hilfe 

Wasserwirtsdiaft- 
lidie und kultur- 
bautedinisdie 
Maßnahmen 

Zusam- 

men- 

sdilüsse 

aufgrund 

von 

EG-VO 

Markt- 

struktur- 

gesetz 

Gesetz 

über 

forst- 

wirt- 

sdiaftlidie 

Zu- 

sammen- 

schlüsse 

Verbesse- 
rung der 
Markt- 
struktur 

Küsten- 

schutz 

Z 

1 z 

1 z 

1 z 

! z 

1 z 

! z 1 

ZZ 1 

z I 

Z 

1 z ! 

1 z 

1 z 

12 

1 13 

! 14 

1 15 

1 16 

! 17 

1 IS 1 

19 ! 

20 1 

21 1 

22 1 

23 1 

! 24 

2,550 

6,750 

5,842 



0,963 

3,293 

81,188 

2,625 



0,575 

0,200 

8,125 

79,066 

0,065 

— 

0,037 

— 

0,010 

0,125 

9,071 

— 

0,183 

0,160 

— 

0,400 

11,780 

0,020 

— 

0,052 

— 

— 

0,200 

0,670 

— 

— 

1,375 

— 

1,250 

6,666 

3,300 

2,000 

7,265 

— 

4,630 

4,420 

158,090 

— 

1,100 

12,502 

2,180 

45,040 

92,840 

— 

9,500 


— 

— 

0,800 

203,850 

2,870 

— 

— 


31,625 

— 

1,000 

1,875 

2,082 

0,250 

1,000 

1,310 

57,250 

— 

0,060 

3,000 

0,500 

5,505 

— 

0,200 

2,600 

1,450 

2,000 

4,920 

1,050 

58,500 

— 

0,500 

8,500 

0,450 

7,000 

— 

0,090 

0,280 

0,130 

0,010 

0,245 

0,180 

7,835 

0,649 


0,020 

0,004 

0,500 

— 

1,000 

3,500 

6,300 


3,600 

0,900 

96,930 

2,210 

0,200 

14,520 

1,450 

16,500 

— 

4,000 

4,500 

— 

— 

5,900 

1,300 

154,900 

9,370 

6,500 

8,600 

1,640 

26,400 

— 

0,003 

0,009 

— 

— 

— 

0,410 

— 

— 

— 

0,098 

__ 

— 

— 

12,228 

31,014 

23,158 

2,260 

21,268 

13,988 

828,284 

17,724 

8,543 

49,350 

6,424 

142,345 

190,352 
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Zusammenstellung 

a) der Länderanmeldungen 

b) der vorgesehenen Bundesmittel für das Haushaltsjahr 1976 

— Beträge in Millionen DM — 

D: öffentliche Darlehen 
Z: Zuschüsse 

ZZ: Zuschüsse für zinsverbilligte Darlehen 
a) Länderanmeldungen 


Land 

Mittelbedarf 

insgesamt 



von 

dem Betrag in Spalte 2 entfallen auf 



Agrar- 

struktu- 

relle 

Vor- 

planung 

Flurbereinigung 

Lang- 
fristige 
Verpadi- 
tung in 
der Flur- 
bereini- 
gung 

Freiwilli- 
ger Land- 
tausdi 

Einzelbetrieblidie Maßnahmen 
und ländliche Siedlung 



z 

D 

1 Z 1 

ZZ 

z 

z 

D I 

Z 1 

ZZ 

1 

2 

3 

4 

1 5 1 

6 

7 

8 

9 1 

10 1 

11 

Schleswig-Holstein .... 

282,758 

0,315 

1,475 

45,412 

0,728 

0,155 

0,200 

25,600 

10,660 

8,620 

Hamburg 

15,064 

0,010 

— 

— 

— 

— 

— 

2,025 

0,447 

0,580 

Bremen 

11,096 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,720 

0,243 

0,340 

Niedersachsen 

503,523 

0,750 

— 

52,035 

— 

1,300 

1,530 

55,560 

37,738 

13,352 

Nordrhein-Westfalen . . 

441,851 

0,700 

15,000 

111,700 

— 

— 

— 

30,670 

21,010 

12,340 

Hessen 

158,334 

2,000 

3,500 

29,000 

— 

0,377 

0,025 

25,562 

12,378 

4,985 

Rheinland-Pfalz 

200,729 

0,350 

6,500 

58,914 

— 

0,650 

0,200 

23,400 

14,690 

7,075 

Saarland 

22,088 

0,120 

0,500 

5,200 

0,076 

0,050 

— 

2,550 

2,200 

0,332 

Baden-Württemberg . . 

353,750 

0,640 

— 

85,700 

1,290 

1,800 

0,160 

72,340 

36,740 

7,600 

Bayern 

650,160 

1,900 

— 

260,000 

3,710 

4,500 

1,000 

77,400 

48,410 

19,350 

Berlin 

1,693 

— 

— 

— 

~ 

— 

— 

0,900 

0,123 

0,168 

insgesamt . . . 

2 641,046 

6,785 

26,975 

647,961 

5,804 

8,832 

3,115 

316,727 

184,639 

74,742 


b) vorgesehene 

Bundesmittel 1 256,000 
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Lang- 

fristige 

Verpadi- 

tung 

(Prämien) 

Umstel- 

lungs- 

prämie 

Leistungs- 

prüfungen 

Umstel- 
lung im 
Weinbau 

Wald- 

baulidie 

Maß- 

nahmen 

Land- 
arbeiter- 
woh- 
nungsbau 
und An- 
passungs- 
hilfe 

Wasserwirts diaft- 
lidie und kultur- 
bautedinisdie 
Maßnahmen 

Zu- 

sammen- 

schlüsse 

aufgrund 

von 

EG-VO 

Markt- 

struktur- 

gesetz 

Gesetz 

über 

forstwirt- 
schaft- 
liche Zu- 
sammen- 
schlüsse 

Verbes- 

serung 

der 

Markt- 

struktur 

Küsten- 

schutz 

Z 

z 

z 

z 

z 

Z 

Z 1 

ZZ 

z 

z 

z 

z 

z 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 1 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

2,720 

2,250 

5,950 



1,063 

3,388 

84,450 

3,688 



0,300 

0,200 

6,125 

79,459 

0,075 

— 

0,037 

— 

0,010 

0,125 

7,015 

— 

— 

0,090 

— 

0,050 

4,600 

0,030 

0,050 

0,052 

— 

— 

0,200 

0,670 

— 

— 

1,375 

— 

0,750 

6,666 

3,300 

4,500 

7,590 

— 

5,000 

4,420 

161,188 

— 

1,000 

13,215 

2,280 

45,925 

92,840 

— 


— 

— 

— 

0,800 

214,050 

3,956 

— 

— 

~ 

31,625 

— 

1,000 

1,250 

2,082 

0,250 

1,000 

1,310 

64,750 

— 

0,060 

2,500 

0,500 

5,805 

— 

0,200 

1,800 

1,450 

2,000 

6,000 

1,050 

61,500 

— 

0,500 

8,000 

0,450 

6,000 

— 

0,090 

0,165 

0,130 

0,010 

0,270 

0,180 

8,820 

0,921 

— 

0,020 

0,004 

0,450 

— 

1,000 

0,250 

7,150 

— 

3,800 

0,900 

98,350 

3,350 

0,100 

15,520 

1,560 

15,500 

— 

4,000 

1 , 500 ^ 

— 

— 

6,800 

1,300 

169,600 

12,800 

— 

8,360 

1,830 

27,700 

— 

0,003 

0,009 

— 

— 

— 

0,410 

— 

— 

— 

0,080 

— 

— 

— 

12,418 

11,774 

24,441 

2,260 

23,943 

14,083 

870,393 

24,715 

1,660 

49,460 

6,824 

139,930 

183,565 
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Zusammenstellung 

a) der Länderanmeldungen 

b) der vorgesehenen Bundesmittel für das Haushaltsjahr 1977 

— Beträge in Millionen DM — 

D: öffentliche Darlehen 
2: Zuschüsse 

ZZ: Zuschüsse für zinsverbilligte Darlehen 
a) Länderanmeldungen 


Land 

Mittelbedarf 

insgesamt 

von dem Betrag in Spalte 2 entfallen auf 

Agrar- 

struktu- 

relle 

Vor- 

planung 

Flurbereinigung 

Lang- 
fristige 
Verpach- 
tung in 
der Flur- 
bereini- 
gung 

Freiwilli- 
ger Land- 
tausch 

Einzelbetrieblidie Maßnahmen 
und ländliche Siedlung 

Z 

D 

1 Z 1 

ZZ 

z 

z 

D 1 

Z 1 

ZZ 

1 

2 

3 

4 

i 5 t 

6 i 

7 1 

8 1 

9 1 

10 1 

11 

Schleswig-Holstein .... 

290,690 

0,330 

1,650 

47,412 

0,953 

0,160 

0,200 

25,800 

10,840 

10,691 

Hamburg 

12,521 

— 

*— 

— 

— 

— 

— 

2,100 

0,450 

0,740 

Bremen 

11,191 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,720 

0,245 

0,433 

Niedersachsen 

522,596 

0,820 

— 

52,835 

— 

1,500 

1,675 

58,670 

40,065 

14,979 

Nordrhein-Westfalen . . 

476,973 

0,700 

18,000 

114,700 

— 

— 

— 

30,670 

21,250 

15,800 

Hessen 

165,658 

2,000 

3,500 

29,000 


0,377 

0,025 

27,594 

12,936 

6,523 

Rheinland-Pfalz 

209,688 

0,350 

7,000 

61,700 

— 

0,700 

0,200 

22,100 

18,350 

8,838 

Saarland 

23,556 

0,120 

0,500 

5,200 

0,091 

0,050 

— 

2,550 

2,210 

0,412 

Baden-Württemberg . . 

369,700 

0,640 

— 

91,400 

1,770 

2,000 

0,200 

71,860 

35,520 

10,000 

Bayern 

673,530 

2,000 

— 

260,000 

4,930 

4,500 

1,000 

77,400 

49,010 

25,640 

Berlin 

1,676 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,900 

0,123 

0,213 

insgesamt . . . 

2 757,779 

6,960 

30,650 

662,247 

7,744 

9,287 

3,300 

320,364 

190,999 

94,269 


b) vorgesehene 

Bundesmittel 1 202,000 
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Übersicht Z5 



Lang- 

fristige 

Verpadi- 

tung 

(Prämien) 

Umstel- 

lungs- 

prämie 

Leistungs- 

prüfungen 

Umstel- 
lung im 
Weinbau 

Wald- 

baulidie 

Maß- 

nahmen 

Land- 
arbeiter- 
woh- 
nungsbau 
und An- 
passungs- 
hilfe 

Wasserwirtsdiaft- 
liche und kultur- 
bautedinisdie 
Maßnahmen 

Zu- 

sammen- 

schlüsse 

aufgrund 

von 

EG-VO 

Markt- 

struktur- 

gesetz 

Gesetz 

über 

forstwirt- 
sdiaft- 
liche Zu- 
sammen- 
schlüsse 

Verbes- 

serung 

der 

Markt- 

struktur 

Küsten- 

schutz 

z 

z 

z 

z 

Z 

z 

z ! 

ZZ 

z 

1 z 

z 

z 

z 

12 

1 13 

14 

15 1 

16 

17 

18 1 

19 

20 

l 21 

22 

23 

24 

2,890 

2,250 

6,000 



1,263 

3,488 

88,200 

4,688 

— 

0,250 

0,200 

6,125 

77,300 

0,075 

— 

0,037 

— 

0,010 

0,125 

7,644 

— 

— 

0,050 

— 

0,050 

1,240 

0,030 

0,050 

0,052 

— 

— 

0,200 

0,670 

— 

— 

1,375 

— 

0,750 

6,666 

3,525 

1,000 

7,075 

— 

5,390 

4,420 

172,472 

— 

0,900 

13,955 

2,390 

45,925 

95,000 

— 

9,500 

— 

— 

— 

0,800 

228,950 

4,978 

— 

— 

— 

31,625 

— 

1,000 

0,625 

2,063 

0,250 

1,000 

1,310 

69,750 


— 

2,000 

0,500 

5,205 

— 

0,200 

0,800 

1,450 

2,000 

6,500 

1,050 

65,000 

— 

0,500 

7,500 

0,450 

5,000 

— 

0,090 

0,115 

0,130 

0,010 

0,300 

0,180 

9,980 

1,194 

— 

0,020 

0,004 

0,400 

— 

1,000 

2,000 

7,400 

— 

3,800 

0,900 

104,400 

4,520 

0,100 

15,520 

1,670 

15,000 

— 

4,000 

3,000 

— 

— 

7,550 

1,300 

185,100 

16,150 

— 

8,050 

2,150 

21,750 

— 

0,003 

— 

— 

— 

— 

0,410 

— 

— 

— 

0,027 

— 

— 

— 

12,813 

19,340 

24,207 

2,260 

25,813 

14,183 

932,166 

31,530 

1,500 

48,747 

7,364 

131,830 

180,206 
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